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EDITORIAL

Menschenrechte und Revolution

Der Zusammenhang zwischen ,Menschenrechten und Revolutionen® steht auf der
politischen Tagesordnung: In jiingster Zeit wurden wir Zeugen von Massenprotesten,
Aufstinden, Rebellionen und Revolutionen in der Ukraine, in Tunesien, Agypten,

Libyen oder Syrien, in denen der Bezug auf Menschenrechte mitunter eine zentrale,

manchmal eine eher nebensichliche und — erstaunlich genug — gelegentlich auch gar

keine Rolle spielte. Die Frage nach dem Zusammenhang zwischen Menschenrechten
und Revolutionen beriihrt aber auch wesentliche Aspekte der Politischen Philosophie
und Theorie der Menschenrechte:

(1) Aus historischer und ideengeschichtlicher Sicht kann beinahe die gesamte Geschich-
te der Menschenrechte als Geschichte einer grundlegenden Revolution politischen
Ordnungsdenkens verstanden werden. Die Menschenrechte haben im modernen
Rechtssystem ,,das Oberste zuunterst gekehrt“. Als Gegenentwurf und parallel zum
geltenden positiven Recht wurde ab dem 17. Jahrhundert eine spezielle Kategorie
von Rechten als ,,Geburtsrecht” jedes menschlichen Lebewesens deklariert. Die
Verfechter dieser Position sahen und sehen sich meist in einer historischen Konti-
nuitit mit dem traditionellen Naturrecht. Die beiden wichtigsten Wesensmerkma-
le jener so verstandenen Menschenrechte sind ihr Anspruch auf universelle Giiltig-
keit zum einen und die Tatsache, dass sie fiir jede Person gelten und nicht nur fiir
eine bestimmte Gruppe von Menschen.

So war es etwa John Locke, der unter dem Eindruck der Glorreichen Revolution
in England die Uberzeugung vertrat, dass jedes Individuum allein in seiner Eigen-
schaft als Mensch iiber ,natiirliche” Rechte auf Leben, Freiheit und Eigentum
verfiigt. Dies macht Locke neben Charles de Montesquieu und Jean-Jacques
Rousseau zu einem der drei wichtigsten Theoretiker der Amerikanischen und der
Franzésischen Revolution, die urspriinglich vor allem fiir liberale Freiheitsrechte
kimpften. In ihrem weiteren Verlauf dehnte die Revolution der Menschenrechte
ihre Anspriiche jedoch inhaltlich auf politische Partizipationsrechte und soziale
Teilhaberechte aus, aber auch auf den Schutz vor rechdicher Diskriminierung, auf
die Rechte von Kindern, auf sogenannte kollektive Rechte der , dritten Generation®
bis hin zu Rechten des Schutzes von Natur und Tieren. Dabei ist die besagte Re-

© Wochenschau Verlag, Schwalbach/Ts



zfmr 112015

volution der Menschenrechte stets aus konkreten Erfahrungen von Ungerechtigkeit
und mitunter auch aus blutigen politischen Kdmpfen hervorgegangen. Von Olym-
pe de Gouges bis hin zur UN-Konvention zur Beseitigung jeder Form von Diskri-
minierung der Frau (CEDAW), von den ersten Arbeiteraufstinden Westeuropas
bis zur heutigen Anerkennung von Gewerkschaften in Osteuropa, Lateinamerika
und Asien; vom Kampf fiir religiése Toleranz im 17. Jahrhundert bis zu den gegen-
wirtigen Protesten gegen eine Diskriminierung aufgrund von Hautfarbe, nationa-
ler oder religiéser Zugehdrigkeit; vom Widerstand gegen eine offiziell erlaubte
Versklavung von Menschen bis zu den heutigen ,,Sweatshops®, , Arbeitslagern® in
»auflerrechtlichen Zonen«und der Versklavung von meistens Frauen und Midchen
in privaten Haushalten und Bordellen — all diese Kimpfe zeigen eine interne Be-
zichung zwischen politischen Unrechtserfahrungen und Menschenrechten. In ihrer
Summe bilden sie eine Revolution der Menschenrechte.

(2)Zudem kann man von Menschenrechten der Revolution sprechen, denn die Idee der
Menschenrechte kann politisch folgenreiche Revolutionen auslésen — abrupte oder
schleichende. Zu einer Art von Revolution kam es im Jahre 1947, und zwar un-
mittelbar nach Publikwerden eines Entwurfs zur Allgemeinen Erklirung der
Menschenrechte. Die Menschenrechtskommission wurde mit Petitionen aus der
ganzen Welt iiberschwemmt, und das geplante Ubereinkommen entwickelte sich
so rasch zu einem michtigen Instrument im Dienst der Unterdriickten, das umge-
hend eine enorme performative Kraft zu entfalten vermochte. Durch die Einmi-
schung sozialer Bewegungen wurden schon bald die Folgen dieser Entwicklung in
der politischen Realitdt sichtbar, und im Zuge politischer Proteste konnten Un-
rechtserfahrungen mehr und mehr in Forderungen nach menschenrechtlicher
Anerkennung umgemiinzt werden. Von den Menschenrechten der Revolution ldsst
sich jedoch auch noch in einem direkteren Sinne sprechen, und zwar als Revoluti-
onen fiir Menschenrechte: Die Franzosische Revolution, die Amerikanische Revo-
lution, aber auch die historisch oft unterschitzte Haitianische Revolution haben
die Menschenrechte allererst hervorgebracht. Ahnliches gilt dann auch fiir die
historisch jiingsten Revolutionen in Nordafrika.

(3) Dariiber hinaus kann die Analyse des Zusammenhangs zwischen Menschenrechten
und Revolutionen ihren Fokus auf die Rolle der Menschenrechte in Revolutionen
richten. So werden die Menschenrechte vor und wihrend jeder Art von politischer
Revolution verletzt, da der jeweils betroffene Staat und seine Reprisentanten meist
ein lebhaftes Interesse daran haben, die bestehende Ordnung unter allen Umstin-

den aufrechtzuerhalten; und zwar notfalls mit Gewalt. Zugleich lisst sich aber mit
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Verweis auf international geltende Menschenrechtsabkommen entsprechendes
Unrecht dann auch als menschenrechtswidrig entlarven: Vollzieht sich eine Revo-
lution nicht zuletzt im Namen der Menschenrechte, so veranschlagt sie die Idee,
fiir deren Realisierung sie kimpft zugleich auch schon als eine Art Legitimations-
bedingung oder auch Grenze, an der das ,.alte” System mit seinem Widerstand halt
zu machen hat. Wird diese Grenze {iberschritten, so fiihren entsprechende Un-
rechtserfahrungen oder gar Griueltaten zu weiterer massiver Kritik und dann auch
zu immer neuen Interpretationen der Menschenrechte; so wie das beispielsweise
auch im Zusammenhang systematischer Vergewaltigungen im Krieg der Fall gewe-
sen ist, die erst spit als ,,neue” Formen von Menschenrechtsverletzungen anerkannt
worden sind.
Der Schwerpunkt des vorliegenden Heftes bietet Raum fiir Analysen auf allen drei
Themenfeldern. James Ingram wendet sich zunichst aus Sicht der Politischen Philo-
sophie den historischen ,, Wurzeln“ der Menschenrechte zu, die gemeinhin in den
Revolutionen des 18. Jahrhunderts verortet werden. Im Rahmen ihrer theoretisch-
konzeptionellen Begriindung jedoch finden diese ,revolutiondren® Urspriinge der
Menschenrechte bislang wenig Beachtung. Daher wendet sich Ingram einer Reihe von
zeitgendssischen Autor*innen zu (Lefort, Balibar, Ranciere u.a.), die diesbeziiglich
eine Ausnahme bilden, indem sie systematisch die demokratietheoretische Einsicht
fruchtbar zu machen versuchen, dass die Menschenrechte ,,von unten® erkimpft
werden miissen.

Nach James Ingram kénnen wir von Historiker_innen lernen, dass die politischen
Waurzeln der Menschenrechte in den grofien Revolutionen der Moderne zu verorten
sind. Im Zuge der Reflexion auf die Natur und besonders auch die Politik der Men-
schenrechte findet diese Einsicht jedoch kaum Beachtung. Der Artikel behandelt eine
Reihe von Denkern (Arendt, Lefort, Balibar, Ranciére u.a.), die die revolutioniren
Waurzeln der Menschenrechte als zentral fiir das Verstindnis ihrer Geschichte, Politik
und Praxis erachten, und zwar nicht nur im Hinblick auf die revolutionire Ara des
18. und 19. Jahrhunderts, sondern auch fiir unser heutiges Menschenrechtsverstind-
nis. Interpretiert man die Politik der Menschenrechte als revolutionir, so fithrt dies zu
der Einsicht, dass diese Rechte ,,von unten® erkimpft werden und damit als demokra-
tisch und emanzipatorisch zu verstehen sind.

Jeanette Ehrmann kritisiert in ihrem Beitrag das akademisch giingige Bemiihen,
die Geschichte der Menschenrechte, ausgehend von der Amerikanischen und der
Franzosischen Revolution, als einen linearen moralischen Fortschritt, bewirkt durch

Europa und Nordamerika, zu prisentieren. Ehrmann will dieses geldufige Narrativ der
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Menschenrechte korrigieren, indem sie die ,,verschwiegene® Haitianische Revolution
als wichtigen Bestandeteil einer iibergreifenden atlantischen Verfassungsrevolution ernst
nimmt und damit ebenso als ein wirkmichtiges Griindungsmoment der politischen
Moderne rekonstruiert.

Mareike Krajewski geht der Frage nach, inwiefern sich am Beispiel ,,revolutioniren
Handelns“ ein grundlegendes Problem zeigt, das im Grunde jedes politische Handelns
betrifft: die Frage, wie revolutionires Handeln in langlebigere Institutionen umgesetzt
werden kann, ohne die urspriinglichen Ideen zu verraten. Mit Bezug auf Edmund
Burke zeigt die Autorin entsprechende Widerspriiche revolutioniren Handels auf, um
anschliefend mit der Handlungstheorie von Hans Joas eine Alternative zu diskutieren,
die anzugeben vermag, wie in der ,,Spontaneitit® der revolutioniren Handlung eine
neue Art der kreativen , Performativitit” politischen Handelns erfahren wird.

Nabila Abbas untersucht die Rolle, welche der politische Bezug auf Menschenrech-
te im Rahmen der tunesischen Revolution 2010/2011 gespielt hat. Dabei lisst sich
der tunesische Kampf um Menschenrechte in vier verschiedenen politischen Dis-
kurskontexten nachweisen: im revolutionir deklamierten Anspruch auf Menschen-
wiirde, im Kampf gegen die Unterdriickung der Meinungsfreiheit, in der feministischen
Forderung nach Gleichheit sowie im Kampf gegen staatlicherseits angeordnete Folter.
Dabei wird fiir Abbas deutlich, dass sich das tunesische Volk allererst im Zuge dieses
spezifisch menschenrechtlichen Widerstands als ,,Souverin® konstituiert hat.

Georg Lohmann stellt in seinem programmatischen Text die Frage, ob die Verwirk-
lichung der sozialen Menschenrechte eine Revolution und/oder Reformen erfordern
wiirde. Wihrend die nationalen Menschenrechtskonzeption am Ende des 18. Jahr-
hunderts Bestandteile von politischen Revolutionen waren, lisst sich die gegenwirtig
herrschende internationale Konzeption der Menschenrechte als Verhinderung von
Revolution verstehen. So fungieren die mit schwachen Verpflichtungen ,,gewihrten®
sozialen Rechte wie in der Tradition hiufig, als Verhinderung einer Revolution gerade
eben durch erméglichte soziale Reformen. Der Autor argumentiert, dass der traditio-
nelle Gegensatz zwischen ,,Revolution von unten und ,,Reform von oben® angesichts
der skandalésen sozialen Ungleichheiten in nationalen, aber insbesondere globalen
Ausmaflen, aufzugeben ist. Die Verwirklichung globaler sozialer Rechte schlieflen
revolutionire Verfassungsinderungen nicht aus.

Ihr Herausgeber- und Redaktionsteam der zeitschrift fiir menschenrechte
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James D. Ingram

The Revolutionary Origins of Human Rights:
History, Politics, Practice

In her introduction to a 2007 collection entitled Human Rights and Revolutions, Ame-
rican historian Lynn Hunt, a leading scholar of the French Revolution and one of the
founders of the history of human rights as a field, characterizes the relation between

revolution and human rights as paradoxical:

~Human rights are supposed to be eternal and universal, engraved, as it were, in human
nature. But not everyone believes them to be inscribed in human nature, and the notion itself
of human rights has a distinct history; it entered into political discourse only at certain times
and in specific places. What is imagined to be universal and above history turns out to be
contingent and grounded in a particular history. Does this paradox undermine their validity?*
(Hunt 2007: 3).

The very fact, according to Hunt, that historians locate the invention or discovery of
human rights in the so-called bourgeois revolutions (above all the French, but also the
American, Dutch, English, and Haitian) is enough to cast doubt on their transcendence.
Even the most universal — or at least universalisz or universalizing —values, it seems, can
have highly particular origins. And this first paradox leads to a second: Hunt observes
that the revolution most explicitly devoted to securing and propagating the universal
rights of man — the French — soon began instead to trample them. As she puts it: ,Revo-
lutions — the supposed origins of totalitarianism — turn out to be the origins of human
rights as well“ (Hunt 2007: 4). For Hunt the paradox here lies in what appears to be the
common historical root of human rights and modern tyranny: the same revolution that
gave birth to human rights also created the concentrated state power that would, from
the Jacobins to twentieth-century totalitarianism, destroy them. But the descent of the
French Revolution into Terror points to a deeper and more general paradox. Human
rights are commonly understood as meant to protect individuals from the excesses of
politics.! But if they are themselves the products, not of God, nature, or reason, as their
authors liked to proclaim, but of politics, then they are subject to its vagaries. Far from
being a-, anti-, or supra-political, they live and die with politics.

1 This is clearest in how the tradition of natural rights was taken up by anti-absolutist thinkers during
the age of revolution as a weapon against tyranny, exemplarily by John Locke.
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In this paper I follow Hunt in taking revolution as a privileged vantage point for
considering the relation between politics and human rights. What Hunt sees as the
difficulty or paradoxical side of human rights’ historical connection to revolution,
however — namely, the common roots that tie them to contingencies of history and
politics — I prefer to treat as a diagnostic advantage. Considering the relation of human
rights not to ordinary but precisely to exceptional, revolutionary politics, I will suggest,
is a good way of getting at their real-worldly nature. In human rights’ revolutionary
origins elements of their political nature are clearly visible that have become hidden
through their institutionalization and normalization on one side, and their philoso-
phical elaboration on the other. Thus, Hunt’s first paradox, that of the particular
origins of universal principles, forces us to reckon with the limited and contested
nature of the claims of human rights, and how these at the same time can possess a
universalizing charge, while her second paradox, that of how politics can realize or
quash their extra-political aims, directs our attention to the different forms of politics
that can support or undermine them.

In taking as my point of departure the historical connection between revolutio-
nary politics and human rights, I pursue a strategy at some distance from standard
approaches to human rights. In the following I am not centrally concerned with the
kind of questions that typically concern philosophers (what human rights are, what
they are based on, how they should be justified) or jurists (how they should be co-
dified, what their status is in different kinds and levels of law), nor even with those
commonly asked by politicians, lawyers, or other professionals (how human rights
should inform and be promoted by policies and institutions). I am interested instead
in their origins, of where human rights come from, not only historically but also in
the present day. Training our gaze on their origins in this way, I suggest, leads us to
ask what kind of politics human rights presuppose or imply, what political actors
and modes of political action they convoke. Such an approach to the nature and
validity of human rights in effect sidesteps the impasses of common philosophical
debates about human rights, offering another way of assessing their promise and
perils, while perhaps also delivering practical lessons about the best ways of promo-
ting them.

What, then, can be learned about human rights from their revolutionary origins?
I will pursue this question in three steps:

— first, taking the revolutionary origins of human rights seriously suggests a parti-
cular way of grasping their historicity, of how their universal claims draw on yet exceed

their particular origins;
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—second, focusing on these origins leads us to a modality of politics that is uniquely
appropriate to human rights and to revolution, and stands in sharp contrast to how
they then tend to be conceived and practiced;

— third, it leads us to a distinct way of seeing human rights as practical, and there-
by to a set of political practices that contribute in a special way to their development.

In all three cases, I foreground the work of scholars who have made efforts in recent
years to bring the theory of human rights closer to their real (historical, political,
practical) creation in the world above all by foregrounding their connections to revo-

lution and revolutionary politics.?

1. History

The focus on the origins of human rights in the so-called Age of Revolution, between
roughly 1776 and 1848, is a relatively recent historiographical development and still
by no means generally accepted. In effect, it takes up a middle ground between two
other common approaches: on the one hand, pushing the origins of human rights
even further back into the past, back past the rise of theories of natural right to
Roman law until the very birth of civilization; and, on the other hand, focusing on
their explicit institutionalization in the Universal Declaration in 1948. As Hunt puts
it: , Without the universalism of the eighteenth-century Enlightenment and the
political shocks of the American and French Revolutions of 1776 and 1789, respec-
tively, there would have been no concept of human rights in the West* (Hunt 2007:
4). The plausibility of this revolution-centered approach rests on the fact that it was
in the great bourgeois revolutions that the ,rights of man”, whatever their cultural
or philosophical sources or precursors, became political. But what can we take from
this historical circumstance?

For Hunt, a cultural historian, the transformation that enabled the bold political
universalism of the revolutionary appeals to human rights was ultimately moral, even
sentimental (Hunt 2008). The crucial change that made the way for universal human
rights lay not in the early-modern rise of natural law or Enlightenment optimism or
rationalism, but rather a new sensitivity to the special significance of each and every
individual. The cultural basis for the universality of human rights came less from the
Jean-Jacques Rousseau of the Contrat social than the Rousseau of Julie. For Hans Joas

2 Despite the prevalence of French authors among the works I discuss below, German speakers are now
ata distinct advantage in exploring these issues thanks to the collection of historical and contemporary
texts assembled by Menke and Raimondi (2011).

11
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(2011), likewise, the key to the universality of human rights lies in the ,sacralization
of the person”, which drew essentially on Christian sources and gathered force through
movements like nineteenth-century abolitionism. (For Joas, we could say, it is not the
Rousseau of the Contrat socialbut of the Emile, and above all the Savoyard Vicar, who
has pride of place.) On both these narratives, the great bourgeois revolutions, while
important in creating an opportunity for human rights to enter into politics, do not
play a generative role. Instead, they figure as catalysts, allowing cultural developments
already underway to achieve institutional expression.

This sort of narrative has been challenged by those who insist on foregrounding
politics rather than culture. Most notably, in 7The Last Utopia (2010) Samuel Moyn
has set out to disenchant the history of human rights by correcting its lack of political
sense. Against standard histories that focus on the moral core of human rights and
trace them back to the Universal Declaration, the Holocaust, or the Enlightenment,
Moyn argues that human rights only began to function as political when they began
to inform political action, especially the policies of important states. He accordingly
dates the rise of human rights not to 1948, let alone 1789, but to the 1970s, when, in
the wake of the Helsinki Accords, they became a favorite cause of western activists and
above all, under the Carter administration, US foreign policy. Even in this form,
however, Moyn argues that human rights represent a moralistic effort to transcend the
political realm. To this extent, they are an index of the absence of any real internatio-
nalist political project since Communism and anticolonial national liberation lost their
allure in the 1970s.

Moyn’s critique is to a very large extent itself practically and politically motivated.
To a surprising extent, given his own attention to the centers of power, Moyn’s politi-
cal critique of human rights often shadows those from the far left. For him as for
Slavoj Zizek (2005) or Alain Badiou (2004), human rights are the cause of an age that
no longer believes any change to the status quo is possible, a modest, ameliorative
program of rooting out the worst abuses without any hope of correcting their deeper
underlying causes. Beyond this, Moyn closely follows the line of argument sketched
by Karl Marx in his essay On the Jewish Question, which faults rights for their focus on
the abstract, isolated individual stripped of the social, cultural, and political relations
that give politics its basis and its point. Human rights are moreover not only a- or
anti-political because they fail to propose a coherent state policy, on his account, but
also because they are disconnected from any project aimed at society as a whole. As
Moyn observes, it is not so much human rights’ utopianism as the minimalism of that
utopianism that condemns them (Moyn 2010: 223).
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Precisely because his criticisms follow a path well worn by Marxian critics, it is
striking that Moyn’s argument rests on a strict distinction between the ,,rights of man®
on one side, which he situates in the revolutionary period, and ,human rights“ on the
other, which he says were effectively invented in the 1948 and only became politically
important in the late twentieth century.* While Moyn recognizes the revolutionary
properties of the former, the rights of man, he insists that they were always channeled
into national projects and state politics; he reserves for human rights, in contrast, the
abstraction, emptiness, and flaccid moralism that Marx and his followers had associ-
ated with rights from the beginning. Human rights are thus with a single historiogra-
phical stroke severed not only from their revolutionary origins but simultaneously
from any political content. And indeed, it is this move, the disassociation of human
rights from their pre-1948 precursors, that has come in for the sharpest criticism from
historians of the nineteenth and earlier twentieth century, who insist on the transna-
tional and supra-statist character of the earlier appeals (e.g. Blackburn 2011; McCrud-
den 2014).

For a model of an historical approach to human rights that focuses on their politi-
cal rather than, like Hunt or Joas, their cultural or moral content but nevertheless
insists on their continuity from 1789 to the present, we can turn to the French poli-
tical theorist Claude Lefort. Lefort’s interpretation of human rights — in the first instance
a refutation of Marx’s dismissal of them — rests on his reading of the deeper symbolic
or philosophical place of revolution in the birth of modern democratic politics. For
Lefort the significance of the French Revolution consists first and foremost in overth-
rowing the centralization and concentration of power as it was literally embodied
under absolutist monarchy in the person of the king. Democracy replaces this incar-
nation with permanent indeterminacy and contestation; after the revolution power
no longer belongs to anyone by right, but is only ever partially and provisionally held
by one party, then another, according to a regulated struggle. For Lefort, it is no acci-
dent that the rights of man were first declared in this revolution, for they are a quintes-
sentially democratic means of limiting, challenging, and contesting power. Far from
being a- or anti-political, then, for Lefort human rights are at the very heart of a dis-

tinctly modern and democratic form of politics.

3 While this distinction is relatively obvious in English, it is less easily made in many other languages.
4 Strikingly, Moyn’s criticism of human rights as anti-political follows that of Marcel Gauchet (1980),
one of Lefort’s principal opponents in earlier French debates. See Moyn’s appreciation of Gauchet (2012).
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2. Politics

One thing this initial contrast of interpretations makes clear is that what we make of
the significance of the revolutionary origins of human rights depends not only on how
their history is construed (as cultural or political, as continuous or disjoined), but also
and more deeply on what we take to be political. In recent years it has become common
to distinguish between philosophical and political approaches to human rights, and
to prefer the latter, on the one hand as a way of sidestepping insoluble philosophical
impasses, on the other in search of more immediately practicable insights. If such a
distinction between philosophical and political views of human rights is now widely
accepted, however, differences among political views are less often recognized. By di-
sentangling the often unstated notions that underlie different assessments not only of
human rights but also of politics, we may illuminate the different kinds of politics they
assume or convoke.

The most familiar recent source for the idea that political theorists can and should
take a perspective that is ,,political, not metaphysical“ comes of course from John
Rawls, specifically as he abandoned the idealizing approach of A Theory of Justice in
favor of securing general agreement in the face of a plurality of values and worldviews.
For Rawls, saying that his theory was ,political meant that it was not a general ethical
or moral theory, but was instead ,,worked out for a certain subject, namely, for politi-
cal, social, and economic institutions (Rawls 1985: 223). Such a restricted, ,,political
approach seemed especially appropriate when it came to human rights, which on one
hand demand the widest possible acceptance, but on the other hand are understood
to be much thinner and less demanding than social justice. And indeed, in Rawls’s
wake a great many theorists approached the question of universal human rights as he
did: by restricting them to political questions, namely those that govern our relations
with political institutions, and bracketing more general ethical or ,,metaphysical®
concerns (e.g. Taylor 1999).5

While the importance of this innovation for subsequent discussion can hardly be
overstated, what is most important for present purposes is the fact that it is premised
on a particular notion of what it is for something to be political. Politics, on the view
that unites Rawls with Moyn, is concerned with the community as a whole. As con-
cisely laid out by Max Weber in the opening pages of his classic lecture ,Politics as a
Vocation”, politics involves , the leadership, or the influencing of the leadership, of a

5 Representatives of this ,political turn in liberal human rights theory include many of its most promi-
nent representatives, from Joshua Cohen and Joseph Raz to Thomas Pogge and Charles Beitz.
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political association, hence today, of a staze”. And what ultimately distinguishes the
state is its capacity to make and enforce binding decisions for the whole community,
a matter in the end of power. Understood as an activity rather than a domain, politics
for Weber thus consists in ,striving to share power or striving to influence the distri-
bution of power, either among states or among groups within a state® (Weber 2004:
32-33).

We need only be reminded of this conventional definition of politics to see how
awkwardly it accommodates human rights. For if politics consists of actions by or
directed toward states, then rights, human rights in particular, consist of /imizs on
politics. Human rights are accordingly anti-political by definition, whether we celeb-
rate this fact with Rawls or bemoan it with Moyn. We can further observe a parallel
difficulty with the concept of revolution, for it can be reconciled with this conventi-
onal Weberian understanding of politics only if we assume a classically Leninist con-
ception of revolution as the attempt to take control of the state.® But insofar as revo-
lutionary politics, like the politics of rights, seeks not just to seize state power but to
transform it — to tame or limit it, decentralize or disperse it — it seems to tendentially
escape this conception of politics. Here the connection between revolution and human
rights can be heuristically valuable in calling our attention to conceptions of politics
that offer alternatives to the standard Weberian model. Allow me to briefly evoke five
different, in certain respects contrasting views of politics, all of them taking their cue
in part from the revolutionary creation of rights and all at a considerable distance from
Weber’s (Rawls’s, or Moyn’s) implicit statist, top-down model.

2.1 REVOLUTION AS CONSTITUTION

Perhaps the best-known twentieth-century attempt to craft an affirmative vision of
politics that takes it away from the state and relations of command and obedience is
that of Hannah Arendt. For Arendt, politics is not ultimately a matter of coercion and
rule, be it benign or malign, legitimate or illegitimate, but of the creation of a public
space through the mutual recognition of citizens as equals. Politics is not fundamentally
organized around power-over, by the state and relations of rule, but by power-with, by
practices of free cooperation. For Arendyt, the state, law, and relations of rule and co-
ercion — the essence of politics from the Weberian perspective — are ultimately parasi-

tic on the free cooperative relations that in the end submit to them, sustain them, and

6 Weber’s lecture was directed in part against the revolutionary idealists of his own day who imagined the
nobility of their cause allowed them to escape the meanness, instrumentality, and compromise of po-
wer-politics.
15
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periodically renew them. Laws and institutions can provide a space for this sort of
action, but they are ultimately its creatures. Read along these lines, Arendt can be
regarded as representative of a whole current of political theory we might term radically
republican or radically democratic. For such authors, among whom Cornelius Castori-
adis or Roberto Unger could also be included, politics is first and foremost identified
with people’s active and ongoing constitution of their common world.

When we consider the phenomena of revolution and human rights from such a
perspective, we find that they appear in a completely different light than they did for
Hunt, Moyn, or Rawls and his followers. From this point of view, revolution is regarded
as a moment in which people rise up to actively reshape institutions they ordinarily
merely tolerate. It thus appears as the apotheosis of the political, one of the rare, ,fugi-
tive“ moments, according to Sheldon Wolin’s celebrated formulation, when free and
cooperative creation appears in public (Wolin 1997). Far from being an action aimed
at replacing one batch of rulers with another, as it appears through Weberian lenses, for
Arendt ,the end of revolution is the foundation of freedom® (Arendt 1990: 142).
Human rights then appear asa ,,principle”, invented precisely in revolutionary contexts,
by means of which people try to politically create the means of future political freedom.”
While Arendt was famously critical of the reduction of human rights to merely national
rights leading up to and in the Second World War, a process that left great masses of
people without any rights at all, for her as for others writing from similar perspectives,
human rights would have to be creations of politics that would ensure the possibility
of the ongoing political action of their bearers. A ,right to have rights”, as Etienne
Balibar interprets Arends, is a right to practice politics (Balibar 2007).

2.2 REVOLUTION AS EQUAL CITIZENSHIP

While he may not be known, especially in his later writings, as a revolutionary thinker,
Jiirgen Habermas arrives at perhaps the sharpest formulation of the central idea of his
discourse theory of law and democracy in a meditation on the meaning of the legacy
of the bourgeois revolutions for contemporary democracy. Aside from the general
lesson that it lies within the power of modern politics to make a radically new begin-
ning — an interpretation he associates with Arendt — Habermas suggests that the ex-
perience of revolutionary politics has passed down at least one essential lesson to
contemporary political theory. As he puts it: ,, There seems to be only one remaining
candidate for an affirmative answer to the question concerning the relevance of the

7 Since she says relatively little about them herself, there is a large literature on the most plausible Arend-
tian view of human rights, to which I have made my own contribution (Ingram 2008).
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French Revolution: the ideas that inspired constitutional democracy”: namely, the
co-originality of democracy and human rights (Habermas 1996: 466). Human rights
should not, paceliberal and republican interpretations alike, be seen as a limitation on
democracy, but rather as its guarantor and enabling condition. While Habermas fa-
mously develops this insight on a conceptual rather than historical or political register
and with respect to normal, constitutional rather than revolutionary politics, it is ac-

cording to him a specific discovery of the great revolutions.

2.3 REVOLUTION AS INDETERMINATION

If the radical democratic equation of rights, including human rights, with political
activity and thus the active creation of a common world is one way of understanding
the conjunction of rights and revolution in political terms, it is not the only alterna-
tive; nor is it entirely adequate on its own. For although the revolutionary birth of
human rights reminds us that they begin with the use of the sovereign power of the
people, from that point forward human rights are more often asserted precisely against
state and even popular power. Especially in more or less democratic contexts, human
rights are typically minoritarian; they are that part of democratic politics that defies
Weber's view that such politics are essentially plebiscitary. For this reason, in order to
grasp the ongoing revolution triggered by the revolution of human rights, we must
understand how rights continually allows parts of the people to resist their subsump-
tion into — or, alternatively, their relegation or marginalization by — the people as a
whole.

For this reason I propose to turn to a related varieties of political thought that
understand politics not as the constitution of political community, but also and in a
sense more fundamentally as its disincarnation or disruption. One notable approach
have already discussed is that of Claude Lefort, which is notable in this context for
drawing a distinct conception of politics from the experience of revolution. As noted
above, Lefort characterizes democracy as a political regime and form of society that in
different ways makes it impossible for any particular actors to fully represent or claim
power over or within society. A democratic society is one in which everything is pro-
visional, contestable, plural, and impermanent. Regular elections are one of a number
of devices, from this point of view, for preventing power from ever settling permanent-
ly in one place.

This opens room for a new and more promising place for rights, including human
rights, in a democracy. Since for Lefort the testing, challenging, and displacing of
power is central to democratic politics, the claiming of rights, against the majority
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and the state when necessary, is a quintessentially political form of action. Against
Marx and others who would reduce the rights politics to the defense of the isolated
individual against society and politics, Lefort insists that rights are not merely im-
munities against politics but rather constitutive of democratic politics (Lefort 1986:
259-272), especially in the rights of opinion, communication, association — all passed
over by Marx in his essay On the Jewish Question. The fact that human rights, in
addition to and beyond the rights of citizens,® always exceed any juridical definition
they have been given and are always available to those secking to make new claims,
makes them, for Lefort, an inexhaustible source of democratic politics as process of

disruption and invention.

2.4 REVOLUTION AS CONTESTATION

If Claude Lefort provides an understanding of democratic politics that foregrounds
the constant questioning and displacement of any and all authority, Jacques Ranciére
goes farther still by insisting that politics occurs only when the very identity of the
community is placed in question (Ranciére 1999). In his now celebrated account,
politics occurs only when those who are marginalized, subordinated, or excluded from
the political community nonetheless act politically, claiming the status that has been
denied to them. In deliberate contrast to conventional perspectives like Weber’s that
make politics identical with the state, Ranciére identifies action that merely ratifies the
status quo with the police rather than politics. He thereby makes politics by definition
revolutionary, or at least transformative. In a more radical sense than Arendt or Lefort,
for Rancitre political action constitutes the community only by destabilizing it as its
identity and frontiers are redrawn by successive challenges from its outside.

This view of politics as always and by definition revolutionary corresponds to a still
more revolutionary and actively political conception of human rights than those we
have surveyed so far. Thus, what Hannah Arendt, Giorgio Agamben, and many others
regard as the principal paradox or even tragedy of human rights — namely, that they
are the rights of those who have been deprived of all their other effective rights — for
Ranciere makes them in fact the most political of all rights. It is precisely when one
claims the rights one is denied, performatively bringing those rights into being as it
were out of nothing, that one practices a Ranciérian politics of rights (Ranciere 2004).

8 Moyn’s strict distinction between the rights of man and human rights is clearly rejected by Lefort. While
he only has the French droits de 'homme available to him, Lefort applies it to the Helsinki Declaration
and Charter 77 as well as the French Revolution, in both cases betokening a new form of politics irre-
ducible to sovereignty.

© Wochenschau Verlag, Schwalbach/Ts



Menschenrechte und Revolution | Ingram

Rights can therefore only be practiced in a political way, on Ranciére’s provocatively
paradoxical interpretation, by those who lack them. They must not only be invented,
as for Arendt; they must be invented and deployed against the status quo in order to
be propetly political.

2.5 REVOLUTION AS INSURRECTION

A final interpretation of the relation between revolution and human rights worth
considering here comes out of an attempt to join them by claiming human rights for
the Marxist tradition, thus reading them not, with Lefort or Rancitre, against but
rather with Marx, perhaps even as Marx himself should have done. The central element
of this interpretation lies for Etienne Balibar as for Claude Lefort in a reading of the
role of human rights in the French Revolution. Where Lefort regards this principally
as a matter of overthrowing absolutism, and thus according to a single, anti-authori-
tarian political logic, Balibar treats it as a social and political struggle in a wider Mar-
xian sense. In social terms, it was not just the bourgeoisie that rebelled against the
Ancien Régime but also the popular classes (along with other groups); politically, the
resulting alliance sought not only to abolish tyranny but also to do away with the
order of privileges and other social injustices. Rights from the beginning thus serve an
indeterminately broad coalition of actors and interests, and represent claims not only
for freedom but also for equality — principles Balibar unites in the term ,,equaliberty*
(Balibar 1994).

By locating the origins and politics of human rights specifically in revolutionary
struggle, Balibar is able to identify in them certain elements that escape the other
authors. First of all he understands not only the intrinsic indeterminacy of human
rights, but also their universalism and their inherently expansive nature — their ten-
dency to grow to encompass new claims and agents — as a legacy of the coalition that
brought them into being. Yet for the same historical reasons, he is able to locate the
limits and political ambiguity of human rights more effectively than the other authors.
Human rights’ permanent tendency to oscillate between a means of emancipation and
an ideology of domination reflects the different purposes to which they were put
during and after the French Revolution: just as the sans-culottes sought to expand
them during moments of radicalization, the dominant classes sought to restrict them
during moments of reaction. Precisely because rights are political, they cannot avoid

being available for both kinds of use, and for many more besides.
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3. Practice

In the last section I tried to shed some light on a variety of related ways in which human
rights can be said to be both revolutionary and political. These perspectives are by no
means identical, and each can be used as a basis for pointing out limitations of the
others.” I would now like to suggest that these ways of understanding human rights
politics at a theoretical and historical level have counterparts among those who seek
to take a more local, practical, or even ethnographic perspective on human rights. For
in a move parallel to, but distinct from, the political turn in human rights discussed
in the previous section, in recent years it has become increasingly common to look to
the practices that make up human rights politics in order to discern their nature. In
this way, investigators have sought out the normative content of human rights in the
beliefs and practices (more than institutions) who act in their name.'® The best way of
understanding human rights, on this approach, is by looking to those who ,,do“ human
rights.

Just as more than one ,political” perspective is available, however, so the contri-
bution of a ,practical® view depends on what practices we prioritize. Thus, to take
the example of perhaps the most influential mainstream political theorist working
within but seeking to expand what I discussed as the Rawlsian tradition above, Charles
Beitz has sought to understand human rights as the ,practice” of an international
community committed to protecting these vital human interests (Beitz 2009). This
community is made up in the first instance by states, but also by a variety of non-
governmental international organizations and civil society actors, which at times must
stand in for states and at times prod them into action. Like Moyn, then, Beitz is able
to offer a significantly more practical and political perspective on human rights than
Rawls and many of his interlocutors without shifting the basic parameters of the
discussion by continuing to subscribe to essentially the same Weberian notion of
politics.

A number of authors have focused on the other side of human rights as a practice
from the bottom up rather than from the top down. Benjamin Gregg (2012) and

9  Ranciére in particular is given to criticizing — both exaggerating his difference from and concealing his
debt to — other authors discussed here, notably Arendt and Lefort. This is more a matter of individual
style than philosophical or political substance — as I would say is Balibar’s opposite tendency to integ-
rate all other perspectives as moments of his own framework.

10 While these scholars hail from a variety of traditions and employ a range of techniques, their methodo-
logical common denominator seems to be something like the ,,pragmatic sociology* developed by Luc
Boltanski and Laurent Thévenot (1991). Rather than developing a critical framework, the researcher
reads the values and understandings out of the critical practices of actors in the field in question.
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Anthony Tirado Chase (2012), for instance, have theorized human rights as local
constructions whose meaning is always determined by the particular contexts in which
they are invoked and reinvented. Fuyuki Kurasawa (2007) likewise focuses on how
particular groups and individuals construct human rights though a variety of forms of
what he calls ,ethico-political practice”. According to these views, human rights must
always be seen as culturally particular, even if that particularism can be generalized.
What is most notable about these studies from our present perspective is that although
they focus on those actively involved in ,human rights work® outside of states and
dominant institutions, they tend to sideline those struggling for their own rights. Rather
like Hunt and Joas, then, they tend to highlight the altruistic, humanitarian, and
cultural aspects of human rights at the expense of their contestatory and more overtly
political side.

What, then, is the equivalent of the more revolutionary political perspective explo-
red above when it comes to practical approaches to human rights? A subset of these
studies exemplify the political view theorized by thinkers like Arendt, Lefort, and others
by examining those who seek to assert their own human rights and those of their fellows.
Thus, in recounting the activism of undocumented immigrants in Europe, Monika
Krause (2008) portrays them as a direct expression of Arendt’s ,,right to have rights®
by engaging in political activity on their own behalf, constituting through their action
the ,,portable polis they are denied by the states in which they live but which deny
them legal status. Drawing on accounts both of citizen and non-citizen mobilizations,
Karen Zivi (2012) has developed an important account of how political actors effec-
tively inventthe rights they claim, constituting the community that will guarantee that
right in part through their very action.

The acquisition of and ongoing respect for rights is for these authors not just a
legal status conferred by a state but a practice that must be performed to become ef-
fective or meaningful. The practice becomes revolutionary when it is performed in
the name of human rights by those on the fringes of political order, who are refused
political recognition and can only contest this by performing the political status they
have been denied. Such practices are akin to those studied by political sociologists,
anthropologists, and others who have tried to show how important politics often
occurs in places and ways that political science and political theory has too often
excluded from the start, be it James Scott (1985) exploring the ,weapons of the weak®
deployed by subaltern populations against rulers and exploiters they cannot challen-
ge directly or Engin Isin (2002) showing how ,official“ understandings of politics,
centered around states and laws, citizenship and commonality, have always been
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shadowed by the more obscure practices of those on the margins of the community,
be they slaves and women, metics and foreigners, minors and prisoners.

The diversity of these examples is enough to demonstrate that focusing on how
human rights can emerge from the bottom up, out of local practice, by no means
settles the question of their nature or consequences. All the same, what these views
share, and what distinguishes them from the top-down theorists discussed above seems
to me essential. In each case, they are able to portray these rights in ways that in some
important sense attributes their authorship to their claimants. Accordingly, human
rights politics appears not as the negation of democratic participation, but as in a
sense its kernel — the minimal form in which it is exercised, often under the least fa-

vorable circumstances.

4. Conclusion

While the theoretical as well as the more sociological or ethnographic perspectives 1
have consulted here differ and even disagree among themselves, I would like to con-
clude by underlining the much greater distance that lies between them on the one side
and the dominant, statist, legal, institutional, and even moral and philosophical
models on the other. Very schematically put, this more conventional view, when it
discusses politics at all, views it from the top down, in terms of states and other pow-
erful actors. The alternative I have sought to present here can offer a corrective.
Mindful of the revolutionary origins as well as the potentially democratic yet ambiva-
lent nature of human rights, it views politics from the bottom up, first of all in the
practices deployed in claiming rights.! While both of these families of views obvious-
ly reflect a part of the greater political reality, they have very different practical impli-
cations for how we understand the politics of human rights.

On the statist view, I only have rights when some agency or institution guarantees
them for me — no rights without remedies, as the lawyers say. This understanding of
rights allows me to say to some constituted body that, under such and such a legal
instrument, I have such and such a right. The right, its content, interpretation, and
enforcement, remain contingent on the body and the instrument. Even if it is allowed
that the right exists and will be respected, the situation remains structurally heterono-
mous: I have the right because a superior power guarantees it for me. On a democra-
tic view, in contrast, I only have rights if I demand them, exercise them, and see that
they are provided to myself and to others. Not only do rights imply citizenship; they

11 I have developed this contrast at greater length in (Ingram 2013).
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require it and are its only real expression: citizenship 75, among other things, the acti-
ve declaring, claiming, and producing of rights. A democratic view of rights insists
that they arise from, and can only be secured by, political practice. At a minimum this
would mean that the subject of rights has to participate in the creation and maintenance
of the regime that is to protect these rights. Even if we allow that the latter view will
exceed what can be hoped for in many situations in which human rights are at issue,
we can at least maintain an eye for the difference between them as a critical tool for
spotting the vagaries of the politics of human rights.

The alternative I have sketched here should not be entirely unfamiliar. It is the
contrast between the statist and the democratic, the constituted and constituting
moments of politics. It is conventional to imagine these moments as operating in a
kind of cycle, with the sphere of citizenship, inclusion, and equality being expanded
by the latter before being consolidated into the former. Indeed, in the case of national
citizenship this may be welcome, with institutions saving us from having to endlessly
reconquer our rights. What I have tried to point out by emphasizing the contrast
between the two moments is that too often thinking about human rights has tended
to become entirely circumscribed within the first. It is able to conceive only of moral
demands to be put to the constituted powers — or, at best, a normative or utopian
ideal of a more just structure, the creation of which it is content to leave to those same
powers (prodded along, we may assume, by enlightened experts and well-meaning
activists). What it too often fails to consider is a politics of those affected that might
help bring rights into being.

The contrast also allows us to grasp the ambivalence of human rights. As Balibar
observes, it is a necessary feature of human rights that if they can serve a politics of
»insurrection”, the attempt to conquer new rights, they can just as easily serve a po-
litics of ,,constitution”, or the creating and upholding of an institutional order. Indeed,
if anything is clear from the radical critiques of human rights, it is that they lend
themselves to a politics of the dominant powers that seeks to augment their domina-
tion while making only very limited efforts to alleviate the suffering of those who
suffer most under it. Rather than see this as a ,,corruption® or , betrayal of the ,,true”
nature of human rights, Balibar rightly argues that we should see it as an expression
of their essential ambiguity, of the fact that they are necessarily available to the pow-
ers that be as well as to those who would challenge them (Balibar 2010: 20).

A final advantage of a democratic perspective on human rights that may be especially
important as practices of human rights politics evolve is pointed out by Cristina Lafont
(2010). Since so much power is wielded by great powers, private actors, and interna-
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tional agencies, it would be a mistake to reduce human rights to claims that can be
made against one’s own state. If we associate the politics of human rights with the
practices of organizing to assert rights claims, then it makes sense to make these claims
against a whole range of authorities and institutions, to cultivate political capacities
against and with regard to a whole range of institutions, and to demand that these
rights be respected by a whole range of institutions. The close connection many ,rea-
lists“ and ,,pragmatists“ draw between human rights politics and the state then comes
to seem like an arbitrary restriction. Since struggles for human rights in a globalizing
world will often consist in creating them where they do not yet exist, a democratic
conception seems particularly appropriate to an age in which power and authority are
increasingly dispersed across different levels of government and governance.

Bibliography

Arendt, Hannah 1990: On Revolution [1963], New York: Penguin.

Badiou, Alain 2002: Ethics. An Essay on the Understanding of Evil [tr. P. Hallward], London & New
York: Verso.

Balibar, Etdienne 1994: Masses, Classes, Ideas. Studies of Ideas and Politics before and after Marx [tr. .
Swenson], New York & London: Routledge.

Balibar, Etienne 2007: (De)Constructing the Human as Human Institution. A Reflection on the
Coherence of Hannah Arendt’s Practical Philosophy, in: Social Research, Vol. 74, No. 3, 727-738.

Beitz, Charles R. 2009: The Idea of Human Rights, Oxford: Oxford University Press.

Blackburn, Robin 2011: Reclaiming Human Rights, in: New Left Review, Vol. 69, 126-138.

Boltanski, Luc/ Thévenot, Laurent 1991: De la justification. Les économies de la grandeur, Paris: Gal-
limard.

Chase, Anthony Tirado 2012: Legitimizing Human Rights. Beyond Mythical Foundations and Into
Everyday Resonances, in: Journal of Human Rights, Vol. 11, No. 4, 505-525.

Gauchet, Marcel 1980: Les droits de 'homme ne sont pas une politique, in: Le Débat, No. 3, 3-21.

Gregg, Benjamin 2012: Human Rights as Social Construction, New York: Cambridge University Press.

Giindogdu, Ayten 2012: A Revolution in Rights. Reflections on the Democratic Invention of the
Rights of Man, in: Law, Culture and the Humanities, Vol. 10, No. 3, 367-379.

Habermas, Jiirgen 1996: Popular Sovereignty as a Procedure, in: ders.: Berween Facts and Norms.
Contributions to a Discourse Theory of Law and Democracy [tr. W. Rehg], Cambridge, MA: MIT
Press.

Hunt, Lynn 2007: The Paradoxical Origins of Human Rights, in: Wasserstrom, J.N. et al. (eds.):
Human Rights and Revolutions [2nd ed.], London: Rowman and Littlefield.

Hunt, Lynn 2008: Inventing Human Rights. A History, New York: Norton.

Ingram, James D. 2008: What Is a »Right to Have Rights«? Three Images of the Politics of Human
Rights, in: American Political Science Review, Vol. 102, No. 4, 401-416.

Ingram, James D. 2013: Radical Cosmopolitics. The Ethics and Politics of Democratic Universalism, New
York: Columbia University Press.

© Wochenschau Verlag, Schwalbach/Ts



Menschenrechte und Revolution | Ingram

Isin, Engin E 2002: Being Political. Genealogies of Citizenship, Minneapolis: University of Minnesota
Press.

Joas, Hans 2011: Die Sakralitiit der Person. Eine neue Genealogie der Menschenrechte, Berlin: Suhrkamp.

Krause, Monika 2008: Undocumented Migrants. An Arendtian Perspective, in: European Journal of
Political Theory, Vol. 7, No. 3, 331-348.

Kurasawa, Fuyuki 2007: The Work of Global Justice. Human Righs as Practices, New York: Cambridge
University Press.

Lafont, Cristina 2010: Accountability and Global Governance. Challenging the State-Centric Con-
ception of Human Rights, in: Ethics & Global Politics, Vol. 3, No. 3, 193-215.

Lefort, Claude 1986: Politics and Human Rights, in: The Political Forms of Modern Society. Bureau-
cracy, Democracy, Totalitarianism [ed. ].B. Thompson], Cambridge: MIT Press.

Lefort, Claude 1988: Human Rights and the Welfare State, in: Democracy and Political Theory [tr. D.
Macey], Cambridge: Polity.

McCrudden, Christopher 2014: Human Rights Histories, in: Oxford Journal of Legal Studies, Vol.
35, No. 1, 179-212.

Menke, Christoph/ Raimondi, Francesca (eds.) 2011: Die Revolution der Menschenrechte. Grundle-
gende Texte zu einem neuen Begriff des Politischen, Berlin: Suhrkamp.

Moyn, Samuel 2010: The Last Utopia. Human Rights in History, Cambridge: Harvard Belknap.

Moyn, Samuel 2012: The Politics of Individual Rights. Marcel Gauchet and Claude Lefort, in:
Geenens, R./Rosenblatt, H. (eds.): French Liberalism from Montesquien to the Present Day, Cam-
bridge: Cambridge University Press.

Ranciére, Jacques 1999: Disagreement: Politics and Philosophy [tr. J. Rose], Minneapolis: University
of Minnesota Press.

Rancitre, Jacques 2004: Who Is the Subject of the Rights of Man?, in: South Atlantic Quarterly, Vol.
103, No. 2/3, 297-310.

Rawls, John 1985: Justice as Fairness. Political, not Metaphysical, in: Philosophy and Public Affairs,
Vol. 14, No. 3, 223-51.

Scott, James C. 1985: Weapons of the Weak. Everyday Forms of Peasant Resistance, New York: Yale
University Press.

Taylor, Charles 1999: Conditions of an Unforced Consensus on Human Rights, in: Bauer, J.R./ Bell,
D.A. (eds.): The East Asian Challenge for Human Rights, Cambridge: Cambridge University Press,
124-146.

Weber, Max 2004: Politics as a Vocation [1919], in: The Vocation Lectures [ed. D. Owen/T.B. Strong],
Indianapolis: Hackett.

Wolin, Sheldon S. 1997: Fugitive Democracy, in: Constellations, Vol. 1, No. 1, 11-25.

Zivi, Karen 2011: Making Rights Claims. A Practice of Democratic Citizenship, New York: Oxford
University Press.

Zizek, Slavoj 2005: Against Human Rights, in: New Left Review, Vol. 34, 115-131.

© Wochenschau Verlag, Schwalbach/Ts

25



zfmr 112015

26

Jeanette Ehrmann

Konstitution der RassismuskKritik.
Haiti und die Revolution der Menschenrechte

1. Revolution und Versklavung:
Das Verschweigen der Haitianischen Revolution

Wihrend in Paris feierlich die Menschenrechte verkiindet werden, ist die Hafenstadt
Nantes der wichtigste Umschlagplatz Frankreichs fiir den Handel mit Afrika und den
Amerikas. Von hier strahlt der revolutionire Esprit der Aufklirung in die gesamte
atlantische Welt aus. Die zahlreichen Schiffe, die den Hafen verlassen, sind nicht nur
Botschafterinnen der neuen politischen Ideen, wie die Namensgebungen La Tolérance,
Le Citoyenund La Fraternité verdeutlichen. Uber LEntreprise und Le Commerce wird
auch das Ideal des globalen Freihandels verkiindet und zugleich in die Praxis umgesetzt
— einschliefflich des ,Handels* mit Menschen. Auf 1.800 Schiffen, die aus Nantes
auslaufen, werden etwa 450.000 aus Afrika verschleppte Minner, Frauen und Kinder
tiber den Atlantik deportiert, um auf den Plantagen weifler Pflanzerlnnen Zwangsar-
beit zu verrichten (Le mémorial de 'abolition de I'esclavage 2013: 1).

Lisst sich diese Gleichzeitigkeit von revolutionirer Befreiung und rassistischer
Versklavung allein auf einen performativen Widerspruch zwischen Theorie und Praxis
(Buck-Morss 2011: 40) zuriickfithren? Oder besteht ein viel intimeres, nimlich kon-
stitutives Verhiltnis zwischen Aufklirung und kapitalistischer Versklavung, die als
gleichurspriingliche Griindungsmomente der Moderne auf dieselben normativen,
ontologischen und epistemischen Primissen zuriickgreifen (Wynter 2003)? Die Fran-
zosische Revolution hat den proklamierten Anspruch universeller Emanzipation be-
kanntlich nicht eingelést. Die Menschenrechte wurden Schwarzen Menschen gewalt-
sam vorenthalten. Die Versklavung wurde in den franzésischen Kolonien erst 1848
juridisch abgeschafft.

Umso erstaunlicher ist es, dass das Mémorial de l'abolition de l'esclavage in Nantes,
das 2012 erdffnet wurde, die Geschichte der Abschaffung der Versklavung als unauf-
haltsamen Siegeszug der Menschenrechte von der Franzésischen Revolution bis zur
Allgemeinen Erklirung der Menschenrechte der Vereinten Nationen im Jahr 1948 pri-
sentiert. Unerwihnt bleibt, dass die historisch erste Abschaffung moderner Versklavung
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1793 in der franzésischen Kolonie Saint-Domingue durchgesetzt wurde. Sie war
weder eine Episode noch eine logische Konsequenz der Franzosischen Revolution. Als
Ergebnis des Kampfes Schwarzer Menschen gegen den Widerstand des revolutioniren
Frankreich markiert sie einen der ersten siegreichen Momente jener Revolution, die
1804 in der Griindung der freien Republik Haiti miindete. Als wirkmichtige Artiku-
lation einer ,Schwarzen Vernunft®, so Achille Mbembe, leitete die Haitianische Re-
volution damit ,,eine Wende in der modernen Geschichte der menschlichen Emanzi-
pation® (Mbembe 2014: 38) ein.

In der herkdmmlichen, curricular verankerten und musealisierten Geschichte
der Menschenrechte wird die Haitianische Revolution jedoch bis heute verschwie-
gen (Trouillot 1995). Ausgehend von dieser Leerstelle werde ich im Folgenden die
revolutionire Selbstbefreiung Schwarzer Menschen aus Kolonialismus und Verskla-
vung als ein Gegennarrativ zentrieren, das es ermoglicht, die Frage nach dem
Universalismus und der Universalisierbarkeit der Menschenrechte in einem anderen
Licht zu betrachten.

Wer ist eigentlich das Subjekt, in dessen Namen sich die Haitianische Revolution
vollzieht? Welche Kritik entfaltet sie an der europiischen Verstrickung von Universa-
lismus und Rassismus, von universellem Anspruch der Rechte des abstrakten Menschen
einerseits und der philosophisch legitimierten und juridisch legalisierten Dehumani-
sierung Schwarzer Menschen andererseits? In welcher Weise verindert die Haitianische
Revolution den Begriff des Universellen? Und schliefilich, welche normativen und
politischen Konsequenzen ergeben sich aus der in Haiti artikulierten Kritik fiir eine
Idee und Politik der Menschenrechte angesichts globaler Ungleichheits- und Unter-
driickungsverhiltnisse, die als Erbe des Kolonialismus und der Versklavung bis heute
fortwirken — und zwar nicht nur in den Postkolonien und Postemanzipationsgesell-
schaften der Karibik, sondern in Europa selbst?

2. Revolution und Menschenrechte:
Reprasentationen der Emanzipation

Das Mémorial de l'abolition de ['esclavage in Nantes ist nur eines von vielen Monu-
menten, Artefakten und Erzihlungen, die unter selektivem Riickgriff auf einzelne
Ereignisse und Protagonisten ein hegemoniales Narrativ der Revolution der Men-
schenrechte konstruieren. Dieses wird als eine von Europa ausgehende teleologische
Erfolgsgeschichte konstruiert, die den weifen, minnlichen Biirger als Subjekt privi-
legiert und die Konflikthaftigkeit sozialer Widerspriiche, die Diversitit politischer
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Bewegungen und die Diskrepanz unterschiedlich radikaler Forderungen einhegt (Wall
2012: 10ft).

Auch die Geschichte der Abschaffung der Versklavung folgt diesem Muster. Die
Galionsfiguren sind wahlweise europiische Philosophen wie Diderot und Raynal —
nach Jonathan Israel (2001) Vertreter einer ,radikalen Aufklirung® im Gegensatz zu
einer nur moderaten —, die Politiker Abraham Lincoln, William Wilberforce und
Victor Schoelcher oder die Abolitionismus-Bewegungen weifler Menschen in Europa
und Nordamerika (vgl. Brown 2006). Diese Engfiihrung ist schon deshalb problema-
tisch, weil der paternalistische Abolitionismus moralisch, nicht aber mit Rechtsan-
spriichen argumentierte und daher cher einer Geschichte des Humanitarismus als der
Menschenrechte zuzuordnen ist (Moyn 2012: 560). Dariiber hinaus haben Schwarze
feministische Theoretikerinnen wie bell hooks (1982: 124 {f.) und Angela Davis (1984:
301f.) detailreich ausgearbeitet, dass der Abolitionismus — auch und gerade in seiner
feministischen Spielart — die Idee weiSer Vorherrschaft (white supremacy) unangetastet
lie und damit keine Kritik des Kolonialismus und Rassismus konstituiert.

Durch die Zentrierung des Abolitionismus, die Verengung auf vélkerrechtliche
Konventionen und die Ausblendung radikaler Versklavungskritik und damit zusam-
menhingender Kimpfe Schwarzer Menschen entsteht ein historisch fragwiirdiges Bild,
das die Abschaffung der Versklavung als moralisches Verdienst der zuvor versklavenden
EuropierInnen darstellt (vgl. kritisch dazu Wood 2010). In dieser Geschichte existie-
ren Schwarze Menschen nur als Daten und Fakten, als plakatives Anschauungsmate-
rial und als passive Opfer eines unhinterfragten, weif§ privilegierten moralischen Ak-
tivismus, der die vermeintliche Vorreiterrolle Europas in der Erfindung, Umsetzung
und Verbreitung der Menschenrechte argumentativ nutzt und reproduziert. Emanzi-
pation wird als Gabe des weiflen Mannes imaginiert (Fanon 2009: 178), der schon
immer in universellen Kategorien gedacht habe, deren Universalismus sich quasiau-
tomatisch durch eine nachtrigliche Inklusion bislang verworfener Subjektpositionen
entlang von Religion, ,Rasse’ und Geschlecht in den Geltungsbereich der Menschen-
rechte einlose.

Der krénende Schlussake dieser Dramaturgie ist die Allgemeine Erklirung der Men-
schenrechte der Vereinten Nationen, die sich als Lehre aus der Barbarei des National-
sozialismus geriert, wihrend zeitgleich die antikolonialen Befreiungsbewegungen
Afrikas und Asiens blutig niedergeschlagen werden — ein augenscheinlicher Wider-
spruch, den bereits Aimé Césaire (2010 [1950/1955]) und Frantz Fanon (1981 [1961])
in ihrer postkolonialen Kritik der Menschenrechte explizit gemacht haben. Die lange
Geschichte Schwarzen Widerstands und der Selbstbefreiung aus Versklavung, Kolo-
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nialismus und Apartheid dagegen wird verschwiegen oder zu einer reinen Ableitung
der europiischen Aufklirung reduziert.

Die Historiographie der Menschenrechte und die politische Theorie und Ideenge-
schichte folgen diesem politischen Narrativ relativ ungebrochen. Monographien und
Handbiicher zur Geschichte und Idee der Menschenrechte verleihen der selektiven
Erzihlung wissenschaftliche Legitimitit. Auf der Grundlage eines ,sanktionierten
Nicht-Wissens® (Spivak 2003: X) innerhalb des etablierten Wissenschaftsbetriebes,
das den eurozentrischen Kanon unhinterfragt und die Positionalitit der Theoretikerin
als forschendes Subjekt innerhalb einer geopolitisch spezifischen Konstellation un-
markiert ldsst (Spivak 1988: 2711.), bleiben alternative Menschenrechtserzihlungen
unbeachtet. Euro-Nordamerika wird zum Ursprung, Zentrum und Ziel der Geschich-
te. Der ,Westen‘ wird als Subjeke privilegiert und gleichzeitig als Universalie propagiert.
So entsteht nicht nur ein historisch inakkurates Bild, sondern ein normatives Narrativ
(ebd.: 281), das erhebliche Konsequenzen fiir die Konzeption der Menschenrechte
mit sich bringt: Menschenrechte werden nicht als Mittel emanzipatorischer Ermich-
tigung gedacht, sondern als Instrument einer institutionell macht- und gewaltf6rmi-
gen Politik, die in Form von Entwicklungszusammenarbeit sowie humanitiren und
militirischen Interventionen in genau jenen Lindern durchgesetzt wird, die zuvor von
Europa kolonisiert wurden.

Ein prominentes Beispiel des normativen Narrativs ist Lynn Hunts vielbeachtete
Monographie ,Inventing Human Rights® (2007), mit der die Historiographie der
Menschenrechte als anerkanntes Forschungsfeld etabliert wurde (Moyn 2012: 553).
Vom Naturrecht iiber das Zeitalter der Aufklirung und Revolution bis zum Ende des
Zweiten Weltkriegs liegt Hunts Geschichte der Menschenrechte folgende innere Logik
zugrunde: Wenn die revolutionire Lokomotive der Menschenrechte erst einmal in
Gang gesetzt ist, ist sie nicht mehr aufzuhalten. Anfangs noch exklusiv auf den Kérper
des weiflen, katholischen, besitzenden Mannes zugeschnitten, werden die Menschen-
rechte im Lauf der Franzésischen Revolution sukzessive auf Protestanten, Juden und
freie Schwarze Minner ausgeweitet (Hunt 2007: 149).

Auch die Ankunft der Menschenrechte in den franzésischen Kolonien wird als ihre
progressive Universalisierung erzihlt (Hunt 2007: 162), bis sie, vorangetrieben durch
die weiflen Abolitionisten der Société des Amis des Noirs, bei den versklavten Menschen
als unterster sozialer Kaste im rassistischen Plantagenkomplex angelangen. Die Hai-
tianische Revolution dagegen wird nicht einmal als solche bezeichnet, sondern einer
kolonialen Logik folgend als ,Rebellion von Sklaven® bagatellisiert (ebd.: 163), die die

Philosophie der Menschenrechte zwar nicht begteifen, sie aber immerhin instrumen-
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tell fiir ihre eigenen Zwecke zu nutzen wissen. , While the slaves might not have un-
derstood all the fine points of the doctrine of the rights of man, the words themselves
came to have an undeniably talismanic effect” (ebd.: 166).

Indem die Haitianische Revolution — im Gegensatz zur Amerikanischen und
Franzésischen — nicht als ein Griindungsmoment der politischen Moderne gelesen,
sondern zur Ausgeburt revolutionirer Gewalt mit genozidalen Folgen fiir weif§ posi-
tionierte Minner stilisiert wird (so Brumlik 2014, Girard 2011), kann sie weder in
den gingigen Kanon integriert noch durch eine liberale Lesart in ihrer Radikalitit
entschirft werden. In der Konsequenz wird die Haitianische Revolution verworfen
und verdringt, Haiti als das konstitutiv ‘Andere’ einer europiisch-nordamerikanisch,
weify und minnlich kodierten politischen Moderne reprisentiert.

3. Universelle Emanzipation: Der Haitian Turn

Die Haitianische Revolution war schon wihrend ihres Geschehens und weit bis ins
20. Jahrhundert hinein ein Symbol fiir lateinamerikanische, afrikanische und Schwar-
ze Befreiungsbewegungen weltweit. Doch erst seit dem Haitian Turn (Joseph 2012)
in den Postkolonialen Studien, den Black Studies und der Karibikforschung anlisslich
der Zweihundertjahresfeiern der Revolution im Jahr 2004 wurden auch einzelne po-
litische TheoretikerInnen auf die bislang verschwiegene Revolution und ihre Bedeutung
fiir das Denken universeller Emanzipation aufmerksam.

Mit ,Hegel und Haiti“ (2011) hat Susan Buck-Morss die bisher prominenteste
Auseinandersetzung vorgelegt. Ihre These ist nicht nur, dass die revolutionire Erhebung
versklavter Menschen das Modell fiir Hegels Herr-Knecht-Dialekeik lieferte. Vielmehr
weist Buck-Morss der Haitianischen Revolution auch einen eigenstindigen Platz in
einem nicht linger eurozentristischen Konzept von Universalgeschichte zu: als gewalt-
formiges Einfordern der ,,Anerkennung amerikanischer und europiischer Weifler*
und als ,, Verwirklichung®, ja als Ubertreffen ,,des aufklirerischen Ideals der Freiheit
(ebd.: 62). Damit stelle die Haitianische Revolution keine Fufinote der Geschichte
dar, sondern sei letztlich das Schliisselereignis zum Verstindnis der Franzsischen

Revolution.!

1 Es sollte nicht unerwihnt bleiben, dass hinsichtlich der Originalitit von Buck-Morss' These schwere
Vorwiirfe ethoben wurden. Der franzésische Philosoph Pierre Franklin Tavares (2006) argumentiert,
bereits in seiner Dissertation ,,Hegel, critique de I'Afrique® (1990) ausfiihrlich auf die Verbindung
zwischen Hegel und Haiti eingegangen zu sein — eine Arbeit, die Buck-Morss nachweislich vorlag.
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Das Grundmodell der Steigerung, der Uberbietung, findet sich, je nach philoso-
phischer Tradition, in Variationen wieder. So deutet etwa Nick Nesbitt (2008) die
Haitianische Revolution im Riickgriff auf Immanuel Kant und Jiirgen Habermas als
Radikalisierung der europiischen Aufklirung und die darin beteiligten Revolutioni-
rInnen als Teilnehmerlnnen eines globalen Menschenrechtsdiskurses. In ereignisthe-
oretischer Hinsicht interpretiert Slavoj Zizek die Haitianische Revolution als ,,das
Ereignis, das es wahrlich verdient, als Wiederholung der Franzésischen Revolution
bezeichnetzu werden*, jaals ,,in noch stirkerem Maf3e ein Ereignis als die Franzosische
Revolution selbst* (Zizek 2009: 195; Hervorhebung im Original). Michael Hardt und
Antonio Negri schliefSlich versuchen sich in einer postmarxistischen Deutung und
folgern: ,, Toussaint nimmt die Erklirung der Menschenrechte wértlich und beharrt
auf deren vollstindiger Umsetzung in die Praxis“ (Hart/Negri 2003: 130). Damit wird
der Revolutionsfiihrer Toussaint Louverture, der von den Autoren ganz nonchalant
beim Vornamen genannt wird, zum Vordenker neuer Formen der Freiheit unter den
Bedingungen globaler Kommunikation und Interaktion und, neben Bartolomé de Las
Casas und Karl Marx, in den Rang eines Philosophen erhoben.

Trotz der unterschiedlichen philosophischen Bezugspunkte weisen die genannten
Interpretationen alle dieselbe Logik auf. Sie beruhen erstensauf der narrativen Strukeur
des Superlativs, der zufolge die Haitianische Revolution universellerals die Franzosische
Revolution war. Als Reaktion auf die bisherige Bagatellisierung konstruieren sie zwei-
tens anstelle einer kritischen Auseinandersetzung eine umgekehrte Mythenbildung,
die kaum auf historische Quellen oder haitianische Rechtstexte zuriickgreift und der
Revolution so weder historisch noch theoretisch gerecht wird. In ihrer Intention, der
Revolution einen ebenbiirtigen Platz im Kanon zuzuweisen, fallen sie driztensletztlich
alle auf den europiischen Meisterdiskurs zuriick (vgl. Scott 2010). Sie verorten die
ideellen und politischen Wurzeln dieses spezifischen Emanzipationsprojektes, das sich
innerhalb der juridischen, konomischen und epistemischen Herrschaftsformation
des karibischen Plantagenkomplexes abspielt, in der biirgerlichen Offentlichkeit
Westeuropas.

Die Haitianische Revolution wird damit zum empirischen Fallbeispiel fiir die
prinzipielle Richtigkeit des Kanons und die Wahrheit des formalen Universalismus
der europiischen Aufklirung abklassifiziert und letztlich instrumentalisiert. Worin
liegt dann aber die von allen AutorInnen behauptete Radikalitit der Haitianischen
Revolution? Erschopft sich der Universalismus in der Ausweitung von Freiheit, Gleich-
heit und Briiderlichkeit auf Schwarze Minner? Ist Universalismus gleichbedeutend
mit der reinen Inklusion differenter Subjektpositionen in einen unverinderten Be-
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griffsrahmen, der von den ,dead white men® (Eoterman 2014)* der europiischen
Philosophiegeschichte geschaffen wurde?

In Abgrenzung zur vorschnellen Einverleibung der Haitianischen Revolution in
bestimmte philosophische Denktraditionen des geltenden Kanons verfolge ich das
Projekt, das Srinivas Aravamudan (1999: 330) einen , disziplindren Aktivismus“ nennt:
Anstatt die Ridnder in das Zentrum einzuschreiben gilt es vielmehr, das Zentrum von
den Rindern her zu befragen, die dominanten Deutungsmuster des Kanons zu durch-
brechen, den Kanon zu verfremden, zu mobilisieren und zu pluralisieren. Die Haiti-
anische Revolution als bedeutsames Symbol einer alternativen Menschenrechtserzih-
lung ernst zu nehmen, erfordert zugleich, die institutionellen Praktiken und narrativen
Strukturen der hegemonialen Wissensproduktion zu dekonstruieren und eine andere
Erzihlweise zu erproben. Dabei folge ich drei methodischen Uberlegungen.

Gegen eine ,idealistische Ideen- und Textgeschichte® (Moyn 2012: 548) verstehe
ich Menschenrechte erstens nicht als geistiges Eigentum philosophischer Meisterden-
ker und revolutiondrer Griindungsviter, sondern als das konstituierende Moment
emanzipatorischer Bewegungen, deren kollektive Kimpfe gegen gelebtes Unrecht fiir
ein kohirenteres Verstindnis der Menschenrechte wesentlich sind (Wall 2012: 2).
Ausgehend von den Erkenntnissen der transnationalen Geschichtsschreibung (vgl.
Armitage/Subrahmanyam 2010) muss die Herausbildung der Menschenrechte zwei-
tens innerhalb des Ereignishorizonts einer iibergreifenden atlantischen Verfassungsre-
volution (Brunkhorst 2012: 92) betrachtet werden, deren Zentren nicht nur Philadel-
phia und Paris, sondern auch Port-au-Prince und die Koordinaten des Schwarzen
Adantik (Gilroy 1993) sind. Als Protagonisten eines Gegennarrativs der Menschen-
rechte ausgehend von Haiti zentriere ich drittens Schwarze Menschen, die sich ihre
Selbstbefreiung von einem vermeintlich aufklirerischen Europa erkimpfen und die
Menschenrechte durch einen ,ab-use® (Spivak 2012: xii), d.h. von unten, subversiv
aneignen und radikal umschreiben. Die Haitianische Revolution wird so zur Kritik
nicht nur der kolonialrassistischen Verhiltnisse ihrer Zeit, sondern auch des Denkens

universeller Menschenrechte.

2 Der Philosoph Nathaniel Adam Tobias €oterman weist mit dem Durchstreichen seines Familiennamens
auf die gewaltvolle Geschichte der Versklavung hin, die sich durch die Namensgebung der Sklavenhal-
ter bis heute in die Kérper der Nachfahren der Versklavten einschreibt.
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4. Haiti und die Konstitution der Rassismuskritik

Um den Kanon ,,von unten® umzuschreiben, reicht es nicht aus, hegemoniale Narra-
tive zu durchbrechen. Es erfordert auch, bisher unbeachtetes Archiv- und Textmate-
rial (Hartman 1997: 10) zu reklamieren. Die in der Haitianischen Revolution ent-
standenen Verfassungen von 1801 und 1805 sind erstaunliche Dokumente einer
Rechtskritik des Kolonialismus, des Rassismus und der Versklavung. Ungeachtet
dessen wurden sie auf8erhalb Haitis bisher kaum aus einer rechtstheoretischen Pers-
pektive analysiert. Im Folgenden werde ich daher mein Augenmerk auf den friithen
haitianischen Konstitutionalismus legen und das Verhiltnis von universellen Men-
schenrechten und der Kategorie ,Rasse” herausarbeiten.?

Bereits das Ergreifen der Schrift als Medium der Emanzipation durch ein Kollektiv
(nicht-)alphabetisierter, vormals versklavter Menschen stellt einen widerstindigen Akt
dar (Mbembe 2014: 14). In der Haitianischen Revolution eignen sich Menschen,
denen systematisch das Lesen und Schreiben vorenthalten und verboten wurde, das
Genre der geschriebenen Verfassung an und artikulieren als Autoren des Rechts ihre
Vorstellungen von Gerechtigkeit und Gemeinschaft. In der Sprache des Rechts vor-
getragen, stehen die haitianischen Griindungstexte in starkem Kontrast zu den zeit-
gleich im abolitionistischen Diskurs sehr populiren slave narratives in den USA und
dem britischen Kolonialreich, die eine moralische oder religidse Kritik der Versklavung
anhand von Einzelschicksalen vortragen. Die Verfassungen dagegen sind nicht nur als
politische Manifeste postkolonialer Freiheit, sondern auch als erste Momente einer
antikolonialen Philosophie zu begreifen (Jenson 2010: 821.), die vor dem Hintergrund
eines autkeimenden ,wissenschaftlichen® Rassismus die Frage nach dem Universalismus
von Freiheit und Gleichheit stellt (Fischer 2004: 227).

Mehr noch als Griindungstexte einer partikularen, staatlich verfassten politischen
Gemeinschaft verdeutlichen die Verfassungen von 1801 und 1805, dass in der Revo-
lution nicht nur der Geltungsbereich der in Frankreich deklarierten Menschenrechte
ausgeweitet wird. Vielmehr werden hier divergierende Rechtsvorstellungen artikuliert,
die ihr kritisches Potential dadurch entfalten, dass sie auf der Grundlage einer dichten
Beschreibung des proklamierten Universalismus eines versklavenden Europas und
damit verbundener Unrechtserfahrungen gerade nicht zu einer Zuriickweisung des

Universalismus gelangen. Sie konzipieren stattdessen einen alternativen und radika-

3 Eine angemessene Analyse der Verfassungen muss notwendigerweise die intersektionalen Verschrin-
kungen von ,Rasse’, Geschlecht und Klasse beriicksichtigen. Eine solche intersektionale Lesart arbeite
ich in meiner Dissertation mit dem Titel ,, Tropen der Freiheit. Der radikale Universalismus der Haiti-
anischen Revolution® aus.
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leren Begriff des Universellen und des ,universellen Menschen®, indem sie die Verflech-
tung von Universalismus und Rassismus im europiischen Aufklirungsdenken explizit
machen.

Eine erste Kritik des Subjekts der Menschenrechte findet bereits in der Constituti-
on de Saint-Dominguevon 1801 statt, in der die Kolonie zur autonomen Teilrepublik
Frankreichs erklrt und die Abschaffung der Versklavung formal bestitigt wird. Arti-
kel 3 besagt: ,,Alle Menschen, die hier geboren werden, leben und sterben als Freie und
als Franzosen“ (Dubois et al. 2013: 53).4 Indem sich die Revolutionire, die sich zuvor
iiber verschiedene westafrikanische Selbstbezeichnungen identifizierten bzw. durch
kolonialrassistische Fremdbezeichnungen identifiziert wurden, von nun an als Fran-
zosen verstehen, wird die Deckungsgleichheit von Franzésischsein — dem bisherigen
Synonym von Menschsein — und Weif3sein durchtrennt. In den folgenden Artikeln
wird die Rechtskritik des Rassismus weiter ausgefichert: Artikel 4 bekriftigt, dass
Gleichheit ,,unabhingig von Hautfarbe gilt, wihrend Artikel 5 als einzig giiltiges
Kriterium sozialer Unterscheidung die Tugenden und Talente der BewohnerInnen der
Insel zulisst (ebd.: 53).

Trotz der mimetischen Identifizierung des Kolonisierten mit dem Kolonialherrn
vollzieht sich dadurch — so ldsst sich mit Homi Bhabhas (2000) Weiterfithrung des
Fanon’schen Konzepts der Mimikry argumentieren — eine Delegitimierung und Sub-
version des kolonialen Herrschaftsverhiltnisses und seiner normativen Grundlagen.
Indem sich die FreiheitskimpferInnen mit der machtvollen Position des franzésischen,
mit Rechten ausgestatteten Subjeks identifizieren, findet gleichzeitig eine erste rassis-
muskritische Reartikulation des politischen Subjekes statt, das von einer kolonialras-
sistischen Ontologie abgeldst wird. Die Identitit von Mensch und Franzosen unab-
hiingig von Hautfarbe erweist sich jedoch in der Praxis schon bald als unbrauchbar fiir
emanzipatorische Zwecke. Als Strafe fiir die Ubertretung des kolonialen Diskurses
mobilisierc Napoleon Bonaparte seine Armee mit dem genozidalen Auftrag, alle auf
Saint-Domingue lebenden Schwarzen Menschen zu téten (Dubois 2005: 290 {F.).

So verschiebt sich im revolutiondren Kampf um , Freiheit oder Tod* — liberté ou la
mortwird zur Losung der haitianischen Unabhingigkeitserklirung’ — die Konzeption
einer ,farbenblinden® Freiheit zu einer substantielleren Bestimmung. Mit der Consti-

tution Impériale d’Haiti (1805) wird Haiti als freier, souveriner und unabhingiger

Ubersetzung aus dem Franzésischen hier und im Folgenden von mir.

5 Haitianische Unabhingigkeitserklirung (01.01.1804). The National Archives, London, CO 137/111.
Records of the Colonial Office, Commonwealth and Foreign and Commonwealth Offices, Empire
Marketing Board, and related bodies.
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Staat ausgerufen (Art. 1), in dem Versklavung fiir immer abgeschafft ist (Art. 2) (Du-
bois etal. 2013: 63). Die Benennung des neuen, von franzésischer Kolonialherrschaft
befreiten Staatswesens als Haiti (,bergiges Land“), das von der Eigenbezeichnung der
Insel in der Sprache der fast ausgerotteten UreinwohnerInnen abgeleitet wird, wird
zugleich zum Eigennamen der BiirgerInnen des neuen Staates. Mit der begrifflichen
Neuschépfung ,Haitianer® wird aber keineswegs eine blof§ ethnische Alternative zum
»Franzosen“ geschaffen. Die Bezugnahme auf einen Ursprung radikaler Alteritit - die
UreinwohnerInnen und das ihnen widerfahrene Unrecht (Casimir 2009: 118 ff.) —stellt
vielmehr das weifle, minnliche, besitzende Subjekt der Aufklirung mitsamt dessen
rassistischer ,,divide et impera“-Logik radikal in Frage.

Zwar wird bereits in der Priambel die Gleichheit aller Menschen unter Anerkennung
ihrer Differenz und Vielfalt (Dubois 2013: 63) proklamiert. Von dieser Gleichheit
werden jedoch weiffe Minner ausgenommen, indem Artikel 12 ihnen kategorisch das
Rechtauf Eigentum versagt. ,,Kein Weiffer, unabhingig von seiner Staatsangehérigkeit,
wird als Herr oder Eigentiimer seinen Fuff auf dieses Gebiet setzen oder in Zukunft
ein Eigentum hier erwerben kénnen“ (ebd.: 64). In dieser rechtlichen Diskriminierung
vollzieht sich eine radikale Denkbewegung, die das konstitutive Verhiltnis von Staats-
biirgerschaft, Wei8sein, Minnlichkeit und Eigentum — und damit eine der Grundfes-
te der europiischen Aufklirung — sprengt.

Dass es sich dabei um eine rechtliche, nicht aber um eine rassistische Diskriminie-
rung — also einen ,umgekehrten Rassismus‘ — handelt, wird in Artikel 13 deutlich.
Dieser nimmct ,weifle Frauen [...] sowie ihre bereits geborenen oder zukiinftigen
Kinder“ ebenso von der Bestimmung aus wie ,,die von der Regierung eingebiirgerten
Deutschen und Polen® (ebd.: 64). Diese hatten als Uberliufer und Deserteure der
franzosischen Armee an der Seite der haitianischen RevolutionirInnen fiir die univer-
selle Freiheit und Menschlichkeit gekimpft. Der Ausschluss weifler Minnlichkeit aus
der Gleichheitskonzeption des haitianischen Rechts markiert damit eine normative
Kritik an dem vergangenen Unrecht des anti-Schwarzen Rassismus und der ,Inbesitz-
nahme* Schwarzer Menschen durch weifde ,Herren’, die konstitutiv an eine koloniale
Weltordnung unter weifler Vorherrschaft gebunden sind.

In Artikel 14 schliefllich offenbart sich das politische Subjeke, das sich in der Re-
volution konstituiert. ,,Da alle Bestimmungen der Farbe unter den Kindern ein und
derselben Familie, deren Staatsoberhaupt der Vater ist, notwendigerweise authéren
miissen, werden die Haitianer ab jetzt allein unter dem generischen Namen der
Schwarzen verstanden werden® (ebd.: 64). Jenseits einer biologistischen Logik wird
Schwarzsein hier als eine selbst gewihlte politische Identitit generiert, die sich nicht
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iiber die Pigmentierung der Haut oder andere phinotypische Merkmale definiert,
sondern allein iiber die Verdienste im Namen der republikanischen Werte, nimlich
der Verteidigung von Freiheit und Gleichheit im Angesicht menschlicher Vielfalt.
Insofern gelten auch die eingebiirgerten Polen und Deutschen als Haitianer und damit
als Schwarze. Entsprechend wird auch Weif8sein nicht iiber duflerliche Merkmale
definiert, sondern als privilegierter Signifikant (hooks 1992: 339), als Quelle rassisti-
schen Terrors und als ,,the right to dominate” im Gewand des Universalismus entlarve
(ebd.: 346).

Die neue Kategorie des Schwarzseins jenseits einer rassistischen Logik ist zugleich
eine radikale Kritik am Tabu der ,Rassenmischung’ und der Theorie von der Degene-
rierung der ,Rasse’ durch Hybridisierung (Ha 2005). Im Gegensatz zu Gesetzen der
,Rassentrennung’ — wie sie etwa in Nazi-Deutschland, in den USA der Ara Jim Crow
und im Siidafrika der Apartheid bis weit ins 20. Jahrhundert hinein existierten — voll-
zieht sich in Haiti eine grundsitzliche Derassifizierung des Rechts und der Gesellschaft
(Casimir 2009: 101). Universalitit wird von der kompromittierenden Gleichsetzung
mit Weiflsein geldst, wihrend die Schwarze Erfahrung als alternative Universalie
formuliert wird — nicht ausgehend von rassistischen Zuschreibungen, sondern von

erlebtem Unrecht, das sich niemals im neuen Gemeinwesen wiederholen soll.

5. Universalismus und Rassismus

Nun liefSe sich mit Buck-Morss (2011: 199 f.) einwenden, die Kategorie des Schwarz-
seins sei gleichbedeutend mit einer neuen ,Ideologic, einem ,Nationalmythos [...],
der im Widerspruch stand zum Ideal der universellen Emanzipation, das die Revolu-
tion hervorgebracht hatte”. Demzufolge hitten die HaitianerInnen das Potential
verspielt, ihr Gemeinwesen auf der Grundlage einer ,,Humanitit, die alle kulturellen
Grenzen iiberschreitet (ebd.: 183), zu errichten. Diese universelle Humanitit, so
Buck-Morss, beruhe auf dem ,,rohen, freien und verwundbaren Zustand* des Menschen
jenseits aller Differenzen (ebd.). Fiihrt diese iiberzeitliche anthropologische Bestim-
mung des Menschen aber nicht genau dazu, dass die herrschaftliche Praxis der Rassi-
fizierung dekontextualisiert und letztlich depolitisiert wird?

Die kritische Weiflseinsforschung hat lingst deutlich gemacht, dass ein Universa-
lismus auf der Grundlage einer proklamierten ,Farbenblindheit® ein Mythos ist. Das
normative Ideal einer alle Differenzen iiberschreitenden Gleichheit verkehrt sich
unter den Bedingungen weifer Vorherrschaft geradewegs in sein Gegenteil, iibersieht

es doch, dass durch die Normalisierung von Weifisein ein vermeintlich universeller
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Standpunkt konstruiert wird, der rassistische Strukturen unsichtbar und damit unan-
greifbar macht (hooks 1992: 346, El-Tayeb 2005: 8). Ein von Differenzen abstrahie-
render Humanismus verfehlt daher die Pointe der in der Haitianischen Revolution
entwickelten Rassismuskritik, indem er trotz bester Absicht die Dialektik von univer-
salistischer Rhetorik und rassistischer Differenzierung unangetastet Lisst.

Mit der revolutionir hervorgebrachten Kategorie des Schwarzseins schaffen die
HaitianerInnen demgegeniiber eine neue Konzeption universellen Menschseins, die
auf gelebten Unrechtserfahrungen basiert und eine explizite Auseinandersetzung mit
Differenzierungen und Hierarchisierungen von Menschen zur Vorbedingung einer
Gesellschaft von Freien und Gleichen macht. Schwarzsein als alternative Universalie,
unabhingig von jeder Biologie, ermdglicht es, das ,Rasse’-Denken der europiischen
Aufklirung explizitzu benennen, das Privileg weifSer Minnlichkeit blofzustellen und
die fatale Logik von Humanitit und Dehumanisierung zu durchbrechen. Weit davon
entfernt, eine kulturell begriindete, partikulare Idee der Menschenrechte zu beanspru-
chen, wird in Haiti so der Grundstein fiir die Frage gelegt, wie angesichts rassistischer
Subjektivierungsweisen das universelle Subjekt der Menschenrechte gedacht werden
kann.

An diese vergessene und verdringte Rassismuskritik lohnt es sich sowohl in politi-
scher als auch in theoretischer Hinsicht anzukniipfen. Trotz des formalen Endes des
Kolonialismus, der Versklavung und der Apartheid, trotz gesetzlicher und vélkerrecht-
licher Mafinahmen wie der Anti-Rassismus-Konvention der Vereinten Nationen von
1965 ist Rassismus als Denk- und Regierungsweise lingst nicht tiberwunden. Entge-
gen Paul Gilroys (2000) post-anthropologischem planetarischem Humanismus, der
sich in einem post-rassistischen Zeitalter wihnt, konstatiert etwa Mbembe (2014) eine
Universalisierung rassistischer Herrschaftstechnologien unter dem Vorzeichen eines
globalisierten Neoliberalismus. Arbeitsverhiltnisse unter dem Schlagwort ,moderne
Sklaverei“ und die straffreie Totung von Schwarzen Menschen durch staatliche Ak-
teure — in den USA ebenso wie in Deutschland — sind nur der eklatanteste Ausdruck
davon.¢

Angesichts dieser Situation stellt die Haitianische Revolution ein wichtiges Ge-

gennarrativ der Menschenrechte dar. Als solches sollte sie nicht nur ihren eigenstin-

6 In Deutschland kimpfen u.a. die Initiative im Gedenken an Oury Jalloh und die Initiative Christy
Schwundeck um die Aufklirung von rassistischer Polizeigewalt. Oury Jalloh verbrannte 2005 an Hin-
den und Fiiflen gefesselt in Polizeigewahrsam in Dessau. Christy Schwundeck wurde in einem Jobcen-
ter in Frankfurt/M. von einer Polizistin erschossen. In beiden Fillen wurden die TiterInnen freigespro-
chen. Im Fall Oury Jalloh wurde in zweiter Instanz der verantwortliche Dienstgruppenleiter der Poli-
zeistelle lediglich zu einer Geldstrafe wegen fahrlissiger Tétung verurteilt.
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digen Platz in der Historiographie der Menschenrechte und im kulturellen Gedicht-
nis Europas erhalten, sondern dariiber hinaus zentraler Bestandteil einer rassismus-
kritischen Menschenrechtsbildung werden: als Kritik und Dekonstruktion des
gingigen Menschenrechtsnarrativs einerseits, als Ressource fiir konkretes Empow-
erment und Antidiskriminierung andererseits (vgl. Autor*innenKollektiv Rassis-
muskritischer Leitfaden 2015: 55). Im Bewusstsein eines gesellschaftlich tief veran-
kerten Alltagsrassismus sowie eines unproblematisierten ,Rasse’-Begriffs im Grund-
gesetz dringt auch die Initiative Schwarze Menschen in Deutschland (ISD) auf eine
»aktivere, menschenrechtsorientierte und historisch informierte Rassismusbekimp-
fung“ (ISD 2015: 1).

Die Auseinandersetzung mit Rassismus erfordert schliefllich auch eine theoriege-
leitete Reflexion. Eine politische Theorie, die sich in emanzipatorischer Absicht der
Aufklirung der Gesellschaft tiber sich selbst verpflichtet fiihlt, sollte nicht liberalen
Beschwérungen der Farbenblindheit, der Diversitit und des Multikulturalismus
aufsitzen, sondern ,Rasse als eine kritische Kategorie der Gesellschaftstheorie etablie-
ren und hinsichtlich ihrer Implikationen fiir Menschenrechte und Demokratie prob-
lematisieren. Dazu miisste sich die politische Theorie freilich erst ihren eigenen Ver-
dringungen und Verwerfungen stellen und die Haitianische Revolution als ein be-
deutsames Griindungsereignis und zugleich als Kritik der politischen Moderne ernst
nehmen. Gelingen kann dies nur, wenn die Perspektiven der Postkolonialen Studien,
der Black Studies und der kritischen Wei$seinsforschung auch in der politischen
Theorie in ihrer Relevanz anerkannt und institutionell verankert werden.
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Nabila Abbas

Arbeit, Freiheit und Wiirde!

Chorl, hurriya, karama wataniya!
Menschenrechtsimaginationen der tunesischen
Revolution

1. Gesellschaftliche Imaginationen als
Untersuchungsgegenstand revolutionarer Prozesse

Tunesiens revolutionire Bewegung hat innerhalb von 26 Tagen den Autokraten Ben
Al gestiirzt und damit nicht nur seine 23-jihrige Diktatur beendet, sondern vor allem
auch das vorliufige Ende einer Ara politischer Entmiindigung und Enteignung dekla-
riert.! In den Straflen von Sidi Bouzid, Kasserine, Thala und Tunis wurden Rufe nach
politischen Freiheits- und Mitbestimmungsrechten, nach einer politisch unabhingigen
Justiz, einer sozial gerechten, korruptionsfreien Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung
und nach dem menschenwiirdigen Leben laut. Die herrschenden Narrative und Deu-

tungsmuster westlicher Beobachter, die zur Analyse der tunesischen Revolution? und

1 Die Revolution erstaunte sowohl arabische als auch westliche Beobachter, da es — ausgehend von der
sogenannten Modernititsthese und im Vergleich zu anderen arabisch geprigten Lindern — am unwahr-
scheinlichsten galt, dass eine Revolution in Tunesien ausbricht (Dakhlia 2011a: 7). Erstens hat Tunesi-
en im Vergleich zu anderen arabisch dominierten Staaten die progressivsten Frauenrechte, die seit der
Verabschiedung einer Reihe gleichstellender Gesetze 1956 (franz. Code du statut personnel, arab.
Lautsp. majallat elahwel ech’chakhsiya) beispielsweise die Scheidung ermdglicht haben. Zweitens kommt
Tunesien mit 78 % auf eine der héchsten Alphabetisierungsraten im arabischsprachigen Raum. Drittens
weist Tunesien eine relativ breite Mittelschicht auf, die gréfitenteils gebildet ist, aber 8konomisch eher
der oberen Unterschicht angehsrt. Die fehlende politische und 8konomische Teilhabe dieser Mittel-
schicht fithrt zu einer temporiren Solidaritit zwischen den gut ausgebildeten Mittelschichten und der
drmeren Unterschicht wihrend der Umbriiche im Dezember 2010 bis Januar 2011.

2 Meine im Folgenden zu Wort kommenden Interviewpartner bestehen einstimmig darauf, dass sich die
tunesische Bevélkerung ihre politischen Rechte ,revolutionir® erstritten hat, dass aber mit dem Begriff
der Revolution ein revolutionirer Prozess gemeint ist, der sich Jahrzehnte hinziehen kann und der
ebenso von Riickschritten oder auch von einer Vereinnahmung durch das alte Regime geprigt sein mag.
Tilly unterscheidet zwischen revolutioniren ,Situationen® und revolutioniren ,Ergebnissen®. Eine
revolutionire Situation definiert sich dadurch, dass sich die Souverinitit und der Machtanspruch auf
mehrere Gruppierungen verteilen, wihrend revolutionire Ergebnisse aus dem erfolgreichen politischen
Machtwechsel auf eine neue herrschende Koalition resultieren (Tilly 1993: 38 ff.). Diese normativ
offene Bestimmung von ,,Revolution® macht es méglich, zwischen den programmatischen Intentionen
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anderer Revolten in der arabischen Welt 2011 herangezogen werden, sind jedoch meist
vom ,,Orientalismus“ oder schlicht von einem mangelhaften Verstindnis der histori-
schen, politischen und kulturellen Gegebenheiten geprigt (Dabashi 2012: 47). Neben
der wiederholt vorgetragenen Ansicht, es habe sich nicht um genuin politische bzw.
demokratische Proteste gehandelt, sondern lediglich um Forderungen nach besseren
Lebensbedingungen, hilt sich noch immer hartnickig die Uberzeugung, dass die
Bevolkerung Nordafrikas und des Mittleren Ostens zur Demokratie ,,unfihig® oder
Lunwillig® sei, da sie apolitisch, schicksalsgliubig und gefangen in iiberkommenen,
kulturellen Eigenheiten und religiosen Fundamentalismen sei. Diese orientalistische
Uberzeugung sieht sich durch die ersten Wahlsiege islamistischer Parteien bestitigt.

Die aktuelle sozialwissenschaftliche Fokussierung auf Ursachen, Ergebnisse und
Konsequenzen der revolutioniren Bewegung trigt zwar zur Analyse gewisser —
gleichwohl wichtiger — Fakten und Handlungszusammenhinge bei. Sie vermag es
jedoch nicht, zentrale Ideen und Diskurse, kurz: ,,Imaginationen® zu erkennen,
welche die Legitimititskrise und die daraus resultierende Erosion des Ancien Régime
in seinem symbolischen Fundament eingeleitet haben (Geisser 2012: 9). Warum
derartige Imaginationen ein wichtiger Untersuchungsgegenstand sind, um revolu-
tionire Prozesse zu verstehen, erklirt sich unter anderem aus ihrer Bedeutung fiir
Institutionen: Das ,gesellschaftlich Imaginire [...] besteht in der und durch die
Setzung/Schépfung gesellschaftlich imaginirer Bedeutungen und der Institution;
Institution als ,Vergegenwiirtigung’ dieser Bedeutungen und dieser Bedeutungen
als institutierter” (Castoriadis 1984: 11f.). Diese gesellschaftlichen Konstruktions-
prozesse ereignen sich in revolutioniren Prozessen verstirkt und tragen dadurch zur
kollektiven Selbstbestimmung bei (Castoriadis 2010a: 30; Castoriadis 2010b: 93).
Imaginationen sagen uns folglich etwas iiber gesellschaftliche Reprisentationen,
soziale Bedeutungen und Vorstellungen, welche die jeweilige Gesellschaft in ihrer
Einzigartigkeit strukturieren. Durch die Analyse der revolutioniren Imaginationen
Tunesiens werden die zentralen Ideen, welche zur Erschiitterung des Ancien Régime
gefiihrt haben, identifiziert und gleichzeitig Vorstellungen und Wiinsche beziiglich
eines ,neuen Tunesiens® offen gelegt.

Im vorliegenden Artikel wird mit der Imagination der Menschenrechte eine be-
sonders wichtige Imagination der revolutioniren Bewegung Tunesiens untersucht.

einer Protestbewegung und dem ,,Output” sowie institutionellen Design der neu entstandenen politi-
schen Ordnung zu differenzieren. Das trigt vor allem der Tatsache Rechnung, dass oftmals diejenigen,
welche die revolutionire Bewegung initiieren, gar nicht diejenigen sind, welche spiter von den revolu-
tioniren Ergebnissen profitieren (Aya 1979: 45).
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Ich gehe von der Annahme aus, dass die Menschenrechte in Tunesien zum einen als
Grundlage der Kritik an den bestehenden politischen Verhiltnissen fungieren und
dass die unter Bourguiba und Ben Ali veriibten, massiven Menschrechtsverletzungen
Widerstand hervorgerufen haben, der sich in verschiedensten Protesthaltungen — von
linken und feministischen iiber gewerkschaftliche bis hin zu islamistischen Gruppie-
rungen — gegen das Regime formierte. In diesem Zusammenhang erweist sich der
Kampf um Menschenrechte, der bereits in den 1970er Jahren in Tunesien seinen
Anfang nimmy, als Wegbereiter der Revolution. Zum anderen wirken die Menschen-
rechte im Kampf gegen die tunesische Dikratur als gesellschaftliche Imagination zur
Griindung eines postrevolutioniren Tunesiens fort.

Ich werde zunichst darlegen, wodurch die Menschenrechtslage im Ancien Régime
gekennzeichnet war. Darauf aufbauend analysiere ich, welche politischen Akteure sich
auf welche Menschenrechte beziehen, um eine Delegitimierung des diktatorischen
Regimes zu bewirken und die Griindung eines ,neuen Tunesiens® zu denken. Der
tunesische Kampfum Menschenrechte lsst sich in vier verschiedenen Kontexten und
Diskursen verorten: im Anspruch auf Wiirde, im Kampf um Meinungs- und Aus-
drucksfreiheit, in der feministischen Forderung nach Gleichheit sowie im Kampf
gegen Folter. Als empirische Grundlage dienen insgesamt 47 Interviews, die ich
tiberwiegend im August/September 2014 und im Mirz 2015 mit Menschenrecht-
ler_innen, Gewerkschaftler_innen, Feministinnen, Cyberdissendent_innen (im
deutschen Diskurs oft ,Blogger_innen genannt), Arbeitslosen, Jugendlichen und
Islamist_innen in arabischer und franzésischer Sprache gefiihrt habe.

2. Menschenrechtsverletzungen
unter dem Ancien Régime

Die Menschenrechtsbewegung in Tunesien formiert sich als Reaktion auf ein autori-
tires und diktatorisches Regime, welches anhand der Komplizenschaft der Polizei, der
Verwaltung und der Justiz die Gesellschaft beherrscht. Die Herrschaft Habib Bour-
guibas, die das franzisische Protektorat 1956 ablost und bis 1987 anhilt, konsolidiert
sich anhand der Unterdriickung und gewaltsamen Verfolgung politischer Gegner
jeglicher Couleur — seien es Konkurrenten aus der eigenen Neodestour-Partei (Saleh
Ben Youssef wird 1961 in einem Frankfurter Hotel getétet), Linke (Mouvement Per-
spectives), Islamist_innen oder Gewerkschaftler_innen: Meinungs-, Ausdrucks-, Ge-
sinnungs-, Versammlungs- oder Vereinigungsfreiheit werden auf teilweise massive Art
und Weise beschnitten. Hunderte Aktivisten werden iiberwacht, willkiirlich festge-
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nommen, gefoltert, zum Tode verurteilt oder ins Exil gezwungen. Eine politisch ab-
hiingige Justiz gewihrleistet nicht einmal Minimalstandards der Rechtsprechung. So
wird einigen Angeklagten das Recht auf Verteidigung verwehre, wie Kalthoum Kannou,
oppositionelle Richterin und Prisidentschaftskandidatin in 2014, berichtet.?

Bourguiba geniefit trotz dieser politischen Unterdriickung ein teilweise noch immer
wihrendes Renommee, das weit davon entfernt ist, ihn lediglich als Dikrtator zu be-
trachten. Zum einen schreibt er sich in die neuzeitliche Geschichte Tunesiens als
,»Vater der Nation“ ein, der aus dem anti-kolonialen Kampf als politische Fiihrungs-
personlichkeit hervorgeht. Zum anderen fiihrt er ein ,,modernistisches” Dispositiv ein,
dass eine Reihe als progressiv geltender Reformen nach sich zieht; im Bereich der
Bildung etwa, in Bezug auf die soziale und politische Rolle von Frauen sowie hinsicht-
lich eines ,Sikularisierungsprojektes®, das keine reelle Trennung von Staat und Reli-
gion vorsieht, sondern de facto mehr staatliche Kontrolle iiber religiose Angelegenhei-
ten und Institutionen erlaubt (Jomier 2011, Béji 1982: 96). Seine ablehnende Haltung
gegeniiber traditionellen kulturellen Praktiken und Wissensproduktionen sowie seine
starke politische Ambition, einen vom Westen anerkannten, ,modern-progressiven®
Staat zu bilden, stellen den postkolonialen Staat Tunesien in eine paradoxale Konti-
nuitdt mit der kolonialen Vergangenheit. So hebt etwa Hamid Dabashi (2012) hervor,
dass Versuche arabischer Linder, sich vom Kolonialismus abzugrenzen, stets ausdriick-
lich als Antithese zu eben diesem formuliert worden sind. Eben deshalb aber hitten
die postkolonialen Staaten jene Uberwindung des Kolonialismus nicht erreicht,
blieben sie doch immer auf ihn bezogen. Die vermeintliche Entitiit ,,der Westen® sei
fiir die postkoloniale Ideologiebildung und damit einhergehend auch fiir das — nach
den anti-kolonialen Kidmpfen — neu entstehende Selbstverstindnis postkolonialer
Staaten konstitutiv; entnimmt man sie, so nimmt man dieser Ideologie gleichzeitig
ithren inhaltlichen Kern (Dabashi 2012: 40 ff.).

Ben Alis Herrschaft, die Bourguiba durch einen Putsch ablést, schreibt sich in
diese Kontinuitit ein: Er verstirke die Diktatur Bourguibas im Zuge der Anti-Terror-
Gesetze nach dem 11. September 2001, welche die Einrichtung von Militirgerichten
legalisieren und unter dem Deckmantel der Terrorbekimpfung gegen die eigene Be-
volkerung vorgehen. Nun geraten nicht mehr lediglich politische Aktivist_innen ins
Visier, sondern tendenziell simtliche Biirger_innen, die im 6ffentlichen Raum ihre
Meinung zum Ausdruck bringen. Neben der Meinungsfreiheit wird mit Blick auf
politische Aktivist_innen insbesondere die Bewegungsfreiheit eingeschrinkt: Der

3 Alle der im Folgenden direk zitierten Aussagen (von politischen Akteuren), die nicht von einer Litera-
turangabe begleitet sind, stammen aus persénlich gefiihrten Interviews.
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Zugang zu Gebduden, in denen Menschenrechtsorganisation ihre Riumlichkeiten
haben, wird versperrt, ganze Straflen werden fiir die Betroffenen als nicht zuginglich
deklariert, und selbst der Eintritt in das jeweils eigene Haus wird manchen Aktivist_in-
nen punktuell verwehrt, um sie einzuschiichtern und zu schikanieren, wie die Men-
schenrechtlerin Radhia Nasraoui aus eigener Erfahrung berichtet. Dariiber hinaus setzt
der Polizeistaat Ben Alis auch systematische Folterpraktiken ein.* Aus historischer
Perspektive lassen sich daher beide Regime als eine Art ,,zweite Kolonialisierung®
(Dabashi 2012: 89) begreifen, die durch eine politisch Elite betrieben wird. Sie erwirke
— analog zu den Mechanismen des europiischen Kolonialismus — eine Exklusion der
Bevélkerung aus jeglichen politischen Entscheidungsprozessen, treibt eine nepotistische
Ausbeutung des Landes auf wirtschaftlicher Ebene voran, etabliert eine arbitrir agie-
rende sowie politisch abhingige Justiz und stellt damit insgesamt eine weitgehende
Repression der Bevélkerung dar.

Die damit einhergehenden Menschrechtsverletzungen ereignen sich paradoxerweise,
und zwar sowohl unter Bourguiba als auch unter Ben Ali, hinter der Fassade eines fort-
schrittlichen und modernen Staates, der nach aufSen hin hauptsichlich auf den Sockeln
der ,,Emanzipation der Frauen“ und der , Sikularicit“ aufruht; einer Fassade, an welche
die europiischen Koalitionspartner und in besonderem Mafle die franzésische politische
Elite’ glauben wollen und die nicht zuletzt zur Konsolidierung des Regimes von Ben
Ali fithre (Dakhlia 2011b). Ben Alis Strategie, sich als ,, Freund des Westens auszugeben,
sowie sein harter Umgang mit islamistischen Strémungen, der ab den 1990er Jahren
noch einmal erheblich intensiviert wird, scheint bis ins Jahr 2010 in Europa nahezu in
Vergessenheit geraten zu lassen, dass Tunesien ein dikrtatorischer Polizeistaat ist.

In diesem Zusammenhang erweist sich der Menschenrechtsdiskurs in Tunesien als

4 Mit dieser politischen ,Enteignung” geht zudem oft eine handfeste materielle Enteignung einher:
Mafisse Korruptionsfille und unberechtigte Anteilsanspriiche an neu gegriindete Firmen, die systema-
tisch vom Clan Leila Trabelsis, der Gattin Ben Alis, erhoben werden, zeugen davon.

5 Das Regime Ben Alis genoss in Frankreich eine breite Anerkennung sowohl in linken, sozialdemokra-
tischen Parteien (Parti socialiste, Front de gauche) als auch im republikanisch-rechtskonservativen
Lager (Union pour un Mouvement Populaire). Recherchen der Satirezeitung Le Canard enchainé haben
2011 ergeben, dass eine Reihe angesehener Journalist_innen und Politiker_innen, wie beispielsweise
Henri Guaino, der Berater von Nikolas Sarkozy, auf tunesische Staatskosten in Tunesien Urlaub mach-
ten (htep://www.lemonde.fr/politique/article/2011/06/28/quand-guaino-etait-heberge-aux-frais-de-
ben-ali_1542207_823448.html, Stand: 13. April 2015). Auch das Angebot der damaligen franzésischen
Auf8enministerin, Michele Alliot-Marie, dem tunesischen Regime Ben Alis mit franzosischem ,,Know-
How* (d.h. Trinengas, Flash-Ball-Pistolen, Wasserwerfern etc.) zur Seite zu stehen, um Demonstrati-
onen einzuhegen, veranschaulicht den Grad der Komplizenschaft beider Regime (http://www.lemonde.
fr/politique/article/2011/02/07/michele-alliot-marie-et-la-tunisie-retour-sur-une-pole-

mique_1476436_823448.html, Stand: 13. April 2015).
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ein ambivalenter Diskurs, der nicht nur von Seiten zivilgesellschaftlicher Akteure,
sondern auch von Seiten des Regimes geprigt wurde. Anders als im europdischen und
nordamerikanischen Kontext hat der Diskurs um Menschenrechte nicht etwa durch
militirische Interventionen im Namen der Menschenrechte an Glaubwiirdigkeit
verloren, sondern durch den permanenten Versuch einer politischen Vereinnahmung
des Menschenrechtsdiskurses durch die staatliche Autoritit. Dazu ein Beispiel: Im
Rahmen eines 2008 durchgefiihrten Universellen Uberpriifungsverfahrens (UPR) des
UN-Menschenrechtsrates hat sich der tunesische Staat im Zuge seiner Selbstevaluati-
on als duflerst menschenrechtsfreundlich prisentiert. Neben der Ratifizierung simtli-
cher UN-Abkommen versprach der damalige Justizminister, Béchir Tekkari, auch den
»baldigen® — tatsichlich aber nie gewihrten — Einlass von UN-Menschenrechtsbeob-
achtern (Duparc 2008). Geradezu grotesk erscheinen diese Aussagen, die seinerzeit
von circa 60 UN-Staaten bekriftigt wurden, vor dem Hintergrund der damaligen
Biirgerproteste im Phosphatbecken Gafsas (im westlichen Siiden Tunesiens), die zum
Zeitpunke der Rede Tekkaris bereits seit vier Monaten blutig bekdmpft wurden (Allal
2010: 109). Diese urspriinglich friedlichen Biirgerproteste gegen Korruption waren
die vehementesten Proteste, die Tunesien bis dato erlebt hatte, und sie gelten heute

als eigentlicher Beginn des revolutiondren Prozesses.

3. Der Kampf um Menschenrechte
in der revolutionaren Bewegung Tunesiens

Angesichts gravierender Menschenrechtsverletzungen einerseits und des staatlichen
Versuchs, sich den Menschenrechtsdiskurs zu eigenen Zwecken anzueignen, andererseits,
formiert sich ein zivilgesellschaftlicher Widerstand, der nicht nur einzelne Menschen-
rechtsverletzungen anprangert, sondern damit zugleich auch, und zwar insgesame, die
Legitimation des Regimes aufgrund dieser Menschrechtsverletzungen in Frage stellt.
Dieser zivilgesellschaftliche Widerstand zeigt sich auf vier zentralen Ebenen.

3.1 WURDE ALS MENSCHENRECHTSPRINZIP

Ein Anspruch auf ,Wiirde® (arab. Lautsp. kardma) wird sowohl von islamistischen
Akdivist_innen als auch von Gewerkschaftler_innen, Arbeitslosen und Jugendlichen
erhoben. Dabei muss ein religios begriindeter Wiirdebegriff, auf den die Islamist_innen
Bezug nehmen, von einem Wiirdekonzept, das ich ,biirgerlich-sozial“ nennen méchte,
unterschieden werden. Zum besseren Verstindnis des ersteren ist vorab zu erwihnen,
dass das islamische Denken im Vergleich zum europiischen andere Konzepte von ,,Recht*
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und auch vom ,Menschen® aufweist.® Die arabische und dementsprechend auch die
koranische Sprache verwenden das gleiche Wort fiir ,, Wahrheit“ wie fiir ,,Recht®: Aag.
Yadh Ben Achour (2011: 29f) zufolge lassen sich drei ,, Wahrheiten-Rechte® aus einer
humanistisch inspirierten Lektiire des Korans entnehmen: (1) der Schutz physischer
Integritit, welche ihrerseits Bedingung fiir Wiirde ist; (2) Gleichheit und (3) Freiheit.
Diese drei Rechte bilden nach Ben Achour die Grundlage fiir Menschenrechte, da sie
alle weiteren Rechte erst erméglichen (ebd.: 32). Mit Blick auf den ,Menschen® lassen
sich im islamischen Denken vier verschiedene Begriffskonzepte unterscheiden, aus
welchen teilweise unterschiedliche Einzelrechte resultieren. Der #nsdn (Oberbegriff fiir
Mensch) hat das Recht aufein ,,gutes Leben® auf Erden. Der #bd ist zur Anrufung, zum
Gebet und zur Unterwerfung angehalten. Der bashar vereinigt auf sich das Recht auf
Leben, auf Gleichheit und auf kérperliche Unversehrtheit. Der shakhg hat das Recht auf
konkrete, positivierte Rechte. Diese vier Begriffskonzepte vom Menschen sind im Islam
untrennbar miteinander verbunden und nihern sich erst in ithrem Zusammenwirken
der Komplexitit des Menschen an (ebd.: 79).

Die islamische Referenz auf den Begriff der Wiirde ist mit dem Praktizieren des
Glaubens eng verbunden (Boisard 1984: 54). Sie umfasst die Selbstachtung und
Selbstbeherrschung durch den Islam, den Respekt vor den Anderen und das Verbot
erniedrigender Praktiken der Ziichtigung mit Ausnahme jener, die in der Schari’a
erlaubt sind. Eine angemessene Wiirde lisst sich erst durch die Ausiibung des Glaubens
erlangen: Zwar wird die Wiirde als eine Art ,Mitgift“ Gottes betrachtet, doch muss
diese — analog zu menschlichen Fihigkeiten — durch eine gelebte Frommigkeit allererst
entwickelt werden. In dieser Hinsicht wirkt eine angemessen ausgeprigte Wiirde auch
gegen a-soziale Geliiste wie Machtstreben und Dominanz (ebd.). Eben darin sieht
Farida Labidi, Parlamentsabgeordnete fiir die islamistische Ennahda-Partei, eine
wichtige Motivation der tunesischen Revolution. Sie sagt: ,,Es ist eine Revolution
gegen den Despotismus, gegen Ungerechtigkeit und Willkiirherrschaft [arab. Lautsp.
dhoulm]! Eine Revolution fiir die Wiirde, die wir nicht leben konnten.“ Labidi weist
dariiber hinaus auf einen Zusammenhang zwischen Wiirde und Freiheit hin: ,,Ohne
Freiheit — und ich meine nicht nur die Meinungsfreiheit, sondern alle Freiheiten; sich
so anzuziehen oder politisch auszudriicken, wie man will, und die Freiheit, seine Re-
ligion auszuiiben — ohne diese Freiheiten kann es keine Wiirde geben. Und Amal
Azouz, ebenfalls Ennahda-Abgeordnete, bekundet, dass islamische Werte wie Wiirde
und Freiheit als Instrumente des Protests und des Widerstandes fungieren kénnen. In

6 Der Sammelband von Emmanuel Hirsch Islam et droits de 'homme (1984) gibt einen tiefgriindigen
Einblick in islamische Referenzen auf Menschenrechte und zahlreiche Theorien muslimischer Denker.
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dieser Perspektive wird der Wiirdebegriff zuvorderst mit ,,negativen® Freiheiten, z. B.
mit der Religions- und Gewissensfreiheit, in Verbindung gebracht.

Deas biirgerlich-soziale Wiirdeprinzip hingegen, das von tunesischen Gewerkschaft-
ler_innen, Jugendlichen und Arbeitslosen als wichtiges Motiv fiir ihr Engagement im
Rahmen des revolutioniren Prozesses angegeben wird, findet seine Verankerung in einem
Verstindnis des Biirgers bzw. der Biirgerin als aktiv teilhabender Part der Gesellschat. Fiir
den Rechtsanwalt und linken Oppositionellen, Mohammed Jmour, bedeutet Wiirde vor
allem, ,,dass die Tunesier ihr eigenes Schicksal in die Hand nehmen. Das bedeutet, dass
die Tunesier frei sein miissen zu entscheiden, welche Entwicklung sie fiir ihr Land als
angemessen und richtig halten. Biirger sein, heifit, Rechte und natiirlich auch Pflichten zu
haben. Mit Rechten sind nicht nur politische und biirgerliche, sondern auch soziale und
dkonomische Rechte gemeint.“ Jmour assoziiert mit Wiirde also auch politische und so-
ziale Teilhaberechte. Fiir Nejib Sellami, Gewerkschaftler und Lehrer, bedeutet Wiirde
»eine Teilhabe an der tunesischen Gesellschaft. Wiirde heif$t nicht nur Respekt, sondern
auch Gleichheit unter den Biirgern. Meine Wiirde ist verletzt, wenn ich als Biirger nichts
wert bin.“ Ahnlich sieht auch Mokhtar Trifi, langjihriger Prisident der tunesischen Liga
fiir Menschenrechte (Ligue tunisienne de droits de [lhomme) und ebenfalls Anwalt, die
Wiirde der Biirger_innen darin realisiert, dass sic am 6ffentlichen Leben teilhaben kénnen.

Neben Jmour und anderen bringt insbesondere auch die Arbeitslosenbewegung
(Union des Diplomés Chomeursoder UDC) Wiirde mit sozialen Rechten in Verbindung,
die eine realistische Teilhabe am 6ffentlichen Leben erméglichen sollen. So argumen-
tiert etwa Ahmed Sassi von der UDC wie folgt: ,,Ben Ali und die Trabelsis haben nicht
nur die politische Macht in Tunesien monopolisiert, sondern auch die skonomische!
Daraus ist eine politische und soziale Ungleichheit entstanden, die extrem ist und die
sich in den Armenvierteln Tunis’, wie z. B. in Kabaria, aber vor allem im Inneren des
Landes spiiren ldsst. Ohne Arbeit und Freiheit kénnen wir nicht in Wiirde leben.
Diese soziale und politische Ungleichheit sowie die Willkiirherrschaft der Polizei haben
uns tagtiglich in unserer Wiirde verletzt. Wenn wir die Diktatur bekimpfen wollen,
miissen wir eine politische und eine soziale Demokratie schaffen.” Diese Verbindung
von biirgerlich-sozialer Wiirde mit politischer Freiheit einerseits und sozialer Gleich-
heit bzw. Gerechtigkeit andererseits ist eine zentrale Imagination der revolutioniren
Bewegung Tunesiens.”

7 Der Vollstindigkeit halber sei erwihnt, dass im politischen Diskurs, wenn auch nicht in dezidiert
menschenrechtlichen Zusammenhingen, zudem auch ein Konzept ,nationaler Wiirde“ Verwendung
findet; z. B. im linken Kontext der ,,Nationalen Araber®, die historisch an Gamal Abdel Nassers Pan-
arabismus ankniipfen. Hier ist der Ausdruck ,Nationalismus®, wie in vielen anderen arabischen, anti-
kolonialen Befreiungsbewegungen auch, positiv konnotiert: National zu sein bedeutet, gegen eine re-
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Der religidse und der biirgerlich-soziale Wiirdebegriff erfahren unterschiedliche
Begriindungen, stehen sich jedoch in der politischen Praxis nicht notwendigerweise
kontrir gegeniiber und schliefen sich auch nicht aus. Im Gegenteil: In der Forderung
nach dem Respeke vor der Menschenwiirde liegt eine programmatische Gemeinsam-
keit von religisen und sikularen Akteuren innerhalb der revolutioniren Bewegung
(vor dem Sturz Ben Alis). Die Menschenwiirde lisst sich so auch als das grundlegende
Fundament revolutionirer Forderungen nach Menschenrechten begreifen. Die Ver-
teidigung der Wiirde eint islamistische und sikulare Aktivist_innen im Kampf fiir eine
gerechte und unabhingige Rechtsprechung, wie etwa Imen Triti, Vorsitzende der is-
lamistischen Menschenrechtsorganisation (Association Liberté et Equité) oder auch
Kalthoum Kannou, die oben bereits erwihnte Richterin, feststellen. Der biirgerliche
Wiirdebegriff fordert zudem eine stirkere Teilhabe am politischen und éffentlichen
Leben sowie an den Reichtiimern des Landes; eine Teilhabe, die vom religisen Wiir-
deverstindnis zwar nicht ausgeklammert wird, aber doch nicht gleichermaflen als
zentral erachtet wird. Beiden Wiirdebegriffen ist jedoch gemein, dass die Wiirde in
arabisch-muslimisch geprigter Perspektive einen kritischen Mafistab zur Infragestellung
bestehender Machtverhiltnisse darstellt. In der arabischen Ideengeschichte von Ibn
Khaldoun, al-Farabi und al-Tahtawi bis zu hin zu Abdou legitimiert die Verletzung
der Wiirde nicht nur politischen Widerstand, sondern fordert regelrecht zu solchem
auf. Die Referenz auf Wiirde findet sich zudem in der Priambel der neuen Verfassung,
die im Januar 2014 verabschiedet wurde.

3.2 MEINUNGSFREIHEIT

Der Kampf um Meinungs- und Ausdrucksfreiheit (arab. Lautsp. hurriyat al kalima)
ist einer der iltesten Kimpfe um Menschrechte in Tunesien. Anders als etwa in den
dikeatorischen Regimen Algeriens oder Agyptens, die ein prekires Minimum an kri-
tischer Presse erlauben, hat Tunesien jahrzehntelang jegliche von der Regierungslinie
abweichende Meinung negativ sanktioniert. Straf8en, Cafés und Orte kultureller Be-
gegnung sind nahezu von allem Politischen , bereinigt“. Tamer Sachi, ein Demonstrant
aus Kasserine, betont, dass die Angst vor dem Regime bei vielen Menschen so tief safi,

dass man selbst mit den eigenen Eltern nicht iiber Politik reden konnte, weil ,auch
die Winde Ohren hatten®.

pressive Besatzungsmacht zu kimpfen. Ines Tlili, eine unabhingige Aktivistin, erklirt dazu im Interview:
»Nationale Wiirde* bezieht sich auf eine Kritik, die behauptet, dass Tunesien immer noch nicht eine
volle Unabhingigkeit erlangt hat, da simtliche 6konomische und politische Entscheidungen von einem
internationalen Kontext, wie Weltbank oder Internationalem Wihrungsfond, vorgegeben werden.*
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Neben , klassischen® Menschenrechtsanwilten wie etwa Mokhtar Trifi, der sich in
Tunesien insbesondere fiir eine freie Presse einsetzt, engagieren sich seit 2008 immer
mehr auch junge Aktivist_innen ,online“ und ,offline” fiir mehr Meinungsfreiheit.
Dazu die Cyberaktivistin Lina Ben Mhenni: ,Die traditionellen Medien [Radio,
Fernsehen, Presse, N.A.] unter Ben Ali geben ausschliefilich die Stimme des Regimes
wieder, die nichts mit der gelebten Realitit der Tunesier zu tun hat. Allein iiber Armut
zu reden, das heif3t {iber einen Missstand, fiir den man den Staat verantwortlich macht,
war tabu — geschweige denn, die politische Unterdriickung oder Ben Ali selbst zu
kritisieren. Deswegen habe ich angefangen, im Internet nach Informationen zu re-
cherchieren und spiter diese online weiterzuverbreiten.“ Der Cyberaktivist Hamadi
Kaloutcha umgeht die Online-Zensur durch einen Proxy-Server und macht im Netz
zensierte Artikel durch das Publizieren auf seinem Facebook-Account erneut publik:
»lch habe dafiir gekidmpft, dass all die Denkstromungen und Meinungen, die das
Regime im Keim ersticken wollte, gehort werden. Das war fiir mich der Ausgangspunkt,
um deutlich zu machen, dass wir Ben Alis Herrschaft und die Unterdriickung nicht
akzeptieren. Wir mussten die Fihigkeit, ,Nein® zu sagen, demokratisieren, und das
geht fiir mich nur, wenn alle Menschen Zugang zu echten Informationen haben. Fiir
Ines Tlili ist die Meinungsfreiheit zudem ,fundamental in dem Sinne, dass sie Vor-
aussetzung dafiir ist, alle anderen Freiheiten und Rechte genieffen zu kénnen.

Paradoxerweise teilen alle interviewten Aktivist_innen — unabhingig von ihrer
politischen Zugehérigkeit — das Gefiihl, sich im Zuge der Revolution ,,nur Meinungs-
und Ausdrucksfreiheiten erkimpft zu haben. Dabei sind es gerade diese Freiheiten,
die in einer Art ,repressivem Reflex” immer wieder unterdriickt werden, wie die
Historikerin Jocelyn Dakhlia (2013) feststellt. So wurde z. B. der tunesische Rapper
Weld EI 15 aufgrund seines Liedes ,,Polizisten sind Hunde® (arab. Lautsp. boulicia
kleb) zu einer halbjihrigen Haftstrafe verurteilt. Und der Cyberaktivist Yassine Ayari
erhielt von einem Militirgericht im November 2014 ein Jahr Haft, weil er auf seinem
Blog die Intransparenz des Militirs beklagt hatte.® Nach Dakhlia richtet sich diese
reflexartige Unterdriickung nicht gegen die gesamte Bevélkerung, sondern in erster
Linie gegen eine bestimmete, meist anarchistisch inspirierte Jugend, die sich gegen die
polizeiliche Autoritit und Willkiir wehrt.

8  Ayari wurde am 18. November 2014 zunichst zu 3 Jahren Haft verurteilt, dann wurde die Haft auf ein
Jahr verkiirzt, schlieflich wurde er bereits am 17. April 2015 nach 6 Monaten Haft entlassen. Die Haft
wurde reduziert, da Ende November 2014 eine neue Regierung an die Macht gekommen ist, die zu
seinem Gunsten ,entschieden hat und weil sein Fall in Tunesien und in Frankreich einen breiten
Protest hervorgerufen hat.

51
© Wochenschau Verlag, Schwalbach/Ts



zfmr 112015

52

3.3 GENDER-GLEICHHEIT

Der dritte Kontext, in dem die Menschenrechte den normativen Ausgangspunkt fiir
politischen Widerstand bilden, ist ein feministischer. Feministinnen, vorrangig von
der Vereinigung demokratischer Frauen (Association tunisienne des Femmes Démocrates
oder ATFD), erheben einen radikal egalitiren Anspruch auf eine aktive Staatsbiirger-
schaft und Geschlechtergleichheit in allen gesellschaftlichen und privaten Belangen.
So macht etwa Helima Souini von der ATFD deutlich, ,dass es keine Geschlechter-
gleichheit ohne Demokratie geben kann und keine Demokratie ohne Gleichheit und
ohne Frauenrechte; sei es im dffentlichen oder im privaten Raum.“ Hatte Tunesien
unter Bourguiba als erstes Land der arabischen Welt Frauen das Recht auf Scheidung
(1957) und auch das Recht auf Abtreibung (1973) zugestanden, so stellt dieser auto-
ritdr verstandene ,,Staatsfeminismus® den Versuch dar, eine sich nach und nach for-
mierende feministische Bewegung friihzeitig zu usurpieren, indem die betreffenden
Gleichheitsanspriiche sogleich verrechtlicht wurden. Das Recht auf Abtreibung und
Verhiitung — retrospektiv als moderne, feministische Errungenschaften propagiert —
wurden von Bourguiba jedoch in erster Linie als Geburtenregulierung gegen eine zu
starke Bevolkerungszunahme eingefiihrt. Souini und viele andere Feministinnen, wie
etwa auch Ahlem Belhadj von der ATFD, wehren sich gegen diese entmiindigende
Politik: Zum einen tasten diese blof8 rechtlichen Zugestindnisse keineswegs die Vor-
herrschaft der Minner in der Privatsphire und insbesondere innerhalb der Familie an.
Zum anderen ergeben sich daraus nicht auch positive Freiheitsrechte, die notwendig
sind, um eine volle und gleichwertige Biirgerschaft leben zu kénnen: ,, Wenn es keine
Freiheiten gibt, kann es keine echten Frauenrechte geben, die Rechte der Frauen sind
keine ewigen Errungenschaften® (Souini). Die ATFD intendiert dabei keinesfalls, die
bestehenden Rechte, insbesondere in Bezug auf Verhiitung, Abtreibung und Scheidung,
zu revidieren. Vielmehr kritisiert die Vereinigung, dass die Regime Bourguiba und Ben
Ali die bestehenden Abtreibungs- und Scheidungsrechte dazu instrumentalisierten,
radikale Egalititsanspiiche der Frauen im Keim zu ersticken — da ihnen, der polizei-
staatlichen Logik folgend, bereits progressive Rechte zugestanden wurden. Auf diese
Weise wurde ihnen das Recht, weitere Rechte zu fordern und eine Kritik an herrschen-
den Ungleichheitsverhiltnissen zu formulieren, verwehrt.

Hier wird ein Verstindnis von Menschenrechten formuliert, das sich mit Claude
Lefort (1990) als eine performative und konfliktuelle Auseinandersetzung um die
Offnung der politischen Sphire charakeerisieren lisst. So versteht Lefort unter Men-
schenrechten keine abgeschlossenen Prinzipien, er betont vielmehr, dass jeder konkre-

ten Formulierung von Menschenrechten zugleich auch die Forderung ihrer Reformu-
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lierung innewohnt; was stets die Inklusion neuer Subjekte und Positionen impliziert
(ebd.: 262). Hierfiir ist, wie Souini betont, eine positive Freiheit der Teilhabe erfor-
derlich, die einen tendenziell unendlichen Diskurs tiber die leitenden Prinzipien der
Gesellschaft erwirken soll. Bakhta Cadhi von der ATFD macht zudem deutlich, dass
die Menschenrechte — und im besonderen Mafle egalitire Frauenrechte — nicht das
siiffisante Geschenk eines Polizeistaates sein kdnnen. Sie miissen der androzentristischen
Gesellschaft in einem kontinuierlichen Kampf der Frauen um gleiche Teilhabe gleich-
sam entrissen werden. Diese Position lisst sich auf zwei wesentliche Argumente zu-
riickfithren: Zum einen kann von keinerlei Gleichheit gesprochen werden — weder
von geschlechtlicher noch von prozeduraler oder politischer — wenn der Zivilgesellschaft
nicht, das ,Recht, Rechte zu haben® (Hannah Arendyt), diese einzuklagen und zu re-
formulieren, zugestanden wird. Zum anderen sind die aus dem ,Staatsfeminismus”
entstandenen Rechte auch inhaltlich defizitir und weisen weiterhin patriarchale
Tendenzen und Privilegien auf, da sie nicht aus einer echten Auseinandersetzung mit
den Forderungen und Belangen der Frauen resultieren. Folglich besteht der Kampf
tunesischer Feministinnen um Geschlechtergleichheit in einem ersten Schritt darin,
sich den Diskurs der Gleichheit wieder anzueignen und die Haltung des Staates,
egalitire Anspriiche bereits verrechtlicht zu haben, zu delegitimieren.
Geschlechtergleichheit als Bestandteil von Menschenrechten, die wiederum Grund-
lage der Demokratie sind, ist fiir die feministische ATFD ein unantastbarer Grundsatz.
Fordert der Staat hingegen keine Gleichheits- und Freiheitsrechte, so verliert er seine
Legitimation: ,Ein Staat, der Zugestindnisse beziiglich des Egalititsanspruches seiner
Biirgerinnen macht, kann Zugestindnisse beziiglich allem machen. Ein Staat, der seine
Biirgerinnen nicht schiitzen kann, hat keinerlei Daseinsberechtigung®, sagt Souini. In
einer um das Jahr 2011 verfassten speziellen Menschenrechtserklarung fiir Frauen fordert
die ATFD daher auf Basis der universellen Werte der Allgemeinen Erklirung der Men-
schenrechte von 1948 sowie der UN-Frauenrechtskonvention (CEDAW) aus dem
Jahre 1979 eine strikt egalitire und demokratische Gesellschaft. Konkret bedeutet das:
die Einfiihrung eine Geschlechter-Paritit in allen politischen, ffentlichen und admi-
nistrativen Instanzen, die Sichtbarkeit und Stirkung von Frauen im 6ffentlichen Raum,
die Anerkennung jeglicher Gewalt gegen Frauen als fundamentale Menschenrechtsver-
letzung, die Absetzung des Mannes als Oberhaupt der Familie und vor allem auch die
Anderung des muslimischen Erbrechts, welches der Frau gegenwirtig nur die Halfte des
Erbanteils des Mannes zugesteht. So ist es den tunesischen Frauen durch massive Parti-
zipation am revolutioniren Prozess nicht nur gelungen, sich neue Rechte zu erkdmpfen;
wie etwa das Parititsprinzip im Hinblick auf die politische Reprisentation, das in Arti-
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kel 34 der neuen Verfassung aufgenommen wurde. Sie haben sich damit zugleich eine
neue, emanzipativere Stellung innerhalb der Gesellschaft erstritten und gelten damit als

eine treibende Kraft gegen das Regime Ben Alis.

3.4 DER KAMPF GEGEN FOLTER

Der vierte Kontext, in dem es zu einer Infragestellung der Diktatur anhand von kon-
kreten Menschenrechtsanspriichen kommt, betrifft die Forderung nach einem abso-
luten und effektiven Folterverbot. Diese Forderung wurde in erster Linie von Anwil-
ten der tunesischen Vereinigung fiir den Kampf gegen Folter (Association de lutte
contre la torture en Tunisie), von der Liga fiir Menschenrechte und von Amnesty Inter-
national erhoben. In Sorge um sein internationales Ansehen hatte Ben Ali zwar ein-
schligige UN-Menschenrechtsabkommen und auch die Anti-Folterkonvention (CAT)
ratifiziert, zugleich aber im Inland, und zwar fast systematisch, fiir alle nur im Ansatz
politischen ,, Vergehen foltern lassen. So berichtet Azyz Amami, der im Zuge des re-
volutioniren Prozesses als Cyberaktivist bekannt wurde, dass er selbst im Jahr 2001
und im Alter von 17 Jahren gefoltert worden sei, nur weil er sich in der Schule gewei-
gert hatte, eine Postkarte zu unterschreiben, mit der Ben Ali zu einer weiteren Amtszeit
aufgefordert werden sollte. Radhia Nasraoui, Menschenrechtlerin und Griinderin der
Vereinigung fiir den Kampf gegen Folter, verteidigt nicht nur gefolterte Personen vor
Gericht, sondern dokumentiert zudem auch die Spuren grausamster Folterpraktiken
auf den Kérpern der ehemaligen Hiftlinge. Sie will beweisen, dass Ben Alis Regime
keinerlei Respekt vor dem Menschen und seiner seelischen oder auch physischen In-
tegritit hatte und dass das Regime seine politischen Gegner, und zwar unter dem
Deckmantel der internationalen Terrorabwehr, selbst terrorisierte und dementspre-
chend seine politische Legitimation einbiiffen musste.

Der Kampf gegen Folter und andere unmenschliche Verhiltnisse in der Gefingnishaft
verbindet islamistische, linke und liberale Menschenrechtler_innen, gehéren viele von
ihnen doch selbst zu den Opfern dieser menschenunwiirdigen Praktiken. So sind die
Gegner der Folter ebenso unter den ersten Akteuren, die unmittelbar bei Ausbruch der
Revolution, in Reaktion auf die Selbstverbrennung von Mohammed Bouazizi am 17.
Dezember 2010 in Sidi Bouzid, den Sturz Ben Alis fordern. Sie begleiten die ersten
Proteste im Inneren des Landes, indem sie die Protestierenden vor Gericht vertreten,
Menschenrechtsverletzungen aufzeichnen und sowohl national als auch international fiir
Aufmerksamkeit sorgen. So wird das Folterverbot dann auch in Artikel 23 der neuen
Verfassung aufgenommen — auch wenn die tunesische Realitiit in Haftanstalten und auf

Polizeistationen noch immer weit davon entfernt ist, diesem Verbot gerecht zu werden.
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Fazit

Der tunesische Kampf um Menschenrechte ist nicht nur ein Kampf um Menschen-
wiirde, Meinungsfreiheit, Gender-Gleichheit und gegen Folter, sondern zugleich auch
das Vehikel einer demokratischen Selbstinstitution der tunesischen Gesellschaft, die
dem revolutioniren Prozess und letztlich auch dem demokratischen Transformations-
prozess Tunesiens den Weg bereitet hat. Die tunesischen Aktivist_innen deklarieren
sich als Rechtssubjekte, denen zuvorderst ein grundlegendes Recht aufMenschenrech-
te zukommt. Der Aufweis konkreter Menschenrechtsverletzungen seitens von Ben Alis
Regime begriindet dariiber hinaus die jeweils eigene Legitimation, die Ordnung
stiirzen zu diirfen. Der hiufig zu vernechmende Slogan ,,Das Volk will die Ordnung
stiirzen® (arab. Lautsp. Eschab yourid isqat el nidam) pointiert dies. Zum anderen
machen sich die besagten Aktivist_innen damit selbst zu den ,Erklirern der Men-
schenrechte und verweisen damit auf ihr politisches Vermégen, sich diese Rechte selbsz
zu geben —auch wenn das von Seiten der exekutiven Gewalt zunichst nicht anerkannt
wird.” Zugleich kann so auch verhindert werden, dass der Menschenrechtsdiskurs von
staatlicher Seite aus usurpiert wird.

Es mag erstaunen, dass die tunesischen Aktivist_innen Menschenrechte nicht nach
einem dominanten Narrativ als ausschlieflich europiische Ideen lesen. Vielmehr er-
kennen sie die Menschenwiirde und andere Menschenrechte, wie etwa Gleichheit,
Freiheit oder Religionsfreiheit, in ihrer vorkolonialen Verfassungsgeschichte und in
der arabisch-muslimischen Ideengeschichte wieder. So bekennt etwa der Jurist Fouad
Sassi stolz, Tunesien sei 1846 das erste arabische Land gewesen, das ein Dekret gegen
Sklaverei und Sklavenhandel unterschrieben habe. Sassi sieht auch in der ersten tune-
sischen Verfassung von 1861 einen Vorliufer der menschenrechtlichen Tradition in
Tunesien. Diese Verfassung garantiert beispielsweise der jiidischen Minoritit das Recht
auf Ausiibung ihrer Religion, den Schutz ihrer Briuche und ihrer Synagogen sowie
einen Diskriminierungsschutz (Art. 4). In der gleichen Verfassung sind auch bereits
der Schutz des Eigentums und die Gleichheit aller Biirger vor dem Gesetz verankert.
Islamistische Vertreter geben ferner an, dass die Gleichheit der Menschen, unabhingig
von ihrer Hautfarbe, ihrer ethnischen Zugehérigkeit, ihrem sozialen Statuts und ihrer
Religion, bereits im Koran wiederzufinden sei. Die kollektive Erinnerung an diese
Texte, Dekrete und Verfassungen wird von der Allgemeinen Erklirung der Menschen-

rechte vor allem um positive Freiheitsrechte und um geschlechtliche Egalititsansprii-

9 Mit Lefort (1990: 260 {F.) liefRe sich sagen: Auf diese Weise entflechten sie Recht und Macht aus dem
Kérper des Diktators, der versucht, sie zu inkarnieren.
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che erweitert; womit die betreffenden Menschenrechte als Imaginationen des politi-
schen Empowerments bis ins postrevolutionire Tunesien fortwirken.

Zugleich aber ist festzustellen, dass sich die revolutioniren Allianzen, die sich
zwischen islamistischen und sikularen Akteuren im Kampf um Wiirde, Meinungs-
freiheit, Geschlechtergleichheit und gegen Folter ergeben haben, schon bald nach dem
Sturz Ben Alis als prekire Koalitionen erwiesen haben. Zum einen liegen den verschie-
denen Bezugnahmen auf Menschenrechte teilweise doch sehr unterschiedliche nor-
mative Begriindungsfiguren und iiberdies differierende Visionen des politischen
Wandels und des postrevolutioniren Tunesiens zugrunde.'® Die temporiren Koalitio-
nen zwischen islamistischen und sikularen Menschrechtlern dienen wohl zunichst
vor allem dazu, sich gegen den gemeinsamen Feind Ben Ali zu vereinen. Zum anderen
konstruieren Islamist_innen und Linke ab dem ersten Wahlkampf 2011 einen iden-
titiren Diskurs, in denen sich beide Lager als miteinander inkompatibel positionieren
(Dakhlia 2013). Denn dieser Diskurs geht mit der Proklamation zweier sehr verschie-
dener Gesellschaftsprojekte einher, die jeweils einen Teil der tunesischen Gesellschaft
(entweder den sikularen oder aber den muslimischen) ausschlieflen — ein iiberaus
konstruierter Diskurs, der in erster Linie davon ablenken soll, dass beide Lager mit
dem sozialen, dkologischen und wirtschaftlichen Erbe Ben Alis tiberfordert sind und
keine Losungen fiir die vielen Notlagen des Landes haben. Daher plidiert Dakhlia
(2013) dafiir, die verschiedenen politischen Strémungen und Akeeure in einen demo-
kratischen Prozess zu integrieren, in dem entsprechende Differenzen als legitim gelten
wiirden, ohne dass sie die Existenz des jeweils Anderen negieren. Diese Differenzen
als legitim anzuerkennen, hiefle zudem, sich aus dem postkolonialen Zwang zu Einheit
und Nationalismus zu befreien. Erst dies wire das Ende der postkolonialen Ara und
damit der Anfang einer neuen Phase in der Geschichte Tunesiens, in der die Akzeptanz

von Differenz und Konflikt im Vordergrund stiinde.
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Mareike Kajewski

Revolution als Erfahrung und die Aufgabe
revolutionaren Handelns

1. Die Frage revolutiondren Handelns als Frage an die
Gegenwart der Demokratie

Hannah Arendt hat in ihrem Buch Uber die Revolution das 20. Jahrhundert als Jahr-
hundert der Revolutionen bezeichnet und folgende Prognose geduflert: ,,Auch wenn
es uns gelinge, das Gesicht dieses Jahrhunderts so entscheidend zu verindern, daf}
man es nicht mehr ein Jahrhundert der furchtbaren Kriege und Weltkriege nennen
kénnte, so wird es wohl doch bis zu seinem Ende ein Jahrhundert der Revolutionen
bleiben.” (Arendt 1965/2011: 18£.). Hinter dieser Annahme Arendts verbirgt sich eine
grundsitzliche Frage nach dem Zusammenhang von der Gegenwart der Demokratie
und den Herausforderungen, die die Revolutionen an die Politik stellen. Fiir Arendt
kann nur derjenige etwas iiber die Gegenwart der Politik aussagen, der diese Fragen
versteht und zu 18sen versucht (ibid.: 18f.). Revolutionen fragen die Demokratie
danach, was genau die Politik der Demokratie ist. Das Ziel oder das Projekt der De-
mobkratie hingt aufs Engste mit der Frage der politischen Revolution zusammen.
Diese von Arendt kommende These iiber die Bedeutung der Revolution fiir die
Demokratie wird im vorliegenden Artikel weiterverfolgt. Denn im Herzen der Politik
bleiben die Fragen und Forderungen der Revolutionen bestehen. Die Demokratie ist
mit diesen Forderungen konfrontiert, weil durch die Revolutionen Ursprung und
Grund der demokratischen Ordnung hervortreten. Am Ursprung der Demokratie
steht die Frage, wie sich eine normative Ordnung und politische Freiheit zusammen
denken lassen. Jede Revolution stellt diese Frage erneut.! Die Demokratie selber ist
keine feste Staatsform, sondern eine permanente Aufgabe fiir die Arbeit an politischen
Ordnungen. Sie ist weder abgeschlossen noch statisch, sondern eine unabschliefbare

1 Sowohl anhand von Hannah Arendts Revolutionsbuch als auch in Jacques Derridas Schurken kann
man exemplarisch sehen, dass die in Revolutionen aufkommende Frage der Demokratie immer das
Grundproblem auf neue Art stellt, nimlich wie sich am Ursprung einer Ordnung das Verhiltnis von
Freiheit und dem Entstehen der Ordnung denken lisst. Vgl. dazu: Arendt 2011: 34ff. und Derrida
2003: 32, 44.

© Wochenschau Verlag, Schwalbach/Ts



Menschenrechte und Revolution | Kajewski

Infragestellung, wie das Recht auf individuelle Freiheit und die Forderung der Gleich-
heit zusammen mit einer politischen Ordnung denkbar sind. Es ist also die Grund-
frage danach, wie die Demokratie mit dem Verhiltnis von Autonomie und Heterono-
mie umgeht.? Die Revolution weist darauf hin, dass die Aufgabe von deren Vermittlung
nicht gelost ist. Es konnte sein, dass Revolutionen grundsitzlich darauf hinweisen,
dass sich diese Aufgabe nicht l6sen lisst.

Die Demokratie ist demnach eine Forderung und keine feste Ordnung. In der
Revolution wird dieser Charakter der Demokratie manifest, weil Gruppen und spon-
tan sich bildende Kollektive politische Freiheit und ihre Rechte auf Gleichheit in einem
kollektiven Handlungsakt einfordern. Die Revolution stellt die Frage nach den poli-
tischen Verhiltnissen neu: vor allem danach, wie sich die alte Ordnung zu den neuen
Forderungen verhilt, ob die alte Ordnung nicht abgesetzt werden muss, damit sich
das Neue, eine neue Form der Politik, bilden kann. Autoritire, diktatorische oder
despotische Ordnungen sind besonders von den Herausforderungen der politischen
Revolution betroffen. Aber auch Staaten, die sich als demokratisch verstehen, werden
von der Frage der Revolution heimgesucht. Denn die Demokratie ist eine offene Form,
in der es keine eindeutigen Machtverhiltnisse oder Zuweisungen gibt. So gesehen
bleibt die in einer Revolution radikal geduflerte Forderung nach Freiheit und Gleich-
heit auch in einer demokratischen Ordnung bestehen. Sie zeig sich nur auf besonders
radikale und extreme Weise in Momenten der Revolution.

Offen ist oder bleibt, ob und wie eine tradierte, etablierte Ordnung auf neue For-
derungen reagiert, und ob eine Reaktion innerhalb des etablierten Systems iiberhaupt
wiinschenswert ist. Kénnte es sein, dass nur die Abschaffung der alten Ordnung Raum
fiir das Neue bietet? Damit stellt sich durch die Revolution die Frage nach der Bedin-
gung von Politik und der politischen Ordnung. Die Revolution entlarvt die Ursprungs-
losigkeit jeder Ordnung, bzw. zeigt, dass der Ursprung als Grund und Begriindung
einer Ordnung eigentlich eine Frage ist. Diese Frage nach der Mglichkeit von Politik
als Praxis der Freiheit und Versuch der Realisierung der Gleichheit ist auf noch zu
zeigende Weise ein Resultat des Handelns des Demos.

Jedoch konstituiert sich durch eine Revolution kein Nullpunkt. Es kann nach einer
Revolution nicht einfach eine neue Ordnung entworfen werden, weil Relikte der alten
Ordnung bestehen bleiben. Die Neugriindung und der Neubeginn nach einer Revo-
lution sind von alten Normen und Ordnungsrelikten durchsetzt. Das Ziel einer Re-
volution kann nicht das Herstellen eines Nullpunkts sein, von dem aus sich alles neu

2 So auch Jacques Derrida in Schurken, wo hervorgehoben wird, dass sich die Autonomie eines Subjekts
mit der heteronomen Struktur einer politischen Ordnung nicht verbinden lisst. Vgl. Derrida 2003: 32.
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entwerfen lieSe. Die Revolution stellt eher das Aufbrechen von festgefahrenen Ge-
wohnheiten dar. Die Gewohnheiten, Ordnungsmuster, Institutionen und Normen-
vorstellungen der alten Ordnung sind widerstindig, sie erhalten sich — auch unbemerke
— in Praktiken und Strukturen, oftmals auch nachdem die Revolution stattgefunden
hat. Alexis de Tocqueville zeichnet beispiclsweise in Der alte Staat und die Revolution
nach, wie sich nach der Franzosischen Revolution die alten Methoden und Verfah-
rensweisen des Regierens in den vermeintlich neuen Institutionen wiederfinden
(Tocqueville 1856/1969: 291.). Freilich kommen durch die revolutionire Situation
festgefahrene Strukturen durcheinander, geraten in Widerspriiche zu den neuen For-
derungen der revolutionir Handelnden. Ein erstes Aufbrechen und Ausprobieren in
einer Befreiung ist im Nachhinein — auch wenn es nicht in eine radikale Anderung
fithre — fiir das Emanzipationsbewusstsein der revolutionir Handelnden entscheidend,
wie man am Beispiel der Pariser Kommune sehen kann. Denn trotz ihres Scheiterns
ist die Kommune fiir die revolutionir Handelnden und fiir das Narrativ der Befreiung
zu einem wichtigen Symbol revolutionirer Befreiungsversuche geworden (Marx
1871/1978: 198f., 2221.).

Es ist also dieses Aufbrechen von festen Relationen und Hervorbrechen von imma-
nenten Widerspriichen zwischen den alten Strukturen und den neuen Ideen, wodurch
eine revolutionire Situation die Frage nach dem Grund der Politik stellt. Es geht in
diesen Situationen nicht einfach nur um die radikale Abschaffung einer alten despo-
tischen Ordnung: ,,Gut, aber was geschieht nach der Zerstérung? Tabula rasa, ein
weifles Blatt, der absolute Neuanfang in der Reinheit des Ereignisses? Als hitte die
Revolution nicht Ereignis und Geschichte, den Akt und den Prozefi, das Kontinuum
und die Unterbrechung untereinander verflochten® (Bensaid 2012: 32). Die Revolu-
tion expliziert die Relation von Uberlieferung einer Ordnung und Erneuerung der
Politik durch den revolutioniren Handlungsake. Sie fragt damit auch, wie eine beste-
hende Ordnung das Verhiltnis von Ordnung und traditionellem Narrativ auf der
einen und Freiheit und Befreiungsnarrativ auf der anderen Seite reflektiert und ob sie
ihren eigenen Forderungen entspricht.

Fiir Arendt ergab sich aus ihrer Prognose die Aufgabe zu verstehen, was eine poli-
tische Revolution ist, wie ihre Ziele aussehen und durch welche politischen Hand-
lungsformen diese zu erreichen sind (Arendt 2011: 181f.). Hinter dieser Annahme
verbirgt sich eine grundlegende These iiber die Moglichkeit, politisch zu handeln; sie
geht davon aus, dass in Revolutionen ein Element politischen Handelns zum Vorschein
kommyt, das grundsitzlich etwas iiber die Form der Politik in der Gegenwart aussagt.
Wenn man versteht, was das Scheitern und Gelingen einer Revolution bedingt, dann
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wird deutlicher, was sich in jedem politischen Handeln ereignet. Dies konnte die ge-
genwirtige Auffassung der Aufgabe der Politik verindern. Denn es kime darauf an,
wie die politisch Handelnden mit der Frage des Ursprungs der politischen Ordnung,
die die Frage der Revolution ist, umgehen.

Das Folgende ist von der Annahme geleitet, dass das Verstindnis einer Revolution
als ein performativ-kollektiver Handlungsakt, in dem Menschenrechte hervorgebracht
werden, eine Antwort auf die Probleme der Politik in der Gegenwart ist. Es steht im
Zeichen der Hypothese, dass die Frage nach dem revolutioniren Handeln Aufschluss
dariiber gibt, welche Forderungen sich dem politischen Handeln grundsitzlich stellen.
Es konnte sein, dass Probleme politischen Handelns aus Widerspriichen resultieren,
die aus den besonderen Forderungen an dieses Handeln und an die Handelnden
entstehen und deren Widerspriiche sich besonders an Revolutionen und revolutioni-
ren Momenten beobachten lassen. Dadurch kénnten auch Probleme der Politik der
Gegenwart als Probleme beschrieben werden, die sich im Kleinen an den gleichen
Herausforderungen abarbeiten, die sich fiir die revolutionir Handelnden radikal
stellen, nimlich wie genau die Freiheit des Einzelnen mit der Existenz von Normen

und Strukturen zusammengebracht werden kann.

2. Unkontrollierbarkeit des Handelns

Menschen handeln genau dann revolutionir, wenn sie z. B., wie im so genannten
Arabischen Friihling, auf den Tahrir-Platz gehen, um sich gegen ein ungerechtes Regime
zu wehren, das sie in Not und Elend versetzt. Zu Beginn ist das politische Handeln
Ausdruck eines extremen Gefiihls von Ungerechtigkeit. Die revolutionir handelnden
Menschen wissen noch nicht genau, was sie wollen, was sie erwarten und was sie er-
wartet. Wenn sie dann wie in Kairo auf den Tahrir-Platz sind, andere Menschen
treffen, sich tiber Erfahrungen austauschen und beginnen, in kollektive Handlungs-
vollziige einzusteigen, lehnen sie sich kollektiv gegen ein ungerechtes System auf. Zwar
ist die Forderung nach Demokratie, nach Freiheit und Gleichheit nicht explizit, jedoch
in der Wut aufgrund der sozialen Ungerechtigkeit enthalten. Sie wollen sich von den
alten Machthabern und dem alten Regime befreien. Es sind diese Momente, in denen
sich erstmalig Zeichen einer entstehenden Revolution duffern. Augenblicke, in denen
revolutionires Handeln unvorhersehbar entsteht; sich eine Ungewissheit bezogen auf
das, was man eigentlich will, mit dem Unmut gegen das, was unertriglich geworden
ist, mischt. Einige dieser Vermischungen von Forderungen, Ungewissheit, Unmut,
Gewalt, Befreiung, die sich alle in revolutiondren Momenten verdichten, hingen mit
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den Problemen zusammen, die revolutionires Handeln an die Handelnden stellt. In
dieser Anforderung des revolutioniren Handelns an das Handeln der Einzelnen duflert
sich ein Teilproblem, das sich an jedes politische Handeln stellt. In dem Text ,,Bodies
in Alliance or the Politics of the Street™ (Butler 2011) zeigt Judith Butler wie sich eine
neue Form des Politischen durch die Praktiken der Platzbesetzung und der Demons-
trationen auf den Stralen Kairos wihrend der beginnenden Umbriiche ankiindigten.
Dabei gibt es fiir sie zwei Hinweise auf eine Revolution in den Praktiken der Revolu-
tionierenden auf dem Tahrir-Platz. Einmal wiirden sich in den gemeinsamen Praktiken
des Organisierens, Kochens, Versammelns horizontale Beziehungen realisieren, in
denen Gleichheit nicht nur ein Ideal, sondern eine gelebte Praxis sei. In diesen neuen
Formen wiirden sich die Grenzen zwischen privat und éffentlich verschieben, und die
damit zusammenhingenden alten Machtaufteilungen zwischen den Schichten und
Geschlechtern auflésen. Ein weiteres Zeichen einer neuen revolutioniren Praxis in der
dgyptischen Revolution sei das gemeinsame Singen und Ausrufen von ,,Silmiyya“, was
so viel wie ,friedlich“ bedeutete. Auch dies beweist fiir Butler, dass das Ziel eine neue
Form der Politik ist, die sich nicht als gewalttitige verstehen will und deswegen in
ihrer Praxis der Gegendemonstration schon die Idee einer neuen Art, friedlich und
demokratisch Politik zu machen, enthalte (vgl. ibid.).

Grundlegend fiir das hier umrissene Problem revolutioniren Handelns ist der
Zusammenhang zwischen den Forderungen nach Menschenrechten, die sich im re-
volutioniren Handeln als solche nach Freiheit und Gleichheit duflern, und der Per-
formativitit des Handelns. Diese Forderungen nach Menschenrechten verlangen eine
Politik, die sich an ihnen abarbeitet und versucht, die durch sie gestellten Aufgaben
umzusetzen. Die Revolution als politischen Handlungsake zu verstehen, bedeutet,
davon auszugehen, dass durch einen spontanen kollektiven Handlungsprozess die
politischen Prinzipien der Freiheit und Gleichheit realisiert bzw. auf eine bestimmte
Art und Weise in eine politische Ordnung umgesetzt und institutionalisiert werden
konnen. Dabei ist im Moment ersten revolutioniren Handelns offen, ob eine solche
Realisierung gelingen kann und worin ein Gelingen bestehen wiirde. Denn durch die
Heterogenitit der Ereignisse und Verkettungen von unterschiedlichsten revolutioni-
ren Praktiken, wie dem Schreiben eines Blogs, auf dem die Geschehnisse wihrend der
Revolution kommentiert oder éffentlich gemacht werden, dem Vorgehen gegen Sol-
daten des bestehenden Regimes mit friedlicher Macht der Masse oder Gewalt und
Gegen-Gewalt auf den Straflen, dem gemeinsamen Essen auf ffentlichen Plitzen
scheint auf den ersten Blick kein unbedingter Zusammenhang zu bestehen, der all

diese heterogenen Widerstandspraktiken als im engeren Sinne politische und revolu-
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tionire auszeichnet. Kénnte trotzdem ein solcher Zusammenhang gefunden werden,
der deutlich macht, wie die Phinomene als Befreiungspraktiken zu verstehen sind?
Worin kénnte dieser bestehen?

Ich werde nun versuchen zu zeigen, wie eine als unkontrollierbar und anarchisch
zu beschreibende Dimension revolutioniren Handelns zusammen mit dem Anspruch
dieses Handelns, universelle Menschenrechte zu etablieren, gedacht werden kann.
Im Fokus liegt, wie der kollektive Handlungsakt die Frage nach dem Zusammenhang
von Forderung nach Menschenrechten, dem Wunsch, eine demokratische Ordnung
zu begriinden und dem Versuch, diese Forderungen im revolutioniren Handeln
umzusetzen, zusammenbringt. Welche Aufgabe stellt sich den revolutionir Han-
delnden und wie kann das revolutionire Handeln eine Antwort auf diese Forderun-
gen sein?

Hannah Arendt verbindet das Gelingen einer Revolution mit dem Moment der
Griindung von Institutionen, in denen Freiheit auch nach der Befreiung erfahrbar
bleibt. So reicht es nach Arendt fiir die Erfahrung der Freiheit nicht aus, sich nur
von den unterdriickenden Bedingungen zu befteien, sondern es muss, damit von
einer Revolution gesprochen werden kann, im Weiteren zur Griindung neuer,
grundsitzlich partizipativer Institutionen kommen. Revolutionen sind nach Arendt
also eng an die Konstituierung einer Ordnung gebunden, die in sich das Pathos des
Neubeginns enthilt. Ohne dieses Pathos verbleibt ein Aufstand ohne revolutionires

Element:

Woraus folgt, dafS Revolutionen prinzipiell etwas anderes sind als erfolgreiche Aufstiinde, daf¢
man nicht jeden Staatsstreich zu einer Revolution auffrisieren darf und dafS nicht einmal
Jeder Biirgerkrieg bereits eine Revolution genannt zu werden verdient. Daff unterdriickte
Vélker rebellieren, ist bekannt und verstindlich genug, und vieles in der antiken Gesetzgebung
mufS als SchutzmafSnahme verstanden werden gegen die immer drobenden, wenn auch selten
wirklich ausbrechenden Sklavenrevolten. Biirgerkrieg und Parteienzwist galten den Alten
ohnehin als die grifSte Gefabr der politischen Gemeinschaft, [...]. Weniger gefiirchtet, aber
nicht weniger bekannt in der vormodernen Geschichte sind die Staatsstreiche und Palastre-
volutionen, in denen die Macht aus den Hiinden eines Mannes oder einer Clique in die einer
anderen iibergeht, weil ja der Umsturz, der hier herbeigefiibrt wird, sich auf den engsten
Bereich der gerade Herrschenden beschriinkt und das Leben des Volkes kaum beriibrt. (Arendt
2011: 41)

Fiir eine ,echte” Revolution muss fiir Arendt mehr als nur ein Wandel oder Bruch in
einer Ordnung vorliegen. Es reicht auch nicht aus, dass Menschen iiberhaupt demons-
trieren, weil man in so einem Moment letztlich nicht absehen kann, ob der Moment
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des Aufstands ein politisches Potential enthilt, also eine Prakeik erkennen lisst, die das
Prinzip der Gleichheit oder Freiheit enthilt. Damit ist der Akt der Befreiung, der nur
den alten, als schlecht erfahrenen Zustand politischer Unfreiheit authebt, ohne eine
darauthin stattfindende Griindung einer neuen Ordnung leer und aus Arendts Pers-
pektive nur auf negative Freiheit, nicht aber auf eine positive Form und Formierung
der Freiheit in neu gegriindeten, 6ffentlichen Institutionen bezogen.

Der Moment der Befreiung, auf den tatsichlich eine Griindung folgt, ist prekir,
weil die Griindung durch die Unkontrollierbarkeit des Handelns gefihrdet ist. Die
Unkontrollierbarkeit des Handelns wird im Moment einer Revolution zu einem
Problem fiir die Revolutionire/innen. Sie miissen mit den anarchischen Effekten und
Impulsen ihres eigenen Handelns umgehen. Fiir Miguel Abensour manifestiert sich
in diesem kollektiven Handeln ein anarchischer Reflex gegen die unterdriickende
Ordnung des Staates (Abensour 2012: 27). Die angenommene Anarchie des Handelns
ist also nicht ohne Kehrseite: eine einmal begonnene, zunichst friedliche Revolution
kann aufgrund der Unabsehbarkeit des Handelns in Gewalt umschlagen. Das Ziel der
Revolutionire/innen, nach der Befreiung etwas zu griinden und das Problem, dass
dasselbe Handeln, das das Neue konstituiert auch das einmal Begonnene wieder zer-
storen kann, liegt an der anarchisch-spontanen Macht eines handelnden Kollektivs,
die sich im Moment der Befreiung in der Revolution entduflert. Diese Macht wird als
ein Ausdruck kollektiven Handelns verstanden, bzw. muss im Verhiltnis zum kollek-
tiven Handeln als ihrem Ursprung gedacht werden.

Fiir Arendt ist die neue Form der Freiheit deswegen allein in den Strukturen und
Institutionen realisiert, die der Mitgestaltung und Partizipation offen stehen. Solange
es diese nicht gibt, kann sich die anarchische Macht der Vielen nicht gegen gewaltti-
tige Effekte sichern. Das bedeutet, dass Partizipation sowohl an den Verfahrensweisen
als auch an den Gegenstinden, iiber die entschieden wird, im Sinne einer demokrati-
schen Gestaltung prinzipiell fiir alle offen sein und auch tatsichlich stattfinden sollte.
Allein dadurch konne die Freiheit in der Erfahrungswelt der Menschen erhalten
werden (Arendt 2011: 325ff.). In der Amerikanischen Revolution hatten sich bereits
vor-demokratische Strukturen ausgebildet, sodass der Akt der Konstitution der Ver-
fassung auf dieser Grundlage stattfand. Genau dieses ,Material’ fehlte aber in der
Franzdsischen Revolution.> Gerade wegen ihres angeblichen ,Fehlers® und ihrer Pro-
bleme wird nun ein Aspekt revolutioniren Handelns, wie es sich in der Franzésischen

Revolution zeigte, weiterverfolgt.

3 Zuden Vorbedingungen der Amerikanischen Revolution vgl. Arendt 2011: 33 und zu dem revolutio-
niren Element in den Verfassungsakten dieser Revolution ibid., 204 f.
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3. Quelle politischer Prinzipien

Im Folgenden werde ich zwei theoretische Stringe miteinander verbinden: Zunichst
werde ich mit Edmund Burke das Grundproblem revolutioniren Handelns aus der
Sicht eines Kritikers erliutern. Damit sollen die Probleme beim Griinden einer
neuen demokratischen Ordnung aus dem kollektiven revolutioniren Handeln
deutlicher hervortreten. Anhand dieses theoretischen Strangs wird das Grunddilem-
ma revolutioniren Handelns geschildert. Daran anschlieend sollen Wege, diese
Frage entgegen Burkes Ansicht zu beantworten, mithilfe einer alternativen Hand-
lungsauffassung, die sich exemplarisch bei Hans Joas findet, erfasst werden. Diese
handlungstheoretische Herangehensweise soll es méglich machen, die Revolution
als kollektiven Handlungsakt zu beschreiben, der nicht notwendig scheitert, wenn
das Handeln der revolutioniren Situation richtig verstanden wird. Dazu soll die
Bedeutung der angenommenen Unkontrollierbarkeit des kollektiven Handelns und
dessen Auswirkung im Moment der Revolution in das Denken dieses Handlungs-
aktes mitaufgenommen werden.

Edmund Burkes Position zu der Mglichkeit, durch die revolutionire Handlung
eines Kollektivs eine neue Ordnung zu griinden, ist bekannt: Fiir Burke muss dieser
Akt scheitern, weil die revolutionir Handelnden sich die falschen Ziele fiir ein kollek-
tiv-spontanes Handeln setzen. Die Revolutionsszene wirkt auf ihn wie eine ,monstrous
tragic-comic scene (Burke 1790/1999: 10). Die Revolutionire/innen wiirden nach
metaphysischen Prinzipien handeln — nach Freiheit und Gleichheit. Diese Prinzipien
haben im Moment der Revolution aber noch keine materielle Konkretion und ihnen
entspricht auch keine reale Praktik. Die Revolutionire/innen nehmen sich seiner
Ansicht nach eine unerreichbare und uneinholbare Referenz zum Ziel der kollektiven
Handlung, wodurch sowohl die Intention dieses kollektiven Handelns als auch die
Ergebnisse ,monstrds” seien. Das Ziel, durch Handeln politisch-abstrakte Prinzipien
zu realisieren, ist fiir ihn unnormal und tibertrieben.* Weil die Revolutionire/innen
den Grund und die Quelle ihres Handelns in den Individuen sehen, miissen sie nach
Burkes Ansicht scheitern. Burke meint, dass die Menschenrechte, so wie die Revolu-
tionire/innen sie verstehen, niemals zu einer Referenz politischen Handelns und
Quelle der Legitimitit einer Ordnung werden konnen. Fiir Burke kann nur eine bereits
existierende normative Ordnung, die das Ergebnis eines historisch-evolutiven Prozes-

ses ist, politischen Prinzipien, wie denen der Freiheit und Gleichheit, eine konkrete

4 Vgl. dazu auch: Menke 2004: 277f.
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Gestalt z. B. in Form einer Institution geben.’ Die Menschenrechte kénnen fiir ihn
unméglich das Maf darstellen, an denen sich Institutionen und politische Praktiken
messen. Die Praktiken sind hingegen gerade die Garantie und die Quelle von Freiheit
und Gleichheit. Erst die politische Praxis als historisches Produkt einer Tradition be-

dingt die Existenz eines politischen Prinzips fiir Burke:

But I cannot stand forward, and give praise or blame to any thing which relates to human
actions, and human concerns, on a simple view of the object, as it stands stripped of every
relation, in all the nakedness and solitude of metaphysical abstraction. Circumstances (which
with some gentlemen pass for nothing) give in reality to every political principle its distingu-
ishing colour, and discriminating effect. (Burke 1999: 8).

Die Quelle und Garandie fiir die traditionellen Auffassungen von Freiheit und Gleich-
heit, die noch vor-revolutionir sind, verortet Burke im Gegensatz zu den Revolutio-
niren/innen in den bereits existierenden Bedingungen, und nur diese Bedingungen
in Form von Traditionen verbiirgen die normative Kraft und Geltung einer Ordnung.
Deswegen sind fiir ihn die Versuche der Revolution, also etwa kollektive Versamm-
lungen oder die gemeinsame Erarbeitung und performative Deklaration von Forde-
rungen, formlos.® Sie sind seiner Ansicht nach losgeldste Prozesse einer exzessiven
Unkontrollierbarkeit des kollektiven Handelns, die aus der Unvereinbarkeit der Be-
schaffenheit der Forderungen — sie seien abstrakt — mit dem Handeln in Praxiszusam-
menhingen entstehen.

Burke sieht die Sicherung der Menschen und ihrer Rechte in einer politischen
Ordnung in Abhingigkeit von der normativen Ordnung. Dabei steht bei ihm die
innere Natur des Menschen gegen die duf8ere Natur der Ordnung. Wihrend die Natur
des Menschen egoistisch sei und er ohne Ordnung eine anarchische Freiheit auslebt,
ist die ,Natur der Ordnung, die sich evolutiv aus einem historischen Prozess bildet,
fiir Burke wiinschenswert und mit zivilisatorischer Kraft ausgestattet. Die historische
Gewordenheit und das Sein der Ordnung garantieren derart ihre Geltung, und sie

kann die egoistischen Neigungen des Menschen domestizieren:

Society requires not only that the passions of individuals should be subjected, but that even in
the mass and body as well as in the individuals, the inclinations of man should frequently be
thwarted, their will controlled, and their passions brought into subjection. This can only be

5 Dabei bleibt bei Burke unklar, wie sich dieser evolutive Prozess vollzieht, was ihn auslést und wie genau
er ein Produkt menschlichen Handelns ist.

6 Dieswire also im Arabischen Friihling mit dem Verfassen eines Blogs oder den gemeinsamen Praktiken
auf dem Tahrir-Platz zu vergleichen.
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done by a power out of themselves; and not in the exercise of its function, subject to that will
and to those passions which it is its office to bridle and subdue. In this sense the restraints on
men, as well as their liberties, are to be reckoned among their rights. But as the liberties and
the restrictions vary with times and circumstances, and admit of infinite modifications, they
cannot be settled upon any abstract rule; and nothing is so foolish as to discuss them upon that

principle. (Burke 1999: 60).

Die egoistischen Interessen miissen fiir Burke durch die bestehende Gesellschaft ge-
formt und durch existierende politische Strukturen formiert werden, damit sie nicht
zum Ausbruch der anarchischen und unkontrollierten Freiheit der Individuen fiihren,
die die Ordnung bedroht (ibid.: 247). Die Legitimitit erhilt die Ordnung aufgrund
ihrer Vorgeschichte. Bei Burke ist diese Vorgeschichte selber aber ihr eigener Grund,
er erkldrt also die Legitimitit nicht noch einmal, sondern setzt das gegebene Sein
mithilfe des Verweises auf die Tradition als normativ Geltendes ein.

Diese Ordnung als Rahmen und Grund der Subjektivierung bildet eine auflersub-
jektive Moralstruktur, die sich fiir Burke grundlegend von den metaphysischen Mo-
ralvorstellungen der Franzosischen Revolutionire/innen unterscheidet. Nur wenn es
eine verwirklichte Ordnung, eine ,,power out of themselves®, gibt, kann die anarchische
Dimension kollektiven Handelns kontrolliert werden. Burkes Konzeption ist dabei
nicht ,,naturrechtlich“ in dem Sinne, wie Habermas die Amerikanische Revolution als
eine versteht, die sich auf naturrechtliche Begriindungsmuster bezieht. Er verneint die
Maglichkeit eines konstruktiv-positivierbaren Potentials in den natiirlich verstandenen
Interessen des Menschen, die Habermas der Vorstellung der Amerikanischen Revolu-
tionstheoretiker attestiert (Habermas 1982: 110f.). Die ,Natur des Menschen® und
die ,Natur der Ordnung® stehen fiir Burke in keinem Ableitungsverhiltnis, sondern
die natiirlich hervorgebrachte Ordnung, wobei das Adjektiv ,natiirlich® sich hier auf
die traditionelle Ordnung bezieht, soll die egoistischen Interessen begrenzen.

4. Quellenfrage: Problematische Autorschaft des
Demos

Die Leidenschaften der Revolutionire/innen, die sich in ihren Forderungen indireke
ausdriicken, sind der zentrale Gegenstand der Kritik Burkes. Die Revolutionire/innen
gehen — wenn ihnen dies auch nicht véllig bewusst ist — nimlich davon aus, dass in
ihren Leidenschaften Intuitionen liegen, die quasi pri-intentional Motive fiir politisches
Handeln im Sinne der Revolution liefern. Die Revolutionire/innen meinen gegen
Burkes Argument, dass sich in ihren Leidenschaften normative Griinde befinden, die
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eine neue Ordnung schaffen und legitimieren. Die Frage nach der Quelle der Ordnung
und ihrer Legitimitit wird damit zu der Frage der Autorschaft der Prinzipien und
Autorisierung der Ordnung. Die Revolutionire/innen gehen davon aus, dass sie durch
die Revolution den Demos als ,Autoren” der neuen Ordnung in den performativen
Handlungsakten griinden. Damit setzen sie einen neuen Ursprung, ein neues politisches
Ordnungsprinzip und den Grund einer neuen Ordnung. Burke meint hingegen, dass
diese Autorschaft unmaglich ist. Die Revolution hat keinen Grund und kann nichts
griinden. Eine Selbstgesetzgebungskraft des Demos, der sich selber durch einen Hand-
lungsakt eine eigene Ordnung gibt, ist fiir ihn ein Widerspruch in sich.

Aber die Revolutionire/innen verfolgen durch die Erfahrung der Freiheit in der
Befreiung den Anspruch, durch ihren Handlungsakt eine Ordnung neu zu beginnen.
Sie sehen und erfahren durch ihr eigenes kollektives Handeln, dass in ihren Intuitionen
und Leidenschaften, die sich gegen die schlechten und unterdriickenden Bedingungen
richten, neue Formen der Freiheit und Gleichheit potentiell angelegt sind. Die De-
klarationen der Menschenrechte stellen demnach den performativen Akt dar, in dem
das Kollektiv diesen Wunsch nach Freiheit und Gleichheit ausdriickt. Zwar ist diese
Deklaration zunichst eine Behauptung, aber in der Behauptung, die durch das kol-
lektive Handeln der Revolutionire/innen aufgestellt wird, sind dennoch bereits un-
bewusste (politische) Impulse durch das Handeln explizit geworden und werden durch
das kollektive Handeln von den Revolutioniren/innen erfahren.”

Burke wiederum geht davon aus, dass die Impulse und Leidenschaften erst unter
eine Ordnung subjektiviert werden miissen, bevor sie normative Form annehmen.
Das Material, d.h. die Leidenschaften und inneren Impulse miissen transformiert
werden, damit es nicht zu einem Ausbruch anarchischer Freiheit kommt. Die Institu-
tionen, die die Subjektivierung absichern, diirfen gerade nicht von denselben Indivi-
duen hervorgebracht werden, die auch unter diese subjektiviert werden. Fiir Burke ist
die Selbstgesetzgebung eines Kollektivs und ein kollektiver Willensbildungsprozess
aus einer Revolution heraus ein unlésbarer Widerspruch (Burke 1999: 93). Die anar-
chische Freiheit der Individuen kann deshalb nicht der Grund der eigenen Subjekti-
vierung werden. Damit kann dieses Handeln auch nicht zu einer Referenz des Handelns
werden. Die Institutionen miissen im Gegenteil das Produke eines den menschlichen
Leidenschaften autoritativ gegeniiberstechenden Prinzips sein.

Diese Frage nach dem Ursprung und der méglichen Autorschaft wird aus der Sicht
der revolutionir Handelnden — also der Teilnehmer/innen — anders beurteilt. Sie sehen

7 Vgl. zur Deklaration der Menschenrechte als ein Akt der Behauptung Francesca Raimondis , Einleitung”
zu dem Abschnitt ,Deklarationen®, Raimondi 2011: 98f.
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das Defizit nicht auf der Seite ihrer Motive, sondern auf der Seite der Institutionen.
Diese bilden nicht Produkte ihrer eigenen Freiheit und Gleichheit. Sie sind damit aus
Sicht der Revolutionire/innen defizitir, weil sie eine fremde Macht darstellen, die
unkontrolliert iiber sie herrscht. Sie meinen mit ihren Forderungen nicht ein abstrak-
tes Menschenrecht, auf das sie keinen Zugriff haben. Ihr Zugang zu einer Idee der
Menschenrechte lduft iiber ihre eigenen Leidenschaften, Impulse und Motive; diese
konnen sie durch den performativen Akt der Revolution erfahren. In diesem kollek-
tiven Handeln liegt auf eine noch unklare Art der Impetus oder das Motiv dafiir, sich
aus den schlechten Verhiltnissen zu befreien und in das Experiment der Revolution
einzusteigen. Diese Deutung revolutioniren Handelns, das die Erfahrung des Handelns
zum Ausgangspunkt der Revolution macht, ist damit auch gegen Arendts zu starke
Ablehnung der Befreiung aus dem Narrativ der Revolution gewendet.

5. Autorschaft als Handlungsfrage: Anarchie

Im letzten Teil wird nun die theoretische Frage, mit der handlungstheoretischen Fra-
ge nach der Art, wie revolutionires Handeln verstanden werden muss, verkniipft. Wie
kann revolutionires Handeln als Handeln verstanden werden, aus dem heraus sich
neue Praktiken politischen Handelns ergeben, in denen sich performativ die Forde-
rungen nach Menschenrechten umsetzen? Die Annahme ist, dass das Problem des
kollektiven revolutioniren Handlungsakts und die Frage, ob, wie und was aus dem
Nichts gegriindet wird, durch den negativen Impuls gegen die etablierte Ordnung,
der sich im revolutioniren Handeln offenbart, erklirt werden kann. Was ist die neue
Erfahrung, die die Revolutionire/innen in der Revolution machen?

Die Revolution ist ein kollektives Experiment des Handelns. In der von Burke
kritisierten, von ihm als grundlos und gefihrlich beschriebenen anarchischen Freiheit,
die sich in der Befreiung ausdriicke, liegt die Vorstufe einer besser realisierten Freiheit.
Die Freiheit driicke sich pri-intentional als Impuls und Intuition aus. In einer Revo-
lution kann nach der Befreiung, die eine erste Form der Freiheit erfahrbar macht,
durch das bewusste Neubeginnen und Griinden Freiheit eine dauerhafte Méglichkeit
der Erfahrung werden. Withrend Arendt hier das Moment des Griindens betont,
wiirde ich das Moment der Befreiung herausstreichen. Denn die Erfahrung von Frei-
heit wird in der Befreiung als kollektive Erfahrung des Handelns gemacht. Das kol-
lektive revolutionire Handeln wird damit zur Expression von Freiheit und der Forde-
rung nach Gleichheit, und diese Expression stellt selber wiederum eine Erfahrung dar,

die das Individuum iiber seine eigenen Impulse und inneren Antriebe aufklirt.
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Damit wird es nun moglich, die These von der Unkontrollierbarkeit bzw. Unein-
holbarkeit des revolutioniren Handelns aufzunehmen. Hier soll nun versucht werden,
die Unkontrollierbarkeit des Handelns in der Befreiung nicht als Bedrohung, wie
Burke, sondern als Moment in den revolutioniren Prozessen und als Erfahrung von
Freiheit zu erliutern. Wie kann das revolutionire Handeln politische Prinzipien han-
delnd ausdriicken, aneignen, ablehnen und anschliefend aus dieser Erfahrung heraus
Institutionen hervorbringen?

Burke versteht nicht, dass Handeln nicht intentional sein muss, sondern dass ge-
rade in den Leidenschaften Griinde pri-intentional vorliegen, die sich zum Beispiel
als Impulse, sich gegen Herrschaft aufzulehnen, dufern. Um das revolutionire Handeln
zu verstehen, kann man nicht mit einer Handlungsauffassung arbeiten, die davon
ausgeht, dass der Handelnde bewusst und intentional seine Aktivititen steuert. Dann
miisste das Kollektiv sich vorher Ziele setzen, jedoch ist die Revolution ein performa-
tiver Akt, der in seinem Ausgang offen und unabsehbar ist, der in seinem Prozess erst
die Praktiken hervorbringt, die eine neue Form des Politischen ankiindigen. Deswegen
muss eine Handlungsauffassung zugrunde gelegt werden, die die Unkontrollierbarkeit
des Handelns erklirt und diese zur Grundlage des Handlungsbegriffs macht. Ein
solcher Handlungsbegriff findet sich exemplarisch bei Hans Joas. Joas nimmt an, dass
die Intention nicht als etwas verstanden werden kann, das sich ausschliefSlich vor dem
Handeln bildet und die Handlung und ihren Verlauf steuert. Dann wire nimlich die
Revolution nur noch das Instrument, in dem die kollektiv formierte Intention ausge-
fiihre — appliziert — wird. Ein solches Handlungsverstindnis betont einseitig die rati-
onale und normative Seite des Handelns (Joas 1996: 15 £.). So kann Burkes Forderung,
immer nur nach den ausgebildeten Prinzipien einer bereits bestehenden Ordnung zu
handeln, eben auch als normative Handlungsauffassung angesehen werden. So als
konnten die Individuen nur dann rational handeln, wenn sie dies aus einer etablierten
Subjektivierung heraus tun.

Dagegen zeigt Joas, dass normatives und rationales Handeln nur méglich ist, weil
jedes Handeln kreativ und schopferisch ist. Die Intention wird in seinem handlungs-
theoretischen Ansatz nicht mehr als alleinige Verursachung und Grund des Handelns
verstanden und vor-handelnd unwiderruflich gesetzt, sondern die Bildung der Inten-
tion wird zu einem reflexiven und kreativ-rekonstruktiven Vorgang im Handeln. Eine
andere Art der kreativen Intentionalitit und nicht feststehende Intentionen stehen im
Vordergrund. Intentionalitit wird hier als Gerichtetheit des Handlungssubjekts auf

das situative Handeln gedeutet:

© Wochenschau Verlag, Schwalbach/Ts



Menschenrechte und Revolution | Kajewski

Die Setzung von Zwecken geschieht — in dieser alternativen Sichtweise — nicht in einem

geistigen Akt vor dem eigentlichen Handeln, sondern ist Resultat einer Reflexion auf die in

unserem Handeln immer schon wirksamen, vor-reflexiven Strebungen und Gerichtetheiten.

In diesem Akt der Reflexion werden solche Strebungen thematisch, die normalerweise ohne

unsere bewufSte Aufmerksambkeit am Werke sind. (ibid.: 232).

Dabei geht diese Handlungsauffassung davon aus, dass das Subjekt immer schon in
Weltverhiltnisse eingelassen ist. Dadurch ist jedes Handeln Ausdruck der Sozialitit
des Subjekts. Handeln geschieht also niemals aus dem Nichts heraus. Gleichzeitig
werden durch diesen Ansatz aber die Setzungen, die im revolutioniren Handlungsake
vorgenommen werden, leichter als spezifische Handlungsresultate erklirbar. Wobei
die Frage Burkes nach der Uneinholbarkeit der Prinzipien im Zusammenhang mit
der Unkontrollierbarkeit des Handelns fiir die Revolution als Problem erhalten bleibt.

Die Revolution scheint einen iibertriebenen Zweck realisieren zu wollen, sie er-
scheint als eine Ubertreibung und ihre Forderungen als leere Behauptungen. Aber
wenn man sie als Experiment ansieht, in der die Ubertreibung die Offenlegung der
Intentionen erst moglich macht, konnen die Widerspriiche revolutioniren Handelns
leichter verstanden und (eventuell) sogar handelnd geldst werden. Fiir Joas ist die
Handlung in einer Situation, also in diesem Fall die Revolution, erst der Moment, in
dem die Intention oder der erste Impuls sich durch eine Handlung ausdriickt. Die
Herausbildung der Intention und die Handlung fallen in der Revolution in einem Akt
zusammen. Dabei geschieht die Revolution nicht aus dem Nichts, sondern ist als
Reaktion auf die Unterdriickungserfahrung anzusehen. Damit ist sie schon ein Aus-
druck der Verklammerung von Subjekt und Welt und nicht ein rein subjektives Ge-
schehen, wie Burke meint. Durch das Handeln kommt die Verklammerung von der
Innerlichkeit des Subjekts mit der Auffenwelt zu Tage und wird auch fiir das Subjeke
auf eine neue Art und Weise erfahrbar.

Diese Erfahrung ist aber nicht unproblematisch. Denn zum einen kann dem ein-
zelnen Subjekt durch das kollektive revolutionire Handeln klar werden, dass es mit
seinen Erfahrungen nicht alleine ist. Aber andererseits ist die Unkontrollierbarkeit ein
Problem. Denn gerade eine Revolution, auch wenn sie zunichst eine Befreiung ist,
bekommt die problematische Seite der Unabsehbarkeit zu spiiren. Die Situation der
Revolution stellt damit die Revolutionire/innen vor das Problem des Griindens im
Anschluss an die Befreiung, das sie selber mit ihrer eigenen revolutioniren Handlung
erst geschaffen haben.

Burke wiirde sagen, dass die Revolutionire/innen versuchen, metaphysische Prin-

zipien rational kalkulierend umzusetzen, dabei aber letztlich nur Anarchie und Chaos
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schaffen. Aber letztlich versteht er wiederum nicht, was sich in diesem kollektiven
Handlungsakt ausdriicke und wirklich das Problem hervorbringt. In der Revolution
kommt der Grundaspekt jedes Handelns zum Vorschein — dass Handeln nimlich
einen anarchischen Kern hat — und verursacht hier spezifische Probleme. Aber wenn
man mit einer alternativen Handlungsauffassung den revolutioniren Akt interpretiert,
zeigt sich, dass das eigentliche Problem darin besteht, wie die Revolutionire/innen ihr
eigenes Handeln verstehen und was sie mit der Erfahrung der Befreiung machen. Wie
werden die neuen Praktiken des revolutioniren Befreiungsmoments weiter umgesetzt?
Kénnen die Impulse, die sich gegen das Beherrscht-Sein und Unterdriicke-Sein wen-
den, handelnd angeeignet, in eine Ordnung transformiert werden? Und was 4ndert
eine alternative Handlungsauffassung an der problematischen Lage des Griindens ohne
Grund und ohne Referenz, die in keiner Praktik verwirklicht ist? Und nicht zuletzt:
Wie kann die Revolution das Neue in einen Handlungsakt setzen oder als eine Form
der Erfahrung hervorbringen? Und was ist genau dieses Neue?

Wenn die Revolutionire/innen durch die Befreiung und den Versuch zu griinden
einen neuen Grund und eine neue Begriindung fiir die Ordnung setzen, dann stellen
sie sich selber das Problem, welche Referenz sie fiir diese Griindung nutzen sollen.
Deswegen hat Burke mit seiner Kritik an einem Punkt trotz der verinderten Sicht und
der neuen Auffassung des Handelns, die ich eben dargelegt habe, Recht. Denn die
Befreiung und die Griindung sind — wie auch Arendt zeigte — zwei verschiedene Mo-
mente der Revolution. Wenn die Revolutionire/innen nach der Befreiung ihre For-
derungen in eine Deklaration der Menschenrechte iibersetzen, dann fehlt ihnen in
diesem Moment noch jede konkrete Praktik, die ihren Forderungen entspricht. Sie
miissen sich das Handeln des ersten revolutioniren Aktes erst aneignen und im Laufe
des Neubeginnens ihr Handeln reflektieren.® Wenn sie aber die gewaltférmigen Prak-
tiken der Befreiung zu den Referenzen ihres Handelns machen, dann laufen sie Gefahr,
dass sie unter dem Deckmantel der Menschenrechte die Gewalt dieses Aktes iiberho-
hen. Solange die Forderungen nach Menschenrechten abstrake sind, laufen sie Gefahr,
die Seite der Unkontrollierbarkeit des Handelns zu betonen, die statt der Erfahrung

8  Allerdings muss hier eingewendet werden, dass allein die Grundbedingung fiir cinen friedlichen Aus-
handlungsprozess und das Ausprobieren neuer Praktiken meist nicht gegeben ist, weil sich despotische
Regime nicht einfach abschaffen lassen. Aber auch wenn es nicht zu einem kollektiven und die gesam-
te Gesellschaft umfassenden Aushandlungsprozess kommt, kénnte man dennoch untersuchen, ob die
neuen Mikropraktiken nicht sogar ohne eine Griindung Momente des Revolutioniren enthalten. Allein
dadurch, dass in ihnen die Erfahrung einer neuen Form und einer neuen Freiheit gemacht wurden,
bleiben sie den Handelnden erhalten, und bieten den Teilnehmer/innen der neuen Praktiken und
Versuche sich zu befreien, eine neue Referenz fiir das, was politisches Handeln sein knnte.
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neuer politischer Prinzipien Gewalt hervorruft, weil sie nicht auf ihre eigenen Setzun-
gen und neuen Praktiken aneignend eingeht.

Jedoch kann die Uneinholbarkeit des ersten Handlungsaktes, die Setzung eines
Ursprungs, trotz dieser Gefahr produktiv in dem Sinne verstanden werden, dass die
Revolution nicht an ihrem ersten Moment, der gewaltvollen Befreiung, festhalten
muss. Sondern sie kann spielerisch und produktiv mit der Unméglichkeit umgehen,
Freiheit und Gleichheit je ganz zu realisieren. Scheitern, ablehnen und aneignen des
eigenen Handelns und der neuen Erfahrungen der Befreiung stellen dann Phasen der
Aushandlung und Griindung der neuen Ordnung dar, die nicht bedrohlich, sondern
kreativ nutzbar sind.

6. Fazit: Die Gegenwart der Demokratie
im revolutionaren Handeln

Die Aufgabe revolutioniren Handelns ist zum einen zu zeigen, dass in den bestehen-
den politischen Bedingungen die Forderungen nach Freiheit und Gleichheit, die seit
den Deklarationen der Menschenrechte bestehen, noch nicht verwirklicht sind. Indem
das revolutionire Handeln neue Praktiken entwirft und eine despotische Ordnung
abschaffen will, versucht es, auf die Frage der Demokratie neu zu antworten. Die
Frage nach der Freiheit und Gleichheit jeder/s Beliebigen in einer Ordnung und die
Unméglichkeit, faktische Gleichheit je ganz herzustellen, machen die Demokratie zu
einem unabschliefbaren Projekt. Freiheit und Gleichheit sind Teil des Projektes der
Demokratie, weil die Demokratie zumindest der Idee nach die Regierungsweise ist,
in der ein/e jede/r politisch handeln kann. Politische Freiheit und Gleichheit kénnen
nur im politischen Handeln erfahren werden, deswegen sind sie nur realisiert, wenn
sie erfahrbarer Bestandteil einer politischen Ordnung sind. Freiheit und Gleichheit
haben ihren Ursprung im revolutioniren Handeln, das sich in grofSen geschichtlichen
Umwilzungen, aber auch in kleinen Taten zeigt, in denen Menschen ihren Wunsch,
ihre Ziele und ihr Begehren nach Freiheit ausdriicken.

Durch die Analyse revolutioniren Handelns wird das Problem der Demokratie
gleichzeitig aber auch als Problem nachgezeichnet, das darin besteht, dass in jedem
Handlungsakt und besonders im kollektiven Handeln die unabsehbare und anarchische
Dimension jeden Handelns freigelegt wird. Doch genau diese Dimension offenbart
die Freiheit und Gleichheit jedes Einzelnen, der/die sich und sein Handeln in einem
kollektiven Prozess derart einbringen muss, dass sie anschliefend die neuen Praktiken

als selbst mit hervorgebrachte verstehen kann. Revolutionir ist damit in diesem Akt,
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dass die eigene Handlungsfihigkeit neu erfahren wird, und diese Erfahrung von Frei-
heit und potentieller Gleichheit zum Anlass genommen wird, in einen demokratischen
Gestaltungsprozess einzusteigen oder weiter fiir die Abschaffung eines despotischen

Systems zu kimpfen.
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Georg Lohmann

Soziale Menschenrechte und Revolution.
Eine programmatische Skizze

1. Die GroBthesen

Die Menschenrechte liegen uns in historisch und systematisch unterschiedlichen

Konzeptionen vor. Von den nationalen Konzeptionen am Ende des 18. Jh. unterschei-

det sich die internationale Konzeption im Rahmen der UN nach dem Zweiten Welt-

krieg, und wiinschenswert und in Ansitzen realisiert ist eine transnationale Konzepti-

on, die letztlich auf eine Konstitutionalisierung des Vélkerrechts zielt. Alle drei

Konzeptionen stehen in einem anderen Verhiltnis zur Revolution:

— Die nationalen Konzeptionen sind im Verlauf politischer Revolutionen geschaffen
worden.

- Die internationale Konzeption verhindert in einem gewissen Sinne Revolutionen
durch Reformen.

— Und die transnationale Konzeption macht Revolutionen und Reformen wieder
erforderlich.

Um diese Grofithesen etwas niher zu erldutern, sollen zunichst die Begriffe (Revolu-

tion, Reform, Menschenrechte) etwas genauer skizziert werden (2), dann die unter-

schiedlichen Beziehungen zwischen den Menschenrechtskonzeptionen und Revolu-

tion bzw. Reform erliutert (3 -5) und dabei die Frage: Revolution oder Reform zur

Verwirklichung der sozialen Rechte? diskutiert werden. Ich wihle hier eine sehr

skizzenhafte Darstellung, die deshalb die behandelten Thesen sehr ungeschliffen

darlegt.!

2. Begriffliche Klarungen

Sozialpolitische Verinderungen kénnen aus einer Teilnehmer- oder aus einer Beob-
achterperspektive beschrieben werden. Aus einer Teilnehmerperspektive gesehen meint
»Revolution” die nétigenfalls gewaltsame, ,plotzliche® Umstiirzung einer gegebenen
politischen Herrschaftsordnung und Schaffung einer neuen staatlichen Rechtsordnung.

1 Ausfiihrlicher zu sozialen Menschenrechten siche Lohmann 2000; 2015.
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Das Moment der revolutioniren Gewalt bemisst sich nach der ungerechten Gewalt-
herrschaft einer bestechenden, ungerecht gewordenen Ordnung und ist nur als Gegen-
gewalt legitimierbar. Revolutionen kénnen auch gewaltfrei verlaufen.

Aus der Sicht der Akteure sind Reformen, im Unterschied zu Revolutionen, ebenfalls
eine Verbesserung einer bestehenden Herrschaftsordnung, aber auf dem Wege diskon-
tinuierlicher, erfolgreicher und fehlschlagender Anstrengungen. Historisch stand der
Reformbegriff in unterschiedlichen Beziehungen zum Revolutionsbegriff. Nach der
Franzgsischen Revolution wird er zunichst als ,Reform von oben* zur Verhinderung
einer ,Revolution von unten“ verwandt, in der Sozialdemokratie dann aber auch als
,soziale Reform von unten® verstanden (Bernstein 1908). Zeitlich entzerren Reformen
den fiir die Beteiligten plétzlichen Umsturz in ein Nacheinander kleiner, planbarer
Anderungsschritte, sozial sind sie diffuser und eher das Ergebnis des Zusammenspiels
ganz unterschiedlicher Akteure und Institutionen, und inhaltlich erscheinen sie als
schrittweise Verwirklichung ausgewiesener normativer Ziele: Demokratie und sozialer
Rechtsstaat.

Aus einer Beobachterperspektive lassen sich Revolutionen wie Reformen als histo-
rische Momente sozialer Evolutionen beschreiben und verstehen (Brunkhorst 2014).
Dadurch kénnen auf der einen Seite akteursbedingte Engfiihrungen korrigiert werden,
auf der anderen Seite muss sich auch der Standpunke des Beobachters als Teilnechmer
im geschichtlichen Geschehen verstehen lassen und den Anspriichen der Rechtfertigung
seiner normativen Kriterien stellen.

Aus den unterschiedlichen historischen Konzeptionen der Menschenrechte lisst sich
hermeneutisch ein gemeinsames Konzept der Menschenrechte gewinnen. Danach sind
die Menschenrechte als Aistorische Antworten auf besondere Unrechtserfahrungen und
Gefihrdungen politisch gesetzte, rechtlich gefasste und moralisch begriindbare subjek-
tive Rechte aller Menschen. Sie sind egalitir und universell: alle haben gleiche Rechte,
individuell: nur einzelne Menschen, nicht Gemeinschaften sind genuine Triger von
Menschenrechten, und kategorisch: Bedingung fiir die Zuschreibung der Trigerschaft
ist, dass ein Wesen unter die Kategorie Mensch fillt; und die Menschenrechte sind
fundamentale Rechte: sie schiitzen den einzelnen Menschen in seine grundlegenden
Belangen, sodass er ein Leben in Wiirde fithren kann.

Keineswegs sind sie schlichte moralische Rechte, die sich letztlich auf begriindete
moralische Verpflichtungen reduzieren lassen. Als in diesem Sinne dreidimensionale
Rechte (politisch, juridisch, moralisch) sind die Menschenrechte auf ein komplexes
Zusammenspiel unterschiedlicher Sachverhalte und Prozesse angewiesen: sie sind

einmal Ergebnis einer Rationalitit beanspruchenden, politischen Meinungs- und
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Willensbildung einer politischen Rechtsgemeinschaft, sind Ergebnis einer Macht
konstituierenden gemeinsamen Entscheidung, den normativen Anspruch nach: von
Biirgern, iiber die rechtliche Verfasstheit ihrer Beziehungen untereinander, und erhe-
ben den Anspruch, den basalen Schutz aller einzelnen Menschen mit Mitteln des
Rechts und unter Beachtung und durch subjektive Rechte zu sichern.

Als legale Rechte sind sie mit Klagebefugnissen und der Chance durch legitimen
Zwang einer Rechtsgemeinschaft durchgesetzt zu werden, verbunden. Thnen korres-
pondieren drei Arten von (erzwingbaren) Rechtspflichten: der Achtung, des Schutzes
und der Hilfe oder Gewihrleistung, bezogen auf den jeweiligen Inhalt eines konkreten
Menschenrechts. In der gegenwiirtig herrschenden internationalen Konzeption sind
Adressaten dieser menschenrechtsgenerierten Pflichten zunichst die jeweiligen Staaten,
dann subsidiir die entsprechen anderen Vertragsstaaten, und letztlich haben alle
Staaten die Verpflichtungen, dafiir zu sorgen, dass die Menschen untereinander in
ihren zivilen Verhiltnissen sich menschenrechtskonform verhalten (sogenannte
L,Drittwirkung® oder indirekte ,horizontalen Verpflichtung® der Menschenrechte).

Moralisch begriindbar sind erstens die (formalen) normativen Behauptungen und
Urteile, die mit dieser Konzeption der Menschenrechte verbunden sind: dass alle
Menschen in der gleichen Weise, und nur weil sie Menschen sind, Triger von Men-
schenrechten sind; zweitens muss begriindet werden, warum ein spezifischer Inhalt
eines konkreten Menschenrechts nicht iiber moralische Verpflichtungen alleine oder
mit Mittel des einfachen Rechts geschiitzt werden soll, sondern so wichtig (fundamen-
tal) ist, dass er als ein besonderes Menschenrechz gefasst werden soll. Dabei ist zu be-
achten: wihrend das rechdich und politisch Verbindliche, d.h. wihrend Recht und
Politik auf (gemeinsamen) Entscheidungen beruhen, beruht das moralisch Richtige,
genauer: basiert die Moral auf Begriindungen und ist den Anforderungen in der ,, Welt
der Griinde® ausgesetzt.

Inhaltlich lassen sich die unterschiedlichen Menschenrechte in mehrere Gruppen
einteilen: Von den liberalen Freiheitsrechten, die die korperlichen und geistigen Freihei-
ten schiitzen, kann man die juridischen und die politischen Rechte, die die Teilnahme am
Rechtssystem und die Mitwirkung bei der politischen Meinungs- und Willensbildung
schiitzen, und die sozialen Teilhaberechte unterscheiden. Letztere lassen sich (wie im
Internationalen Pakt iiber wirtschaftliche, kulturelle und soziale Rechte, IPwskR, von 1966)
wiederum in wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (,wsk-Rechte“) weiter ein-
teilen. Insgesamt ermdglichen sie jedem Menschen ein Leben in Wiirde. Herrschende
Meinung ist, dass diese inhaltlich unterschiedlichen Gruppen von Menschenrechten in

einem systematischen Zusammenhang stehen und sie insofern ,unteilbar® sind. Strittig
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ist, wie dieser Zusammenhang genauer zu bestimmen und zu rechtfertigen ist; insbeson-
dere ist umstritten, ob die sozialen (wsk-) Menschenrechte (nur) eine notwenige Bedin-
gung fiir die Wahrnehmung der Rechte der anderen Gruppen sind, oder ob sie auch
eine eigenstindige Begriindung erhalten kénnen oder miissen. Historisch sind die sozi-
alen Menschenrechte zunichst nicht oder nur ungeniigend in den Kanon der Menschen-
rechte aufgenommen gewesen, erst nach dem zweiten Weltkrieg werden sie als solche
formuliert, wenn auch in ihrem Status im Vergleich mit den anderen Menschenrechts-
gruppen (wie im Internationalen Pakt iiber biirgerliche und politische Rechte, IPbpR, von
1966) schwicher verpflichtend (dazu unten).

3. Nationale Revolutionen und nationale
Konzeptionen der Menschenrechte

Die ersten Menschenrechtserklirungen am Ende des 18. Jahrhunderts in Nordame-
rika und Frankreich sind zugleich Akte revolutionire, demokratischer Staatsgriindun-
gen (Habermas 1990; Menke/Raimondi 2011). Hier ist der Zusammenhang zwischen
Revolution und Menschenrechten wesentlich eine Betitigung der politischen und
liberalen Menschenrechte. Rechte sind immer erkimpfte Rechte und so sind die ersten
historischen Erklirungen der Menschenrechte vorgreifende Rechtfertigungen fiir
Revolutionen, und zugleich das Versprechen, dass die neue revolutionir gewonnene
Herrschaftsordnung sich an die Achtung der Menschenrechte bindet.

Inhaltich beschrinkte sich aber der Kanon der Menschenrechte auf die Sicherung
und Gewihrung der liberalen Freiheitsrechte, zum Teil auch der politischen Teilnah-
merechte und der rechtlichen Sicherungsrechte. Die sozialen Menschenrechte wurden
zwar in den revolutioniren Vorphasen erwihnt und zum Teil erreert, aber schafften
es dann nicht, in den Kanon der deklarierten Rechte angemessen aufgenommen zu
werden. Insofern sind die nationalen Konzeptionen der Menschenrechte durchaus
inhaltlich einseitig und begiinstigen eine bestimmte politische (liberalistische) und
wirtschaftliche (kapitalistische) Herrschaftsordnung. Dies war ja Anlass fiir Marxens
Kritik an den Menschenrechten, der zunichst das revolutionire Potential der politi-
schen (fiir Marx: gemeinschaftlichen) Rechte heraushebt, dann aber durch die libera-
len Freiheitsrechte konterkariert sicht und das Fehlen sozialer Rechte beklagte (Marx
1976). Allerdings verkannte Marx die besondere historische Einseitigkeit als allgemei-
nes Kennzeichnen der Menschenrechte und iiberzog daher mit seiner Kritik am Ende.
Weil er in ihnen letztlich ,nichts anderes als“ Rechte des egoistischen Bourgeois sah,
missverstand die Menschenrechte als solche, was die fatalen Auswirkungen seiner im
Ansatz richtigen Kritik erkliren kénnte.
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4. Die internationale Konzeption der Menschenrechte
und die zweifache Verhinderung von Revolution

Die internationale Konzeption der Menschenrechte entsteht mit der Allgemeinen
Erklirung der Menschenrechte(AEMR) 1948 als ein vélkerrechtlich unverbindliches
Dokument, gewinnt dann aber spiter mit der Umsetzung in vélkerrechtlichen
Vertrigen eine volkerrechtlich verbindliche Form. Sie ist Resultat von politischen
Entscheidungen, zuerst der Siegermichte, dann der Griindungsstaaten der Verein-
ten Nationen, die bestenfalls stellvertretend fiir ihre Biirger eine Frieden sichernde,
volkerrechtliche Ordnung mit irgendwie eingefiigten Menschenrechten schafften.
Dabei achten die Griindungsmitglieder der UN und die Vertragsstaaten der Men-
schenrechtspakte (insbesondere der beiden internationalen Pakte von 1966) sehr
darauf, dass ihr Souverinititsanspruch als Selbstbestimmungsrecht der Vilker ge-
wissermaflen vorgingig gesichert wird und gegen den, zumindest dem normativen
Anspruch nach, individuell einklagbaren Menschenrechtsschutz in Position gebracht
wird. Die Menschenrechte werden auf diesen Wegen den Biirgern gewissermaflen
grofiziigig gewihre.? Die politischen Vorbehalte zeigen sich auch an den ganz schwa-
chen Mechanismen der Internationalen Pakte von 1966 beziiglich der Kontrolle
und Durchsetzung der Menschenrechte. Sodass man beinahe sagen kénnte, die
Menschenrechte sind in der internationalen Konzeption im Rahmen der jeweiligen
Staatsinteressen stellvertretend von den Staaten und in diesem Sinne ,,paternalistisch®
gewihrt, aber nicht von den betreffenden Biirgern demokratisch selbst bestimmt.
Das wiire in der Tat fiir viele Staaten eine Revolution gewesen. Entsprechend vor-
sichtig, und wie man sagen kénnte: anti-revolutionir, sind dann auch die politischen
Rechte ,an der Gestaltung der 6ffentlichen Angelegenheiten seines Landes ...
mitzuwirken (AEMR, Art. 21.1; IPbpR, Art. 25) formuliert. Allerdings kann man
dariiber streiten, ob nicht doch, aus allen politischen Mitwirkungsrechten zusammen,
sich so etwas wie ein Menschenrecht auf Demokratie konstruieren liefle. Das wire
dann gegebenfalls auch, wie schon der Kantianer Erhard formulierte: ,,Ein Recht
des Volkes zu einer Revolution®.

Kénnte man an Hegel glauben, so bewirkt aber diese ungewollte, und letztlich
nicht-verhinderbare Aufnahme der Menschenrechte in das klassische Vélkerrecht nun
mit der List geschichtlicher Vernunft eine ,stille Revolution des Vélkerrechts“ (Klein

2 Historisch-faktisch sind sie den Siegermichten durch Druck von zivilen Organisationen abgerungen
und dann nur widerwillig und mit massiven Verzégerungen und Abschwichungen beinahe 20 Jahre
nach der AEMR vélkerrechtlich in Kraft gesetzt worden.
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1997), und zunehmend #ndert sich das westfilische, auf autarker Souverinitit der
Staaten aufbauende Voélkerrecht zu einem sich dndernden internationalen Recht, in
dem zunehmend transnationale Rechtssysteme und —institutionen, gestiitzt auf eine
sich internationalisierende politische Offentlichkeit, eine menschenrechtlich orien-
tierte Einmischung in die ,,inneren Angelegenheiten® der Staaten gewihren, ermogli-
chen und in Ansitzen auch verwirklichen. Diese Prozesse zielen auf eine transnatio-
nale Konzeption der Menschenrechte, fordern eine ,,Konstitutionalisierung des Vol-
kerrechts (Habermas 2004), sind aber z. Z. hochst widerspriichlich und fragmentarisch
und in fast allen Hinsichten auch umstritten, realisiert.

Zudem ist die internationale Konzeption noch in einer weiteren Hinsicht als eine
Verhinderung von Revolution zu verstehen. Politische Revolutionen speisen sich
motivational aus nicht linger hinnehmbaren Unrechtserfahrungen. Das 19. und
20. Jahrhundert haben gezeigt, wie michtig hier soziale Ungleichheiten, Verarmung
und Verelendung und Exklusionen (in Bezug auf Wohlstand, Bildung, Gesundheit,
Umwelt etc. und Rechte) sind. Eine Strategie, die Entstehung von revolutioniren
Situationen zu entschirfen, ist die dosierte Gewihrung von sozialer Sicherheit und
relativem Wohlstand, zunichst klassisch liberal als freiwillige Wohlfahrt, oder, wie
bei L. v. Stein und spiter Bismarck, durch sozial ausgerichtete ,Reformen von oben®.
Erst seit dem 2. Weltkrieg werden solche Reformprozesse durch die Gewihrung
sozialer Rechte geregelt. Diese wurden zuniichst an die Staatsbiirgerrolle gebunden
wurden (Marshall 1992) und in einigen europiischen Lindern in Sozialstaatskon-
zepten fiir eine gewisse Zeitphase realisiert. Mit der Aufnahme sozialer, wenn auch
wenig verbindlicher Menschenrechte in dem IPwskR werden sie entgrenzend an
Staatsbiirger und Nicht-Staatsbiirger (sprich Weltbiirger) der jeweiligen Staatsge-
biete zugesprochen. Eine von vornherein globale Verpflichtung, die sozialen (oder
,w.s.k.“-) Rechte aller Menschen transnational zu beachten, ist in dem IPwskR nicht
vorgesehen, wird aber zunehmend als Beachtung globaler und transnationaler Ge-
rechtigkeit gefordert.

Hier kann man nun zwei, einander widersprechende Thesen formulieren: Einmal
erscheinen die halbherzig gewihrten sozialen Rechte als eine Verhinderungsstrategie
von Revolution. Dann aber scheinen wirklich globale und individuell einklagbare
soziale Menschenrechte zu ihrer Institutionalisierung Revolutionen zu erfordern: sie
miissten einerseits alle Staaten in demokratische Sozialstaaten verwandeln (Wellmer
1996) und die Beschrinkungen auf Einzelstaaten iiberwinden. Dafiir aber wiren die
globale Vorherrschaft neoliberalen Wirtschaftens zu brechen und eine sozialstaatliche
Verfassung auch in transnationalem Ausmafle zu erkimpfen.
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Aber ist eine globale Verwirklichung der sozialen Menschenrechte wirklich und
notig auf eine Revolution angewiesen? Diese Frage zielt auf die Verwirklichungsmaog-
lichkeiten einer transnationalen Konzeption der Menschenrechte.

5. Transnationale Konzeption und die erneute
geforderte Revolution

Eine transnationale Konzeption der Menschenrechte versucht das Manko fehlender
demokratischer Rechtssetzung der internationalen Konzeption durch eine , Konstitu-
tionalisierung des Vélkerrechts® zu beheben, in der die Triger der Menschenrechte
auch im globalen Maf3e ihre Mitautoren sein kénnen. Das wiirde in der Tat eine in-
ternationale Revolution sein, weil nun die nationalen, auf ihre einzelstaatliche Souve-
rinitit pochenden politischen Herrschaftssysteme auf eine neue, menschenrechtskon-
forme und transnationale demokratische Basis gestellt wiirden. Die vielfiltigen Vor-
schlige, wie das zu gestalten sei: Verwandlung aller Staaten in demokratische Sozial-
staaten, Errichtung einer moralisch begriindbaren, ,kosmopolitischen Weltdemokra-
tie“, Modelle einer politischen Weltgesellschaft, die ,,forderal®, oder subsididr* oder
nach dem Prinzip einer ,geteilten Souverdnitit (Habermas 2011) zu gestalten sind,
bis zur skeptischen Ablehnung transnationaler Demokratien, — kdnnen hier nicht
behandelt werden.

Ein Hauptmotiv aber, iiberhaupt solche transnationalen Konzeptionen der Men-
schenrechte zu entwerfen und wenn méglich auch zu verwirklichen, ist die ungenii-
gende und skandalse Beachtung und Verwirklichung der sozialen Menschenrechte
innerhalb der bisherigen internationalen Konzeption. Aus moralischer Perspekive,
im Lichte von Konzeptionen globaler sozialer Gerechtigkeit oder schlicht einer uni-
versellen Moral, ist die Zunahme von absoluter und relativer Armut mitverursacht
durch die komplexen Globalisierungsprozesse einer kapitalisierte Weltwirtschaft
(insbesondere durch Welthandel, internationaler Finanz- und Rohstoffmirkte, etc),
ist die Zunahme von nationalen und globalen Wohlstandsdifferenzen, die selektiven
Exklusionen ganzer Bevlkerungsgruppen und die global ungleiche Verteilung der
Folgen der Klimaerwirmung — um nur einige massive Probleme zu nennen — mehr
als moralisch skandalds und nicht akzeptabel. Aus der Perspektive der Menschenrech-
te sind es zugleich gravierende Verletzungen von sozialen Rechten. Von den giiltigen
Menschenrechtspakten her gesehen sind es véllig ungeniigende Erfiillungen selbst der
relativen und bedingten, an sich zumutbaren Verpflichtungen. Da es keine transnati-

onalen, gerichtlichen Zwangsinstitutionen zur Durchsetzung der ,,wsk“-Rechte gibt,
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sind die Folgen bei einer Nichterfiillung der etwa im IPwskR eingegangenen Verpflich-
tungen fiir die betreffenden Staaten ,harmlos“. Bestenfalls konnen sie iiber Staaten-
berichte eine 6ffentliche Empdrung auslésen. Damit aber verschieben sich die Erwar-
tungen an einen verbesserten Menschenrechtsschutzes sozialer Rechte von dem juri-
dischen Bereich in den politischen Bereich und, gewissermaflen horizonthaft, in den
offentlichen Gebrauch moralischer Argumente. Zugleich wird relevant, dass die
skandaldsen Verletzungen sozialer Menschenrechte zumeist mit systematischen Vor-
enthaltungen von politischen Rechten einhergehen.

Wie bei der lang diskutierten Frage: Welche Mittel letztlich und auf Dauer am besten
zur Armutsbekimpfung einzusetzen sind? gibt es einen Streit dariiber, was erfolgverspre-
chende Antworten auf diese Herausforderungen sind. Bisherige Antworten bleiben
weitgehend im Rahmen der gegenwirtigen internationalen Ordnung. Etwa derart: je-
weilig aktuelle, humanitire Hilfsaktionen (die immer, wo aktuell nétig, auch erforderlich
sind), oder: verbesserte Weisen der bisherigen Entwicklungspolitik (obwohl auch diese
differenziert zu sehen sind), oder: globale Umverteilungsinstitutionen, die aus anzusam-
melnden Funds, die sich aus neuen globalen Steuern (z.B. Transaktionssteuern im in-
ternationalen Finanzverkehr, oder internationale Rohstoffabgaben etc.) speisen, entspre-
chende Mittel kompensatorisch in die Linder zur Bekimpfung der Armut iiberweisen.
Anders gewichtet erscheint der Vorschlag, Armutsbekimpfung langfristig durch Strate-
gien zur Demokratisierung der jeweiligen Linder (Sen 2000) und auch der internatio-
nalen Verhiltnisse zu erreichen. Menschenrechtlich gesehen ist das die Forderung nach
stirkerer und angemessener Verwirklichung der politischen Menschenrechte!

Das kann, muss aber nicht, zu Revolutionen fiihren oder diese nétig machen.

Zunichst einmal sollte man skeptisch gegeniiber dem Revolutionsmythos der
letzten Jahrhunderte sein und von den Auffassungen, man sei politisch ,linker” oder
yradikaler, wenn man fiir ,Revolution“ sei, Abschied nehmen. A#n sich reichen zu
einer angemessen Verwirklichung der sozialen Rechte politische Reformen aus. Refor-
men, im Gegensatz zur Revolutionen, so hatten wir oben gesagt, sind schrittweise und
allmihliche Verinderungen auf einen Zielzustand oder auf ein Ergebnis hin, die dem
durch Revolution plétzlich Geschaffen durchaus gleichen kénnen. Und in vielen
Fillen scheint es nur eine Frage der Bezeichnung zu sein, ob man von schleichender
Revolution oder bestindiger Reform spricht. Auch gilt: Eine bis zu einem gewissen
Grad entwickelte Verwirklichung der sozialen Menschenrechte kann Revolutionen
verhindern, kann sie aber auch erméglichen. Und: Ab einer gewissen rechtlichen und
politischen Basis ist Revolution nicht mehr nétig, aber als berechtigte Gegengewalt
nicht auszuschlieflen.
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Denn die Verhiltnisse sind nicht so, wie sie ,,an sich“ sein sollten, sondern die
bestehenden politischen Strukturen sind zugleich machtbesetzte und gestiitzte Posi-
tionen, die sich nicht menschenrechtlich legitimieren kénnen und die zu ihrer Vertei-
digung und Verfestigung auch Gewalt gebrauchen. Das gilt sowohl fiir viele nicht-
demokratische Staaten wie fiir die internationalen Verhiltnisse. Zwar ist mit Hannah
Arendt und Jiirgen Habermas davon auszugehen, dass auch diese Gewalr nicht poli-
tische Macht schafft, aber sie verzogert die Wandlungen politischer Macht und Iisst
transnationale Reformvorhaben an den jeweiligen Machtbastionen nationalisierter,
aber auch regionalisierter und globaler Akteure abprallen und aussichtslos erscheinen.

An den europiischen Verhiltnissen kann man diese Problematik exemplarisch
studieren. Die Krisen, die die fast ungehinderte neoliberalistische Politik der letzten
20 Jahre hervorgerufen hat, haben unter dem Druck deregulierter Finanzmirkee eine
erschreckende Zunahme sozialer Ungleichheit in allen Lindern entstehen lassen,
verschlimmert durch ein zunehmendes Nord-Siid-Gefille. Ehemalige sozialstaatliche
LSteuerstaaten haben sich in ,,Schuldenstaaten® (Streeck 2013) verwandelt, und die
riickwirtsgewandte Renationalisierung in fast allen europiischen Staaten, von der die
herrschenden Parteien behaupten, sie seien erfolgsversprechende Losungswege, lassen
zunchmend unerkennbar werden, dass in Wirklichkeit jeweils shnliche Bevélkerungs-
gruppen in allen Nationen durch vergleichbare Prozesse der Entsolidarisierung, der
ArmutsvergrofSerung und durch soziale Exklusionen getroffen sind. Diese transnati-
onalen Prozesse sozialer Ungleichheit lassen sich nur angemessen politisch bekimpfen,
wenn dafiir auch transnationale Arenen der politischen Meinungs- und Willensbil-
dungen zur Verfligung stehen.

Die rechtlich gefassten sozialen Menschenrechte, im Verbund mit den anderen
Menschenrechtsgruppen, bieten dafiir eine begriindbare Zielvorgabe, die engagierte
und kiimpferische Wahrnehmung der politischen Menschenrechte weisen einen gang-
baren Weg, wie diese neuen, transnationalen und globalen Herausforderungen ange-
messen bekimpft werden kdnnten. Da ist es dann cher zweitrangig, ob das ruckhaft
als Revolution, oder dialektisch geschmeidig als Reform sich versteht und vollzieht.
Was durch stetige Reformen und evolutionire Prozesse der jeweiligen Systemstabili-
sierung, teil absichtlich, teil unwillentlich, vorbereitet wird, kann dann gegebenenfalls
durch plétzliche Revolution zu Ende gebracht werden. Das ist vielleicht nun ebenfalls
ein zu romantisches Bild reformerischer Verbesserungen, sodass ich hier am Ende die
Option nicht ausschliefen will, dass ungerechtfertigte Gewalt bestehender Machtver-
hiltnisse nur durch die legitimierte Gegengewalt einer revolutioniren Bewegung
tiberwunden werden kann. Ein Revolution aber wire es dann, ob gewaltfrei oder nicht,
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wenn am Ende die Sicherung sozialer Menschenrechte nun in der Tat durch eine neu

geschaffene transnationale Verfassung verankert wire.
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HINTERGRUND

Tanja Hitzel-Cassagnes, Franziska Martinsen

Makrokriminalitat und sexualisierte Gewalt:
Eine gendertheoretische Betrachtung von
Wiedergutmachungspraktiken

1. Einleitung

Eine dezidiert geschlechtersensibel ausgerichtete gerechtigkeitstheoretische Auseinan-
dersetzung mit den Herausforderungen der gesellschaftlichen wie juristischen Bewil-
tigung historischen Unrechts in Form von schwerwiegenden Menschenrechtsverlet-
zungen, und zwar insbesondere in der Variante sexualisierter Gewalt, befindet sich
noch in ihren Anfingen.! Im Folgenden widmen wir uns der systematischen Frage, in
welcher Weise den Betroffenen von gravierenden Menschenrechtsverletzungen Ge-
rechtigkeit im Sinne von Wiedergutmachung fiir individuelle Leiderfahrungen zuteil-
werden kénnte. Unter schwerwiegenden Menschenrechtsverletzungen verstehen wir
hier im engeren Sinne Tatbestinde, die mittlerweile im Internationalen Strafrecht als
,Kernverbrechen? bezeichnet werden. Es handelt sich also um makrokriminelle Taten,
die nicht singulire Ereignisse sind, sondern innerhalb von kollektiven Aktionszusam-
menhingen veriibt werden, bei denen staatliche bzw. militirische Akteur_innen in
Form von Initiierung, Verstirkung oder Duldung der Konflikte beteiligt sind. Aufgrund
ihrer Komplexitit sind die internen und strukturellen Tatzusammenhiinge nur miih-
sam zu entwirren, insbesondere auch, weil Hierarchie-, Zustindigkeits- und Gehor-

samsstrukturen der Offentlichkeit gegeniiber unzuginglich gehalten werden.

1 Vgl. u.a. Bell/Campbell/Ni Aoldin 2004; Greve 2008; Buckley-Zistel/Zolkos 2011; Markard 2012;
Matthiesen 2012 und ausfiihrlich Hitzel-Cassagnes/Martinsen 2014.

2 Die Definition der sog. Kernverbrechen der Artikel 6-8 des Romischen Statuts beruht z. B. auf beste-
henden vélkerrechtlichen Konventionen: Art. 6 (Vélkermord) hat das Abkommen iiber die Verhiitung
und Bestrafung des Vélkermords von 1948 (vgl. BGBI 1954 11 S. 729), Art. 7 (Verbrechen gegen die
Menschlichkeit) u.a. die Statute des IStGh Jugoslawien (vgl. $/25704, 3.5.1993) und des IStGh Ru-
anda (vgl. S/RES/955, 8.11.1994) zur Grundlage. Art. 8 (Kriegsverbrechen) basiert im Wesentlichen

auf dem humanitiren Vélkerrecht.
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Fragen nach Wiedergutmachung stellen wir vor allem im Kontext einer normativen
Gerechtigkeitstheorie, wobei unser Anliegen vornehmlich darin besteht, die unter-
schiedlichen Zuginge zur Beférderung und Etablierung von Geschlechtergerechtigkeit
in Postkonflikt- und Transformationsgesellschaften zu untersuchen (vgl. die Abschnit-
te 2. und 3.).? Dabei gehen wir von dem durch zahlreiche Studien gestiitzten Befund
aus, dass sich iiber verschiedene geographische, politische und kulturelle Diversifizie-
rungen gesellschaftlicher Konflikte hinaus bestimmte Gemeinsamkeiten geschlechts-
spezifischer Strukturasymmetrien aufzeigen lassen. Diese weisen in der Mehrzahl der
Fille zudem eine zeitliche und strukturelle Kontinuitit der Gewalt von der Pri- bis
hin zur Postkonfliktphase auf (vgl. Moser 2001; Cockburn 2007). Die normative
Herausforderung besteht in einer gendersensiblen Verhiltnisbestimmung der unter-
schiedlichen Umgangsweisen mit historischem Unrecht. In der Forschungsliteratur
werden diese unter dem Rubrum Transitional Justice gefiihrt und lassen sich haupt-
sichlich in zwei Kategorien einteilen — in die juristische Bewiltigung, insbesondere
im Rahmen von Strafprozessen, auf der einen Seite und in die gesellschaftliche, auf
soziale Anerkennung und Versshnung bezogene Bewiltigung auf der anderen. Unter
Beriicksichtigung von Studien zu ausgewihlten Postkonflikt- und Transformations-
gesellschaften kommen wir zu dem Ergebnis, dass beide in einem komplementiren
Verhiltnis zueinander stehen sollten. Die Bewiltigung historischen Unrechts erhilt
eine umso groflere Chance, je besser die verschiedenen sozialen und politischen Maf3-
nahmen zur Aufarbeitung der Menschenrechtsverletzungen mit der juristischen
Ahndung nachweislicher T4ter_innen verbunden werden. Unser Augenmerk richtet
sich vor allem auf die Rolle der Internationalen Strafgerichtsbarkeit, die in Bezug auf
den individuellen Rechtsschutz und die Belange von Einzelfallgerechtigkeit eine ent-
scheidende Hoffnungstrigerin darstellt (vgl. die Abschnitte 4. und 5.). Unser insgesamt
durchaus optimistisches Fazit fillt gleichwohl mit Blick auf die tatsichliche Urteil-
spraxis etwas verhalten aus (vgl. Abschnitt 6.).

2. Transitional Justice und Geschlechtergerechtigkeit

Der Begriff Transitional Justice umfasst all jene staatlich organisierten oder von
internationalen Organisationen angestrengten ,Bemiihungen, mit dem Vermicht-
nis einer gewaltvollen Vergangenheit wihrend eines (Biirger-)Krieges oder einer
Diktatur umzugehen® (Buckley-Zistel/Zolkos 2011: 135). Sowohl im Rahmen

3 Die folgenden Ausfithrungen stellen einige zentrale Ergebnisse unserer Studie ,Recht auf Wiedergut-
machung. Geschlechtergerechtigkeit und die Bewiltigung historischen Unrechts“ (2014) vor.
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demokratischer Transitionsprozesse von Gesellschaften nach Krieg und bewaffneten
Konflikten als auch im Rahmen der Auseinandersetzungen gesellschaftlicher Grup-
pen mit kolonialen und imperialen Vergangenheitsstrukturen haben sich instituti-
onelle Verfahren und Praktiken des Umgangs mit historischem Unrecht mit dem
Ziel der Wiedergutmachung ausgebildet, die sich systematisch unterteilen lassen in
gerichtliche Verfahren einerseits und auf sozialer Anerkennung basierende auf§er-
gerichtliche Mafinahmen andererseits.

Jene Varianten der Wiedergutmachungspolitik, die auf gesellschaftliche Integrati-
on, Versshnung und Anerkennung bezogen sind, kénnen jedoch weder ihrem Status
noch ihrem Zweck nach isoliert betrachtet werden, da sie durchaus durch rechtliche
Bewiltigungsformen von Unrechtspraktiken und -erfahrungen umrandet werden, die
konkrete (zivil- und straf-)rechtliche Folgen, Entschidigungen und restitutive Kon-
sequenzen in den Blick nehmen. Der Riickgriff auf rechtliche Formen der Konflike-
bewiltigung erfolgt dabei nicht ausschliellich innerhalb der jeweiligen nationalen
Rechts- und Gerichtssysteme, sondern zunehmend iiber andere nationale Rechtssys-
teme — die in Ausiibung allgemeiner Zustindigkeit (universal jurisdiction) fiir beson-
ders gravierende Vélkerrechtsverletzungen Klageméglichkeiten fiir Nichtstaatsange-
hérige einrdumen — sowie trans- und internationale Gerichtsbarkeiten.

In Bezug auf auflergerichtliche, politisch ausgehandelte Aufarbeitungsmafinahmen
einerseits sowie auf die gerichtliche Ahndung andererseits weist die feministische
Forschung sowohl Potentiale als auch Erfolge bei der Etablierung von geschlechterge-
rechten Strukturen in Transformationsgesellschaften auf. In Abhingigkeit des jewei-
ligen Untersuchungsgegenstands, des betroffenen Landes und der betroffenen Perso-
nengruppe werden jedoch immer wieder auch die Grenzen der gerichtlichen wie au-
Bergerichtlichen Aufarbeitung von gewaltvoller Vergangenheit deutlich (vgl. Bell/
O’Rourke 2007). So vermag die gerichtliche Ermittlung der individuellen Titer_in-
nenschaft von Verbrechenshandlungen die kollektivgesellschaftliche Dimension von
Gewaltzusammenhingen typischerweise nicht angemessen in den Blick zu nehmen.
Die spezifischen sozialpsychologischen Auswirkungen auf die individuelle wie kollek-
tive Aufarbeitung des historischen Unrechts kénnen im Rahmen von Strafprozessen
nur am Rande gestreift, nicht aber systematisch aufgeklirt werden, was einem Bedarf
an gesellschaftlicher Versshnung nicht entspricht. Umgekehrt mégen Wiederannihe-
rungsbemiihungen ehemaliger Konfliktparteien im Kontext von Wahrheits- und
Versohnungskommissionen fruchtlos bleiben, solange nicht auch die juristische Schuld
von Titer_innen umfassend eruiert wurde, weil hier insbesondere das Problem der
Straffreiheit mutmafilicher T4ter_innen besteht.
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Hinsichtlich der Frage, in welcher spezifischen Weise Transitional Justice-Instru-
mentarien politische Transformationsprozesse in postkolonialen und Post-Konflikt-
gesellschaften motivieren und unterstiitzen kdnnen, sind aus feministischer Perspek-
tive eine Reihe der prima facie als progressiv einzustufenden Aspekee letztlich eher
ambivalent zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der Gefahr einer Naturalisierung
und Essentialisierung des Opferstatus (zumeist) weiblicher Betroffener von sexuali-
sierter Gewalt. Die juristische Einbeziehung von Tatbestinden sexualisierter Gewalt
in den Bereich der Kernverbrechen etwa gilt vielen Theoretiker_innen einerseits als
wichtige Errungenschaft bei der Aufarbeitung von Straftaten, andererseits kann diese
Entwicklung in bestimmten Hinsichten als problematisch bewertet werden, wenn
damit bestehende Geschlechterstereotype wie etwa das Bild der ,wehrlosen Frau
verstirkt und perpetuiert werden. Uber die konkrete Menschenrechtsverletzung hin-
aus muss jedoch auch strukturelle Geschlechterdiskriminierung beriicksichtigt werden.
In diesem Falle kann der zunichst in emazipatorischer Absicht erfolgte Impuls, die
genderasymmetrischen Eigenheiten der Betroffenheit hervorzuheben, Gefahr laufen,
in eine Essentialisierung umzuschlagen, welche die Beriicksichtigung der komplexen
Bediirfnisse und Gerechtigkeitsanspriiche von Betroffenen, z. B. auf eine differenzier-
te Wahrnehmung individueller Leiderfahrungen, beeintrichtigt oder gar verhindert.

Dass Frauen, im Unterschied zu Minnern, auf spezifische und andere Weise von
Menschenrechtsverletzungen betroffen sind, beruht in vielen Fillen auf kulturellen,
okonomischen und sozialen Griinden, nicht aber auf einer vermeintlich naturgegebe-
nen Verletzbarkeit. Mit erstaunlicher Hartnickigkeit hilt sich der gesellschaftliche
Mythos, Frauen seien per se friedliebend und gewaltavers und dariiber hinaus vor allem
Opfer und nicht Titer_innen kriegerischer Konflikte.* Die Diskussion iiber eine
mdgliche Bemessung von Entschiddigungsanspriichen basiert folglich hiufig auf einem
verzerrten Bild von ,passiv-hilfloser Weiblichkeit’, das der konkreten Situation, in der
sich Frauen nach Kriegsende oder nach kolonialer Herrschaft als ehemalige T4terinnen,
Mittiterinnen ebenso wie als Betroffene, Witwen, Alleinerziehende und wirtschaftlich
Verantwortliche fiir z. T. groffe Familienzusammenhiinge befinden, nicht gerecht wird.
Zudem besteht das Problem, dass Frauen in der Postkonfliktphase durch stereotype
Rollenbilder iiberfordert zu werden drohen, etwa wenn suggeriert wird, dass ihnen
qua Geschlecht die Rolle der friedliebenden Vermittlerin und Versshnenden zukommt,

die einen per se giinstigen Einfluss auf die Befriedungs- und Transformationsprozesse

4 Vgl.vorallem dic entsprechenden Resolutionen des UN-Sicherheitsrates aus den Jahren 2000 bis 2009:
S/RES/1325 (31.10.2000), S/RES/1820 (19.6.2008), S/RES/1888 (30.9.2009) und S/RES/1889
(5.10.2009).
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nimmt. Diese in vielen Transformationsgesellschaften dominierenden Rollenerwar-
tungen fithren zu dem Problem, dass Frauen (nicht zuletzt aufgrund der Zuschreibung
bestimmter Geschlechtseigenschaften) in die Position der ,Vergebenden® und ,Verzei-
henden‘ um der gesellschaftlichen Versshnung willen gedringt werden, was ihre eige-
nen Rechtschutzbedarfe potentiell unterminiert.

Symbolische Formen der Anerkennung sowie Programme fiir finanzielle Entschi-
digungsleistungen drohen einer geschlechtersensiblen Aufarbeitung gewaltvoller
Vergangenheit zuwider zu laufen, wenn sowohl gerichtliche als auch aufSergerichtliche
Entschidigungsanspruchsbemessungen die Heterogenitit der Erfahrungen erlittenen
Unrechts, etwa hinsichtlich der sozialen und/oder 6konomischen Dimension, aus dem
Blick lassen, oder wenn Wiedergutmachungsmafinahmen traditionalistisch-patriar-
chale Strukturen festschreiben, anstatt deren Uberwindung anzustreben.” Damit wichst
die Gefahr der Re-Traumatisierung und Re-Viktimisierung von Betroffenen, weil die
Vetletzungen hiufig gerade ihren Ursprung in zutiefst patriarchalen Gewaltzusam-
menhingen haben. Aus dieser Betrachtungsperspektive erweisen sich symbolische
Formen der Anerkennung sowie Programme fiir finanzielle Entschidigungsleistungen
dhnlich problematisch, wenn sich Entschidigungsanspruchsbemessungen etwa vor-
nehmlich an der von einem Gericht attestierten Beweislage orientieren und dabei die

Vielfiltigkeit von Erfahrungen erlittenen Unrechts aus dem Blick gerit.®

3. Wiedergutmachung - ein Menschenrecht?

Wiedergutmachung kann als Restitution, als Kompensation verstanden werden.
Unter restitutiven Mafinahmen werden z. B. die Riickgabe von Land und Eigentum
verstanden, und mit Kompensationsleistungen sind meist Restitutions- oder Entschi-
digungszahlungen gemeint. Fiir viele Betroffene ist es in gerechtigkeitstheoretischer
Hinsicht von Bedeutung, dass die materielle Entschiddigung, Restitution oder Privi-
legierung nicht lediglich auf einer arithmetischen oder proportionalen Berechnung
beruht. Vielmehr sollen die Mafinahmen von einem &ffentlichen Eingestindnis der
Schuld seitens der Titer_innen oder der politischen Reprisentant_innen sowie der
offentlichen Anerkennung des Leids und des Gerechtigkeitsanspruchs der Opfer

5 Vgl Franke 2006: 822, Buckley-Zistel/Zolkos 2011: 139; vgl. auflerdem fiir eine Analyse androzent-
rischer Verzerrungen innerhalb des Forschungsdiskurses Tickner 2005 und Campbell 2007.

6 So verweisen Studien darauf, dass sich betroffene Frauen medizinische und psychische Betreuungsan-
gebote, die Bereitstellung von 8konomischen Infrastrukturen und Zugang zu Bildungsinstitutionen
wiinschen. Monetire Entschidigungen werden dagegen als zweitrangig betrachtet (vgl. Duggan/Abus-

haraf 2006: 641).
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flankiert werden. Wenn es um die Bestimmung von Entschidigungsanspriichen geht,
besteht ein hiufig anzutreffendes Problem in Transformationsgesellschaften darin, dass
individuelle Gerechtigkeitsanspriiche von Betroffenen aufgrund von Ressourcenknapp-
heit, personellen Engpissen und/oder aufgrund des Ausmafles der Verbreitung von
Titer_innenschaft innerhalb der Funktionseliten (und der tibrigen Bevélkerung)
zuweilen nur unzureichend mit den Belangen der Re-etablierung bzw. Neuinstallation
einer funktionsfihigen Gesellschaft zu vermitteln sind.

Wir gehen allerdings davon aus, dass der Gerechtigkeitsanspruch von Betroffenen
schwerwiegender Menschenrechtsverletzungen Vorrang hat gegeniiber der Vorstellung,
dass ausschliefSlich die eigentlichen Verursacher_innen zur Rechenschaft zu ziehen
seien. Die Vorstellung, dass der Anspruch auf Wiedergutmachung nur gegeniiber dem/
der Verursacher_in besteht, impliziert, dass er nach dessen/deren Tod erlischt. Eine
solche Vorstellung lisst sich allerdings normativ nicht rechtfertigen, zumal es z.T. an
gravierenden Versiumnissen der politischen Verantwortungstriger_innen liegt, dass
Wiedergutmachungsanspriiche nicht rechtzeitig gegeniiber den Verursacher_innen
geltend gemacht werden kénnen. Zu bedenken ist auch, dass insbesondere das Ver-
streichen von Zeit, ohne dass Wiedergutmachungsanspriiche erfiillt werden, das Leid
der Opfer noch erhéht und somit das Unrecht vergrofert wird. Wir folgen dabei der
gerechtigkeitstheoretischen Annahme, dass Betroffenen von historischem Unrecht ein
menschenrechtlich begriindetes Recht auf Wiedergutmachung zukommt (vgl. aus-
fiihrlicher Hitzel-Cassagnes/Martinsen 2014: Kap. 1.4 u. 1.5). In diesem Sinne
konnen auch Staaten (und/oder internationale Organisationen) als Verantwortungs-
triger_innen gelten, die zur Gewihrleistung von Wiedergutmachung verpflichtet
werden, weil ihnen die Verantwortung fiir den Schutz von Menschenrechten zuge-
schrieben wird — auch ohne dass der Schaden durch sie selbst verursacht wurde.
Diese Position schliefit nicht aus, dass ,primir* die Verursacher_innen zur Verantwor-
tung gezogen und zur Wiedergutmachung verpflichtet werden sollen. Im Gegenteil,
die juristische Ermittlung der Verantwortung von Einzeltiter_innen soll gleicherma-
Ben als Bestandteil einer Folgenverantwortung wie auch einer Aufgabenverantwortung
verstanden werden, die das Recht auf Wiedergutmachung der Opfer gegeniiber den
Verursacher_innen durchzusetzen sucht.

Die Resolution der UN-Generalversammiung iiber Grundprinzipien und Leitlinien
auf Rechtsschutz und Wiedergutmachung sieht durchaus ein Recht auf Wiedergutma-

chung (right to reparation) vor, allerdings ist die Resolution rechtlich nicht bindend,

7 Vgl. A/Res/60/147 (21.3.20006).
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sondern versteht sich als Empfehlung an Nationalstaaten, dieses Recht zu implemen-
tieren. Umso wiinschenswerter erscheint es uns daher, wenn die gerechtigkeitstheore-
tische Bedeutung eines solchen Rechts auf Wiedergutmachung fiir Betroffene von
historischem Unrecht Auswirkungen auf die konkrete Ubernahme von Gewihrleis-
tungspflichten, und zwar auf nationaler wie internationaler Ebene, hitte. In der Re-
solution wird darauf verwiesen, dass die UN Grundprinzipien eine auf internationalem
Recht begriindete Plicht von Nationalstaaten zur Durchsetzung der Menschenrechte
und des humanitiren Vélkerrechts vorsehen, die sich vor allem in einem effektiven
Rechtsschutz einschliefllich entsprechender institutioneller Mafinahmen, insbeson-
dere zur Wiedergutmachung, ausdriickt.® Nationalstaaten sind somit aufgefordert,
»bereits bestehende volkerrechtliche Vorgaben zu implementieren, d.h. sowohl
Einzelpersonen als auch Opfergruppen das Recht auf einen Anspruch auf Wiedergut-
machung einzuriumen.’

Diese Einschitzung mag Betroffenen von schwerwiegenden Menschenrechtsver-
letzungen zwar Grund zur Hoffnung geben, bis zur Implementierung diirfte es aller-
dings noch ein sehr weiter Weg sein. Das heif3t, einstweilen kénnen sie sich in ihrer
Hoffnung auf die Gewihrung von Wiedergutmachung nur bedingt auf internationa-
les Rechtstiitzen. Und selbst in Fillen, in denen tatsichlich Entschidigungsleistungen
empfohlen werden, wie im Falle der marokkanischen ,Nationalen Kommission fiir
Wahrheit, Gleichheit und Versshnung (,Commission national pour la vérité, 'équité
et la réconciliation), kurz: , Instance Equité et Réconciliation (IER)", stellt sich die
bereits erwihnte Frage, worin eine angemessene Wiedergutmachung fiir derart schwer-
wiegendes Leid bestehen kénnte. Immerhin handelt es sich um Tatbestinde, die
unter bereits defizitiren rechtlichen und moralischen gesamtgesellschaftlichen Bedin-
gungen begangen wurden. Die Erwartungen diirften daher in den meisten Fillen des
Ubergangs von einer Konflikt- zu einer Postkonfliktgesellschaft durch die Einsicht
gedimpft werden, dass es angesichts des Ausmafles an Leid, das durch Vergewaltigung,
Versklavung, Verstimmelung, Totung von Angehérigen, Vertreibung und den Ver-
lust von Hab und Gut entsteht, keinen ,,,Undo‘ button® geben kann, der den Opfern
ein Leben unter dhnlichen Umstinden wie in der Prikonfliktphase erméglichen

wiirde.

8 Vgl. A/Res/60/147 (21.3.2006), Kap. 1, Abs. 2 (b-d).

9 Allerdings beschrinkt sich der Gegenstand der UN Grundprinzipien auf Rechtsschutz und Wiedergut-
machung auf Nationalstaaten und zicht internationale Organisationen als Verantwortungstriger_innen
nicht in Betracht.

10 Vgl. den Abschnitt ,La réparation” des Schlussberichts der IER 2005, vgl. http://www.usip.org/publi-
cations/truth-commission-morocco (Zugriff 26.02.2015).
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Unseres Erachtens sollten die Erwartungen an das Potential von Transitional Jus-
tice gleichwohl nicht von vornherein zu niedrig angesetzt werden. Vielmehr sollte in
normativer Hinsicht davon ausgegangen werden, dass der menschenrechtlich verbiirg-
te Gerechtigkeitsanspruch auf Wiedergutmachung fiir erlittenes Unrecht unverriick-
bar mit einer ,,obligation to counter wrong® korrespondiert, die sowohl Nationalstaa-
ten als auch internationalen Organisationen zugeschrieben werden kann. Dass diese
Verpflichtung nicht nur Empfehlungscharakter, wie im Fall der UN Grundprinzipien
und Leitlinien auf Rechtsschutz und Wiedergutmachung, sondern rechtliche Verbind-
lichkeit erhalten sollte, ist nicht genug zur betonen. Die gesamtgesellschaftliche Be-
wiltigung historischen Unrechts kann nicht gelingen, solange sie lediglich als techni-
sche Angelegenheit oder als blof8 listige und rasch abzuhakende Aufgabe zur Ruhig-
stellung von Betroffenenstimmen betrachtet wird. Triger_innen politischer Verant-
wortung sind daher in besonderer Weise dazu aufgerufen, sich des Auftrags zu erinnern,
der aus dem Recht auf Wiedergutmachung resultiert. In Bezug auf unsere Ausgangs-
frage, inwiefern die verschiedenen Varianten des Umgangs mit historischem Unrecht
iiber das Potential verfiigen, in Transformationsgesellschaften Geschlechtergerechtig-
keit zu (re)etablieren, besteht dieser Auftrag vor allem darin, den Teufelskreis von
vergeschlechtlichter Gewalt zu durchbrechen.

Erst auf der Grundlage einer vélkerrechtlich verbindlichen und systematischen
Erfassung der Tatbestinde ist es méglich, sowohl die individuellen und kollektiven
Gerechtigkeitsanspriiche in Bezug auf die Beschidigungen und Leiderfahrungen der
Betroffenen niher zu bestimmen als auch Téter_innen — zumindest individuelle —
Verantwortung zuzuschreiben. Auch wenn Menschenrechtsverletzungen fiir sich ge-
nommen derzeit keine unmittelbare juristisch bindende Zuschreibung politischer
Verantwortung zur Folge haben, betonen wir, dass tiber die Tatbestinde humanitirer
Kernverbrechen in normativer Hinsicht eine Zuschreibung von politischer Verant-
wortlichkeit méglich und dringend geboten ist, insbesondere mit Blick auf die Ent-

schidigung von Betroffenen.

4. Internationale Strafgerichtsbarkeit:
Hoffnungstragerin fiir Betroffene
humanitarer Vélkerrechtsverletzungen?

Ein Hauptaugenmerk transnationaler Menschenrechtsbewegungen lag in den letzten
Dekaden auf der Internationalen Strafgerichtsbarkeit. Entscheidende Hinweise, wes-
halb dies der Fall ist, kénnen wir unmittelbar den zivilgesellschaftlichen und wissen-
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schaftlichen Diskursen zu den Stabilisierungs- und Konsolidierungsbedingungen von
Postkonfliktgesellschaften entnehmen, wonach die grofte Herausforderung darin
liegt, rechtliche Verantwortlichkeit sicherzustellen, Wiedergutmachung zu erméglichen
und damit einer Kultur der Straflosigkeit, die einer Perpetuierung von Gewalt und
Ungleichbehandlung Vorschub leistet, entgegenzuwirken. Die Gewihrleistung effek-
tiven Rechtsschutzes sei zudem sowohl fiir die Aufklirung als auch die straf- und ggf.
zivilrechtliche Ahndung begangenen Unrechts wichtig.!!

Eine Bewiltigung makrokrimineller Straftaten, die im Rahmen gewaltsamer
Konflikte erfolgen, fillt den meisten Transitionsgesellschaften schwer. D.h., in den
meisten Postkonflikt- bzw. Transformations- und Konsolidierungsphasen zeigt sich,
dass die erhoffte Wiedergutmachung, Rechtssicherheit und Reintegration von
Geschidigten nicht gewihrleistet wird, was insbesondere auf den Umgang mit
Formen sexualisierter Gewalt zutrifft. Dass geschlechtsspezifische Gewalt als solche
anerkannt und geahndet wird, gibt jedoch durchaus Auskunft iiber die Art und
Qualitit der ,Befriedung’ von Gesellschaften und stellt eine Voraussetzung fiir die
Etablierung gerechter Geschlechterstrukturen dar. Denn solange der Unrechtscha-
rakter von Gewalthandlungen nicht deutlich herausgestellt wird, solange weder die
Titer_innen zur Rechenschaft gezogen werden noch die Funktionstriger_innen die
politische Verantwortung tibernehmen, wirke fiir die Betroffenen das vergangene
Unrecht auch in der Gegenwart fort. In vielen Postkonflikegesellschaften wiegt denn
auch aus der Perspektive der Betroffenen besonders schwer, dass der individuellen
Verletzungserfahrung nicht nur ein weitgehend unzureichender Rechtsschutz,
fehlende Sicherheit und mangelnde Teilhabe an sozialen und 6konomischen Rech-
ten auf Seiten der Opfer gegeniibersteht, sondern auch eine Kultur der Straflosigkeit
der Téter_innen.

Mehr oder minder alle , Transitional Justice’-Instrumente haben die Potentiale,
vormals bestehende oder auch re-etablierte hierarchische Geschlechterbeziehungen
zu vermeiden und zur Geschlechtergerechtigkeit beizutragen, nicht ausgeschépft.
Und bis heute steht geschlechtsspezifische Gewalt noch lange nicht auf jeder poli-
tischen und rechtlichen Agenda von Transformationsgesellschaften (s. Buckley-
Zistel/Zokos 2011 und Shaw 2005). Selbst wenn Aspekte sexualisierter und ge-
schlechtsspezifischer Gewalt in Wiedergutmachungs- oder sonstigen rechtlichen
Foren behandelt werden, spiegelt die Art und Weise des Umgangs hiufig nicht die
spezifischen Bediirfnisse von Betroffenen wider — sei es durch Formen despektierli-

11 Vgl. Russell-Brown 2003, Donovan/Roberts 2006, Fischer-Lescano 2006 und Blome 2012.
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cher Befragungen oder der Marginalisierung und des silencing’. Die vielfiltigen
gesellschaftlichen und politischen Vorbehalte gegeniiber Betroffenenperspektiven
verhindern nicht nur eine betroffenen- und gendersensible Eruierung von Verlet-
zungserfahrungen und haben damit zur Folge, dass die Méglichkeiten, geschlechts-
konnotierte Zusammenhinge von Gewalttaten sichtbar zu machen, nicht ausge-
schopft werden kénnen. Wenn Opfernarrationen in sozialen, politischen und
rechtlichen Kontexten stark vorstrukturiert und damit fiir einen bestimmten vor-
herrschenden, d.h. hegemonialen Diskurs zugeschnitten werden, kann das sowohl
die Geschlechterasymmetrien als auch allgemeine Macht- und Herrschaftsasymme-
trien verstirken, insbesondere wenn die Interessen von Téter_innen strukturell mehr
Gewicht erhalten als die der Opfer (wenn etwa erstere unter Berufung auf politische
Integrationsziele personliche Verantwortung von sich abwilzen und ein moralisches
Recht auf Versshnung in Anspruch nehmen).

Vor diesem Hintergrund verschieben sich die Hoffnungen stark auf rechtliche
Verfahren, die nicht so leicht unter den Funktionsimperativ der gesellschaftlichen
Versshnung gestellt werden kénnen — denn die Griinde fiir die faktische Straflosigkeit
von Kriegsverbrechen liegen vor allem auch in der Struktur politischer Verhandlungen
begriindet, die fiir Transformationsprozesse typisch sind (s. 0., Teil 2).

5. Internationale Strafgerichtsbarkeit:
Eine Gberforderte Hoffnungstragerin?

Die Hoffnungen, die sich auf die strafrechtliche Sanktionierung und rechtliche Ent-
schidigung der Betroffenen beziehen, haben wir exemplarisch an der T4tigkeit Inter-
nationaler Strafgerichte in den Blick genommen (Hitzel-Cassagnes/Martinsen 2014:
103-169). Dabei haben wir aufgezeigt, dass sich lingst nicht alle Hoffnungen erfiillt
haben — sei es mit Blick auf die rechtsdogmatische Verankerung von individuellen
Rechtschutzinteressen, mit Blick auf die ressourcen- und kapazititsbezogenen Umset-
zungsdefizite, die fehlenden Kooperationsbeziehungen zwischen unterschiedlichen
institutionellen Ebenen oder mit Blick auf mangelnde Normbefolgung. In diesem
Zusammenhang stehen einerseits praktische Probleme und Verfahrensmingel und
andererseits strukturelle Defizite des Volkerstrafrechts im Fokus der Kritik, auf die wir
im Folgenden kurz eingehen. Zugleich wollen wir darlegen, dass das Vélkerstrafrecht
wie die Internationale Strafgerichtsbarkeit systematisch tiberfordert werden, was ein
Stiick weit der Strukturvergessenheit der vorgetragenen Kritik geschuldet ist. Drei
Aspekte mogen das illustrieren:
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Die Selektivitat der Rechtsprechung internationaler Strafgerichte

Die jiingste UN Resolution 2106 von 2013 zum Schutz vor sexualisierter Gewalt'?
betont erneut die Dringlichkeit und Notwendigkeit, sexualisierte Gewalt als Kriegs-
instrumentarium und als alltigliche Praxis in Transformationsgesellschaften ernst zu
nehmen, gegen die Trivialisierung sexualisierter Gewalt und die Immunisierung von
Titer_innen vorzugehen und entsprechende komplementire Verpflichtungen natio-
naler wie internationaler Institutionen, gesellschaftlicher, politischer und rechdicher
Instanzen effektiv zu implementieren. Dabei verweisen die vielfiltigen Bekriftigungs-
formeln eigentlich darauf, wie gering die Fortschritte in der Implementierung der bis
dato vorliegenden Resolutionen seit 2000 sind. Diese Implementierungsdefizite et-
kliren denn auch eine zentrale Schwerpunketverschiebung der Resolution. Diese wird
etwa in Absatz 3 deutlich, wenn insbesondere die Arbeit des IS¢<GH in den Blick ge-
nommen wird und ein stirkeres Anerkenntnis des Umstands erfolgt, dass Postkon-
flikegesellschaften nicht nur einen Bedarf an institutioneller Transformation, sondern
auch an Gerechtigkeit und Versshnung haben. Dabei geht der Sicherheitsrat nicht
nur von einer komplementiren Verantwortung nationaler Gerichte und dem IStGH,
sondern auch von einer komplementiren Verantwortung der UN und dem IStGH
aus. Ein entscheidender Hinweis darauf, dass sexualisierte Gewalt als wiedergutzuma-
chendes Unrecht konsequenter anerkannt wird, ist die Betonung einer Vorrangigkeit,
Formen der Immunitit und Straflosigkeit fiir sexualisierte Gewalttaten entgegenzu-
wirken — in Absatz 12 wird z. B. explizit auf die Notwendigkeit hingewiesen, dies bei
Amnestien zu beriicksichtigen.

Zugleich verursacht die notgedrungene Selektivitit der Rechtsprechung internati-
onaler Strafgerichte mit den einhergehenden Einschrinkungen beziiglich der Straf-
verfolgung, Fallauswahl und Beklagten besondere Probleme bei den Bemiihungen, fiir
sexualisierte Straftaten Verantwortlichkeit und Wiedergutmachung sicherzustellen.
Dabei wirkt zum einen schon der Umstand schwer, dass sich auch auf der Ebene in-
ternationaler Strafgerichtsbarkeit traditionale Vorstellungen dariiber halten, dass se-
xualisierte Gewalt ein notwendiges, rechtlich nicht bewiltigbares Ubel im Rahmen
kriegerischer Handlungen darstellt und dass sexualisierte Gewalt weniger schwer wiegt
als andere Ubergriffe, die Leib und Leben verletzen (vgl. DeGuzman 2001). Es be-
durfte etwa in den frithen 1990er Jahren erst mehrerer amicus curiae briefs feministi-

12 S/RES/2106 (2013). Fiir einige unmittelbare Reaktionen s. CICC, Security Council Resolution Un-
terlines ICC’s Role in Preventing Sexual Violence. Pressemitteilung vom 24.6.2013, www.coalitionfort-
heicc.org [Zugriff: 29.12.2013], WIG], Gender Report Card on the ICC, http://www.iccwomen.org/
documents/Gender-Report-Card-on-the-ICC-2012.pdf [Zugriff: 29.12.2013]
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scher Netzwerke an den IStGH Jugoslawien und an den IStGH Ruanda, bis sexuali-
sierte Gewalttatbestiinde in die ersten Anklageschriften aufgenommen wurden (vgl.
Halley 2008).

Bis dato stehen die Anklageschriften der internationalen Strafgerichtshofe hinsicht-
lich der zu verfolgenden Straftatbestinde in einem eklatanten Missverhiltnis zu den
dokumentierten sexualisierten Gewaltverbrechen in den jeweiligen Konflikegebieten,
sodass die Strafverfolgung und Rechtsprechungspraxis weit vom Ideal der Reprisen-
tativitit entfernt ist (s. WIGJ 2008 und Grewal 2010). Eine praktische Zielvorgabe
des IStGH bezieht sich darauf, exemplarisch besonders schwerwiegende Verbrechen
zuahnden und vor allem Funktionstriger_innen héheren Ranges zu belangen, um die
Ausstrahlungswirkung der Rechtsprechung méglichst breit zu streuen. Dazu gehéort
auch, vernachlissigte, marginalisierte und gesellschaftlich nicht anerkannte Betroffe-
nengruppen zu beriicksichtigen, sei es mit Blick auf ethnische, rassische, kulturelle,
klassen-, kasten-, schichten- oder genderbezogener Betroffenheiten. Die Verfolgung
marginalisierter Verbrechen ist entsprechend in normativer Hinsicht von besonderer
Bedeutung.

Kirsten Campbell (2007) weist z. B. mit Blick auf die Rechtsprechung des ISSGH
Jugoslawien bis 2007 erstaunliche Genderasymmetrien und eine Uberreprisentation
von Minnern als Opfer sexualisierter Gewalt nach: In 17 aus 35 Fillen beinhalteten
die Anklageschriften Tatbestinde sexualisierter Gewalt, von denen in iiber 40 % der
Fille Minner die Opfer darstellten. Dieses Ergebnis erstaunt doch sehr vor dem Hin-
tergrund der Dokumentation des Kriegsgeschehens durch Medien, internationale
Organisationen sowie Menschenrechts- und Hilfsorganisationen.'® Eine weitere
Asymmetrie (die z.T. auch die Uberreprisentation von Fillen sexualisierter Gewalt
gegen Minner erklirt) betrifft die Zeug_innenauswahl: Hier ist das Verhiltnis 80 %
minnliche zu 20 % weibliche Zeug_innen, wobei die Zeuginnen aber fast ausschliefi-
lich als Zeug_innen fiir Handlungen sexualisierter Gewalt als Kriegsinstrumentarium
gehort wurden, was wiederum eine einseitige Rollenzuweisung an Frauen als Opfer
kriegerischer Gewalt bestirkt. Auch am IStGH Ruanda beinhalteten nur 30 % der
Anklagen Vergewaltigungstatbestinde, in nur 10 % dieser Fille kam es zu Verurtei-
lungen; dhnlich in Sierra Leone, wo in einem aus vier Fillen sexualisierte Gewalt zur
Verhandlung stand und wo das Gericht in einem Fall Zeug_innen, die alle selbst Be-

13 Einschligig sind hier vor allem Human Rights Watch (http://www.hrw.org/home), Amnesty Interna-
tional (http://www.amnesty.de/) und als Briickenbiindnis die International Federation for Human
Rights (https://www.fidh.org/International-Federation-for-Human-Rights). Vgl. auch die Dokumen-
tationen des War Crimes Research Office (http://www.wcl.american.edu/warcrimes/).
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troffene von sexualisierter Gewalt darstellten, explizit untersagt hat, Aussagen zu
Tatbestinden sexualisierter Gewalt zu machen.'* Aus unerfindlichen Griinden wurde
in der Anklageschrift kein einziger Tatbestand sexualisierter Gewalt aufgenommen.
Das hatte den Effekt, dass die aussagenden Frauen iiber alle anderen als (die in ihrer
individuellen Verletzungserfahrung entscheidenden) sexualisierten Gewalttatbestinde
Auskunft geben durften. Die Enttduschung iiber dieser Politik des ,silencing® war
entsprechend hoch, insbesondere mit Blick auf die Missachtung der von den Betrof-
fenen als entscheidend und kohirent wahrgenommene Erfahrung, Opfer sexualisier-
ter Gewalt gewesen zu sein.”

Und selbst am IStGH, dessen Titigkeit ja gemeinhin positiv rezipiert wird, und an
dem in 14 von 20 laufenden Verfahren (mit 16 von 25 Angeklagten) geschlechterbe-
zogene Straftaten anhiingig sind, gibt es eklatante Negativbeispiele: Dazu gehért zum
Beispiel der Umstand, dass bis Mitte 2012 50 % der Fillle, die die Anklage mit Straftat-
bestinden sexualisierter und geschlechterbezogener Gewalt eingereicht hat, abgelehnt
wurden, und entsprechend kein formelles Verfahren eingeleitet wurde (Hitzel-Cassa-
gnes/Martinsen 2014:155 ff.).

Verfahrensméngel

Dariiber hinaus scheitern die Verfahren regelmiflig an der mangelhaften Beweisauf-
nahme, am Zeug_innenschutz'® und daran, dass individuelle Verantwortlichkeit
nicht zugerechnet wird — und dies trotz nachhaltiger Beteuerungen, dass sexualisier-
te Gewalt eine schwerwiegende vélkerrechtliche Rechtsverletzung darstellt. So gibt
es zahlreiche Fille, in denen Beweiserhebungsmingel dazu fithren, dass eine Fest-
stellung individueller Verantwortlichkeit unwahrscheinlich wird, obwohl es eigent-
lich keine Zweifel an den tatsichlichen Verletzungen des humanitiren Vélkerrechts

14 Prosecutor v. Samuel Hinga Norman, Moinina Fofana and Allieu Kondewa, SCSL-04-14-T, vgl. auch
Rehn/Johnson Sirleaf 2002.

15 Zu Formen des silencing’ vgl. Kersall/Stepakoff 2007, Mendeloff 2009 und The World Bank 2006.

16 Im Statut des IStGH nimmt der Opfer- und Zeug_innenschutz auf allen Stufen der Voruntersuchung,
Strafverfolgung und Rechtspechung hohe Prioritit ein (vgl. Art. 53, 54, 57, 65 zur Arbeit der Vorver-
fahrenskammer, Art. 43 zu den Aufgaben der Kanzlei, und Art. 75 zu den Schutzbediirfnissen von
Opfern). Ein zentraler Aspekt von betroffenengerechten Strafverfahren ist nicht nur, den ,Schutz der
Sicherheit, des kérperlichen und seelischen Wohles, der Wiirde und der Privatsphiire” (Art. 68 (1) Satz
1) der Opfer und Zeug_innen zu gewihrleisten, sie vor Einschiichterung, Stigmatisierung und Aggres-
sionen zu schiitzen, sondern auch, sie vor Sekundir- und Tertidrviktimisierungen zu bewahren (vgl.
Abo Youssef 2008: 521F.). Insbesondere im gerichtlichen Zusammenhang kénnen bestimmte Behand-
lungsweisen im Zuge von Strafverfahren dazu fithren, dass Betroffene re-traumatisiert werden oder es
zu einer Intensivierung und Ausweitung des bereits erlittenen Schadens kommt, sofern nicht auf die
besonderen psychischen und physischen Umstinde von Betroffenen Riicksicht genommen wird.
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gibt."” Infrastrukturelle Probleme erschweren zudem die Rekonstruktion des kon-
kreten Konfliktgeschehens, den Prozess der Beweisaufnahme und die konkrete
Benennung von Titer_innen und Zeug_innen, was die Anklageerhebung erschwert.
Zudem erweist sich die sog. Zulissigkeitspriifung (d.h. ein Titigwerden des IS<GH
kann nur erfolgen, wenn die Staaten, in denen das Unrecht begangen wurde, ,nicht
in der Lage oder nicht willens sind, die Ermittlungen oder die Strafverfolgung
ernsthaft durchzufithren®) als politisch anfilliges Unterfangen, da sie hiufig von
einer faktisch unzutreffenden Komplementarititsvermutung gegeniiber (noch) in-
stabilen oder ineffizienten nationalen Rechtssystemen zehrt. Diese institutionellen
und Verfahrensmingel lassen sich an einigen Entscheidungen der Vorverfahren-
skammern besonders prignant bebildern:

Im Fall Prosecutor v. Jean-Pierre Bemba Gombo'® ist z. B. der restriktive Umgang
der Vorverfahrenskammer mit der Zulassung kumulativer Tatbestandsmerkmale bei
sexualisierter und geschlechtsspezifischer Gewalt als Ausdruck einer Marginalisierung
und Unterbewertung geschlechtsspezifischer Gewalttatbestinde zu werten. Hier
subsumierte die Kammer die zusitzlich zu Vergewaltigung eingebrachten Anklage-
punkte der Folter, der entwiirdigenden und erniedrigenden Handlung in unzulissiger
Weise unter den Tatbestand der Vergewaltigung. Rechtlich unzulissig ist diese Sub-
sumtion vor allem deshalb, weil nur eine Wiirdigung der unterschiedlichen Anklage-
punkte Aufschluss iiber Art und Ausmaf§ des Verbrechens gibt und strafmafiverschir-
fende (oder -ermifligende) Auswirkungen hat. Das heifdt, nur durch eine unvoreinge-
nommene Feststellung von diversen Tatbestandsmerkmalen kann sichergestellt werden,
dass das gesamte Spektrum der strafbaren Handlung erfasst wird. Andererseits fiihrt
eine solche Subsumtion dazu, dass der besondere Gehalt geschlechtsbezogener Gewalt
nicht gewiirdigt wird. In der Systematik des rémischen Statuts kommt die Subsumti-
on der Anklagepunkte der Folter, der entwiirdigenden und erniedrigenden Handlung
unter den Tatbestand der Vergewaltigung einer Nichtwiirdigung der unterschiedlichen
Verbrechenselemente gleich. Die Spezifizierung der Verbrechenselemente zu den Ar-
tikeln 6 — 8 (d.h. Véslkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegsver-
brechen) ist ohnehin seit 2002 Teil des Statuts.

Es ist sicherlich ein komplexes und schwieriges Unterfangen, die fiir die Betroffenen
unmittelbar erfahrbaren Auswirkungen kriegerischer Gewalt in einzelne rechtsverlet-

17 Vgl. exemplarisch die Jahresberichte der Women’s Initiative for Gender Justice, die sog. Gender Report
Cards on the International Criminal Court, abrufbar auf: http://www.iccwomen.org/ [Zugriff:
24.02.2015].

18 The Prosecutor v. Jean-Pierre Bemba Gombo, ICC-01/05 -01/08, ICC-01/05-01/08-424, 15.6.2009.
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zende Tatbestinde und Tatbestandsmerkmale zu iibersetzen, zumal in der Regel ein
Konglomerat an physischen und psychischen, individualisierten und gruppenbezoge-
nen, faktischen und symbolischen Gewalthandlungen vorliegt. Folgt die Rechtsspre-
chungspraxis jedoch bestimmten Mustern, die mit einer Marginalisierung bestimmcer
Rechtsverletzungen verkniipft sind, ist eine systematische Kritik durchaus angebracht.
Zumal es weitere Beispiele gibt, die gleichsam die Kehrseite dieser Medaille beleuchten
und im Effeke ebenfalls darauf hinauslaufen, dass die Zulassung von geschlechtsspe-
zifischen Straftatbestinden restriktiv behandelt wird; so etwa in der Weigerung, be-
stimmte Rechtsverletzungen als sexualisierte Gewalttaten anzuerkennen und zu inter-
pretieren.

Im Fall Jean-Pierre Bemba z. B. lehnte die Vorverfahrenskammer die Aufnahme
anderer Formen sexualisierter Gewalt — jenseits von Vergewaltigung in Form der
Penis-Penetration —als Verbrechen gegen die Menschlichkeit ab. Die Anklage bezog
sich dabei auf den Umstand, dass Frauen von bewaffneten Truppen gezwungen
wurden, sich in der Offentlichkeit nackt zu exponieren. Auch mit Blick auf Kenia
sind zwei Fille," die sich auf die Gewaltausbriiche im Anschluss an die Wahl im
Dezember 2007 beziehen, am IStGH anhiingig, die Anklagen wegen Vergewaltigung
und anderen Formen sexualisierter Gewalt beinhalten. Hier hat die Vorverfahren-
skammer den Anklagepunkt ,andere Formen sexualisierter Gewalt” reformuliert
und als ,andere unmenschliche Handlungen® klassifiziert. Wihrend die Anklage die
kollektive Zwangsbeschneidung von Luo-Minnern als Form sexualisierter Gewalt
fasste und Beweise fiir Praktiken, die die Verstiimmelung minnlicher Geschlechts-
teile zum Ziel hatten, vorlegte und den systematischen Zusammenhang mit dem
Konfliktgeschehen erlduterte, zog sich die Vorverfahrenskammer auf eine ,,neutrale®
Lesart zuriick. Vor dem Hintergrund der Erfahrungen mit ethnisch geprigten
Konflikten und Biirgerkriegssituationen und zahlreichen linderiibergreifenden
Untersuchungen iiber die Formen sexualisierter Gewalt als Kriegsinstrumentarium
und vor allem als Mittel ,ethnischer Sduberungen® erstaunt die Kontextvergessenheit
der Vorverfahrenskammer doch sehr. Damit hat sie es versiumt, eine wichtige Sig-
nalwirkung zu erméglichen, die sich einerseits auf die Bedeutung einer Anerkennung
sexualisierter Gewalt bezieht und andererseits verdeutlicht, dass nicht ,nur® Frauen
Betroffene von sexualisierter Gewalt sind.

19 The Prosecutor v. William Samoei Ruto, Henry Kiprono Kosgey, Joshua Arap Sang ICC-01/09-01/11-
373 The Prosecutor v. Francis Kirimi Muthaura, Uhuru Muigai Kenyatta, Mohammed Hussein Ali
ICC-01/09-01/11-440 und ICC-01/09-02/11-451
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Ein anderes Beispiel liefert das erste Urteil der Hauptverfahrenskammer, das
wiederum geradezu durch die Abwesenheit sexualisierter Gewalttatbestinde besticht.
Dieses, immerhin 624 Seiten umfassende, Urteil des IStGH gegen Thomas Luban-
ga Dyilo,” einen chemaligen Kommandeur der Patriotischen Krifte fiir die Befrei-
ung des Kongo (FPLC) und der Union Kongolesischer Patrioten (UPC), der fiir die
Zwangsrekrutierung von Kindersoldaten wihrend des Biirgerkriegs in der ostkon-
golesischen Provinz Ituri (2002 und 2003) zu 14 Jahren Haft verurteilt wurde und
in dessen Fall im August 2012 die Entschiddigungsentscheidung gefallen ist, hat
insgesamt Unzufriedenheit mit einer sehr eng gefassten Anklage, die die veriibten
Verbrechen nur eingeschrinkt widerspiegelt, hervorgerufen — und das, obwohl in
dem Verfahren 129 Betroffene, 34 weibliche und 95 minnliche, an dem Verfahren
beteiligt waren. Dabei hat es die Anklage einerseits unterlassen, geschlechterbezo-
gene Gewalttatbestinde mit in die Anklageschrift aufzunehmen, obwohl in den
Eroffnungs- und Schlussreden auf solche Handlungen verwiesen wurden und obwohl
die Dokumentationen der Biirgerkriegssituationen im Kongo — seitens der UN,
transnationaler und lokaler Menschenrechtsorganisationen sowie humanitirer
Hilfsorganisationen — den systematischen Charakter sexualisierter Gewalt im Kon-
fliktgeschehen ausgewiesen haben. Andererseits hat das Gericht einen nachtriglich
eingereichten Antrag der Abteilung der gesetzlichen Vertreter_innen der Opfer
(Legal Representatives of Victims) auf Aufnahme von Vergewaltigung und sexueller
Versklavung in die Anklage mit dem Verweis auf verfahrensrechtliche bzw. auf
Fairnessgesichtspunkte abgelehnt. Zudem stufte die Hauptverfahrenskammer die
Beweise, die sich auf sexualisierte Gewalt gegeniiber den minderjihrigen Rekrut_in-
nen bezog, nicht als eigenstindige Rechtsverletzung, sondern als Verbrechenskon-
texte ein. In beiden Hinsichten der Ablehnung einer Ausweitung der Anklage ver-
fasste Richterin Elisabeth Odio Benito eine abweichende Meinung, in der sie betont,
dass sexualisierte Gewalt ein inhirenter Bestandteil bei der Zwangsrekrutierung und
dem Kampfeinsatz Minderjihriger ist.

Diese, dem IStGH entnommenen Beispiele mogen geniigen, die systematischen
und dogmatischen Herausforderungen, die mit einer fiir sexualisierte Gewalt sensibi-
lisierten Rechtsprechungspraxis verbunden sind, zu bebildern und die ,Genderblind-
heit* richterlicher Interpretation sichtbar zu machen. Infrastrukeurelle Probleme des
[StGH erschweren zudem die Rekonstruktion des konkreten Konfliktgeschehens, den
Prozess der Beweisaufnahme und die Benennung von Titer_innen und Zeug_innen.

20 ICC-01/04-01/06-2901. ICC-01/04-01/06-2904. Vgl. auch Ehlers/Markard 2012.
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Fehlende Komplementaritat nationaler und internationaler Rechtsprechung

Eine der groften Herausforderungen fiir einen effektiven Rechtsschutz liegt denn auch
sicherlich darin, eine funktionierende Komplementaritit zwischen internationaler und
nationaler Jurisprudenz zu gewihrleisten, weil die Internationale Strafgerichtsbarkeit
zum einen nur einen ganz kleinen Teil, dann meist exemplarisch, bewiltigen kann und
ansonsten auf die Ausstrahlungswirkung der Prizedenzfille hoffen muss. Zum anderen
erweist sich die Zulissigkeitspriifung (d.h. ein T4tigwerden des IStGH kann nur er-
folgen, wenn die Staaten, in denen das Unrecht begangen wurde, ,nicht in der Lage
oder nicht willens sind, die Ermittlungen oder die Strafverfolgung ernsthaft durchzu-
fiihren®) als Grenze internationalgerichtlicher Rechtsprechung. In beiden Hinsichten
wirkt sich der Umstand negativ aus, dass Komplementaritit faktisch nicht sichergestellt
ist. Das ist vor allem dem Umstand geschuldet, dass die nationalen Rechtssysteme
vielfach (noch) instabil und ineffizient sind sowie einen hinreichenden Menschen-
rechtsschutz vermissen lassen, dies aber nicht hinreichend anerkannt wird, um die
Zustindigkeit des IStGH festzustellen.

Wir plidieren in diesem Zusammenhang erstens fiir eine weniger strukturverges-
sene Fassung der Komplementarititsprimisse, also fiir eine kontextsensiblere Priifung
der Komplementarititsbedingungen. Dazu gehért auch eine kritische Sichtung alter-
nativer Foren dahingehend, ob sie sich auf einen angemessenen Menschenrechtsstan-
dard und Gleichheitsgebote verpflichten oder inwiefern sie sich an einem eingeschrink-
ten politischen Mandat und damit an gesellschaftlichen Funktionsimperativen orien-
tieren. Zweitens miisste anerkannt werden, dass nicht nur die Internationale Strafge-
richtsbarkeit auf die Zuarbeit und Kooperation nationaler Behérden wie internatio-
naler Organisationen angewiesen ist. Auch liegt die effektive Ahndung und gerichtli-
che Bewiltigung makrokrimineller Straftaten in der Regel weit jenseits der Ressourcen,
Ausstattung und Kapazitit nationaler Rechtssysteme. Komplementaritit miisste
entsprechend viel weiter gefasst werden: nimlich als arbeitsteilige Zustindigkeit nati-
onaler wie internationaler Gerichte und internationaler Organisationen. Damit
miisste drittens die Komplementaritit durch die Bereitschaft der nationalen Rechts-
systeme der internationalen Gemeinschaft, das Prinzip allgemeiner Zustindigkeit
(universal jurisdiction) zu verwirklichen, verstirkt werden. Um die gemeinsame Ver-
antwortung fiir einen humanitiren Menschenrechtsschutz zu gewihrleisten, miissten
die Méglichkeiten allgemeiner Zustindigkeit ausgenutzt und ausgebaut werden: Jeder
Staat der internationalen Gemeinschaft hitte die Pflicht, im Rahmen von Menschen-

rechtsverletzungen Zugang zu rechdichen Verfahren auch fiir Nichtstaatsangehérige
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einzurichten und bestehende Méglichkeiten auszuschépfen. Flankiert werden kénn-
te dieses erweiterte Komplementarititsverstindnis viertens durch eine engere Anbin-
dung des humanitiren Vélkerrechts an einen breiter ansetzenden internationalen
Vélkerrechtsschutz (s.0.). D.h., eine engere Verflechtung des humanitiren Vélkerrechts
und des internationalen Menschenrechts kénnte eine Effektuierung des relativ um-
fassenden Rechtsschutzes, der iiber humanitires Volkerrecht, internationales Men-
schenrecht und das Fliichtlingsrecht kodifiziert ist, hervorbringen. Indem sich etwa
das Prinzip universaler Zustindigkeit auf unterschiedliche Verstéfle des humanitiren
Kriegsrechts, der Genfer Konventionen und auf besonders schwerwiegende Menschen-
rechtsverletzungen bezieht, wiirde Komplementaritit auf mehreren Ebenen hergestellt,
um Betroffenen die Méglichkeit der Wiedergutmachung einzuriumen.

6. Ausblick: Dilemmata rechtlicher Wiedergutmachung

Wir sehen also, dass sich lingst nicht alle Hoffnungen erfiillt haben, weder mit Blick
auf die rechtsdogmatische Verankerung von individuellen Rechtsschutzinteressen, mit
Blick auf die Behebung der ressourcen- und kapazititsbezogenen Umsetzungsdefizite,
die Herstellung der noch fehlenden Kooperationsbeziehungen zwischen unterschied-
lichen institutionellen Ebenen wie auch mit Blick auf die Normbefolgung. Sexuali-
sierte Straftaten werden weder zu Beginn der Verfahren noch in den unterschiedlichen
Verfahrensschritten hinreichend beriicksichtigt; entsprechend werden die Erfahrungen
und Belange von Opfern nicht gewiirdigt und Beweislagen nicht zur Kenntnis genom-
men. Dariiber hinaus folgt die Rechtssprechungspraxis durchaus bestimmten ge-
schlechterstereotypen Mustern, die mit einer Marginalisierung sexualisierter Rechts-
verletzungen einhergehen und eine ,Genderblindheit richterlicher Interpretation
offenbaren.

Was die Internationale Strafgerichtsbarkeit dennoch zur Hoffnungstriigerin macht,
istein Verlangen nach individuellem Rechtsschutz und Einzelfallgerechtigkeit, fraglich
ist allerdings, inwiefern das eingeldst werden kann.

Fraglich ist nimlich, ob die rechtsverletzenden Tatbestinde mit dem Instrumenta-
rium des Vélkerstrafrechts angemessen erfasst werden kénnen: Ein zentrales Problem
einer effektiven Strafverfolgung im Rahmen des IStGH liegt darin, dass Menschen-
rechtsverletzungen zwar veriibt wurden sind, die Tatbestinde jedoch mit dem Instru-
mentarium des Vélkerstrafrechts nicht angemessen erfasst werden konnen. Ein
nachhaltiges Defizit besteht — wie wir geschen haben — in der mangelnden Anerkennung
der Eigenstindigkeit sexualisierter Gewalt als Rechtsverletzung im Vélkerrecht. Ein

103
© Wochenschau Verlag, Schwalbach/Ts



zfmr 112015

104

wesentlicher Grund hierfiir liegt auch im Zuschnitt des Internationalen Strafrechts,
in dem individuelle Betroffene als Angehérige spezifischer — in der Regel verfeindeter
— Gruppen in den Blick genommen werden. Das heifit, sexualisierte Gewalt wird nicht
in erster Linie als Verbrechen an dem betroffenen Individuum angesehen. Sie gilt
iiberhaupt nur dann als zu ahndendes (Kriegs-) Verbrechen, sofern diese Person als zu
einer bestimmten (religidsen, ethnischen oder rassistisch markierten) Gruppe zuge-
hérig definiert wird, die im Zusammenhang mit Kriegshandlungen Ziel von Attacken
ist (s.o., Einleitung). Die konzeptuelle Verkniipfung der Verbrechenstat mit dem
Zusammenhang der kriegerischen Handlung blendet also die Perspektive der von der
Gewalt betroffenen Person mit ihrer individuellen Leiderfahrung aus und beriicksich-
tigt vereinseitigend das mutmaflliche Motiv der Titer_in, das nur dann kriminalisiert
wird, wenn es eindeutig mit einer Kriegshandlung in Verbindung steht. Die makro-
delinquente Tat ist dabei kein isoliertes Ereignis, sondern wird innerhalb eines kollek-
tiven Aktionszusammenhangs veriibt, bei dem oftmals staatliche bzw. militirische
Akteur_innen in Form von Initiierung, Verstirkung oder Duldung der Konflikte
beteiligt sind. Folge dessen ist, dass sich das Vélkerstrafrecht nur mit Fillen, in denen
Individuen als Angehérige einer bestimmten Gruppe oder Gemeinschaft Betroffene
von Verbrechen sind, befasst. Es werden zwar die Verbrechenstaten gegen Einzelne
bestraft, aber nur insofern sie im Kollektivtatzusammenhang stehen. D.h., einerseits
wird mit dem Augenmerk auf die einzelne geschidigte Person der individuelle Men-
schenrechtsschutz hervorgehoben, andererseits das Opfer selbst iiberhaupt nur als Teil
einer bestimmten Gruppe als Betroffene/Betroffener wahrgenommen.

Auch greift eine Differenzierung zwischen kriegsrelevanten Gewalttaten und Ver-
brechen in Friedenszeiten oftmals zu kurz. Einerseits ist eine mit dieser Differenzierung
einhergehende Tendenz zur Gleichsetzung von Frauen in kriegerischen Konflikten als
Opfer empirisch unangemessen und vernachlissigt die Komplexitit der Rolle von
Frauen in kriegerischen Konflikten ebenso wie die unterschiedlichen Akteursqualiti-
ten. Unterkomplex ist diese Differenzierung auch deshalb, weil mit ihr die Neigung
einhergeht, nur bestimmte Opfer in bestimmten Konfliktsituationen zu beriicksich-
tigen. Insbesondere in Fillen sexualisierter Gewalt im Rahmen ethnischer Konflikte
werden die Gruppenzugehérigkeiten dann solcherart in den Vordergrund geschoben,
dass z. B. nur Vergewaltigungen durch feindliche’ Truppen strafrechtlich sanktioniert
werden, nicht aber Vergewaltigungen durch jene, die sich eigentlich zum Schutz ihrer
eigenen Bevilkerungsgruppe berufen sehen oder sexualisierte Gewalt durch eigene
Truppenangehérige. Die idealtypische Unterstellung einer klaren Demarkationslinie
zwischen Konflikt- und Postkonfliktgesellschaften konterkariert insgesamt breiter
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ansetzende (genderbezogene) Menschenrechtskampagnen, die die Verbesserung der
Situation von Frauen iiber die Konfliktphase hinaus, die Stirkung ihres Rechtsstatus
und ihrer Akteur_innenqualititen mit in den Blick nehmen.

Da die Straftatbestinde des Volkerrechts immer auch dem Schutz kollektiver
Rechtsgiiter dienen und das Rémer Statut nur Angriffe auf einzelne Individuen in
einem iibergeordneten Kontext strafbewehrt, entsteht das gerechtigkeitstheoretische
Problem, dass das individuelle Verbrechensopfer nicht in erster Linie um seiner selbst
willen beriicksichtigt wird, sondern dass seine Anspriiche abhingig von der Konflike-
gesamtsituation gemacht werden. Vor diesem Hintergrund driingt sich die Frage auf,
ob das Vélkerstrafrecht nicht in erster Linie durch seine normbekriftigende Funktion
und einen generalpriventiven Strafzweck legitimiert werden kann, statt es im Hinblick
auf die Gewihrleistung individuellen Rechtsschutzes und von Einzelfallgerechtigkeit
zu iiberfordern. Unsere Vermutung wire, dass eine solche Konzeptualisierung den
Geschidigteninteressen insofern entgegen komme, als ihre Erwartung eingeldst wird,
dass Gerichte mittels strafrechtlicher Sanktionierung ein explizites 6ffentliches Brand-
marken von Rechtsverletzungen im Namen der Internationalen Gemeinschaft vor-
nehmen. Das kiime im giinstigsten Fall mit der Erwartung von Betroffenen zur De-
ckung, dass Recht sich gegen Unrecht durchsetzt.
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Jessica Mosbahi

Vom Schattendasein einer Sicherheitsresolution

Die Umsetzung der VN-Resolution 1325 durch die
internationale Staatengemeinschaft am Beispiel
Afghanistans

Am 31. Oktober 2015 jihrt sich der Geburtstag der Resolution 1325 des Sicherheits-
rats der Vereinten Nationen (VN) zum 15. Mal. Wie auch in den letzten Jahren sind
zahlreiche Veranstaltungen geplant, auf denen das Bestehen der Resolution gefeiert
und iiber Erfolge und Misserfolge der Umsetzung diskutiert werden wird. Wie wird
die Bilanz ausfallen? Was hat die Resolution Frauen in Kriegs- und Krisenregionen —
denn um sie geht es in dem Dokument — tatsiichlich gebrache?

Der folgende Beitrag bewertet anhand des Polizeiaufbaus in Afghanistan, ob die
internationale Staatengemeinschaft wihrend ihrer Stabilisierungs- und Befriedungs-
mission in Afghanistan ernsthaft versucht hat, die Resolution 1325 umzusetzen.

1. Die Geburt eines revolutiondren Dokuments
1.1 HINTERGRUND

Die einstimmige Verabschiedung von Resolution 1325 durch den VN-Sicherheitsrat
am 31. Oktober 2000 wurde von Frauenrechtsaktivistinnen weltweit gefeiert und als
Durchbruch im Kampf um die Anerkennung der besonderen Rolle von Frauen in
bewaffneten Konflikten bewertet. Auch heute, 15 Jahre nach ihrer Verabschiedung,
besteht weitgehend Einigkeit dariiber, dass der Frauenbewegung mit der Durchsetzung
eines solchen Resolutionstexts etwas Revolutionires gelungen ist. Um zu verstehen,
woher diese Euphorie riihre, sollte man sich kurz darauf zuriickbesinnen, wie die
Staatengemeinschaft mit dem Thema Frauen in bewaffneten Konflikten seit Bestehen
der Vereinten Nationen umgegangen sind und welch zihes Ringen engagierter Frauen
der Verabschiedung der Resolution voraus gegangen ist.

Auch wenn Frauen seit Jahrtausenden besonders von Kriegen betroffen sind und
in jedem Krieg Opfer sexualisierter und anderer Formen geschlechtsspezifischer Gewalt
werden, spielte ihre Situation von je her kaum eine Rolle in den Debatten des Sicher-

heitsrats. Wenn iiber sie gesprochen wurde, dann nur als Opfer und als Kollateralschi-
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den (Anderlini 2008: 15). Diese einseitige Perspektive spiegelt sich auch in zahlreichen
Resolutionen des Sicherheitsrats zu Afghanistan wider (Vgl. UN-Resolution 1076
(1996), 1214 (1998), 1267 (1999). Weltweit setzten sich Frauenaktivistinnen deshalb
fiir einen Perspektivwechsel ein, der nicht nur die besondere Betroffenheit von Frauen
in kriegerischen Auseinandersetzungen in den Fokus der Weltgemeinschaft riicken,
sondern auch ihren besonderen Beitrag zum Frieden anerkennen sollte.

Das jahrzehntelange unermiidliche Engagement der Aktivistinnen zahlte sich aus:
Mit der Weltfrauenkonferenz in Peking 1995 und der dort verabschiedeten Aktions-
plattform gelang der Durchbruch fiir das Thema Frauen in bewaffneten Konflikten,
denn erstmals fand die Problematik Eingang in die Agenda einer UN-Konferenz'. Die
am Ende verabschiedete Aktionsplattform enthielt einen umfangreichen Forderungs-
katalog zum Schutz von Frauen in Kriegs- und Nachkriegsgesellschaften sowie zur
Verbesserung ihrer Partizipation an Friedensprozessen. Im Ergebnis sorgten die Auf-
merksambkeit, die dem Thema durch die Weltfrauenkonferenz zuteil geworden war,
und die erarbeiteten Forderungen dafiir, die Mitglieder des Sicherheitsrats von der
Notwendigkeit einer Resolution zum Thema Frauen, Frieden und Sicherheit zu iiber-

zeugen. Der Boden fiir Resolution 1325 war bereitet.

1.2 DER RESOLUTIONSTEXT

Dass die Frauenaktivistinnen mit ihrer Lobbyarbeit dann tatsichlich erfolgreich waren
und einen wirklichen Perspektivwechsel einleiten konnten, beweist der Text von Re-
solution 1325. Hierin wird nicht nur anerkannt, dass Frauen und auch Kinder in
hohem Mafle Opfer von (sexualisierter) Gewalt in allen bewaffneten Konflikten
werden, sondern auch, welche wichtige Rolle sie bei der Verhiitung und Beilegung
von Konflikten spielen. Die Perspektive auf die Bedeutung von Frauen im Krieg wird
also um den wesentlichen Aspekt erweitert, dass Frauen Akteurinnen sind, weswegen
ihre wichtige Rolle in Friedensprozessen weiter ausgebaut werden sollte.

Bahnbrechend aber ist vor allem das Anerkenntnis, dass die Mitwirkung von Frau-
en am Friedensprozess ,,in erheblichem Mafle zur Wahrung und Férderung des Welt-
friedens und der internationalen Sicherheit beitragen knnen® (Vgl. UN-Resolution
1325 (2000).

In den Themenschwerpunkten der Resolution spiegeln sich auch die unterschiedlichen
Lebenstealititen von Frauen in Kriegen wider. So fordert die Resolution (a) den Schutz
von Frauen in Kriegen und Nachkriegsgesellschaften, (b) die Privention geschlechtsspezi-

1 htep://www.un.org/womenwatch/daw/beijing/pdf/Beijing% 20full%20report%20E.pdf, Stand: 11.
Mirz 2015.
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fischer Gewalt, einschliefSlich sexualisierter Kriegsgewalt, sowie (c) die verstirkte Partizi-
pation von Frauen an Friedensprozessen. Aufgrund dieser Aufteilung wird international
hiufig von den ,drei P’s“ gesprochen: Protection, Prevention und Participation.

Die zur Verwirklichung der Schutz-, Priventions- und Partizipationswirkung ge-
forderten Mafinahmen richten sich dabei sowohl an den UN-Generalsekretir und die
Mitgliedsstaaten als auch an alle Akteure von Friedensverhandlungen und Parteien
bewaffneter Konflikte.

Indem die Resolution Themen wie sexualisierte Gewalt gegen Frauen im Krieg, die
strafrechtliche Verfolgung solcher Verbrechen oder aber das Konfliktldsungspotential
von Frauen aufgreift, wird sie den unterschiedlichen Bediirfnissen der Frauen im
Kriegskontext gerecht. Dieser Ansatz ist revolutionir, weil sich der zugrunde liegende
Denkansatz fundamental von dem unterscheidet, auf dem die Herangehensweise des
VN-Sicherheitsrats an internationale Konflikte basiert. Bedenkt man, dass der Sicher-
heitsrat aus souverinen Staaten besteht, denen daran gelegen ist, dass das internatio-
nale Prinzip der Nicht-Einmischung in ihre inneren Angelegenheiten befolgt wird und
damit ihre Staatssouverinitit gewahrt bleibt, konnte Resolution 1325 auf viele Staats-
vertreterInnen bedrohlich, zumindest jedoch listig wirken. Dazu muss man sich vor
Augen fithren, dass der Sicherheitsrat als ranghéchstes Entscheidungsgremium der
Vereinten Nationen gemifl Artikel 24 der VN-Charta fiir die internationale Sicherheit
und den Weltfrieden verantwortlich ist (Vgl. Art. 24 Abs. 3 der UN-Charta). Aufgrund
dieser bedeutsamen Stellung obliegt es diesem Gremium, vélkerrechtlich bindende
Resolutionen zu verabschieden und als ultima ratio Mafinahmen bis hin zum Einsatz
militirischer Mittel zu beschlieen (Vgl. Art. 42 der UN-Charta). Der Sicherheitsrat
betrachtet es daher auch als seine originire Aufgabe, Konflikte zwischen zwei souveri-
nen Staaten zu l8sen, notfalls mithilfe von Waffengewalt. Da sich Resolution 1325
jedoch an den Bediirfnissen der durch Krieg betroffenen Menschen, insbesondere an
Frauen und Kindern, orientiert und alle am Konflikt Beteiligten und politisch Verant-
wortlichen in die Pflicht nimmt, diese Gruppen zu schiitzen und zu stirken, wiirde
eine ernsthafte Umsetzung des Resolutionsinhalts weit iiber dieses Handlungsfeld
hinaus gehen. Der VN-Sicherheitsrat wire so vielmehr auch zur Uberwachung der
Einhaltung von Menschenrechten in jedem seiner Mitgliedsstaaten und zur engen
Abstimmung seiner Mafinahmen mit der jeweiligen Bevélkerung verpflichtet.

Die Resolution 1325 spiegelt also das Konzept der menschlichen Sicherheit? wider

2 Dassogenannte Konzept der Menschlichen Sicherheit stellt im Gegensatz zum klassischen Sicherheitskonzept
nicht den Staat in den Mittelpunkt der Sicherheitspolitik, sondern den Schutz des Menschen vor politischer
Gewalt, Krieg und Willkiir und betrachtet somit das Individuum als zentralen Akteur (Ulbert 2005: 23).
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und fordert dadurch das bis heute vorherrschende und seit dem 11. September 2001
wieder erstarkte klassische Sicherheitsdenken aller Mitgliedsstaaten heraus. Der Inhalt
der Resolution verhilt sich also diametral zu den gingigen auffen- und sicherheitspoliti-
schen Strategien der internationalen Staatengemeinschaft. Dazu schreibt Sanam Narag-
hi Anderlini passenderweise: ,[...] Resolution 1325 ist somit das Trojanische Pferd im
Kontext der klassischen Sicherheitspolitik des VN-Sicherheitsrats“ (Anderlini 2008: 20).

In der Schlussfolgerung heifit das: Eine konsequente Umsetzung der in der Reso-
lution geforderten Mafinahmen wiirde nicht nur zu einer Verinderung der Auffen- und
Verteidigungspolitik fiihren, sondern langfristig auch essentielle gesellschaftspolitische
Verinderungen bewirken. Denn die ernsthafte Umsetzung von Resolution 1325
hitte zur Folge, dass Frauen in allen Bereichen der Friedens- und Sicherheitspolitik
eine wichtigere Position zugestanden wird und somit ihr Einfluss zu nehmen wiirde.
Da Auflen- und Sicherheitspolitik klassische Midnnerdominen sind und auch militi-
rische Sicherheitskonzepte von traditionellen Rollenbildern und patriarchalen Wert-
vorstellungen geprigt sind, greift die Resolution bestehende Machtstrukturen an und
bietet politischen Ziindstoff. Dass es Frauenrechtsaktivistinnen gelungen ist, eine

solche Resolution durchzusetzen, verdient riickblickend hochsten Respekt.

2. Die Umsetzung der VN-Resolution 1325
in Afghanistan

Seit September 2014 gibt es einen Nationalen Aktionsplan (NAP) fiir die Umsetzung
von Resolution 1325 in Afghanistan. Der Aktionsplan wurde von der afghanischen
Regierung, Finnland, UNWOMEN und der afghanischen Zivilgesellschaft seit 2010
gemeinsam erarbeitet.

Auf der Afghanistankonferenz in London im Dezember 2014 hat sich der afgha-
nische Prisident Ashraf Ghani Ahmadzai dazu verpflichtet, seine Realisierung bis
Mitte 2015 voran zu treiben.?

Auch wenn es den NAP fiir Afghanistan erst seit Ende 2014 gibt: Die Resolution
selbst existiert bereits seit 15 Jahren, ebenso wie die Verpflichtung, sie umzusetzen.
Inwieweit die Resolution 1325 fiir die Stirkung der Frauenrechte in Afghanistan be-
deutsam war und ob Inhalte der Resolution Eingang in die internationalen politischen
Strategien zum Aufbau der afghanischen Polizei gefunden haben, soll im Folgenden
beleuchtet werden.

3 https://www.gov.uk/government/uploads/system/uploads/attachment_data/file/383205/The-
London-Conference-on-Afghanistan-Communique.pdf, Stand: 11. Mirz 2015.
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2.1 DAS INTERNATIONALE ENGAGEMENT
FUR AFGHANISTAN SEIT 2001

Nach dem Sturz der Taliban 2001 herrschte eine positive Aufbruchsstimmung in
Afghanistan.

Die internationale Gemeinschaft ging davon aus, die Taliban besiegt und dadurch
Afghanistan befriedet zu haben. Nach der Petersberger Friedenskonferenz konnte nun
damit begonnen werden, die im dort geschlossenen Abkommen formulierten Verein-
barungen in Afghanistan umzusetzen, das heiflt, das Land aufzubauen und den ver-
meintlichen Frieden zu sichern.

In diesem Geiste begann im Jahr 2002 auf Grundlage der VN-Resolution 1386
der Einsatz der sogenannten ,International Security Assistance Force* (ISAF) unter
Fiihrung der NATO in Afghanistan. Aufgabe der ISAE deren Einsatz am 31. Dezem-
ber 2014 nach 13 Jahren endete, war es, die Arbeit der afghanischen Regierung, af-
ghanischer Institutionen und internationaler Truppen militirisch abzusichern sowie
afghanisches Sicherheitspersonal auszubilden (BpB 2014).

Gleichzeitig unterstiitzten die Truppen-stellenden Staaten auch den zivilen Aufbau
des Landes durch finanzielle Hilfen und die Ausbildung von Fachpersonal in den
verschiedenen Sektoren.

Auch wenn der Grund fiir den Einmarsch in Afghanistan die Bekdimpfung des
internationalen Terrorismus gewesen war, so betonten alle an der internationalen
Koalition beteiligten Staaten als Legitimation auch immer wieder das Leid der afgha-
nischen Frauen, das diese unter der Herrschaft der Taliban zu erdulden hatten, und
die Motivation, sie davon befreien zu wollen.

In der Tat waren die Bilder von 6ffentlich gesteinigten Frauen, denen ein vermeint-
licher Ehebruch oder ein anderes abwegiges Vergehen zur Last gelegt wurde, grausam
und zutiefst verstérend und eigneten sich bestens als Rechtfertigung gegeniiber der
Offentlichkei fiir einen lediglich zweifelhaft mandatierten Militireinsatz.

Dariiber hinaus, eréffnete die zwischenzeitliche Niederlage der Taliban auch Nicht-
regierungsorganisationen wie medica mondiale die Moglichkeit, Hilfsstrukeuren fiir
afghanische Frauen und Midchen zu etablieren. Dringenden Unterstiitzungsbedarf
gab und gibt es bis heute ja tatsichlich fiir Afghanistans Frauen, deren Heimat laut
einer Umfrage der Thomas Reuters Stiftung von 2011 als gefahrlichstes Land der Welt
fiir Frauen gilt.

4 http://www.trust.org/item/?map=trustlaw-poll-afghanistan-is-most-dangerous-country-for-wo-
men, Stand: 11. Mirz 2015.
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Die Voraussetzungen fiir die Anwendung der Resolution 1325 lagen also im Falle
Afghanistans vor und sie war — als der ISAF-Einsatz begann — bereits in Kraft getreten.

Angesichts der durch alle internationalen Regierungen, auch der deutschen, immer
wieder beschworenen Situation afghanischer Frauen, hitte die Resolution 1325 fol-
gerichtig ein willkommenes Instrument fiir die fiir den Wiederaufbau in Afghanistan
verantwortliche internationale Gemeinschaft sein miissen.

Ob dies tatsichlich der Fall war und ob die internationale Gemeinschaft die Reso-
lution ernsthaft wihrend ihrer 13 Jahre wihrenden Mission genutzt ha, soll im Fol-

genden anhand des Polizeiaufbaus in Afghanistan untersucht werden.

2.2 RESOLUTION 1325 UND MASSNAHMEN
ZUM SCHUTZ VON FRAUEN

Gemifl Resolution 1325 sollen alle beteiligten Akteure ,[...] Mafinahmen zur Ge-
wihrtleistung des Schutzes und der Achtung der Menschenrechte von Frauen und
Midchen, insbesondere im Zusammenhang mit der Verfassung, dem Wahlsystem, der
Polizei und der rechtsprechenden Gewalt [...] einfithren (UNSC Res. 1325, 8. ¢).
Ferner ergeht an alle Parteien bewaffneter Konflikte die Aufforderung, ,,[...] Frauen
vor geschlechtsspezifischer, insbesondere vor Vergewaltigungen und anderen Formen
des sexuellen Missbrauchs und allen anderen Formen der Gewalt in Situationen be-
waffneter Konflikte zu schiitzen® (UNSC Res. 1325, 10.) und an alle Mitgliedsstaaten,
»[...] der Straflosigkeit ein Ende zu setzen (UNSC Res. 1325, 11.).

Im Falle Afghanistans heifit das konkret: Sowohl die afghanische Regierung als auch
die internationale Staatengemeinschaft und die Taliban sind fiir die Umsetzung der
benannten Mafinahmen verantwortlich. Dass Letztere nichts zur Umsetzung der
Resolution 1325 beigetragen haben, und auch in Zukunft nicht tun werden, ist be-
kannt. Deswegen werden die Taliban als Adressat von Resolution 1325 im Folgenden
aufler Acht gelassen.

Vielmehr soll sich der Fokus auf das Handeln der internationalen Gemeinschaft
richten, die, bestehend aus VN-Mitgliedsstaaten, zur Umsetzung der Resolution
verpflichtet ist und die den Polizeiaufbau in Afghanistan mafigeblich verantwortet hat.

2.3 DER POLIZEIAUFBAU IN AFGHANISTAN:

Der Fokus der ISAF-Mission lag auf dem Aufbau von Militir und Polizeikriften. Ziel
war es, die afghanischen Sicherheitskrifte in die Lage zu versetzen, ihr Land ohne
internationale Unterstiitzung gegen Angriffe der Taliban und anderer Staatsfeinde
schiitzen und die innere Sicherheit gewihrleisten zu kdnnen.
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Um dieses Ziel méglichst schnell zu erreichen, investierte die internationale Ge-
meinschaft sehr viel Geld in den Sicherheitssektor: Zwischen 2002 und 2010 waren
es 29 Milliarden US-Dollar und damit mehr als die Hilfte der gesamten internatio-
nalen Hilfe fiir das Land, die bis zu diesem Zeitpunke geleistet worden waren (ICG
2011: 1).

Der Aufbau von Polizeistrukturen ist Teil internationaler Sicherheitssektorreformen
in Transformationslindern und dient der inneren Sicherheit eines Staates. Gelingt die
Ausbildung einer gut funktionierenden Polizei, kann diese zum Schutz von Frauen-
rechten und zum Schutz von Frauen vor geschlechtsspezifischer Gewalt beitragen.
Voraussetzung dafiir ist, dass die Ausbildung und die Arbeit der Polizei an rechtsstaat-
lichen Prinzipien ausgerichtet sind und dem Schutz der Zivilbevilkerung dienen.

So steht es auch in einer Informationsbroschiire des Auswirtigen Amtes und des
Bundesinnenministeriums zum Polizeiaufbau in Afghanistan: ,, Deutschland unterstiitzt
die afghanische Regierung beim Aufbau einer zivilen Polizei, die rechtsstaatlichen Prin-
zipien folgt und das Vertrauen der Biirger geniefit“ (Auswirtiges Amt/Bml 2012: 5).

Diese Zielsetzung klingt vielversprechend und passt zur Verpflichtung der inter-
nationalen Gemeinschaft, beim Aufbau von Polizeistrukturen in Transformationslin-
dern ,die besonderen Bediirfnisse zur Gewihrleistung des Schutzes und der Achtung
der Menschenrechte von Frauen und Midchen zu beriicksichtigen®, wie sie sich aus
Resolution 1325 ergibt (VN-Resolution 1325, 8c). Betrachtet man allerdings den
Zustand der afghanischen Polizei (Afghan National Police, ANP), muss man feststel-
len, dass es leider nur bei hehren Zielen geblieben, die Umsetzung aber gescheitert ist.

So belegt ein 2009 verdffentlichter Bericht des United States Institute of Peace, dass
die afghanische Polizei von der Bevélkerung als eine grofiere Bedrohung wahrgenom-
men wird als die Taliban (Perito 2009: 7). Und auch ein Bericht der United Nations
Assistance Mission in Afghanistan von 2011 weist nach, dass sich afghanische Sicher-
heitskrifte regelmifig schwerster Menschenrechtsverletzungen schuldig machen.
Hierzu gehéren neben sexualisierter Gewalt gegen Frauen und Midchen die Rekru-
tierung von Kindersoldaten und deren sexuelle Ausbeutung, Folter von Gefangenen
withrend der Haft sowie die Misshandlung und Tétung von ZivilistInnen im Allge-
meinen (UNAMA /OHCHR 2011).

Zu dieser Fehlentwicklung innerhalb der afghanischen Polizei haben unter anderem
Ausbildungskonzepte wie das ISAF Standard-Modell des ,recruit-assign-intend to
train® beigetragen. Dieses strategische Konzept, das bis 2009 angewendet wurde,
basierte darauf, zunichst méglichst viele Polizisten zu rekrutieren mit der Intention,
diese irgendwann spiter auszubilden. Letzteres wurde jedoch nur selten in die Tat
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umgesetzt, was zur Folge hat, dass immer noch PolizistInnen ohne Ausbildung im
Einsatz sind (Inspector General US DOD: 2011: i). Das Training’, das zu einem
groflen Teil von internationalen Militdroffizieren durchgefithre wird, die keine ein-
schligige Erfahrung in Polizeiarbeit haben, legt den Schwerpunkt auf eine militirische
Ausbildung, statt auf zivile, den Schutz des Gemeinwesens betonende Aspekte. Der
Grund dafiir liegt darin, dass die ANP noch 2011 in die US Counter Insurgency
Strategie eingebunden war und laut Aussagen der US-Militirfithrung eine Militari-
sierung der afghanischen Polizei zur Sicherheitslage im Land passte (Project 2049
Institute 2011: 1).

Diese militarisierte Form der Polizeiausbildung passt nicht zu der von Resolution
1325 geforderten Orientierung an den Bediirfnissen von Frauen und Kindern und
entspricht auch nicht den Vorstellungen afghanischer Frauen und Midchen von Si-
cherheit.

Denn afghanische Frauen empfinden die Bomben der Taliban und des internatio-
nalen Militirs nicht als die einzige ihnen drohende Gefahr, gegen die sie sich vertei-
digen miissen. Tigliche Schlige, Vergewaltigungen in der Ehe, Demiitigungen und
Bedrohungen auf offener Strafle sowie Kinder- und Zwangsheirat machen es afghani-
schen Frauen und Midchen unméglich, auch nur annihernd Sicherheit zu empfinden.

Aus diesem Grund verweisen Mitarbeiterinnen der afghanischen Frauenrechtor-
ganisation Medica Afghanistan- Women Support Organisation® in Gesprichen mit
deutschen und internationalen PolitikerInnen immer wieder darauf, was sich die
Frauen in Afghanistan wiinschen: Die Achtung von Frauen- und Menschenrechten,
die Abwesenheit von Gewalt, ein funktionierendes Rechtssystem, ausreichend Nahrung
sowie Zugang zu Bildung und Gesundheit. Also letztlich das, was man als die Grund-
pfeiler menschlicher Sicherheit bezeichnen kann.

Dass die Grundsitze des Konzepts der menschlichen Sicherheit in der Ausbildung
der afghanischen Sicherheitskrifte, deren Finanzierung Deutschland ab 2012 immer-
hin 77 Millionen Euro pro Jahr kostete (Auswirtiges Amt/BmI 2012: 3), keine grofe
Rolle gespielt haben, belegt die Tatsache, dass es oftmals genau diese Sicherheitskrifte

sind, die eine Gefidhrdung fiir die Sicherheit der Frauen darstellen: Laut eines Berichts

5 Erst im Oktober 2011 wurde das Basistraining fiir Polizeischiiler von sechs auf acht Wochen erhsht,
vgl.: http://www.reuters.com/article/2011/05/22/us-afghanistan-police-training-idUSTRE74L-
0J120110522.

6 Dieafghanische Frauenrechtsorganisation Medica Afghanistan — Women Support Organisation wurde
2002 durch den Aufbau eines Frauentherapiezentrums von medica mondiale e. V. gegriindet. Im De-
zember 2010 wurde die Hilfsorganisation selbstindig und unter obigen Namen als afghanische Nicht-
regierungsorganisation registriert.
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der Unabhingigen Afghanischen Menschenrechtskommission (AIHRC) von Juni
2013 soll die ANP fiir fast 15 Prozent der zwischen 2011 und 2013 gemeldeten Fille
von Ehrenmorden und sexuellen Ubergriffen an Frauen verantwortlich sein (Arghan-
diwal 2013).

Klientinnen von Medica Afghanistan berichten regelmifig von sexuellen Uber-
griffen durch Polizeibeamte und davon, dass sie beim Versuch, ihre eigene Vergewal-
tigung anzuzeigen, von den Polizisten beschuldigt werden, diese selbst provoziert zu
haben. Oftmals werden Frauen in solchen Fillen sogar inhaftiert, mit der Begriindung,
sie hitten Ehebruch begangen. Schlimmer noch: Immer wieder erfahren Frauen, die
sexualisierte Gewalt anzeigen wollen, von den zustindigen Polizisten erneut sexuali-
sierte Gewalt. Bei Uberlebenden von Vergewaltigungen besteht zudem die Gefahr,
dass dieses respektlose und aggressive Vorgehen zu einer Re-Traumatisierung fithren
kann.

Im Grundsatz gilt: Die Polizisten, oftmals Analphabeten und schlecht ausgebildet,
wissen nichts {iber die Rechte von Frauen, geschweige denn iiber die psychischen
Auswirkungen von Gewalt oder den traumasensiblen Umgang mit Gewaltopfern.
Zwar sind Gewalt gegen Frauen und sexuelle Ausbeutung von Frauen und Kindern
Bestandteil des NATO Curriculums fiir die Polizeiausbildung in Afghanistan. Nach
Erfahrung der Mitarbeiterinnen von Medica Afghanistan haben die meisten Polizisten
von diesen Themen allerdings keine Ahnung, weil sie in der Ausbildung kaum bis gar
nicht behandelt werden.

Die Problematik wird dadurch verschirft, dass es kaum weibliche Polizeikrifte bei
der afghanischen Polizei gibt und somit kaum Ansprechpartnerinnen fiir von Gewalt
betroffene Frauen. Im Juli 2013 waren von den insgesamt 157.000 PolizistInnen nur
1551 weiblich, also lediglich ein Prozent (Oxfam 2013:12). Auch der Mangel an
Polizistinnen lisst sich teilweise auf das fehlende Engagement der internationalen
Gemeinschaft hinsichtlich der Umsetzung von Resolution 1325 und von Frauenrech-
ten allgemein zuriickfiihren.

Die USA, die eine Fiihrungsrolle bei der Ausbildung, Ausstattung und Finanzierung
der AND inne hatten, verfiigten erstmals in ihrem 2012 erlassenen Genehmigungsgesetz
zur nationalen Verteidigung, dass die Rekrutierung von Frauen fiir die afghanische
Polizei eine Prioritit in ihrer Militirstrategie sein soll. Dies hatte zur Folge, dass in dem
7,8 Billionen USD umfassenden Militirhaushalt der USA 47,4 Millionen USD als
zweckgebunden fiir die Aufnahme von Frauen in die afghanischen Sicherheitskrifte
ausgewiesen wurden. Zuvor spielte das Thema in diesem Kontext keine Rolle (Oxfam
2009:18).
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Auch andere Geldgebernationen, wie das Vereinigte Kénigreich oder Australien, haben
keine Gelder fiir eine strategische Unterstiitzung von Frauen in der Polizei, oder solchen,
die Polizistinnen werden wollen, ausgewiesen (Oxfam 2009:19).

Aber die mangelnde finanzielle Unterstiitzung internationaler Geldgeber ist nur ein
Grund dafiir, dass es so wenige Frauen in der afghanischen Polizei gibt. Ein weiterer liegt
nach den oben gemachten Ausfithrungen auf der Hand: Diejenigen Polizisten, die Frau-
en sexuell belistigen oder schlagen, wenn sie die Polizeistation aufsuchen und um Hilfe
bitten, gehen nicht minder gewalttitig mit ihren Kolleginnen um.

Ein US Radio Report vom Mirz 2012 berichtete iiber ,verstérende Anschuldigungen
beziiglich Vergewaltigungen von und anderem sexuellen Zwang gegeniiber Polizistinnen
durch ihre Kollegen“ in Mazar-e-Sharif.” Zu der kérperlichen und sexualisierten Gewalt
kommen Demiitigungen und Beleidigungen der Polizistinnen durch ihre ménnlichen
Kollegen hinzu. Schon allein die Tatsache, dass die meisten Polizeistationen nicht einmal
getrennte Sanitir- oder Ruheriume fiir Minner und Frauen aufweisen, oder Frauen im
Gegensatz zu ihren Kollegen keine Uniformen und keine Ausbildung erhalten, verdeut-
licht die frauenfeindliche Stimmung innerhalb der Polizei.

Wie bereits weiter oben angefiihrt, ist die aufgrund ihrer Gewalttitigkeiten und Kor-
ruptheit gefiirchtete Polizei in der afghanischen Bevolkerung extrem unbeliebt. Dieses
Misstrauen in und die Missbilligung gegeniiber dieser Institution fithren dazu, dass Fa-
milien ihren Téchtern eine Ausbildung zur Polizistin verbieten oder diese ausgrenzen,
wenn sie gegen den Willen der Familie doch in den Polizeidienst eintreten.

Fiir die afghanische Regierung und die internationale Gemeinschaft gestaltet es sich
daher duflerst schwierig, Frauen fiir den Polizeidienst zu rekrutieren. Die fehgeschlagene
Ausbildungsstrategie fiir die afghanische Polizei hat also tiefgreifende Konsequenzen und
ihre negativen Folgen sind vielfiltig und fatal. So wird die Straflosigkeit fiir (sexualisierte)
und andere Formen geschlechtsspezifischer Gewalt gegen Frauen dadurch befordert, dass
die Polizisten Frauenrechte nicht anerkennen und selbst Gewalt ausiiben. Dies hat zur
Folge, dass Uberlebende von Gewalttaten aus Angst vor Ubergriffen keine Anzeige er-
statten wollen. Gleichzeitig werden die wenigen Frauen, die in der ANP sind, selbst
Opfer von sexuellen Ubergriffen und anderen Gewalttaten. Somit haben sie keine oder
kaum Méglichkeiten, ihre Arbeit ungehindert auszuiiben und sich zum Beispiel der
iiberlebenden Frauen sexualisierter Gewalt anzunehmen. Diese tiefgreifenden Defizite
im Polizeiapparat behindern massiv die Implementierung eines funktionierenden Rechits-

systems. Die militarisierte Polizeiausbildung hat also nicht zum Schutz von Frauen gefiihr,

7 US National Public Radio (Mirz 2012), http://www.npr.org/2012/03/08/148041305/for-afghan-

policewomen-sex-abuse-is-a-job-hazard, Stand: 25. Mai 2015.
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sondern dazu, dass afghanische Frauen erneut zu Opfern gemacht werden. Hierdurch
wird ein ohnehin schon patriarchales Gesellschaftssystem in der Unterdriickung seiner
Frauen durch die Politik internationaler Geldgeber indirekt noch bestirkt.

Hinzu kommt, dass die gewaltbetonte Ausbildung und das aggressive Vorgehen der
Polizei auch zu einer Destabilisierung der afghanischen Bevslkerung insgesamt beitragen.
Das extrem hohe Gewaltpotential in Afghanistan ldsst sich durch eine derart brutal vor-
gehende Polizei, die sich nichtan Recht und Gesetz hilt, weder durchbrechen, noch kann
sie dazu beitragen, Vertrauen in die staatlichen Institutionen aufzubauen.

Erstseit Kurzem erkennen die internationale Staatengemeinschaft und die afghanische
Regierung die Bedeutung von Polizistinnen fiir das Funktionieren der ANP und ihr
Potential fiir die Befriedung des Landes. Diese Erkenntnis fithrte zur ersten groffangeleg-
ten Polizeireform in Afghanistan, die darauf abzielt, die bislang paramilicirisch geprigte
afghanische Polizei in eine Zivilpolizei umzugestalten® Eine Zehn-Jahres-Vision strebt
die Erhshung des Frauenanteils in der ANP und im afghanischen Innenministerium um
zehn Prozent bis 2024 an. Die Initiative enthilt auch Pline zur Bekimpfung von sexu-
eller Belistigung und Gewalt.”

Dieses Engagement der afghanischen Regierung ist zwar grundsitzlich begriiffenswert.
Gleichwohl bleibt festzustellen, dass dieser Einsatz fiir die Frauenrechte und fiir die
Einbeziehung einer Genderperspektive in die Arbeit der afghanischen Polizei sehr spit
kommt. Es bleibt abzuwarten, ob die Umsetzung der Vision tatsichlich ernsthaft von der
afghanischen Regierung vorangetrieben und von den internationalen Geldgebern iiber-
priift werden wird.

3. Fazit

Das Beispiel des Polizeiaufbaus in Afghanistan veranschaulicht, dass die internatio-
nale Staatengemeinschaft bei ihrem Engagement — zumindest im Bereich des Sicher-
heitssektors — die in Resolution 1325 geforderten Mafinahmen nicht umgesetzt hat.

Der Schutz von Frauen vor (sexualisierter) Gewalt und die Privention und Straf-
verfolgung von geschlechtsspezifischer Gewalt im Sinne der Resolution waren kein
wesentlicher Bestandteil der afghanischen Polizeiausbildung.

8 EUPOL (April 2013), http://www.eupol-afg.eu/sites/default/files/Newsletter%20APRIL%202013.
pdf, Stand: 25. Mai 2015.

9 Ministry of Afghanistan, Ten-Year Vision for the Afghan National Police: 1392-1402, http://moi.gov.
af/en/page/5718/5729, Stand: 25. Mai 2015.
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Um es deutlich zu sagen: Die VN-Resolution 1325 wurde beim Aufbau der afgha-
nischen Polizei von der internationalen Gemeinschaft nicht nur ignoriert. Vielmehr
widerspricht die Ausbildung der Polizei in Afghanistan in ihrer militarisierten Form
sogar vollstindig dem in der Resolution zugrunde gelegten Verstindnis von Schutz,
Sicherheit und Partizipation.

Aus dieser konsequenten Missachtung einer verbindlichen Sicherheitsrats-Resoluti-
on lisst sich nur zweierlei schliefen: Entweder nimmt die {iberwiegende Anzahl von
politisch Verantwortlichen den Inhalt der Resolution schlichtweg nicht ernst, weil sie
die Rolle von Frauen in Friedensprozessen und Nachkriegssituationen und die Bedeutung
des Kampfes gegen Gewalt gegen Frauen als Mittel ziviler Krisenprivention weiterhin
unterschitzt. Oder aber, die Umsetzung der Resolution ist den politisch Verantwortlichen
zu miihsam, weil sie sich damit von ihren klassischen auffen- und verteidigungspolitischen
Strategien abwenden miissten. Vielleicht trifft auch beides zu.

Die Resolution 1325 hebt hervor, wie wichtig es fiir die Befriedung internationa-
ler Konflikte ist, die Bediirfnisse der vom Krieg betroffenen Menschen anzuerkennen
und zu befriedigen. Dabei betont die Resolution insbesondere das Potential von
Frauen bei der Konfliktbewiltigung. Allerdings stf3t ein solcher Ansatz bei einem rein
militirischen Verstindnis von Sicherheit schnell an seine Grenzen. Dies gilt insbeson-
dere, wenn — wie im Falle Afghanistans — die Sicherheit afghanischer Frauen vor ge-
schlechtsspezifischer Gewalt sowie deren Bewegungs- und Handlungsfreiheit keine
relevanten Fakreoren fiir die politisch Verantwortlichen sind, um innere Sicherheit
herzustellen. Mit ihrem rein militdrisch definierten Sicherheitskonzept hat die Welt-
gemeinschaft die Bediirfnisse der Hilfte der afghanischen Bevélkerung schlicheweg
iibergangen. Schlimmer noch: Tiefliegende patriarchale Machtstrukturen werden
nicht etwa aufgebrochen, sondern durch die Ausbildung gewaltbereiter Mianner ohne
jegliches Verstindnis von Menschen- und Frauenrechten noch verfestigt.

Schaut man sich die aktuelle Situation afghanischer Frauen und Midchen heute,
13 Jahre nach Beginn des ISAF-Einsatzes an, muss man konstatieren, dass Frauen-
rechte in Afghanistan bis heute mit Fiiffen getreten werden. Nach Angaben der Af-
ghanischen Menschenrechtskommission stieg die Gewalt gegen Frauen von 5701
Fillen im Jahr 2012 auf 6611 im Jahr 2013 an.'°

Diese Entwicklung ist mit Sicherheit nicht alleine der internationalen Gemeinschaft
zuzuschreiben und sicher auch nicht nur den Fehlentwicklungen in der dargestellten

Polizeiausbildung. Afghanistan ist eine extrem patriarchalisch geprigte Gesellschaft,

10 http://www.aihrc.org.af/home/daily_report/4172, Stand: 11. Mirz 2015.
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deren frauenfeindliche Strukturen nicht innerhalb von 13 Jahren vollstindig ausge-
rottet werden kénnen — insbesondere nicht alleine durch internationale MafSnahmen
und ohne die Riickendeckung der jeweiligen Regierung.

Aber: Dass der Schutz der weiblichen Bevélkerung in Afghanistan fiir die vor Ort
engagierten internationalen Staaten nicht handlunggsleitend war, spielt sicherlich auch
fiir die Entwicklung der Frauenrechte in Afghanistan eine wesentliche Rolle. Denn
wenn diejenigen Nationen, die sich als VertreterInnen von Rechtsstaaten betrachten,
den durch ihr Geld finanzierten Aufbau von Sicherheitskriften nicht an rechtsstaatli-
chen Prinzipien orientieren und die massive Gewalt gegen Frauen tolerieren, sendet
ein solches Verhalten auch Signale an die Bevolkerung des zu transformierenden
Landes. Dass die afghanische Gesellschaft und ihre Regierung die Frauenrechte achten,
kann von der internationalen Gemeinschaft nicht erwartet werden, wenn die Frauen-
rechte von den VN-Sicherheitsratsmitgliedern selbst nicht ernst genommen werden.
Woraus dieses Desinteresse letztlich resultiert, bleibt Spekulation. Aber vielleicht liegt
die Antwort in der von Christopher Daase formulierten These: ,, Wer die Deutungs-
hoheit iiber den Begriff ,Sicherheit’ erlangt, bestimmt, welche Gefahren wahrgenom-
men werden, welche Themen Prioritit erhalten und welche Strategien als angemessen

angeschen werden.“ (Daase 2009: 137).
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FORUM

Dokumente der Repression, Vermachtnis der
friedlichen Revolution

Ein Gesprach mit dem ,,Stasi-Beauftragten®
Roland Jahn

Seit 2011 bekleidet Roland Jahn das Amt des Bundesbeauftragten fiir die Unterlagen
des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR (BStU). Fiir die Zeitschrift fiir
Menschenrechte (zfmr) richteten Andreas Gehring, Michael Krennerich und Karsten
Malowitz zahlreiche Fragen an den Biirgerrechtler aus Jena, der 1983 aus der DDR
ausgebiirgert und gegen seinen Widerstand in die Bundesrepublik Deutschland ver-
bracht wurde. Von dort aus beschiftigte er sich als Journalist intensiv mit den Ge-
schehnissen in der DDR und mit der Hinterlassenschaft der SED-Diktatur nach dem
Fall der Mauer. Im Jahre 2014 veroffentlichte Jahn ein viel beachtetes Buch: ,Wir
Angepassten. Uberleben in der DDR.

zfmr: Herr Jahn, Sie verweisen in Interviews und Gespriichen immer wieder auf die
Chance, aus der Geschichte der DDR lernen zu kinnen. Dabei betonen Sie, wie wichtig
es ist, den eingelnen Menschen mit seiner individuellen Biografie in den Blick zu nehmen,
um die Mechanismen der Diktatur und das Funktionieren der DDR zu verstehen. Inwie-
fern kann die Auseinandersetzung mit dem Einzelschicksal dazu beitragen, das groffe
Ganze besser zu verstehen?

Jahn: Es wird ja oft recht pauschal von den DDR-Biirgern oder den Ostlern gespro-
chen. Aber die Lebenserfahrung der Menschen in der DDR war doch sehr unterschied-
lich. Es waren immer ganz konkrete, individuelle Geschichten, die sich da ereigneten,
ganz konkrete individuelle Erfahrungen, die die Menschen gemacht haben. Und
deswegen ist es wichtig, jeden Einzelfall in seiner Besonderheit zu betrachten. Zumal
ja die Rahmenbedingungen zwar insgesamc fiir alle erstmal abgesteckt waren, aber die
konkreten Handlungszwinge, in denen sich viele wiederfanden, doch schon sehr
unterschiedlich waren.

gfmr: Das heifSt, die Betrachtung des Einzelfalls bietet die Miglichkeit zu einer diffe-
renzierten Erorterung und bewahrt einen vor pauschalisierenden Urteilen?
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Jahn: Ja, das ist der entscheidende Punkt. Die Betrachtung von Einzelschicksalen
erdffnet uns die Méoglichkeit, eine pauschale Betrachtung der DDR-Gesellschaft
hinter uns zu lassen. Erst dann kénnen wir wirklich differenziert bewerten, wie und
warum sich Menschen in welcher Situation so oder so verhalten haben. Und erst dann
konnen wir auch erkennen, dass es in einer Diktatur nun einmal keine allgemein
giiltigen Verhaltensmaf$stibe geben kann, weil die individuelle Situation doch von Fall
zu Fall sehr verschieden ist.

Natiirlich verfiigen wir mit den Menschenrechten iiber einen universalen Mafstab.
Aber die Frage, um die es mir in diesem Zusammenhang geht, zielt ja nicht auf die
Begriindung eines solchen Mafistabs, sondern auf dessen Tauglichkeit zur Bewertung
individueller Verantwortung. Und was diese Frage betrifft, ist es nun einmal so, dass
Menschen, die in den Zwingen einer Diktatur leben, fiir sich einen individuellen Weg
suchen miissen, und das ihr Handeln nach den konkreten Umstinden beurteilt werden
muss, unter denen es stattfand.

zfmr: Bietet die Auseinandersetzung mit konkreten Einzelschicksalen eine Méglichkeit,
spiiteren Generation einen leichteren Zugang zur Bedeutung der Menschenrechte und eine
klarere Vorstellung von deren Verletzung vermitteln zu kinnen?

Jahn: Ja. Ich denke, dass die Beschiftigung mit den Lebenswegen einzelner Men-
schen eher die Chance dafiir bietet, dass auch nachfolgende Generationen sich mit
diesen Personen und ihren jeweiligen Schicksalen identifizieren, dass sie also die Be-
reitschaft entwickeln, sich in deren Situation hineinzuversetzen. Wir merken das in
unserer politischen Bildungs- und Aufklirungsarbeit immer wieder: Warum funktio-
niert die Arbeit mit Zeitzeugen so gut? Weil Zeitzeugen aus ihrer persdnlichen Situa-
tion heraus berichten und die Menschen, die zuhéren, sich fragen: Wie hitte ich mich
unter diesen Umstinden verhalten? Die Auseinandersetzung mit einem individuellen
Menschen erzeugt eine groflere Bereitschaft, sich auf dessen konkretes Schicksal ein-
zulassen — und das heifft auch, sich einzulassen auf die Empfindungen, die dieser
Mensch in der von ihm erlebten Situation jeweils gehabt hat. Auf diese Weise lisst sich
das, was eine Person getan oder auch nicht getan hat, besser nachvollziehen. Und auch
die Beweggriinde werden verstindlicher. Natiirlich ist es wichtig, dass die Erzdhlungen
der Zeitzeugen dann auch eingeordnet werden in die gréfleren politischen und sozia-
len Zusammenhinge. Aber die Empathie, die man hervorrufen kann bei Menschen,
die mit den gesellschaftlichen Gegebenheiten in der DDR nicht vertraut sind, weil sie
erst spiter geboren wurden oder im anderen Teil Deutschlands lebten, die ist natiirlich
viel gréfler, wenn ihnen die Geschehnisse nicht abstrake, sondern anhand einer kon-

kreten menschlichen Geschichte vermittelt werden.
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gfmr: Deckt sich das mit den Erfabrungen, die Sie persinlich bei Veranstaltungen mit
Zeitzeugen und insbesondere jiingeren Menschen gemacht haben?

Jahn: Ja, das deck sich aber auch schon mit Erfahrungen, die ich wihrend meiner
fritheren Arbeit als Journalist gemacht habe. Die Frage, die sich stellt, wenn man
Geschichte vermitteln will, ist doch die: Wie erzihlt man grofie abstrakte Zusammen-
hinge so, dass sie erfahrbar werden? Nun, meiner Meinung nach tut man das am
besten, indem man zunichst einmal versucht, den groffen Zusammenhang, um den
es geht, gewissermaflen auf das einzelne Schicksal herunter zu brechen. Wenn man
eine gute Geschichte erzihlen will, dann braucht man einen Einstieg, der eine emoti-
onale Briicke zum Publikum schligt — und das geschieht nun einmal am besten, wenn
man dafiir die Erlebnisse oder Empfindungen einer oder mehrerer Personen wihlt.
Und genau das habe ich auch in den vielen Veranstaltungen, die ich in den letzten
Jahren gemacht habe, immer wieder gemerkt: Wenn ich aus erster Hand berichre,
wenn ich von eigenen Erlebnissen erzihle, dann sind die Offenheit und das Interesse
viel grofier, als wenn ich nur aus den Akten zitiere. Die Akten sind wichtig. Aber noch
wichtiger sind die Schicksale und Geschichten, die in ihnen aufgehoben sind.

zfmr: Sie haben im vergangenen Jahr Ihr Buch , Wir Angepassten. Uberleben in der DDR*
veriffentlicht. Darin schreiben Sie, der Blick auf den Einzelnen wiirde das Denken in sim-
plen Kategorien und Zuschreibungen wie Opfer oder Téiter aufbrechen. Wie meinen Sie das?

Jahn: Ausgehend von meinem eigenen Verhalten und meinen Beobachtungen zum
Leben in der DDR habe ich hiufig eine Zerrissenheit zwischen Anpassung und Re-
bellion wahrgenommen. So habe ich mich erlebt als jemanden, der einerseits in vielen
Situationen aufbegehrt, sich aber andererseits auch oft angepasst hat. Paradox formu-
liert, kdnnte man sagen, dass ich mich noch im Widerspruch angepasst habe. Das ist
mir an konkreten Betrachtungen meines Verhaltens klar geworden. Ich denke, es ist
daher unabdingbar, dass wir uns von diesem Schubladendenken verabschieden, von
der simplen Zuschreibung von Titer- oder Opferrollen, wenn wir wirklich erkennen
wollen, wie Diktatur funktioniert. Und dazu ist es meines Erachtens notwendig, dass
wir so genau wie méglich die Situationen beschreiben, in denen Menschen gehandelt
oder auch nicht gehandelt haben. Fiir mich liegt hier eine groffe Chance, Menschen
dazu herauszufordern, sich auf ehrliche Weise mit ihrer Biographie auseinanderzuset-
zen und sich die Frage zu stellen: Wie habe ich durch mein Verhalten oder auch durch
meine Untitigkeit mit dazu beigetragen, dass diese Dikratur so lange gedauert hat?
Was es bewusst zu reflektieren gilt, sind eben nicht nur jene Phasen, in denen man zu
widersprechen gewagt hat. Das haben am Ende der DDR viele getan, nachdem sie erst

einmal ihre Angst verloren hatten und auf die Strafle gegangen sind. Worauf es vielmehr
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ankommy, ist, sich auch jener Phasen zu erinnern, in denen man — bewusst oder un-
bewusst — mitgemacht hat.

zgfmr: Bleiben wir noch einen Moment bei der von Ihnen beschriebenen Spannung
zwischen Aufbegehren und Anpassung. Sie erziiblen in Ihrem Buch, wie sich die Menschen
mit der Zeit an die Mauer gewihnten. Von sich selbst etwa berichten Sie, dass Sie zwar fiir
das Recht eines Schulfreundes eintraten, seine Haare lang zu tragen, der Anblick der Mau-
er Sie aber nicht weiter empdrie. Die Verletzung welcher Menschenrechte war fir die
Menschen im Alltag nach Lbrer Erfahrung besonders greifbar? Und an was gewihnte man
sich im Laufe der Zeit?

Jahn: Es gab eine Vielzahl von Dingen, an die man sich in der DDR gewdhnte,
etwa an die ,fiihrende Rolle der SED* oder eben auch die Mauer. Jenseits davon gab
es im Alltag aber auch viele andere Dinge, die ganz hiufig mit dem Satz kommentiert
wurden: ,Das ist halt so.“ Man fiigte sich eben in das, was unabinderlich schien. Und
das ist etwas, woriiber ich riickblickend sehr erschrocken bin: Wie viele Dinge es ge-
rade im Alltag waren, die man einfach hinzunehmen bereit war; ausgehend von der
sfiihrenden Rolle der Partei“ bis hin zu der Tatsache, dass es nur eine staatliche Ju-
gendorganisation gab, die das Jugendleben bestimmte. Es gab einfach keine Vielfalt
und es bedurfte schon eines groffen Elans, unter diesen Umstinden eigene Wege zu
gehen und sich einen unabhingigen Bezugsrahmen zu suchen — meinetwegen in der
Jungen Gemeinde der evangelischen Kirche —, in dem es moglich war, der Monotonie
zu entkommen. Auch die schulischen Verhaltensregeln sind in diesem Zusammenhang
ein gutes Beispiel. Im Unterricht ging es fiir gewdhnlich einfach darum, sich unterzu-
ordnen und das, was an staatlicher Ideologie vorgegeben wurde, zu akzeptieren. Auch
in diesem Bereich gewdhnte man sich an das tigliche Schauspiel, dass man nicht das
sagte, was man dachte. Ein anderer Aspekt, an den man sich ebenfalls gewshnt hatte,
betraf die Verfassung. Man wusste, dass es eine Verfassung gab, die einem Menschen-
rechte garantierte. Aber man wusste auch, dass diese Garantie nur auf dem Papier
bestand. Dass es trotzdem politische Gefangene gab, Menschen, die beispielsweise
wegen des Eintretens fiir Meinungsfreiheit im Gefingnis saf8en, das hat man hinge-
nommen. Normalerweise hitten wir als Biirgerinnen und Biirger jeden Tag auf die
Strafle gehen und gegen diese und andere offenkundige Verfassungsverletzungen
protestieren miissen. Es waren ja nicht nur die politischen Gefangenen, von denen
man wusste. Auch die Tatsache, dass der Staat eine umfangreiche Geheimhaltungspo-
litik betrieb, etwa bei Umweltdaten, war bekannt. Das und vieles mehr hat man einfach
hingenommen, es galt als unabindetlich. Es hat lange gedauert, bis sich Einzelne
Schritt fiir Schritt zusammengefunden, an den genannten Punkten angesetzt und die
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bestehenden Verhiltnisse — bis hin zum Fithrungsanspruch der Partei — infrage gestellt
haben. Das war ein ausgesprochen langer Prozess: Nicht zuletzt deshalb beschreibe ich
in meinem Buch ja gerade auch die 1960er und 1970er Jahre, die in besonderem Mafe
zu dieser Form der Anpassung durch Normalisierung beigetragen haben.

gfmr: Mit den VerfassungsverstifSen, den politischen Gefangenen und der Geheimbaltung
von Umuweltdaten sprechen Sie sensible Punkte an. Wenn Sie sagen, dass man sich an
diese Dinge gewdhnt und sie hingenommen bat, bedeutet das dann, dass man als Biirgerin
oder Biirger der DDR von diesen Vorgiingen wusste — oder zumindest wissen konnte — und
auch dariiber gesprochen hat?

Jahn: Ja. Man konnte diese Dinge wissen, weil man sie ja — zumindest teilweise —
selbst im Alltag erlebt oder mitbekommen hat, etwa im Berufsleben. Wer zum Beispiel
als Ingenieur an der Erfassung von Umweltdaten mitgewirke hat, der konnte ja merken,
was mit diesen Daten geschah beziehungsweise nicht geschah. Die Erfahrung, dass am
Ende weder Sachverstand noch geltendes Recht zihlte, sondern das, was durch die
Parteilinie vorgegeben war, diese Erfahrung haben ja viele in ihrem Berufsalltag ge-
macht. Das ist genau das, was ich mit Anpassung meine. Es war allen klar: Wenn der
Staat etwas verboten hatte, dann hatte man sich daran zu halten. Und man hat es
akzeptiert, weil es so festgeschrieben war. Der Sinn oder Unsinn derartiger Mafinahmen
wurden in der Regel nicht weiter hinterfragt. Kritische Fragen stellten nur wenige,
und die wurden dann ausgegrenzt. Das war ein warnendes Beispiel. Das hat man
vielleicht nicht gutgeheiffen, aber man hat auch dazu geschwiegen. Ich kann es nur
noch einmal wiederholen: Der entscheidende Punkt war, dass man nicht 6ffentlich
sagte, was man privat dachte. Sofern man nicht zu den iiberzeugten Anhingern des
Systems gehérte, die es ja auch gab, duflerte man jedenfalls zu Hause eine andere
Meinung als an der Universitit oder im Betrieb. Das war, wenn man so will, der Kon-
sens durch Stillschweigen oder das Einverstindnis durch Stummbeit, auf dem ein
Grofteil des Alltagslebens in der DDR beruhte und auf den sich die Partei verliefs.

gfnr: Kommen wir zur néiichsten Frage. Die DDR schrieb sich gern wirtschaftliche und
soziale Rechte auf die Fahnen, etwa das Recht auf Arbeit oder das Recht auf Bildung,
unterhihlte aber zugleich deren freibeitlichen Gehalt. Wie nahmen die Menschen den
Widerspruch wabr, dass es in der DDR zwar staatliche Ausbildungs- und Arbeitsplatzga-
rantien gab, aber die Ausbildungs- und Berufsfreiheit eingeschrinkt war, zumal fiir politisch
Andersgesinnte? Viele Ausreiseantragsteller wurden ja zudem beruflich zuriickgestuft oder
gekiindigt. Sie selbst etwa wurden 1976 vom Studium der Wirtschaftswissenschaften
zwangsexmatrikuliert, weil sie gegen die Ausbiirgerung Wolf Biermanns protestiert hatten.

Jahn: In gewisser Weise haben Sie die Frage damit schon beantwortet. Es waren
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auch hier immer ganz konkrete Erlebnisse, die einem den Widerspruch zwischen dem,
was von offizieller Seite propagiert wurde, und dem, was man selbst erlebte, aufgezeigt
haben. Gerade im Bereich des Arbeitsrechts, das ja von einigen bis heute hoch gehal-
ten wird, war diese Diskrepanz zwischen Anspruch und Wirklichkeit deutlich spiirbar.
SchlieBlich war das Recht auf Arbeit sofort verwirke, wenn jemand etwas tat, das der
Partei gegen den Strich ging. Ich habe das erlebt, als ich im Gefingnis saf§. Da wurde
mir von meinem Betrieb kurzerhand gekiindigt. Zwar war im Arbeitsgesetzbuch
festgehalten, dass eine Kiindigung erst nach dem Abschluss eines Strafverfahrens zu-
lassig ist. Aber das zihlte in meinem Fall nicht. Die Kiindigung wurde zu dem Zeitpunke
in der U-Haft bewusst durchgesetzt. Als ich mich dagegen wehrte und es zu einem
Arbeitsgerichtsprozess kam, da wurde ich von dem Arbeitsrichter nur zurechtgewiesen
und meine Kiindigung bestitigt. Nachdem man mich wieder in meine Zelle gefiihrt
hatte, kam ein Stasioffizier zu mir und sagte: ,Ham se nun gesehn? Es kommt nicht
drauf an wer Recht hat, sondern wer die Macht hat. Und die haben wir, im Interesse
der Arbeiterklasse.” Diese Ansage hat mir sehr deutlich gemacht, dass Rechte in der
DDR, wie etwa das Recht auf Arbeit, nur auf dem Papier Bestand hatten, dass sie aber
immer dann, wenn es im Interesse der Macht der Partei lag, auf8er Kraft gesetzt wurden.
zfmr: Das heifSt im Gefiingnis — gewissermafSen unter Ausschluss der Offentlichkeit also
— haben auch die Vertreter der Staatsmacht die Fassade nicht mebr aufrechterhalten?
Jahn: Richtig, aber nicht nur im Geféngnis hat man die Leute so behandelt, sondern
beispielsweise auch mit Ausreiseantragsstellern ist man so umgegangen. Sobald man
einen Antrag gestellt hatte, hat auch das Recht auf Arbeit nichts mehr gezihlt. Immer
dann, wenn Menschen nicht den vorgeschriecbenen Weg gegangen sind, wurden auch
verbriefte Rechte aufler Kraft gesetzt, wie etwa das Recht auf Bildung. Auch davon
kann ich aus erster Hand berichten. Natiirlich besaf§ ich das Recht auf Bildung — aber
eben nur auf dem Papier. Nachdem ich einmal offen meine Meinung in einem Unise-
minar gesagt hatte, wurde das Recht auf Bildung fiir mich aufler Kraft gesetzt. Diese
ganz konkreten Erfahrungen haben viele Menschen in der DDR gemacht. Deswegen
ist es ja so wichtig, nicht vorschnell zu verallgemeinern, sondern sich immer auf die
individuellen Erlebnisse einzulassen. Es gab einen Spruch: Im Mittelpunke steht der
Mensch, nicht der Einzelne. Ich weif§ gar nicht, von wem der Satz urspriinglich stamme,
aber er wurde hiufig mit ironischem Unterton bei Gelegenheiten zitiert, bei denen
das Missverhiltnis zwischen normativem Anspruch und Realitit besonders augenfil-
lig war. Indem man den Satz, der auch ein bisschen auf die Grundlagen der DDR-
Verfassung anspielte, ironisierte, machte man seinem Arger iiber die Verlogenheit des
Regimes Luft. Seitens der DDR-Propaganda wurde ja immer getdnt, dass alles zum
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Wohle des Menschen gemacht werde. Aber tatsichlich war der Einzelne den Parteige-
nossen von der SED doch véllig egal. Gerade an diesem Punkt, an der ganz konkreten
Freiheit des Einzelnen, an seinen Méglichkeiten und Spielriumen im Hier und Jetzt,
entscheidet sich aber, was Freiheit bedeutet.

gfmr: Kommen wir noch einmal auf den Aspekr von Anpassung und Aufbegehren zu
sprechen. Auch in der DDR wollten Menschen sich unter oft schwierigen Bedingungen
selbst verwirklichen und Anerkennung fiir ihr Handeln erfabren. Inwieweit ist es aus Ihrer
Sicht legitim, sich in einer Diktatur anzupassen, um so gut wie miglich seine Fiihigkeiten
und Talente zu entfalten und den Lebens- und Arbeitsalltag zu meistern? Und wo liegt fiir
Sie die Grenze einer solchen Anpassung?

Jahn: Also, meiner Meinung nach gibt es ein Recht auf Anpassung, denn auch das
ist in meinen Augen eine Form von Freiheit, die man sich nimmt. Eine Pflicht zum
Widerstand gibt es nicht, kann es auch gar nicht geben. Denn erstens kann ich nie-
manden dazu verpflichten, gegen eine Diktatur aufzubegehren und dafiir vielleicht
sogar ins Gefiingnis zu gehen oder gar zu sterben, und zweitens bedeutet Freiheit nun
einmal, dass Menschen ihre eigenen Entscheidungen treffen miissen, dass sie selbst
bestimmen miissen, wie sie mit den Umstinden, mit ihren Lebensverhiltnissen um-
gehen. Und was das betrifft, muss jeder fiir sich seinen eigenen Weg finden. Nur eines
ist dabei klar: Wenn jemand das Recht auf Anpassung wahrnimmt, dann muss er sich
im Klaren dariiber sein, dass er damit auch Verantwortung iibernimme fiir die Folgen,
die aus seiner Entscheidung resultieren. Und damit meine ich nicht nur die Konse-
quenzen, die ihn selbst betreffen. Wer sich anpasst, der muss sich bewusst sein, das
sein Verhalten unter Umstinden Nachteile fiir andere mit sich bringt. Wenn sich je-
mand — etwa im Zuge einer universitiren Abstimmung iiber den von offizieller Seite
beantragten Rauswurf eines Kommilitonen — der Parteilinie unterordnet, um sich
nicht selbst zu gefihrden, dann hat derjenige aus meiner Sicht durchaus das Recht zu
dieser Form von Anpassung. Aber er trigt damit eben auch Verantwortung dafiir, dass
der Kommilitone exmatrikuliert wird. Andere Umstinde sind weniger eindeutig. So
fillt es nicht leicht, abzuschitzen, was fiir Folgen es hatte, wenn etwa jemand an
staatlichen Feiertagen die DDR-Fahne zum Fenster raushingte. Man knnte da fragen:
Wem hat er denn damit geschadet? Konkret niemandem. Aber am Ende haben eben
auch solche Verhaltensweisen dazu beigetragen, das System zu stabilisieren, haben auch
solche Arten von Konformismus es dem System erméglicht, in seiner bestehenden
Form weiter zu funktionieren — und zwar auf allen Ebenen, also auch bei der Anwen-
dung der Strafgesetze und der Verfolgung politischer Gefangener. Auf diese Weise hat
in letzter Konsequenz jede Form von Anpassung Folgen gezeitigt, die sich in — mal
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kleinere, mal grof8ere — Bausteine der Gefingnismauer der politischen Gefangenen
verwandelten. Welche konkrete Verantwortung jedem Einzelnen dabei zukam, lisst
sich natiirlich nicht so einfach bestimmen. Wichtig ist aber auch in diesem Zusam-
menhang wieder die Frage: Wie setzt sich jeder mit seinem Verhalten auseinander?
Macht er sich klar, dass er unter Umstinden manchmal auch hitte anders handeln
konnen? Oder blockt er jede Form von Selbstzweifel ab?

zfmr: Was waren fiir diejenigen, die anders gehandelt haben, die Risiken politischer
Unangepasstheit? Und waren Ihnen und anderen Biirgerrechtlern in der DDR diese Risi-
ken in vollem Umfang bewusst?

Jahn: Diejenigen, die sich nicht in jeder Lebenssituation angepasst haben, haben
natiirlich Folgen tragen miissen. Und nicht nur sie, sondern hiufig auch ihr persén-
liches Umfeld, also ihre Freunde und ihre Familie. Das war ja das Schlimme daran,
dass die staatlichen Reaktionen auf das eigene Handeln, mit denen man rechnen
musste und deren Méglichkeit man sich immer bewusst war, eben nicht nur einen
selbst trafen. Aber welche Konsequenzen das eigene Tun haben konnte, war nicht
berechenbar, und das war ein groffes Problem. Es war nicht exakt vorhersehbar, was
fiir Folgen eine Handlung nach sich ziehen konnte. Gerade diese Unsicherheit hat ja
hiufig dazu gefiihrt, dass Leute sich fiir den Weg des geringsten Widerstands entschie-
den haben und Kompromisse eingegangen sind. Warum sind denn die Menschen zur
Wahl gegangen und haben ihren Zettel in die Urne gesteckt, obwohl sie genau wuss-
ten, dass sie nicht wirklich etwas entscheiden, sondern nur die Liste der Nationalen
Front abnicken sollten, was thnen durchaus widerstrebte? Weil sie dachten, dass dieser
Kompromiss niemandem schadet und nicht weh tut. So, wie das System war und
funktionierte, ist man ja fast versucht zu sagen: Wer klug war, der ging zur Wahl, denn
die, die nicht hingingen, die waren am Ende scheinbar die Dummen. Sie mussten die
Konsequenzen fiir ihr Fernbleiben tragen. Und diese Konsequenzen konnten weitre-
chend sein: Der Wahl fernzubleiben konnte sich negativ auf die berufliche Entwicklung
auswirken und konkrete Nachteile in Schule und Beruf nach sich ziehen. Vor diesem
Hintergrund war es nicht abwegig, sich zu fragen, ob es das wirklich wert ist, dass man
ausgerechnet bei dieser Gelegenheit Farbe bekennt und die eigene ablehnende Haltung
offen zeigt. War es nicht besser, erstmal eine ordentliche Ausbildung zu absolvieren,
um dann spiter und in entscheidenderer Position mit dieser guten Ausbildung die
Gesellschaft umso besser im Sinne der eigenen Uberzeugungen verindern zu kénnen?
Die Idee vom langen Marsch durch die Institutionen gab es ja auch in der DDR.
Dennoch gilt auch fiir diesen Zusammenhang: Man kann keine allgemeingiiltige Norm
entwickeln. Man kann nicht deutlich sagen: Du hittest dich in dieser Situation so

129
© Wochenschau Verlag, Schwalbach/Ts



zfmr 112015

130

oder so verhalten miissen. Versetzen Sie sich zum Beispiel nur, um das Ganze noch
weiter zuzuspitzen, in die Situation eines Abiturienten, der seinen Grundwehrdienst
bei den Grenztruppen ableisten soll und der nicht die Kraft hat, zu verweigern. Soll
man ihm jetzt lebenslinglich einen Vorwurf daraus machen? Oder soll man versuchen
zu verstehen, warum er die ihm aufgedriickte Wehrpflicht abgeleistet hat? Verstehen,
das ist mir wichtig, heiflt nicht jemanden aus der Verantwortung fiir das eigene Han-
deln zu entlassen.

gfmr: Lassen Sie uns, weil Sie das gerade angesprochen haben, noch fiir einen Augenblick
bei dem Beispiel der Wahlen bleiben. Sie hatten erwiihns, dass man von offizieller Seite sehr
genau registrierte, wer nicht wihlte, und dass das in der Regel auch unmittelbare Folgen
nach sich zog. Sprechen Sie da aus eigener Erfahrung?

Jahn: Ja, das habe ich selbst erlebt. Dabei war es ja noch nicht einmal so, dass ich
gar nicht hingegangen wire und die Wahl verweigert hitte. Ich habe zunichst noch
den Kompromiss gesucht, weil ich es meinen Eltern versprochen hatte, zur Wahl zu
gehen. Sie wollten das so, zum einen, damit sie meinetwegen keine Nachteile bekimen,
und zum anderen natiirlich auch deshalb, weil sie befiirchteten, dass ich mir sonst
Nachteile einhandelte. Meine Eltern haben zu mir gesagt: ,Du bist schén blod, wenn
du nicht hingehst. Damit verbaust du dir dein Studium!“ Und im Endeffekt hatten
sie damit natiirlich Recht. Denn selbst meine Kompromisslésung, zwar zur Wahl zu
gehen, aber den Wahlzettel durchzustreichen, also mein demokratisches Recht waht-
zunehmen, bewahrte mich nicht vor Repressalien. Erstens wurde mir von einem
Parteifunktionir danach vorgeworfen, dass ich der einzige von 6.000 Studenten der
Schiller-Universitit in Jena gewesen sei, der die Wahlkabine benutzt habe. Und dass
ich zweitens als einziger mit Nein gestimmt habe. Die Konsequenzen bekam ich in
der Folgezeit zu spiiren. Universititsleitung, Parteileitung und Staatssicherheit orches-
trierten eine Kampagne gegen mich, die am Ende dazu fiihrte, dass ich von der Uni-
versitit geworfen wurde.

gfinr: Was bedeutete es fiir die einzelnen Menschen, wenn sie am Arbeitsplatz und in
ihrem persinlichen Umfeld isoliert, diskreditiert oder gar kriminalisiert wurden? Und
inwieweit wirken die damalige gesellschaftliche Achtung, diese gebrochenen Lebensliufe
und etwaige Hafistrafen heute noch nach?

Jahn: Die Tatsache, dass Menschen, die Widerspruch geleistet haben, isoliert und
ausgegrenzt wurden, zeitigte bei den Betroffenen psychische Folgen. Das Selbstwert-
gefiihl wurde ja beschidigt. Und in dieser Situation war es ungemein wichtig, dass
man damit niche allein blieb, dass man Gleichgesinnte und Mitstreiter getroffen hat,

andere Betroffene eben, die den eigenen Kurs bestitigten und einem halfen, den eige-
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nen Weg weiterzugehen. Diejenigen, die nicht das Gliick hatten, Gleichgesinnte zu
finden, die sind entweder daran zerbrochen oder sie haben sich wieder angepasst. Wer
Freunde gefunden hatte, der hat es in der Regel geschafft, das Leid und die Schikanen
zu ertragen. Wenn sich Betroffene zu Gruppen zusammenfanden, fiihrte das nicht
selten auch dazu, dass sie die Kraft fanden, den Widerspruch sogar noch zu forcieren.
Hiufig hat der Staat sich durch seine repressive Politik die Staatsfeinde ja erst selbst
herangezogen. Was mich betrifft, so war ich froh, dass ich nach der Zwangsexmatri-
kulation von der Universitit mehrere Freunde fand, die das Gleiche erlebt hatten und
gewissermaflen mein Schicksal teilten. Auf diese Weise konnten wir in meiner Hei-
matstadt Jena, die durchaus iiberschaubar war und wo man sich stindig iiber den Weg
lief, eine Art Jugendszene entwickeln, die uns die Kraft gab, uns ein paar Freiheiten
zu nehmen und zumindest ansatzweise ein selbstbestimmtes Leben zu fiihren. Das rief
dann allerdings auch wieder den Staat auf den Plan und hatte zur Folge, dass man noch
hirter gegen uns vorging. In gewisser Weise war das so auch ein Wechselspiel.

zfmr: Aus heutiger Perspektive betrachtet: Tun wir Ihrer Meinung nach genug, um das
Unrecht jener Menschen anzuerkennen, denen in der DDR die Nutzung ibrer Menschen-
rechte und eine selbstbestimmre Lebensgestaltung verwehrt wurden, deren Leben maglicher-
weise aus den Fugen geriet und deren kirperliche und psychische Integritiit beschiidigt wurde?

Jahn: Es wird schon sehr viel getan. Aber solange es noch jemandem schlecht geht,
ist es nicht genug. Es gibt immer noch viele Opfergruppen, die nicht ausreichend
Gehor gefunden haben, und Betroffene, deren Geschichten nicht gehért wurden und
deren Erfahrungen nicht aufgearbeitet wurden. Denken Sie nur an die Zwangsadop-
tierten oder an die Schiiler, die schon in den ersten Jahren — also noch ganz am Anfang
ihrer Entwicklung — ausgegrenzt wurden und die teilweise bis heute unter den Nach-
wirkungen leiden, weil die Nachteile, die sie in ihrer beruflichen Entwicklung zu er-
dulden hatten, nicht selten weitere Beeintrichtigungen nach sich zogen, bis hin zu
Einbuflen bei der Rentenzahlung. Sofern die Betroffenen nicht nachweisen kénnen,
dass ihre Relegation aus der Schule, die ja dann auch dazu fiihrte, dass sie kein Abitur
machen durften, politische Griinde hatte, erhalten sie fiir das erlittene Unrecht keine
Entschidigung. Diese Form mangelnder Anerkennung ist natiirlich etwas, was beson-
ders weh tut. Das Wichtigste ist doch, dass jemand, der Opfer von Menschenrechts-
verletzungen geworden ist, die Erfahrung macht, dass man das ihm angetane Unrecht
als Unrecht anerkennt und ihn und die anderen Opfer dadurch wiirdigt. Was das
betrifft, gibt es immer noch eine Reihe von Unrechtserfahrungen, deren éffentliche
Anerkennung nach wie vor aussteht. Denken Sie an die Problematik der Haftfolge-
schiden, von denen zwar etliche Menschen betroffen sind, von denen aber lingst nicht
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alle nachweisen kénnen, dass die gesundheitlichen Beeintrichtigungen oder psycho-
somatischen Stdrungen, unter denen sie leiden, auf die Haft zuriickzufiihren sind. Im
Umgang mit diesen und anderen shnlich gelagerten Fillen ist es wichtig, dass wir einen
Weg finden, den Opfern Gerechtigkeit widerfahren zu lassen. Jemandem, der gesund
ins Gefiingnis gekommen ist und krank wieder raus, dem darf man nicht hinterher
auch noch die Last auferlegen, nachweisen zu miissen, in welcher Zelle er seine Krank-
heit wie und wann bekommen hat.

gfnr: Wiirden Sie sagen, dass der Umgang der Behiorden mit den Betroffenen zu biiro-
kratisch ist, dass die Beweislast, die den Opfern aufgebiirder wird, zu groff ist?

Jahn: Nun, wir kénnen es uns auch nicht zu leicht machen. Es ist ja hnlich wie in
der Sozialgesetzgebung: Einerseits geht es darum, Missbrauch zu verhindern, damit
auch wirklich nur die Bediirftigen Unterstiitzung erhalten, und andererseits geht es
darum, gerechte Kriterien fiir die Vergabe und den Umfang der Unterstiitzung zu
entwickeln. Das ist natiirlich auch immer eine Kostenfrage, bei der es abzuwigen gilt:
Welches Maf§ an materieller Unterstiitzung kann gewihrt werden, was ist angemessen?
Da gilt es, einen klugen Mittelweg zu finden. Aber eins darf man dabei nicht aus den
Augen verlieren: Es geht um Menschen, die Verletzungen mit sich tragen, die zum Teil
bis heute nachwirken. Das Geld, das wir aufbringen, um begangenes Unrecht aufzu-
arbeiten und Opfer zu entschidigen, ist gut investiertes Geld, mit dem Menschen hier
und heute ganz konkret geholfen werden kann.

gfmr: Eine Verletzung besonderer Art, die nicht wenige Opfer des DDR-Regimes erlitten
haben, bestand in der — oft erst nachtriiglich gemachten — Erfabrung, dass unter ibren
Familienangehirigen und Freunden Inoffizielle Mitarbeiter der Stasi waren, sie also von
Menschen bespitzelt wurden, die sie zu kennen glaubten und denen sie vertrauten. Lisst
sich das auf diese Weise missbrauchte und zerstirte Grundvertrauen zuriickgewinnen be-
glehungsweise neu aufbauen?

Jahn: Ich bin da — nicht zuletzt aufgrund vieler Fille, die ich im Laufe der Jahre
erlebt habe — durchaus optimistisch. Ich denke schon, dass es fiir Menschen immer
eine Chance gibt, wieder zueinander zu finden oder wenigstens eine Méglichkeit,
miteinander umzugehen. Dazu braucht es nicht nur Aufklirung iiber das, was gesche-
hen ist, und den Willen, sich das Geschehene bewusst zu machen, sondern auch die
Bereitschaft zum Zuhéren, also die Bereitschaft, sich auf die Sichtweise des Anderen
einzulassen, ohne ihn von vornherein mit Schuldvorwiirfen zu konfrontieren. Ich
denke, das ist ein ganz wichtiger Punkt. Aber sich auf die Sichtweise des Anderen
einzulassen heif3t selbstverstindlich nicht, ihn aus seiner Verantwortung zu entlassen,
so als ob nichts geschehen wiire. Nur dann, wenn Menschen sich aufrichtig mit ihrer
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Verantwortung fiir ihr Handeln auseinandersetzen, entsteht auch die Chance, dass sie
wieder zueinander kommen.

zfmr: Sie wiirden also sagen, die Bereitschaft zur Ubernahme von Verantwortung auf
der einen Seite ist die Voraussetzung dafiir, dass auf der anderen Seite auch wieder Vertrau-
en wachsen kann?

Jahn: Richtig. Entscheidend ist die Bereitschaft zu sagen: Ja, ich habe hier Verant-
wortung fiir das, was geschehen ist, weil ich mich so oder so verhalten habe. Das ist
die unabdingbare Voraussetzung dafiir, dass wieder Vertrauen entstehen kann. Die
Bereitschaft zur Auseinandersetzung mit der eigenen Vergangenheit ist ein erster Schritt,
damit fingt es an. Ich selbst habe das in ganz unterschiedlichen Zusammenhingen
immer wieder erlebt: Immer dann, wenn jemand bereit ist, sich der Auseinandersetzung
mit seinem eigenen Tun zu stellen, wenn er versucht, selber zu ergriinden, wie es zu
bestimmten Situationen gekommen ist und warum er so gehandelt hat und auch
anerkennt, dass Unrecht oder méglicherweise auch Verrat geschehen sind, dann sind
die Betroffenen in der Regel auch bereit, die Hand zur Versshnung zu reichen. Bei-
spielsweise habe ich Veranstaltungen erlebt, bei denen ein Staatsoffizier sich mit seinem
Tun auseinandergesetzt und eingestanden hat, dass er Unrecht begangen und an
Menschenrechtsverletzungen mitgewirke hat. Dabei ist es auch zu der Situation ge-
kommen, dass ihm von ehemaligen politischen Hiftlingen Beifall gespendet wurde,
nachdem er sich seiner Verantwortung éffentlich gestellt und das von ihm begangene
Unrechtauch anerkannt und um Entschuldigung gebeten hat. Deshalb weif§ ich, dass
es funktionieren kann. Auch von Leuten, die in Haft saflen, habe ich oft gehért: ,Ich
will doch blof3, dass sie mal anerkennen, dass sie uns Verletzungen zugefiigt haben und
dass sie ihm Unrecht waren. Ich will doch blofi, dass sie mal bereit sind, ihr eigenes
Tun zu reflektieren.” Und diese Erlebnisse bestirken mich in der Auffassung, dass die
meisten Opfer gar keine Rache wollen, sondern Respekt und Anerkennung.

zfmr: Im Unterschied zu Lindern wie Siidafrika oder Guatemala wurde in Deutschland
keine Wahrheitskommission zur Aufarbeitung des in der DDR geschehen Unrechts einge-
richtet. War das aus Ihrer Sicht eine richtige Entscheidung? Oder wurden hier Miglichkei-
ten zu einer auch Sttentlich stirker wahrnehmbaren Auseinandersetzung mit der Proble-
matik vertan?

Jahn: Es ist schwierig, darauf pauschal zu antworten und zu sagen, man hitte das
anders machen sollen. Wir haben ja im Prinzip jederzeit die Méglichkeit, das, was in
Wahrheitskommissionen passiert, in anderer Form zu gestalten. Wir kénnen Veran-
staltungen machen, wir kénnen Dokumentationen erstellen, wir kénnen Gelegenhei-
ten schaffen, bei denen Menschen dazu herausgefordert werden, sich mit ihrem eige-
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nen Verhalten in der Vergangenheit auseinanderzusetzen. Zugespitzt formuliert: Wir
konnen jeden Tag Wahrheitskommissionen veranstalten. Ich denke schon, dass der
Arbeit einer Wahrheitskommission, wie sie etwa in Siidafrika eingerichtet wurde, eine
grofle symbolische Bedeutung zukommt. Der Titel , Wahrheitskommission“ signalisiert
natiirlich auch grofle Anspriiche. Aber es fehlt mir dazu an notwendigem Wissen, um
die Erfolge der Wahrheitskommission angemessen beurteilen und einschitzen zu
konnen, was deren Arbeit im Endeffekt gebracht hat. Es ist immer schwierig, verschie-
denartige Vorgehensweisen aus sehr unterschiedlichen Verhiltnissen miteinander zu
vergleichen. Was sich aber sagen lisst: Wir brauchen eine Aufarbeitung der Aufarbei-
tung, wir brauchen durchaus eine kritische gesellschaftliche Reflexion tiber die Frage:
Was haben wir bis jetzt gemacht und wie soll es weiter gehen? Das ist wichtig. Aber
ein solcher Prozess dffentlicher Selbstverstindigung muss dann ganz konkret auf die
Situation hier bei uns in Deutschland bezogen sein. Wenn ich alleine daran denke,
dass wir uns lange Zeit viel zu sehr auf die Titigkeit der Stasi konzentriert und dariiber
vernachlissigt haben, was in anderen gesellschaftlichen Bereichen der DDR an Unrecht
geschehen ist und welche Verantwortung Menschen in anderen Funktionen getragen
haben, dann haben wir meines Erachtens auf absehbare Zeit genug zu tun. Denken
Sie nur an das Thema Zwangsadoption. Da wire durchaus zu fragen, welche Verant-
wortung eigentlich die Menschen in den Jugendimtern damals gehabt haben. Und
wenn man diese Frage stellt, dann miisste man gleich weiterfragen, ob Leute, die damals
dort gearbeitet haben, da heute immer noch titig sind. Die Auseinandersetzung mit
derlei Fragen steht erst noch an.

zfmr: Wie Sie selbst eben noch einmal betont haben, hat sich die Diskussion wm das
DDR-Unrecht in der Vergangenheit sehr stark auf den Staatssicherheitsdienst konzentriers.
Wie steht es um die Parteikader, die die Parteidiktatur mitgetragen haben? Was geschah
mit den Strafrichtern oder auch den Zivil-, Familien- und Arbeitsrichtern, die politisch
motivierte Urteile fallten? Wurde das gesamte Unrechtssystem, einschliefllich der politischen
Justiz, Threr Meinung nach hinreichend aufgearbeitet?

Jahn: Das ist natiirlich ein sehr weites Feld. Auch hier geht es schlussendlich um
die individuelle Verantwortung von Personen und auch hier muss man sich jeden Fall
konkret anschauen. Aber grundsitzlich darf man feststellen, dass die Fixierung auf die
Machenschaften der Staatssicherheit nicht immer hilfreich war, wenn es darum ging,
Strukturen zu analysieren und individuelle Verantwortlichkeiten klarer zu benennen.
Neben den Mitarbeitern der Stasi hat man sich vornehmlich auf die Spitzenfunktio-
nire der SED konzentriert — aber das war es dann im Groflen und Ganzen auch schon.
Natiirlich gab es im Bereich der Justiz die umfinglichen Uberpriifungen von Richtern
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und Staatsanwilten zu deren Verstrickung in, ich nenne es einmal ,,Un-Rechtspre-
chung®. Auch im &ffentlichen Dienst fand diese Auseinandersetzung statt, aber da
leider wiederum nur fixiert auf die Stasi. Die Beschiftigung mit der Frage: ,, Wer hat
wo und wie in diesem System funktioniert?®, die hat sowohl im 6ffentlichen als auch
im persénlichen Bereich viel zu wenig stattgefunden. Was die Aufarbeitung der Aus-
wirkungen individuellen Verhaltens jenseits von SED und Stasi anbelangt, stehen wir
eigentlich erst am Anfang der Auseinandersetzung. Und da wiirde ich mir fiir die
Zukunft schon noch einiges an Initiativen wiinschen. Meiner Meinung nach wire es
lohnend, einmal genauer nachzuforschen, wie einzelne Personen in einer bestimmten
Funktion, etwa an der Universitit oder im Betrieb, durch ihr Handeln dazu beitrugen,
dass diese Diktatur so lange existieren konnte. Da ist aus meiner Sicht noch einiges an
Forschung notwendig.

gfmr: Wiire das eine Aufgabe fiir die Alltagshistoriker?

Jahn: Wichtiger als die Frage zu kliren, wer diese Arbeit macht, wire aus meiner
Sicht zunichst einmal dafiir zu sorgen, dass sie iiberhaupt gemacht wird. Die Tatsache,
dass diese Themen bislang nicht behandelt wurden, birgt ja auch eine Chance, nimlich
die Chance, das, was versiumt wurde, jetzt — mit einem gewissen Abstand — noch
einmal konsequenter anzugehen. Auflerdem haben wir jetzt vielleicht auch die Mog-
lichkeit, eine weniger emotional aufgeladene Debatte zu fiihren. Meines Erachtens
wilre es wichtig, dass eine Diskussion iiber diese Fragen, so sie denn gefiihrt wird, nicht
gleich wieder mit Schuldvorwiirfen einsetzt. Im Mittelpunkt sollte meiner Meinung
nach die Frage nach den Griinden stehen, die Menschen dazu bewogen haben, so oder
so zu handeln. Auf diese Weise béte sich vielleicht noch einmal eine echte Chance,
dass Menschen, die sich bislang vor einer Auseinandersetzung mit ihrer personlichen
Vergangenheit gescheut haben, doch noch zu einer Art von Selbsterkenntnis kommen,
und begreifen, wem sie da eigentlich gedient und was fiir ein System sie gestiitzt haben.
Vor allen Dingen aber wire zu wiinschen, dass diese Menschen erkennen, welche
konkreten Auswirkungen ihr Tun auf das Leben anderer Menschen hatte.

gfmr: Damit wiren wir wieder beim Aspekt der Verantwortung.

Jahn: Ja, klar. Ein konkretes Beispiel, das vielleicht zunichst etwas abgelegen er-
scheint. Zehntausende junger Menschen haben ihren Militirdienst an der Grenze
abgeleistet und waren wihrend dieser Dienstzeit auch bereit, von der Waffe Gebrauch
zu machen und zu schieffen. Diese Menschen, die durch ihr Verhalten dazu beitrugen,
den Schieflbefehl, iiber den wir uns heute so aufregen, zu stiitzen, sind nach dem Ende
der DDR in ihr neues Leben abgetaucht, so als ob nichts gewesen wire. Auch wenn
sie nicht schieffen mussten, ist die Sache damit doch noch nicht erledigt. Ich finde es
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wichtig, dass sie sich doch noch einmal klar machen, was fiir ein Gliick sie hatten, dass
in ithrem Grenzabschnitt niemand auftauchte, der von Deutschland nach Deutschland
gehen wollte. Wenn sie dieses Gliick nicht gehabt hitten, dann hitten sie vielleicht
auch zu denen gehort, die geschossen haben. Sich das zu vergegenwirtigen ist meiner
Meinung nach enorm wichtig. Andere hatten kein Gliick, und das waren nicht weni-
ge. Die fiihrten den Befehl aus und schossen — und téteten. Auch daran zeigt sich, um
den Bogen zu schlieffen, warum die konkrete Betrachtung der einzelnen Lebensliufe
und Verhaltensweisen in der Diktatur so wichtig fiir deren Verstindnis ist. Wir waren
alle in dieser Situation gefangen und damit heute offen umzugehen, schafft das Klima,
in dem Versshnung méglich ist.

zfmr: Sie haben jetzt gerade das Beispiel des Militirdienstes angesprochen, durch den
Jja wirklich tausende und abertausende junge Minner durchgeschleust wurden. Konnte
man das Verhalten derjenigen, die, wie Sie gesagt haben, in ihr neues Leben ,,abgetaucht*
sind und die das Gliick hatten, nicht schiefSen zu miissen, mit dem Begriff der , kollektiven
Verdriingung“ beschreiben? Ist das aus Ihrer Sicht das Phiinomen, mit dem wir es in vielen
Fiillen zu tun haben?

Jahn: Ich weif nicht, ob die Verdringung kollektiver Natur ist oder nicht. Sie ist
einfach da. Und in gewisser Weise ist sie ja sogar staatlich geférdert. Schlieflich sind
die Deserteure der Nationalen Volksarmee und der Grenztruppen, die ihrem Dienst
an der Grenze entflohen sind, bis heute nicht rehabilitiert worden. Da weigert sich
jemand, einem diktatorischen System zu dienen, und im Nachhinein erfahrt er dafiir
keinerlei Anerkennung. Das ist doch ein Unding. Und das zeigt konkret, wie sehr es
in der Auseinandersetzung mit der SED-Diktatur nach wie vor an Verstindnis mangelt.
Es demonstriert, dass wir auch in der Gesellschaft noch lingst nicht an einem Punkt
sind, wo persénlicher Mut und Gewissenstreue hinreichend gewiirdigt werden. Wie
grofl die Defizite da noch sind, merkt man nicht zuletzt an einigen der in diesem
Zusammenhang gefillten Gerichtsurteile, die zur Begriindung ihrer ablehnenden
Haltung darauf hinweisen, dass es eine Einrichtung wie den Wehrdienst schlieflich
in nahezu allen Gesellschaften gebe. Da kann ich nur sagen: Solche Entscheidungen
begiinstigen es, dass Menschen immer wieder den Weg des geringsten Widerstandes
gehen, weil im Nachhinein eher das Mitmachen honoriert wird als der Widerspruch.

zfnr: Wiirden Sie sagen, dass da auch der politische Wille fehlr?

Jahn: Da fehlt zunichst einmal der Elan vieler gesellschaftlicher Krifte, auf das
Problem aufmerksam zu machen. Und dann fehlt da vielleicht auch der politische
Wille und es besteht die Sorge, dass mit so einer Position auch die bestehende Ordnung
hinterfragt wird.
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gfmr: Wissen die Menschen in Deutschland heute noch genug iiber die SED-Diktatur?
Oder wird da Ihrer Meinung nach nachtriglich vieles verbarmlost?

Jahn: Es wird schon viel verharmlost. Und es wird im Nachhinein auch viel verklirt,
wie es in der Auseinandersetzung mit und um Vergangenheit immer wieder der Fall ist.
Viele erinnern sich halt leichter und lieber an die schénen Dinge, das hat Erinnerung
nun mal so an sich. Zudem ldsst sich erkennen, dass die verbreitete Neigung zur
Schwarzweif8zeichnung mit dazu beigetragen hat, dass Menschen der Aufarbeitung der
Vergangenheit, die ja auch ihre Vergangenheit ist, skeptisch bis ablehnend gegeniiber-
stehen. Diese Menschen wollen sich und ihre Biographie halt nicht auf ihre jeweilige
Rolle im System reduzieren lassen, und sie wollen die Lebenswirklichkeit in der DDR
nicht nur auf den Aspekt staatlicher Repression beschrinkt sehen. Die Menschen
hatten ja auch schéne Erlebnisse in dieser Zeit, und sie wollen, dass auch diese Facetten
ihres Lebens wahrgenommen werden. Insofern ist es nicht verwunderlich, sondern ganz
natiirlich, dass diese Leute dagegenhalten, wenn die DDR als Unrechtsstaat bezeichnet
wird. Aber das zu verstehen heift fiir mich nicht, es auch so zu akzeptieren. Im Gegen-
teil. Gerade deswegen ist es ja so wichtig, immer wieder daran zu erinnern, dass die
DDR — was immer man in ihr auch erlebt haben mag — von ihrem Wesen her ein
Unrechtsstaat war, ein Unrechtssystem, in dem Menschen trotz allem versucht haben,
ihren Weg zu gehen. Und deswegen ist es wichtig, den Menschen, die versucht haben,
ihren Weg zu finden, fiir ihre Leistungen, wie zum Beispiel die Arbeit in einem Betrieb,
auch Respekt zu zollen und sie dafiir anzuerkennen. Sie haben ihre Fihigkeiten in einen
Staat eingebracht, auch wenn sie sich vielleicht nicht jeden Tag dariiber Gedanken
gemacht haben, was fiir ein Staat, was fiir ein Unrechtssystem das war, weil sie das im
tiglichen Leben nicht jeden Tag gespiirt haben. Nicht jeder hat jeden Tag daran gedacht,
dass die Mauer steht. Nicht jeder hat daran gedacht, dass es politische Gefangene gibt.
Nicht jeder hat daran gedacht, dass die DDR-Verfassung regelmifig aufer Kraft gesetzt
wird, wenn es die Interessen der Partei erfordern. Auch in der Diktatur scheint die
Sonne, auch dort hat man schéne Erlebnisse und gliickliche Stunden. Und das wollen
Menschen in der Riickschau auf ihr Leben nicht vergessen. Aber das verlangt auch
keiner von ihnen. Es ist legitim, dass Menschen sich gerne an das erinnern, was sie
Positives erlebt haben, und dass sie versuchen, ihre individuelle Perspektive auf die
DDR zum Ausdruck zu bringen. Eben darin besteht ja die Herausforderung, dass wir
alle Perspektiven beriicksichtigen, dass wir einen differenzierten Blick auf die Diktatur
werfen, und dass wir vor allen Dingen den einzelnen Menschen und ihren jeweiligen
Schicksalen ein Hochstmaf$ an Aufmerksamkeit zuteilwerden lassen. Nur so kénnen

wir wirklich verstehen, wie Diktatur funktioniert und warum Menschen sich anpassen,
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nur so kdnnen wir verstehen, warum sie sich mit der Diktatur eingelassen und nicht
aufbegehrt haben und warum dieses System so lange Bestand hatte.

zgfmr: Es ist seit vielen Jabren eines Ihrer wichtigsten Anliegen, dieses Wissen wm die
Diktatur zu fordern. Wenn Sie Ihre Erfahrungen Revue passieren lassen, die Sie nicht
zuletzt bei den vielen Veranstaltungen Ihrer Behirde gemacht haben: Wie ist es dann Ihrer
Meinung nach bestellt um den Wunsch, sich dieses Wissen anzueignen? Ist die Auseinan-
dersetzung mit der SED-Diktatur vor allem eine Angelegenheit der Betroffenen? Oder stofit
die Thematik auch bei Angehirigen jiingerer Genrerationen, die die DDR selbst nicht mebr
miterlebt haben, nach wie vor auf Resonanz?

Jahn: Also, ich wiirde sagen, es ist beides. Es gibt viele Betroffene, die iiber das, was
sie erlebt, aber nicht verarbeitet haben, einfach noch einmal reden wollen. Es gibt
unter den Alteren aber auch viele, die sagen: ,Hort auf mit dem alten Mist. Ich will
nicht im Leid der Vergangenheit gefangen bleiben.“ Die Sichtweisen sind da sehr
verschieden. Was die junge Generation betrifft, so kann ich nur sagen, dass es da vor
allem von den Angeboten abhingt, die man macht. Ich merke zunehmend, dass die-
jenigen, die nach dem Ende der DDR geboren wurden, immer neugieriger werden.
Aber auch diejenigen, die ihre Kindheit oder zumindest einen Teil davon in der DDR
verbracht haben, sind sehr interessiert. Dazu gehéren auch die Aktiven der ,dritten
Generation®, wie sie sich nennen. Das sind junge Menschen, die sich als Gruppe zu-
sammengefunden haben, und die ein grofies Interesse daran haben, mehr iiber das
Land ihrer Eltern und Grofeltern zu erfahren. Aber der Wunsch nach Wissen ist nicht
nur im Osten vorhanden. Ich merke bei Veranstaltungen im ganzen Bundesgebiet,
dass Menschen wissen wollen, wie das Leben im geteilten Deutschland war. Das In-
teresse fiir diesen Teil der deutschen Geschichte ist ungemein hoch, und das ist erfreu-
lich. Ich will aber auch noch kurz auf den anderen Aspekt Ihrer Frage eingehen:
Wissen die Leute zu wenig? Ja, klar wissen sie zu wenig. Aber auch das gehort zur
Freiheit, wenn sie keine Lust haben, sich dieses Wissen anzueignen, kann man sie nicht
dazu zwingen.

gfmr: Mit anderen Worten: Es gibt ein Recht auf Nichtwissen.

Jahn: Genau. Dann sollen sie halt in Unwissenheit leben. Wir — und damit mei-
ne ich alle, die sich in den verschiedensten Institutionen Gedanken iiber Moglich-
keiten und Ansitze der Vermittlung historischen Wissens zur deutsch-deutschen
Geschichte machen — sind herausgefordert, Angebote zu machen, die Menschen
ansprechen, die sie neugierig machen und die ihr Interesse finden. Und dabei spielen
die personlichen Erlebnisse, die Geschichten, die Menschen zu diesem Thema bei-

steuern konnen, eine grofie Rolle. Gerade fiir junge Menschen ist in diesem Zusam-
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menhang zudem der Bezug zur Gegenwart besonders wichtig. Die entscheidende
Frage, die sich in diesem Zusammenhang stellt, die sich vor allem auch junge
Menschen stellen, lautet doch: Was geht mich das an? Warum soll ich mich damit
beschiftigen? Wenn wir nicht in der Lage sind, Angebote zu machen, die so ausfal-
len, dass Jugendliche und junge Erwachsene in der Auseinandersetzung mit der
Vergangenheit eine Chance zur persénlichen Bereicherung ihres Lebens in der Ge-
genwart und fiir die Zukunft sehen, dann werden sie sich fiir die Thematik nicht
interessieren. Wenn sie aber merken, dass sie ihre Sinne und ihren Verstand schirfen
kénnen, um Gegenwart und Zukunft zu gestalten, dass historisches Wissen und
demokratisches Bewusstsein fiir sie eine Hilfe sein kénnen, um sich besser vor Un-
gerechtigkeiten zu schiitzen und aufmerksamer durchs Leben zu gehen, dann werden
sie sich auch informieren. Im Alltag funktioniert es doch ganz dhnlich: Wenn man
ein Problem hat oder vor einer Herausforderung steht, dann fragt man einfach je-
manden, von dem man glaubt oder weif3, dass er sich auskennt, nach den Erfahrun-
gen, die er in seinem Leben im Umgang mit diesem Problem gemacht hat. Wenn
man krank ist, dann fragt man andere, ob sie auch schon mal diese Krankheit hatten.
Oder man geht zum Arzt. Auch dessen Wissen beruht ja letzten Endes auf Erfah-
rungen, die er oder andere im Laufe der Zeit gesammelt haben, sogar ganz wértlich,
nimlich in den Krankenakten. Der Punkt, auf den ich hinauswill, ist der: Im einen
wie im anderen Fall geht es um das Zuriickgreifen auf Lebenserfahrung. In der ge-
schichtlichen Vermittlungsarbeit, etwa in der Arbeit mit Zeitzeugen, spielt das eine
ungemein wichtige Rolle. Und da wiiren wir schlecht beraten, wenn wir diese Le-
benserfahrung nicht nutzen wiirden.

gfmr: Das heifSt, es geht Ihnen bei Ihrer Arbeit also nicht nur um Vergangenheitsbewiil-
tigung, wie es immer so schin heifst, sondern es geht Ihnen vor allen Dingen um Zukunfis-
gestaltung und Demokratieforderung?

Jahn: Das ist fiir mich ein ganz wesentlicher Punkt. Warum beschiftigen wir uns
denn mit Geschichte? Doch nicht, um immer wieder das erlittene Leid zu benennen
und uns daran zu fesseln, sondern es geht doch darum, diese — zugegeben schmerz-
haften — Erfahrungen zu nutzen, um Zukunft zu gestalten und ein Bewusstsein fiir
die Chancen und Gefihrdungen der Demokratie zu entwickeln. Demokratie ist keine
Selbstverstindlichkeit. Sie setzt voraus, dass Menschen ihre Rechte wahrnehmen und
sie gestalten. Meiner Meinung nach ist es schon so, dass wir aus der Beschiiftigung mit
der Unfreiheit lernen konnen, die Freiheit besser zu schitzen und zu schiitzen. Und
in dem Sinne kann ich nur sagen, dass die Auseinandersetzung mit der Vergangenheit
immer auch eine Chance fiir die Zukunft bedeutet.
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gfmr: Bei allem Vorbehalt gegen Pauschalurteile und vorschnelle Generalisierungen:
Gibt es Ihres Erachtens so etwas wie allgemeine Lebren, die sich aus den Erfahrungen der
SED-Diktatur ziehen lassen, gerade auch mit Blick auf die Gestaltbarkeit oder die Uber-
lebensfihigkeit von Demokratien?

Jahn: Also, fiir mich lautet die zentrale Botschaft: Fine Diktatur ist iiberwindbar.
Das ist fiir mich das Entscheidende. Probleme lassen sich [6sen, das Unmégliche kann
méglich werden. Das ist doch eine Botschaft, die universell ist. Und fiir mich persén-
lich ist das die wichtigste Lehre, die ich aus meinem Leben in und meiner Beschiftigung
mit der DDR ziehen kann. Es gibt immer eine Chance, aus dem Negativen etwas
Positives zu ziehen. Jeder Tag im Knast war einer zu viel, aber trotzdem will ich die
Erfahrung nicht missen.

gfmr: Gehirt zu dieser Erfabrung auch die Einsicht, dass der einzelne Mensch sehr wohl
einen Unterschied macht, dass es eben nicht stimmt, dass ,die da oben* ohnehin machen,
was sie wollen und man selber keine Rolle spielt?

Jahn: Richtig. Die Erfahrung beziehungsweise die Einsicht, dass eine Diktatur nur
solange funktioniert, solange die Menschen Angst haben, ihre Geschicke selber in die
Hand zu nehmen, ist doch ungemein ermutigend und wichtig. Es ist wichtig, sich
das immer wieder klar zu machen: Wenn man die Angst abschiittelt, wenn man die
Sachen anpackt, ob als Einzelner oder gemeinsam mit anderen, dann hat man eine
Chance, Gesellschaft zu verindern. Die klare Erkenntnis: Gesellschaft ist verinderbar
— das ist fiir mich das Entscheidende, was sich aus der Geschichte lernen lisst. Um-
gekehrt beinhaltet das natiirlich auch die Erkenntnis, dass ein Leben in Freiheit und
Selbstbestimmung, wie wir es heute leben, keine Selbstverstindlichkeit ist, sondern
dass wir etwas dafiir tun miissen. Betrachten Sie zum Beispiel nur die unterschiedli-
chen Entwicklungen, die die beiden deutschen Staaten nach 1945 genommen haben.
Wenn man nur die Verfassung der DDR und das Grundgesetz der Bundesrepublik
sowie die Linderverfassungen betrachtet, konnte man den Eindruck gewinnen, dass
sie vom normativen Anspruch her doch die gleichen Ziele formulierten, nimlich
Freiheitsrechte fiir Menschen. Aber wenn man dann genauer hinschaut, wie mit
diesen Anspriichen umgegangen wurde, dann waren die Entwicklungen in Ost und
West doch héchst unterschiedlich. Natiirlich spielten auch die unterschiedlichen
Rahmenbedingungen und die divergierenden Interessen der westlichen Alliierten und
der Sowjets eine Rolle, die ihre Interessen auch nach dem Ende des Krieges immer
wieder mit militirischer Gewalt durchsetzten. Aber entscheidend war auch, wie die
Menschen die jeweilige Gesellschaft mitgestalteten. Es reicht eben nicht, Dinge auf
Papier zu schreiben, sondern es kommt in erster Linie darauf an, eine Verfassung
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lebendig werden zu lassen. Das gilt tibrigens auch in anderen Belangen, beispielswei-
se auch in Hinsichtauf die Erklirung der Menschenrechte. Wir diirfen nicht nur von
Menschenrechten reden, sondern wir miissen auch daran arbeiten, sie weltweit
durchzusetzen.

gfmr: Seit dem Fall der Mauer sind mittlerweile 25 Jahre vergangen, aber immer noch
gehen tiglich Antriige auf Akteneinsicht in Ihrer Behirde ein. Ist die Zahl der Antriige in
den letzten Jahren zuriickgegangen? Oder ist das Interesse unverindert hoch? Und was sind
das fiir Menschen, die so spiit noch Antrag auf Akteneinsicht stellen? Warum melden die
sich erst jetzt, was bewegt die, was treibt die um?

Jahn: Also, wir haben dazu jetzt keine wissenschaftlichen Untersuchungen durch-
gefiihrt, warum hier immer noch jeden Monat {iber 5.000 Antrige auf personliche
Akteneinsicht eingehen. Aber wir kennen natiirlich die Aussagen zahlreicher Antrag-
steller. Die Motive, die da genannt werden, sind ganz unterschiedlich. Einige sagen
uns, sie seien erst jetzt in ihrem Leben an einem Punke, an dem sie endlich die Zeit
dafiir haben, ihr Leben zu ordnen und dass sie dazu auch mal die Akten sichten wollen.
Andere kommen erst jetzt, weil sie vorher eine gewisse Scheu hatten, in die Akten zu
schauen. Und wieder andere kommen, weil sie in ihrem Landkreis eine Biirgerberatung
zur Antragstellung entdeckt haben oder weil sie einen bestimmten Film im Fernschen
gesehen haben. Und was ebenfalls fiir viele eine wichtige Rolle spielt, das ist das Inte-
resse der nichsten Generationen. Ich hore immer wieder von Menschen, dass es die
Kinder beziehungsweise die Enkelkinder sind, die ihnen Fragen stellen und die von
ihren Eltern beziehungsweise Grofeltern wissen wollen, wie das damals war und die
sie dann animieren, Akteneinsicht zu beantragen. Was das betrifft, kann ich nur sagen:
Der Dialog der Generationen findet zunehmend statt. Allerdings darf man auch nicht
vergessen, dass die Nutzung der Akten zur persdnlichen Einsichtnahme nur einen Teil
der Antrige ausmacht. Wir haben ja dariiber hinaus auch mit Forschern und Journa-
listen zu tun, die die Akten fiir ihre Arbeit nutzen. Da speist sich das zunchmende
Interesse an den Akten aus der Hoffnung, mit ihrer Hilfe bestimmte Fragestellungen
beantworten zu kénnen. So hat etwa die seit einiger Zeit gefiihrte Diskussion um den
Unterschied zwischen NSA und Stasi zusitzliches Interesse an den Stasi-Akten geweckt.

zfmr: Kommen wir zur letzten Frage: Wie geht es weiter mit der Behirde fiir die Un-
terlagen des Staatssicherbeitsdienstes? Welche Aufgaben sind noch zu bewiiltigen? Odler
anders gefragt: Welche Aufgaben haben aus Ihrer Sicht Prioritiir?

Jahn: Die entscheidende Frage ist: Wie geht es weiter mit dem Stasi-Unterlagen-
Archiv? Wie kénnen wir sicherstellen, dass die Akten auch in Zukunft bestméglich
zuginglich sind, dass wir diese Akten weiter nutzen und dass Forschung und Bildung
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nichtauf der Strecke bleiben? Deswegen gilt es jetzt, eine Bestandsaufnahme zu machen
und festzustellen, welche Aufgaben bereits erledigt wurden, welche Aufgaben noch
bestehen und wie man diese in Zukunft bestméglich organisieren kann. Zur Klirung
dieser Fragen gibt es eine Expertenkommission beim Deutschen Bundestag, die alle
relevanten Informationen zusammentragen und Vorschlige erarbeiten soll, iiber die
dann der Bundestag entscheiden wird. Wichtig ist, dass die Akten auch weiter genutzt
werden kdnnen, und zwar in einer Form, die auch zeitgerecht ist. Zu den Vorausset-
zungen, die dafiir geschaffen werden miissen, gehort insbesondere ein modernes Archiv,
in dem die Akten auch im digitalen Zeitalter zuginglich sind und fiir Forschung und
Bildung genutzt werden kénnen. Was die Ausrichtung der inhaltlichen Arbeit betrifft,
wiirde ich mir wiinschen, dass der Horizont erweitert wird, dass wir wegkommen von
der Fixierung auf die Staatssicherheit und hin zu einer intensiver gefiihrten Auseinan-
dersetzung mit den Herrschaftsmechanismen der DDR. Ich denke, dass wir da gute
Voraussetzungen dafiir schaffen kénnen, dass die Akten auch den nichsten Generati-
onen zur Verfiigung stehen. Das ist auch deshalb wichtig, weil diese Akten ja in
doppelter Hinsicht von Bedeutung sind. Einerseits sind sie Dokumente der Repressi-
on, die in ihrer Gesamtheit geradezu eine Art Monument des Uberwachungsstaates
darstellen. Aber andererseits sind sie auch so etwas wie ein Vermichtnis der Friedlichen
Revolution. Man darf ja nicht vergessen, unter welchen Umstinden die Akten — nicht
zuletzt von den Biirgerinnen und Biirgern selbst — gesichert worden sind. Es ist ja
keineswegs selbstverstindlich, dass diese Akten heute hier sind und zur Aufklirung
iiber Diktatur dienen. Und dieser Aspekt ihrer Nutzung ist mir auch fiir die Zukunft
besonders wichtig. Es geht nicht nur darum, zu schauen was drin steht, sondern auch
darum, sich bewusst zu machen, was fiir ein einmaliger Akt es ist, dass diese Akten

einer Geheimpolizei gedffnet und einer Gesellschaft zur Verfiigung gestellt wurden.

gfmr: Herr Jabn, wir danken Ihnen fiir das Gespriich.
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TOUR D’HORIZON

Michael Krennerich

Zivilgesellschaft unter Druck’

~How to create and maintain civil society space? What works? Mit dieser Frage richtete
sich das UN-Hochkommissariat fiir Menschenrechte jiingst an zivilgesellschaftliche
Gruppen. Die Ergebnisse der bis Ende Juni 2015 durchgefiihrten Konsultation sollen
in einen Bericht mit praktischen Empfehlungen eingehen. Die Konsultation setzt an
einem wahrlich dringenden Problem an, das in der Menschenrechtszene unter dem
Schlagwort ,,shrinking political space of civil society“(Act Alliance 2011) oder ,,shrinking
political space of NGOs“ (van der Borgh 2009) seit Jahren beklagt wird. Im Zentrum
der Kritik stehen die vielfiltigen Versuche von Regierungen, die Meinungsiuflerungs-,
Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit sowie das Recht auf Teilnahme an 6ffentlichen
Angelegenheiten einzuschrinken, um so eine kritische Zivilgesellschaft zum Verstum-
men zu bringen.

Besonders davon betroffen waren und sind human rights defenders. Innerhalb der
Vereinten Nationen werden darunter all jene Personen, Gruppen und Organisationen
verstanden, die sich friedlich fiir die Menschenrechte einsetzen. Traditionell werden
diese in vielen Lindern bedroht, behindert und verfolgt, gleich, ob sie sich fiir biirgerli-
che und politische oder fiir wirtschaftliche, soziale oder kulturelle Menschenrechte stark
machen (vgl. Forum Menschenrechte 2012). Vor allem unter den Bedingungen inner-
staatlicher Konflikte und autoritirer Herrschaft waren und sind human rights defenders
von willkiirlichen Verhaftungen, Entfithrungen, ,, Verschwindenlassen, Folter und Mord
betroffen. Zusehends werden sie aber auch — subtiler — auf rechtlichem und biirokrati-
schem Weg drangsaliert und behindert. Gerade in jiingerer Zeit haben autoritire Regime
ihre repressiven ,biirokratischen Strategien (Puddington 2009) weiterentwickelt und
verfeinert, um Regime- und Menschenrechtskritik zu unterbinden.

Diesem Zweck dient ein ganzes Biindel an Mafinahmen, die von regionalen und

internationalen Menschenrechtsorganen sowie von nationalen und transnationalen

1 Der Beitrag beruht in Teilen auf dem Beitrag ,Shrinking Political Space” des Autors, der in der Festschrift
,Die subversive Kraft der Menschenrechte® versffentlicht wurde (Huhle/Huhle 2015: 117-131).
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NGOs kritisiert werden: (a) rigide Registrierungsvorschriften fiir NGOs, die der
Regierung als Hebel dienen, um unliebsame Vereinigungen nicht zuzulassen oder
diese zu ,disziplinieren® und ihnen ganz oder zeitweise die Rechts- und Handlungs-
grundlage zu entziehen; (b) das Verbot und die Kriminalisierung politischer Aktiviti-
ten nicht-registrierter NGOs, das jederzeit gegen regimekritische Organisationen
(denen fiir gewdhnlich die Registrierung verwehrt bleibt) angewandt werden kann;
(c) Offenlegungspflichten und Auflagen beziiglich der Finanzierung von NGOs, um
— unter Hinweis auf die nationale Souverinitit — gerade die Unterstiiczung aus dem
Ausland zu unterbinden; (d) steuerrechtliche Auflagen und selektive Finanzpriifungen,
welche die Arbeit kritischer NGOs behindern und hiufig hohe Strafen fiir Regime-
kritiker nach sich ziehen; (e) die behérdliche Nicht-Genehmigung oder Behinderung
unliebsamer Demonstrationen und Veranstaltungen auf der Grundlage restriktiver
Versammlungsgesetze; (f) die Verweigerung von Konzessionen fiir unabhingige Me-
dien sowie Mediengesetze, die legale Eingriffe in die Ti4tigkeit von kritischen Journa-
listinnen und Journalisten erméglichen; (g) Gesetze und Mafinahmen zur Terroris-
musbekimpfung, die gezielt gegen Regimekritiker eingesetzt werden; (h) allgemeine
strafrechtliche Bestimmungen — von Verunglimpfung iiber ,,hooliganism “bis zu Ge-
heimnisverrat —, die genutzt werden, um Strafverfahren gegen regimekritische Perso-
nen und Organisationen einzuleiten.

Besorgniserregend ist zudem, dass Regierungen, gesellschaftliche Gruppen und
Medien mitunter gezielt Simmung gegen human rights defenders machen. Dies fiihrt
nicht selten zu einer Diskreditierung, Stigmatisierung und Kriminalisierung von
Personen, die sich fiir die Menschenrechte einsetzen oder diese nutzen, um ihre An-
liegen vorzubringen. Einem regimekritischen, transnationalen Menschenrechtsdiskurs
wird so — vielfach mit Verweis auf die nationale Souverinitit, die 6ffentliche Sicherheit
und Ordnung oder die Moral — ein Gegendiskurs gegeniibergestellt, der die kommu-
nikative und normative ,Macht der Menschenrechte® unterlduft. ,, Human Rights
Framing“ meets , Counter-discourse”, sozusagen.

Putins Russland -
schwerer Stand fiir regimekritische NGOs

Die Kritik an einem ,shrinking political space” machte sich ab Mitte der 2000er
Jahre insbesondere an Russland fest. Bereits im Jahr 2004 wandte sich Prisident
Wladimir Putin in seiner jihrlichen Parlamentsansprache offen gegen politisch
aktive NGOs, die Gelder aus dem Ausland erhielten. Mit dem NGO-Gesetz von
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2006 verschirfte er spiter die bestehenden rechtlichen Vorschriften fiir Nichtregie-
rungsorganisationen. In dessen Folge wurden zahlreiche zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen per Gerichtsbeschluss aufgeldst oder erhielten Verwarnungen (vgl.
Chikov 2014: 15). Wihrend des Intermezzos der Prisidentschaft von Dmitry
Medvedev gingen die Behorden zwar nur vereinzelt gegen NGOs vor, doch mit der
von Massenprotesten iiberschatteten dritten Amtsiibernahme Putins im Jahr 2012
verstirkte der Prisident die Bemiihungen, NGOs staatlich zu kontrollieren oder
jene, die sich dagegen wehren, auszugrenzen oder zu schliefen (ebd.). Hierzu dien-
te gerade die neuerliche Verschirfung der NGO-Gesetze, die sowohl auf die Kont-
rolle der Zivilgesellschaft als auch auf die Zuriickweisung westlicher Einmischung
in die politischen Geschicke des Landes abzielte.

So sieht das ,NGO-Agentengesetz” von 2012 vor, dass politisch aktive NGOs, die
finanzielle Unterstiitzung aus dem Ausland erhalten, sich als ,auslindische Agenten®
registrieren miissen — was trotz einer grof angelegten Uberpriifungskampagne der
Staatsanwaltschaft von vielen NGOs zunichst ignoriert oder angefochten wurde (vgl.
Siegert 2014: 17). Nach einer neuerlichen Gesetzesreform im April 2014 kann das
Justizministerium nun von sich aus und ohne Gerichtsbeschluss NGOs als ,auslindi-
sche Agenten® registrieren. Davon betroffen sind gerade auch Menschenrechtsorga-
nisationen (vgl. Front Line Defenders 2014: 9). Die Registrierungspflichten wurden
durch das russische Verfassungsgericht als verfassungskonform bestitigt, verbunden
mit dem Hinweis, dass der Ausweis von NGOs als ,,auslindische Agenten® im 6ffent-
lichen Interesse des Staates lige. Die gelisteten NGOs sind bei Androhung hoher
Geldstrafen verpflichtet, alles, was sie verdffentlichen und verteilen, mit dem Namen
ihrer Organisation und dem Hinweis ,auslindische Agenten® zu versehen. De facto
gebrandmarkt als ,Marionetten-NGOs“ oder gar auslindische Spione werden diese
Organisationen, sofern sie sich nichtauflésen, also gezielt diskreditiert und behindert.
Einige haben bereits eine gemeinsame Beschwerde vor dem Europiischen Gerichtshof
fiir Menschenrechte eingereicht. Im Mai 2015 hat Putin zudem das ,Gesetz iiber
sunerwiinschte Organisationen® in Kraft gesetzt, das die Arbeit auslindischer NGOs,
die von den Behérden als Bedrohung fiir die Verfassung oder Sicherheit des Staates
angesehen werden, verbieten kann. Potenziell betroffen hiervon sind US-Stiftungen
sowie in Russland titige internationale Menschenrechtsorganisationen.

Die Verschirfung der NGO-Gesetze bettet sich in ein ganzes Biindel an restriktiven
Gesetzesinderungen ein, die u.a. auch vom UN-Menschenrechtsausschuss kritisiert
werden, der den Internationalen Pake iiber biirgerliche und politische Rechte iiberwacht
(Human Rights Committee 2015). Von ,Gesetzen der Zermiirbung® sprach zuvor
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bereits Human Rights Watch (2013) im Bericht ,, Laws of Astrition. Crackdown on
Russia’s Civil Society after Putin’s Return to the Presidency”. So wurden im Jahr 2012
beispielsweise die Eingriffsrechte der Staatsorgane in die Versammlungsfreiheit ausge-
weitet, und es wurden Strafen und Buflgelder bei Verstof8en gegen das Versammlungs-
recht empfindlich erhéht.? Auch wurde der Straftatbestand der Diffamierung wieder
eingefiihrt und jener des Verrates ausgeweitet. Gezielt gegen Regimegegner verwendet
wird gerade auch der Vorwurf des ,, hooliganism'. Fiir Missbrauch anfillig sind ebenso
die vagen Bestimmungen im Gesetz zur Bekimpfung ,extremistischer Aktivitdten®.

Zugleich bereiten die éffentliche Diffamierung von Oppositionellen sowie eine
massive Propaganda gegen den Westen und vermeintlich westliche Werte, Menschen-
rechte und Liberalismus inbegriffen, den Boden fiir politische Gewalt in der Gesell-
schaft, gerade seitens rechtsnationaler Gruppen, die von staatlichen Stellen geduldet
oder gar unterstiitzt werden. Die Ermordung des prominenten Oppositionspolitiker
Boris Nemzows am 27. Februar 2015 ,,... ist das michtigste und monstrose Signal an
alle Menschen mit liberalen Ansichten, dass in Russland nun freies Schaffen, Mei-
nungsfreiheit und Kritik an der Regierung nicht mehr nur unerwiinschtes Verhalten
sind, sondern schlichtweg eine fiir jedermann gefihrliche Sache®, schreibt Wladimir
Ryschkow (2015: 2), Vorsitzender der Bewegung ,,Russlands Wahl®.

Die Lage in anderen post-sowjetischen Autokratien

In die , Verlegenheit®, wie Russland mit EGMR-Beschwerden konfrontiert zu werden,
kommt der Diktator Alexander Lukaschenko, der seit rund 20 Jahre in Belarus herrscht,
erst gar nicht, denn als einziges Land Europas ist Belarus nicht Mitglied des Europarats
und hat auch nicht die Europiische Menschenrechtskonvention ratifiziert. In der
dortigen Dikeatur ist der zivilgesellschaftliche Raum fiir kritische NGOs, allen voran
fiir Menschenrechtsorganisationen, massiv beschrinke,® obwohl wie in Russland
zahlreiche unpolitische und regierungskonforme Vereinigungen anerkannt, kooptiert
und unterstiitzt werden. Eine Registrierung von Menschenrechtsorganisationen ist
kaum méglich — und Aktivititen nicht-registrierter Organisationen sind verboten. So
kritisierte der UN-Sonderberichterstatter zu Belarus, Miklés Haraszti: ,, The three main
stumbling blocks that disable civil society activism are: the restrictive, permission-based
rules on registration; the ensuing widespread refusal of registration; and the criminalizati-

2 Vgl. etwa Belov/Breig/von Gall 2013: 8, Human Rights Watch 2013: 46-53.
3 Siehe ausfiihrlicher Krennerich 2013.
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on of unregistered civil activities and funding “*. Treffend iiberschrieb Amnesty Interna-
tional 2013 ihren Bericht zur Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit in Belarus mit
dem Titel: , What is not permitted is prohibited: Silencing civil society in Belarus*.

Die Versammlungsfreiheit wird in Belarus dabei bereits durch das ,Gesetz tiber
Massenveranstaltungen eingeschriinkt, das spontane regimekritische Versammlungen
und Demonstrationen unterbinden soll. Es fordert eine behrdliche Erlaubnis jeglicher
noch so kleiner Aktion und ,,Nicht-Aktion*, die als 6ffentliche Auferung gesellschafts-
politischer Meinungen oder gar als Protest intendiert ist. Dass pikanterweise auch
»Nicht-Aktionen® darunterfallen, ist eine Antwort des Regimes auf eine Welle ,stiller
Proteste” im Jahr 2011. ,Von landesweit Hunderten beantragten, demokratischen
Demonstrationen wurden 2014 sechs genehmigt, beklagte der nach dreijihriger Haft
freigelassene Vorsitzende der belarussischen Menschenrechtsorganisation ,,Viasna®,
Ales Bialiatski, und fiigte hinzu, ,allerdings nicht am eigentlichen Ort, sondern in
menschenleeren Gegenden, etwa in Parkanlagen voller Eichhérnchen®.

Auch jiingere Ereignisse — wie etwa die Ausweisung der russischen Menschenrecht-
lerin Aljona Tankatschowa im Februar 2015 — weisen nicht darauf hin, dass das Regime
die Handlungsspielriume fiir kritische zivilgesellschaftliche Akteure in nichster Zeit
offnen wird (vgl. Sahm 2015). Im Gegenteil: Angesichts der gewaltsamen Zerschlagung
der Massenproteste nach den Prisidentschaftswahlen von 2006 und vor allem 2010°
ist zu befiirchten, dass Lukaschenko auch bei den anstehenden Prisidentschaftswahlen
im Herbst 2015 mit harter Hand gegen etwaige Proteste vorgehen bzw. diese im
Vorfeld unterbinden wird. Gerade wenn es um seine politische Machtposition geht,
ist der Diktator unerbittlich.

Auch das autoritire Regime von Ilham Aliyev in Aserbaidschan lisst keinen Raum
fiir offentlich vorgetragene Regimekritik. Die jiingeren Berichte von Amnesty Inter-
national — ,, Downward Spiral: Continuing crackdown on freedoms in Azerbaijan“(2013)
und ,, Behind Bars. Silencing Dissent in Azerbaijan “(2014) — zeigen, wie NGOs, unab-
hingige Medien und regimekritische und prodemokratische Gruppen in der Gesell-
schaft mittels Gesetzen, Auflagen und willkiirlicher Verhaftung behindert, unterdriicke
und verfolgt werden, wihrend zugleich der Europarat keine angemessene Antwort auf
die dortigen Menschenrechtsverletzungen findet (vgl. Knaus 2015). Anldsslich des
Besuchs von Prisident Aliyev am 21. Januar 2015 in Deutschland beklagte das bun-

4 United Nations, General Assembly: Situation of human rights in Belarus, UN Doc. A/69/307, 12.
August 2014.

Siehe das Interview mit Bialiatski im Amnesty Journal, 06/07 2015, S. 40f.

6 Siche hierzu den detaillierten Bericht des Legal Transformation Center (2012).
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desweite Netzwerk ,,Forum Menschenrechte® in einem Brief an Bundeskanzlerin
Angela Merkel, wie sehr sich in den vergangenen Jahren die Menschenrechtslage in
Aserbaidschan verschlechtert habe. Die Presse- und Meinungsfreiheit sowie die Ver-
sammlungs- und Vereinigungsfreiheit sind in dem Land drastisch eingeschrinkt.
Human rights defenders und Regimekritiker werden eingeschiichtert, drangsaliert und
in etlichen Fillen auf Grundlage konstruierter Anschuldigungen zu langen Haftstrafen
verurteilt. Im Gesprich mit Aliyev kritisierte die Bundeskanzlerin dann auch die
Menschenrechtslage in dem Land, wies aber zugleich darauf hin, dass Aserbaidschan
fiir Deutschland, nicht zuletzt wegen seiner Gas- und Erdslvorkommen, ein Partner
»von wachsender Bedeutung" sei (von Salzen 2015).

Ohnehin scheint die Menschenrechtskritik aus Deutschland die Machthaber in Baku
nicht sonderlich zu beeindrucken. Noch immer sitzen Dutzende Regimekritiker im
Gefingnis. Gerade erst im April 2015 wurde mit Intigam Aliyev ein bekannter Men-
schenrechtsanwalt, der etliche Beschwerden beim EGMR eingereicht hatte, zu sieben-
einhalb Jahren Geféngnisstrafe verurteilt. Eine sechseinhalbjihrige Haftstrafe hatte nur
eine Woche zuvor der Menschenrechtsaktivist Rasul Jafarov erhalten. Er hatte sich an
der Menschenrechtskampagne ,,Sing for Democracy “anlisslich des Eurovision Song Con-
testin Baku 2012 beteiligt und — gemeinsam mit der Biirgerrechtlerin Leyla Yunus — fiir
die Parlamentarische Versammlung des Europarates im Jahre 2014 eine Liste politischer
Hiftlinge zusammengestellt. Yunus und ihr Mann wurden inzwischen ebenfalls zu
langjihrigen Haftstrafen verurteilt. Die Verurteilungen sind unverkennbar politisch
motiviert. Und wihrend die Griinen eine Kleine Anfrage” und die Regierungsfraktionen,
auf Initiative der SPD, einen gemeinsamen Antrag ,,Einhaltung der Menschenrechte in
Aserbaidschan einfordern“® unmittelbar vor den in Baku stattfindenden ,, Europaspiele®
im Bundestag einbrachten, schlossen die aserbaidschanischen Behérden ohne Erklirung
die dortigen OSZE-Biiros.’

Insgesamt ist der Handlungsspielraum kritischer zivilgesellschaftlicher Gruppen in
den post-sowjetischen Autokratien mehr oder minder stark beschnitten. Auf einer
Menschenrechtskonferenz der Organisation fiir Sicherheit und Zusammenarbeit in
Europa (OSZE) im Jahre 2013 reichte die International Partnership for Human Rights
gemeinsam mit etlichen anderen Menschenrechtsorganisationen eine schriftliche
Erklirung ein, in der sie das unsichere und feindliche Umfeld fiir NGOs nicht nur in

7 BT-Drs. 18/4796, 27. April 2015. In der Kleinen Anfrage wird die Bundesregierung gezielt nach ihrer
Bewertung des Vorgehens der aserbaidschanischen Behérden gegeniiber Regimekritikern befragt.

8 BT-Drs. 18/5092, 9. Juni 2015.

9  Carl Schreck: Azerbaijan Orders OSCE To Close Baku Office, Radio Free Europe, 9. Juni 2015. htep:/
www.rferl.org/content/article/27055923.html (Stand: 09.06.2015).
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Russland, Belarus und Aserbaidschan, sondern auch in post-sowjetischen Staaten
Zentralasiens beklagte. Besonders Menschenrechtsorganisationen wiirden auf Verdacht
und Misstrauen stofSen und seitens der Regierungen als ,unpatriotisch®, , Verriter®
und , nationale Feinde* diskreditiert. Zugleich wiirden diese Organisationen besonders
unter restriktiven Gesetzen leiden, welche die Méglichkeiten beschrinken, finanziel-
le Unterstiitzung zu erhalten, einen legalen Status zu erlangen und sffentlich frei zu
agieren. '’

Im Rahmen des Projekts ,A Transnational Civil Society Coalition in Support of
Fundamental Rights in Central Asia “legten Menschenrechtsorganisationen aus Kasach-
stan, Tadschikistan und Turkmenistan im Mirz 2015 einen Bericht ,, Curtailing Rights
in the Name of Stability“" vor, in dem Eingriffe in die Meinungs-, Vereinigungs- und
Versammlungsfreiheit kritisiert werden, die dort auf Grundlage restriktiver Gesetze
erfolgen. Human Rights Watch (2014) und Amnesty International (2015) bescheini-
gen den zentralasiatischen Autokratien ebenfalls ein schlechtes Menschenrechtsprofil,
allen voran Turkmenistan, wo es fiir unabhingige zivilgesellschaftliche Organisationen
extrem schwierig sei zu agieren. Selbst in Kirgistan, das Freedom House immerhin
noch als ,,partly free“einstuft,'? werden inzwischen die zivilgesellschaftlichen Riume
enger. Dort ist das Parlament im Begriff, ein von Russland inspiriertes NGO-Agen-
tengesetz zu verabschieden, das aus dem Ausland unterstiitzte, politisch aktive NGOs
ebenfalls als ,,auslindische Agenten® stigmatisiert.'®

Eine weit verbreitete Praxis

Wihrend in den post-sowjetischen Autokratien die legalistisch-biirokratischen Stra-
tegien zur Kontrolle der Zivilgesellschaft besonders ausgefeilt sind, werden weltweit
gesetzliche und administrative Regelungen eingefiihrt oder verschiirft, die zusitzlich
zur blanken Repression den Handlungsspielraum der Zivilgesellschaft auf legalistisch-

administrativem Wege beschneiden.

10 Joint Statement to OSCE Human Rights Conference: Repressive NGO Legislation and practice in the
post-Soviet region. Written statement by International Partnership for Human Rights et al., 27. Janu-
ar 2013.

11 Abrufbar unter: http://www.civicsolidarity.org/article/1093/central-asia-curtailing-rights-name-stabi-
lity (Stand: 29.05.2015). Fiir Kasachstan siehe auch den Bericht des Norwegian Helsinki Committee
(2015).

12 Vgl. den Bericht ,2015 Freedom in the World”, abrufbar unter: www.freedomhouse.org (Stand:
01.06.2015).

13 htep://www.civicsolidarity.org/article/1095/kyrgyzstan-reject-foreign-agents-bill-plenary, 26.05.2015
(Stand: 29.05.2015).
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In etlichen afrikanischen Staaten beispielsweise ist die zuvor lebendige Zivilgesell-
schaft stark unter Druck geraten, besonders deutlich in Agypten. Dort besteht nicht
nur eines der restriktivsten NGO-Gesetze', sondern laut Amnesty International
Deutschland erlebt das Land unter Prisident Abdel Falltah al-Sisi ,,eine der schwersten
Menschenrechtskrisen in der modernen Gesellschaft des Landes“."” Seit der Amtsent-
hebung des ehemaligen Prisidenten Mohammed Mursi im Juli 2013 wurden unzih-
lige Menschen festgenommen, angeklagt und/oder verurteilt. Von Massenverurteilun-
gen betroffen sind zum einen Mitglieder und Unterstiitzer der Muslimbruderschaft.
Verfolgt und zu hohen Haftstrafen verurteilt werden aber auch viele Personen, die das
Regime kritisieren und sich fiir Freiheit und Menschenrechte einsetzen (vgl. Okail
2015). Beim umstrittenen Staatsbesuch des dgyptischen Prisidenten am 3. Juni 2015
in Deutschland brachte die Bundeskanzlerin — intern wie éffentlich — Menschenrechts-
kritik vor, vor allem an der Todesstrafe, verwies aber zugleich auf die strategische Be-
deutung Agyptens in der Region. Bundestagsprisident Lammert hatte hingegen ein
Gesprich mit al-Sisi unter Hinweis auf die aktuelle Entwicklung im Land abgesagt.'®

In anderen Lindern, wie Athiopien, bedarf es aus Sicht der Regierung iiberhaupt
keiner NGOs mehr. In der ostafrikanischen Entwicklungsdiktatur werden die wirt-
schaftliche Entwicklung und die Sicherheit allein durch den Staat organisiert und
kontrolliert. Unterstiitzt wird der ,,Darling“ der internationalen Entwicklungszusam-
menarbeit dabei durch bilaterale und multilaterale Geber, die Athiopien als Anker der
Stabilitit in der Region ansehen und die dort effektive technische Umsetzung von
Entwicklungsvorhaben schitzen. Regimekritik wird von den Machthabern indes
konsequent und repressiv unterdriickt. Wihrend die Wirtschaft boomt, werde mittels
zweier umstrittener Gesetze — eines zur Terrorabwehr und eines betreffend die Arbeit
von NGOs — die Opposition drangsaliert, kritisierte 2013 die EU-Abgeordnete Bar-
bara Lochbihler in einem Interview mit der Deutschen Welle.'” Bekannte Blogger, die
politische und soziale Probleme kritisierten, wurden jiingst erst wieder als Terroristen
diffamiert und sitzen in ,Afrikas Aufsteiger-Nation“'® im Gefingnis. Lokale NGOs
sind rar geworden, nachdem die externe Finanzierung laut dem 2011 verabschiedeten
NGO-Gesetz nur noch 10 9% ihres Gesamtbudgets umfassen darf.

14 Vgl. The International Center for Non-Profit-Law: NGO Law Monitor: Egypt, htep://www.icnl.org/
resear/monitor/egypt.html (Stand: 01.06.2015).

15 https://www.amnesty.de/2015/6/1/bundesregierung-muss-sich-fuer-menschenrechte-aegypten-einset-
zen, 1. Juni 2015 (Stand: 05.05.2015).

16 Das Parlament, 26. Mai 2015.

17 ,Menschenrechtler werden massiv eingeschrinkt*, Deutsche Welle, 17. Juli 2013.

18 Soder Titel eines kritischen Beitrags von Isabel Pfaff in Stiddeutsche Zeitung, 23./24./25.05.2015, S. 9.
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Die Beispiele liefen sich auch fiir andere Linder und Weltregionen fortfiihren.
Autoritire Herrschaftspraktiken sind vielerorts auf dem Vormarsch, und in nicht
wenigen Lindern haben sich die zivilgesellschaftlichen Spielriume in den vergangenen
Jahren verengt, werden NGOs ,,von Autokraten und Nationalisten unter Druck
gesetzt“."” Einschrinkungen der Meinungs-, Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit
werden mit vorderhand legitimen Eingriffszwecken wie innere Sicherheit, 6ffentliche
Ordnung etc. begriindet, aber unverhiltnismifig und missbriuchlich angewandt, um
politischen Dissens und Regimekritik zu unterbinden. Systematisch versuchen auto-
ritire Machthaber, die — fiir einen etwaigen Menschenrechtswandel so wichtigen —
Verbindungen lokaler NGOs mit transnationalen Menschenrechtsnetzwerken,
menschenrechtsfreundlichen Staaten und den Institutionen und Akteuren des regio-
nalen und globalen Menschenrechtrechtsschutzes zu kappen.

Dies stellt nicht nur die Menschenrechtsarbeit vor Ort, sondern auch die Men-
schenrechtsforderung aus dem Ausland vor grofie Herausforderungen. Letztlich ist es
eine schwierige Frage, wie mit den sehr verschiedenen autoritiren Regimen jeweils
strategisch umzugehen ist, um die Menschenrechte bestméglich zu fordern. Dies ist
besonders schwierig, wenn die Regierungen von grofen Teilen der Eliten und der
Bevolkerung unterstiitzt werden und effektive Gegenstrategien entwickelt haben, um
sich — méglicherweise sogar im Biindnis mit anderen Regierungen — gegen menschen-
rechtlichen Druck von ,,unten und von ,,auflen® zu schiitzen. Die vielfiltigen Mog-
lichkeiten der bilateralen und multilateralen, staatlichen wie nicht-staatlichen Men-
schenrechtspolitik — von Sanktionen und Anreizen iiber 6ffentliche Kritik und stille
Diplomatie bis hin zur Férderung demokratischer, rechtsstaatlicher und menschen-
rechtlicher Institutionen, Prozesse und Akteure — miissen daher klug an die Bedin-
gungen vor Ort angepasst und mit den Betroffenen abgestimmt werden. Keine kluge
Politik ist es sicherlich, die ,,Unverletzlichkeit der innenpolitischen Ordnungen® zur
au8enpolitischen Leitlinie zu erheben, wie dies jiingst ein Papier der Stiftung Wissen-
schaft und Politik fiir den OSZE-Raum propagiert hat (Kaim/Maull/WQestphal 2015:
5). Dies kiime einem Abgesang auf jegliche Menschenrechtsauflenpolitik gleich, da
diese sich zwangsliufig in die inneren Angelegenheiten der Staaten einmischt. Vielmehr
geht es darum, selbst unter schwierigen Bedingungen die Spielriume der Menschen-
rechtspolitik auszuloten und zu nutzen. Dies gilt auch fiir die Umsetzung der prakti-
schen Anregungen und Vorschlige der Leitlinien der Europiischen Union zum Schutz
von human rights defenders, die dringend der Solidaritit und Unterstiitzung bediirfen.

19 Beklagte ein ganzseitiger Beitrag ,Agenten der Freiheit” in: Die Zeit, 11. Juni 2015, S. 3.
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So unterschiedlich die jeweiligen menschenrechtspolitischen Strategien dabei
ausfallen mégen, eines ist jedoch eines gewiss: Um glaubhaft die Achtung und den
Schutz der Meinungs-, Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit sowie anderer Men-
schenrechte einfordern zu kénnen, ist es unabdingbar, dass Regierungen und Behérden
in demokratischen Rechtsstaaten diese Rechte selbst sorgsam achten und schiitzen.
Ansonsten kdnnen sie die Gegenstrategien und Gegendiskurse autoritirer Machthaber
nicht parieren, die inzwischen auch {iber Menschenrechte reden, jedoch vor allem
deren Einschrinkungen im Blick haben.
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BUCHBESPRECHUNGEN

George Kateb (2011): Human Dignity, Cambridge/Mass., Harvard

University Press, 238 S., € 25,78

GEDRGE KATED | UM AN HIGRITY

In der jiingeren Diskussion iiber Men-
schenwiirde, die sich zunehmend auch in
englischsprachigen Kreisen entwickelt, hat
sich neben PhilosophInnen und Juristln-
nen George Kateb als einer der wenigen
Politikwissenschaftler eingeschaltet.

In seiner Monographie legt der emeri-
tierte Professor aus Princeton eine ausfiihr-
liche — sikulare, wie er betont — Verteidi-
gung des Begriffs der Menschenwiirde vor.
Bemerkenswert ist dabei insbesondere, dass
er Menschenwiirde nicht nur als individu-
elle Wiirde, sondern auch als Gattungswiir-
de erldutert. Es ist ein engagiert geschrie-
benes und anregendes Buch, wenn auch
argumentativ viele Fragen offen bleiben.

Grundsitzlich versteht Kateb ,, Wiirde®
klassisch als einen Wert, den Menschen
aufgrund von bestimmten Eigenschaften

besitzen (unberiihrt von der neueren Dis-

kussion, in der Menschenwiirde als Hal-
tung konzipiert wird). Davon ausgehend
unterscheidet er zwischen Wiirde als ,sta-
tus“ und ,stature”, wobei ,status indivi-
duelle Wiirde im Sinne des Status eines
Gleichen unter Gleichen meint, und ,,sta-
ture (Gattungswiirde) im Sinne eines
héheren Ranges, den die menschliche
Gattung gegeniiber anderen Wesen inne-
habe: ,All individuals are equal; no other
species is equal to humanity. These are the
two basic propositions that make up the
concept of human dignity® (6).

Kateb ist der Uberzeugung, dass es der
Idee der Menschenwiirde bediirfe, um
Menschenrechte zu begriinden. Dafiir
spricht er von Menschenwiirde als einem
sexistentiellen Wert* (10) im Unterschied
zu moralischen Werten. Moral beschrinkt
sich nach Kateb auf die Vermeidung von
Leid. Vetletzungen der Menschenwiirde,
die er zu Menschenrechtsverletzungen
zihlt, gingen aber dariiber hinaus, denn
sie verletzten den gleichen Status (40f.).
Deshalb kénnten Menschenrechte nicht
allein mit dem Verweis auf moralische
Werte begriindet werden, sondern setzten
zusitzlich den existentiellen Wert der

Menschenwiirde voraus. Zur Erliuterung
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fithrt er Huxleys Brave New World an
(41), in der es keine moralischen Versts-
e gebe, insofern niemandem beliebig
Schmerz zugefiigt werde, die aber deshalb
verachtenswert sei, weil in ihr die mensch-
liche Wiirde nicht respektiert werde.

An dieser Argumentation irritiert, dass
die Reichweite der Moral so eng gezogen
wird. Es scheint so, als wolle Kateb das
Konzept der Menschenwiirde einer spe-
zifisch utilitaristischen Moral aufpfrop-
fen. Dabei liegt es doch niher, statt die
Moral ganz an das deskriptive Konzept
von Leid zu binden, sie als grundsitzlich
normativen Bereich zu verstehen, in dem
dann auch Verletzungen von Menschen-
wiirde, die etwa als Demiitigungen und
dhnliches zu beschreiben wiren, als un-
moralisch erfasst werden kénnen.

Auch die Begriindung der Zuschreibung
dieses existentiellen Wertes, der sich iiber
die beiden Aspekte einer individuellen und
einer gattungsspezifischen Wiirde erstreckt,
ist nicht unproblematisch. Fiir den indivi-
duellen Aspeke schlief$t Kateb in klassischer
Interpretation (die spitestens seit Oliver
Sensens Studie Kant on Human Dignity
nicht mehr unumstritten ist) an Kant an,
wenn er sagt, dass jedem Menschen auf-
grund seiner Vernunfifihigkeit ein beson-
derer Wert in Form eines besonderen Status
zukomme; er fichert diese Fihigkeit nur im
Detail etwas anders auf. Den gattungsbezo-
genen Aspeke verspricht Kateb im Rahmen
einer philosophischen Anthropologie aus-
zuarbeiten (122). Seine Idee lautet dabei,

Buchbesprechungen | zfimr 112015

dass der Menschheit als Ganzer ein beson-
derer Wert in Form eines hoheren Ranges
zukomme, und zwar weil sie erstens in ihrer
Geschichte Grof3es geleistet habe (,achieve-
ments“, womit wohl Errungenschaften in
Kultur, Wissenschaft und Technik gemeint
sind, 177f.) und weil sie zweitens die Natur
wertschitzen und sich um sie kiimmern
kénne (,stewardship®, 115£.). Diese These
iiber den Wert der Menschheit aufgrund
ihrer faktischen historischen Leistungen ist
ungewdhnlich und Kateb, sich dessen be-
wusst, entwickelt sie ausfiihrlich und ver-
sucht sie gegen naheliegende Kritiken zu
verteidigen: schliefllich hat die Menschheit
weder nur Gutes getan noch tut sie aktuell
nur Gutes, und schliefllich gehen grof3e
Errungenschaften der Menschheit als Gan-
zer auf Kosten Einzelner, was bedeutet, dass
die Wiirde der Menschheit und die Wiirde
des Individuums im Konflikt stehen.
Abgeschen von diesen Problemen in
Bezug auf die Gattungswiirde gibt es eine
andere Liicke, die schwerer wiegt und
beide Aspekte von Wiirde, wie Kateb sie
unterscheidet, betrifft. Kateb griindet den
Wert der Wiirde in Hinblick auf den
Status des Individuums wie auf den Rang
der Menschheit ausdriicklich in deskrip-
tiven, naturalistischen Eigenschaften,
nimlich in der Fihigkeit zu denken ei-
nerseits und in den messbaren Leistungen
der Menschheit (Fortschritt und Sorge
um die Natur) andererseits. Diese Art der
Begriindung fiir Menschenwiirde als in-
hirenten, absoluten Wert durch einen
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auflermoralischen Wert ist, so ist die ein-
hellige Meinung vieler anderer Stimmen
in der Debatte um die Menschenwiirde,
schwerlich iiberzeugend. Bei Kant, auf
den sich Kateb in Hinblick auf den indi-
viduellen Aspekt bezieht, liuft die Be-
griindung bekanntermaflen anders, und
zwar aufgrund des spezifischen Moralver-
stindnisses, in das er die Wiirde einbaut:
Wiirde hat genau das Wesen, das fahig zu
Moral ist, das heifit, das moralisch han-
deln kann und moralische Anspriiche hat,
und fihig zur Moral macht es eben seine
Vernunftfihigkeit. So ist man iiber die
Vernunft im Bereich der Moral und es
wird nicht die Fihigkeit zu denken ohne
systematische Einbettung einfach fiir
moralisch wertvoll erklirt. Wihrend Ka-
teb mit der Vernunftthese an Kant an-
schlieflt, vertritt er, wie erwihnt, ein
vollkommen anderes Moralverstindnis.
Dabei geht jene Verbindung zwischen
Wiirdeverstindnis und Moralverstindnis

verloren, die bei Kant entscheidend fiir

das Verstindnis der ersteren ist. Kateb
zieht Moral, die er, wie gezeigt, in einer
utilitaristischen Spielart vertritt, und
Wiirde explizit auseinander.

Man kann das Buch in seinen ausfiihr-
lichen Erlduterungen zur Gattungswiirde,
die auf Leistungen der Menschheit ba-
siert, als optimistisches Plidoyer dafiir
lesen, die Menschheit von ihrer guten
Seite her zu betrachten; vielleicht auch
dahingehend, wie ,,gut” sie kraft vieler
Fihigkeiten sein kénnte. Doch zu be-
kannten Problemen des Begriffs der Men-
schenwiirde, wie der Frage nach ihrer
Begriindung (ebenso wie der sich in ei-
nem solchen Rahmen stellenden Frage
danach, warum man allen Menschen
Wiirde zuschreiben solle, obwohl nicht
alle sich ihrer Vernunft bedienen oder gar
etwas leisten) werden keine iiberzeugen-
den neuen Losungsansitze angeboten.

Dr. Eva Weber-Guskar,
eva.weber-guskar@phil.uni-goettingen.de

Richard Breun (2014): Scham und Wiirde. Uber die symbolische
Pragnanz des Menschen, Freiburg, Verlag Karl Alber, 229 S., € 20,00

Mit seiner Monographie Scham und Wiir-
de. Uber die symbolische Priignanz des
Menschen will Richard Breun zu nichts
weniger beitragen als ,,zu einem tieferen
Verstindnis der menschlichen Lebens-
form und ihres Sinns® (44). Breun ver-
folgt dieses ehrgeizige Ziel, indem er sich
auf etwas {iber 200 Seiten dem Phinomen
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der Scham widmet. Scham ist fiir Breuns
»anthropologische Reflexion® (216) des-
wegen besonders interessant, weil in die-
ser Emotion verschiedene gegensitzliche
Momente — etwa seelisches Empfinden
und kérperliche Reaktion — zusammen-
kommen. Eine solche ,,antinomische
Strukeur® (24) ist Breun zufolge kenn-
zeichnend fiir die menschliche Lebens-
form insgesamt. En passant wird zudem
der Zusammenhang von Scham und
Wiirde beleuchtet, denn erstere sei ,,die
andere Seite“ (88) letzterer.

Wie einleitend angedeutet, stellt
Breun in seinem Buch die Frage nach dem
Sinn menschlichen Lebens. Genauer
gesagt will Breun sowohl erforschen, was
fiir menschliches Leben kennzeichnend
ist, als auch, welches dieser Kennzeichen
dazu fiihrt, dass Menschen ihr Leben
bedeutsam erscheint. Diesen Fragen kann
man sich Breun zufolge nur widmen,
wenn man im Vorfeld anerkennt, dass das
menschliche Leben von Gegensitzen,
Antinomien und Ambivalenzen geprigt
ist. Breun diskutiert hierfiir zahlreiche
Beispiele (fiir eine vollstindige Zusam-
menschau vgl. 213-215): Beispielsweise
werden sich Menschen ihrer selbst und
ihrer Individualitit dadurch bewusst, dass
sie eine Auflenperspektive annehmen und
erkennen, wie sie in den Augen anderer
erscheinen — insbesondere, wenn dies mit
Scham verbunden ist. Gegensitze wie
dieser erzwingen nach Breun ein be-
stimmtes methodisches Vorgehen: Um

sie zu verbinden, miissen anthropologi-
sche Uberlegungen offenlegen, vor dem
Hintergrund welcher Gemeinsamkeiten
Gegensiitze wie diese iiberhaupt méglich
sind. Als Vorbild fiir dieses Vorgehen, das
Breun als das Schaffen ,lebendiger Syn-
thesen bezeichnet (vgl. 11), dient Kants
Kritizismus (vgl. Kapitel III). Breun geht
also davon aus, dass es eine strukturelle
Analogie zwischen der transzendentalkri-
tischen Reflexion Kants und wichtigen
Elementen menschlichen Lebens gibt,
sodass seine ,lebendige Selbstreflexion
Kants Vorgehen nachahmen muss (vgl.
44),

Schon Darwin, Scheler, Simmel und
Sartre haben Gegensitze aufgedeckt, die
in der Emotion der Scham auftreten; die
von diesen Autoren dargestellten ,,Ambi-
valenzen der Scham* diskutiert Breun in
Kapitel II. Die Ambivalenzen, um die es
ihm aber vor allem geht, arbeitet Breun
teils in Riickgriff auf Cassierer (Kapitel
IV) und Plessner (Kapitel V), teils in
deren Weiterentwicklung (Kapitel VI)
aus. Mit Cassierer betont er u. a., dass sich
in einer Person, die sich schimt, ,,das Ich
im Wir wiederfindet” (117); denn die
Beschimte nimmt einen allgemeinen
Standpunkt (den Standpunkt des Wir)
ein, von dem aus sie sich negativ beurteilt
und auf dieses Urteil mit Scham reagiert.
Unter Riickgriff auf Plessner argumen-
tiert Breun dagegen, dass sich Menschen
in der Scham des Doppelcharakters ihres
Kérpers bzw. Leibs bewusst werden (vgl.
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130). Im Moment der Scham — einer
Emotion, die wir nicht willentlich kont-
rollieren kénnen ebenso wenig wie das
Erréten als deren dufleres Anzeichen —
wird uns bewusst, dass wir einerseits un-
sere Korper bewohnen und uns mit ihnen
identifizieren, aber andererseits nicht
immer Herren im eigenen Haus unseres
Leibes sind. Damit verweist jeder Mo-
ment der Scham auf die fiir Breun zwei-
fellos wichtigste Ambivalenz, nimlich die
von Leben und Tod. Letzterer sei das
,Paradigma der Entkérperung bzw. Ent-
leiblichung® (164), und in jedem Mo-
ment der Scham, die wir als ,,Sturz ins
Bodenlose, ins Nichts und in die absolu-
te Leere® (160) empfinden, bekimen wir
einen Vorgeschmack auf ihn.

Der Tod spielt nach Breun aber nicht
nur fiir Scham eine Rolle, sondern auch
fiir Wiirde. Wiirde kommt den Men-
schen nimlich zu, insofern sie angesichts
des unabwendbaren Faktums ihrer eige-
nen Sterblichkeit dennoch ,die unter-
schwellig lauernde Frage nach dem Sinn
prignant werden“ (210) lassen. Fiir
Breun ist ein ungepriiftes Leben also nicht
nicht lebenswert, sondern wiirdelos, und
»Scham meldet sich, wenn [...] das Gan-
ze [...] aus dem Blick zu geraten droht”
(210). Die Riickkoppelung von Wiirde
an Sinnsuche gibt schlieflich auch der
Philosophie als Praxis ein ganz neues
Gewicht: Nicht nur, dass philosophisches
Fragen ,eine wesentliche Voraussetzung
fiir die kulturelle Sublimierung von Ge-

Buchbesprechungen | zfimr 112015

walt und Téten® (207) sein kann, wenn
es sich denn den groffen Fragen widmet
und dadurch sinnstiftend ist — es verleiht
denjenigen Personen, die es betreiben,
zudem Wiirde.

Breuns Buch stellt zweifellos eine sehr
informierte und originelle Untersuchung
dar. Insbesondere fiir diejenigen Leserin-
nen und Leser, die im Ausgang von klas-
sischen Autoren der kontinentalen phi-
losophischen Anthropologie iiber grofie
Fragen wie Sinn und Tod nachdenken
wollen, wird Scham und Wiirde wichtig
sein. Wobei auch fiir diese Leserschaft
etwas mehr Offenheit hinsichtlich der
Struktur der Untersuchung — etwa eine
deutlichere Formulierung der Fragestel-
lung, eine explizitere Fithrung des roten
Fadens und das ein oder andere klar ge-
kennzeichnete Zwischenfazit — vielleicht
von Vorteil gewesen wiire. Dass Breun auf
die genannten Stilmittel verzichtet, ist
aber sicher kein Versehen, sondern eher
Zeugnis seiner Auffassung von Philoso-
phie: Aufgabe der Philosophie ist nach
Breun das ,Riitsel der Synthesis“, also das
Zusammendenken von Gegensitzen —
doch I8st sie diese vollstindig auf ,werden
Philosophie und Moral tiberfliissig” (11).
Insofern sollte es fiir den Autor selbst kein
Problem darstellen, dass sein Buch glei-
chermaflen Fragen beantwortet wie auf-
wirft.

Ein Themenkomplex, zu dem man
sich — jedenfalls im Rahmen der Debatte
um Menschenrechte — mehr Antwortma-
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terial gewiinscht hitte, ist der der Wiirde.
Breuns These, dass Menschen dadurch
Wiirde erwerben, dass sie um Sinn rin-
gen, beantwortet nimlich bspw. nicht, ob
Wiirde den Menschen nur als wertvoll
auszeichnet oder ob sie sich (zudem) in
bestimmte Rechte ausbuchstabieren lisst,
die gewihrleistet sein miissen, um sich
die Frage nach dem Sinn zu stellen. Auch
stellt sich die Frage, ob nach dieser Auf-

fassung allen Menschen Wiirde zukommt
und ob diejenigen, denen sie einmal zu-
kommt, sie wieder einbiiflen kénnen.
Breuns Auffassung von Wiirde ist also
eher fiir eine Ehrenrettung der Philoso-
phie, als fiir eine Fundierung der Men-

schenrechte dienlich.

Dr. Christine Bratu,
christine.bratu@Irz.uni-muenchen.de

Markus Duwell, Jens Braarvig, Roger Brownsword, Dietmar
Mieth (2014) (Hrsg.): The Cambridge Handbook of Human Dignity.
Interdisciplinary Perspectives, Cambridge/UK, Cambridge University

Press, xxii + 608 S., € 116,95

TH K OF
Human Digni

Obwohl die Literatur zum Thema Men-
schenwiirde mittlerweile ausufernd ist,
gibt es bisher keine dem Cambridge
Handbook of Human Dignity vergleich-
bare Publikation, die gleichermafien his-
torisch und systematisch umfassend in
die verschiedenen Bereiche der akademi-
schen Beschiftigung mit dem Thema
einfiihrt. Die insgesamt 62 in dem Band
versammelten Aufsitze sind in sieben
Sektionen geordnet, die sich grob drei

Schwerpunkten zuordnen lassen: einem
historisch-kulturellen (Sektionen 1 und
2), einem systematisch-philosophischen
(Sektion 3) und einem juristischen (Sek-
tionen 4-7). Die meisten der Artikel sind
gleichwohl durch genuin philosophische
Fragen motiviert. Die beiden den sieben
Sektionen vorangestellten Artikel haben
einfiihrenden Charakter.

Wie in der Einleitung von den Heraus-
gebern hervorgehoben, bildet die Allge-
meine Erkldrung der Menschenrechte von
1948 den Ausgangspunkt eines Grofteils
der Artikel (xx). Dies trigt einerseits zu
einer in fast allen Texten vorzufindenden
Engfiihrung der Kategorien Menschen-
wiirde und Menschenrechte bei, anderer-
seits aber auch zu Redundanzen, die in
einer Artikelsammlung dieses Zuschnitts

allerdings kaum zu vermeiden sind. So
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wird in vielen Artikeln zuerst das Verhilt-
nis der beiden Kategorien zueinander ge-
klirt und wiederholt ausfiihrlich aus der
AEMR zitiert. Dabei zeigen schon die
beiden einleitenden Aufsitze von Roger
Brownsword und Markus Diiwell die
meisten der Méglichkeiten auf, die ange-
sprochene Engfithrung zu deuten, und
auch, welche Probleme sie mit sich bringt.
Brownsword stellt die zentrale Rolle her-
aus, die Menschenwiirde in internationa-
len wie in vielen nationalen Rechtskontex-
ten spielt. Im internationalen Rahmen sei
zu erkennen, dass sich Menschenwiirde als
fundierende Norm fiir das Menschen-
rechtsregime durchgesetzt hat (1-7). Es
zeige sich jedoch auch, dass Menschenwiir-
de nicht nur als Garant der Menschenrech-
te diene, sondern zunchmend als grundle-
gende ethische Anspruchsnorm dazu her-
angezogen werde, individuelle Rechte
einzuschrinken (7). Dass Menschenwiirde
droht, sich als ,, Trojanisches Pferd” zu
entpuppen, in dessen Namen Menschen-
rechte eingeschrinkt werden, lisst sich
nach Diiwell auf$erdem systematisch her-
leiten (25). Wihrend Brownsword zu ei-
nem pragmatischen Ansatz beziiglich des
Umgangs mit diesem Problem tendiert,
lehnt Diiwell diesen nach einer ausfiihrli-
chen Darstellung und Diskussion der
verschiedenen Positionen zum normativen
Status der Menschenwiirde ab. Browns-
word macht geltend, dass oftmals allein im
Zusammenhang mit Menschenwiirde
prominent noch jene Diskussionen ge-

fithrt werden, die sich im Kern um die
Frage drehen, was das Richtige zu tun ist.
Schon deshalb sollten wir auf sie im
Rechtskontext nicht verzichten (21). Nach
Diiwell hingegen verpflichtet uns der Re-
spekt vor der Menschenwiirde kategorisch.
Als moralisches Prinzip, aus dem andere
moralische Prinzipien und Rechte wie die
Menschenrechte abgeleitet werden kin-
nen, miisse Menschenwiirde jenseits prag-
matischer Uberlegungen gerechtfertigt
werden (45). Hierfiir eigne sich am besten
eine transzendental-reflexive Rechtferti-
gung, wie sic im Anschluss an Kant, Ge-
wirth oder Korsgaard entwickelt werden
konne. Ein Argument hierfiir ist nach
Diiwell, dass diese Begriindunggsstrategie
— im Gegensatz zum Riickgriff auf Rawls’
yoverlapping consensus“ oder im Sinn
eines moralischen Realismus — den univer-
sellen Anspruch der Menschenwiirde be-
griinden kénne, ohne subjektunabhingige
moralische Wahrheiten zu behaupten (46).

In den Aufsitzen von Samuel J. Ker-
stein zu Kant und Deryck Beyleveld zu
Gewirth zeigen sich jedoch auch die Pro-
bleme, die eine solche Rechtfertigungs-
strategie mit sich bringt. Und Govertden
Hartogh macht in seinem Aufsatz zur
begriindenden Funktion der Menschen-
wiirde fiir die Menschenrechte {iberzeu-
gend deutlich, dass diese Funktion oft-
mals iiberbetont wird. Menschenrechte
und Menschenwiirde sollen vor unter-
schiedlichen Eingriffen schiitzen, erstere
vor Schaden und Einmischung, letztere
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vor Angriffen. Es sei nicht entschieden,
was im Konfliktfall iiberwiegt (205). Dass
die Idee von grundlegenden unveriufler-
lichen Rechten nicht notwendigerweise
der argumentativen Stiitzung durch ein
moralisches Konzept wie das der Men-
schenwiirde bedarf, verdeutlicht auch
Pauline C. Westerman anhand der Na-
turrechtstradition. Nach Grotius und
Locke seien Menschen Rechtstriger, je-
doch keine Geschopfe, denen eine beson-
dere Wiirde zukomme. Hingegen habe
nach Pufendorf der Mensch eine beson-
dere Wiirde, ohne dass er besondere na-
tiirliche Rechte hitte (115f.).

Wie die Aufsitze in den ersten beiden
Sektionen zur europiischen und zur
auflereuropiischen Tradition des Men-
schenwiirdediskurses ibergreifend ver-
deutlichen, spielt Menschenwiirde in
verschiedenen Moraltraditionen oftmals
nur eine untergeordnete Rolle, wihrend
die Idee unverduflerlicher Rechte promi-
nent vorkommt. Innerhalb einiger dieser
Traditionen muss bis heute dariiber hi-
naus das universelle Verstindnis von
Menschenwiirde mit dem von Wiirde
im Sinne eines sozialen Rangs konkur-
rieren, wie beispielsweise Jens Braarvig
in zwei erhellenden Aufsitzen zum Hin-
duismus und zum Buddhismus darlegt.
Im Anschluss an Jeremy Waldron weist
Josiah Ober in seinem Aufsatz zur ,,civic
dignity“ in der griechisch-rémischen
Antike darauf hin, dass Ansitze wie die-
se, die Wiirde nicht allein intrinsisch
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verstehen, auch heute noch fruchtbar
sein kdnnen.

Ein dhnliches Konzept von Wiirde
entwickeln Ralf Stoecker und Christian
Neuhiuser. Dies wird gemeinhin als eines
der kontingenten oder sozialen Wiirde
bezeichnet und von Wiirde im juristischen
Rahmen abgegrenzt. Im Zentrum ihres
Beitrages steht die interessante Idee einer
»dignity proper®, einer Wiirde, die darin
besteht, von anderen mit Respekt behan-
delt zu werden und sich in verschiedenen
praktischen Kontexten als jemand zu er-
weisen, der von gleicher Wiirde ist (298).
Mit dem im Aufsatz von Gesa Lindemann
ausfiihrlicher diskutierten Wiirdekonzept
von Luhmann meinen Stoecker und Neu-
hiuser nun, einen universellen Geltungs-
anspruch der Menschenwiirde gewinnen
zu konnen. Nach Luhmann zeichneten
sich moderne gegeniiber traditionellen
Gesellschaften durch verinderte Rollen-
strukturen aus. In modernen Gesellschaf-
ten miissten Individuen ihre Personlich-
keit konstruieren und aufrechterhalten. In
ihrer Rolle als Triger dessen, was Stoecker
und Neuhiuser unter ,,dignity proper”
verstehen, miissten sie respektiert werden.
Menschenwiirde bestehe nun darin, so die
Autoren, dass ,,dignity proper” universell
respektiert und unterstiiczt werde (307 £.).
Das Konzept hat einen praktischen Zug,
den die Autoren beispielhaft an Problem-
feldern der Angewandten Ethik erldutern.
Allerdings sei jemandes ,,dignity proper”
nicht angeboren und unverletzlich, son-
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dern werde vielmehr erworben und verlo-
ren (2981.). Esist deshalb fraglich, ob und
wie man damit Menschenwiirde als ,,uni-
versal nobility” (308) begriinden kann.
Viele der Aufsitze in den Sektionen 4-7
des Handbuchs nihren vergleichbare
Zweifel an nicht-intrinsischen Wiirdekon-
zeptionen, zeigt sich doch wiederholt, dass
die Wiirde des Menschen gerade in der
rechtlichen Praxis und in Kontexten der
Angewandten Ethik oftmals nicht ausrei-
chend respektiert wird und auch in vielen
der sicherlich als modern verstandenen
Gesellschaften nicht in dem Mafle relevant
ist, wie es fiir die Stiitzung der These not-
wendig wire.

Das Handbuch 6st den im Klappen-
text formulierten Anspruch ein, historisch

und systematisch, interdisziplinir und
interkulturell in die wichtigsten Probleme
einzufiihren, die in verschiedenen Kontex-
ten im Zusammenhang mit dem Konzept
Menschenwiirde diskutiert werden. Als
Ausgangspunkt fiir fruchtbare Diskussio-
nen auch zwischen den in dem Band dar-
gestellten Positionen eignen sich die meis-
ten der enthaltenen Aufsitze. Um Verbin-
dungslinien zu erkennen, ist der ausfiihr-
liche Index sehr niitzlich. Wer wissen will,
auf welchem Stand die verschiedenen
Diskussionen zum Thema Wiirde derzeit

sind, sollte zu diesem Buch greifen.

Dr. Jens Schnitker, Universitét Kassel, Institut
fir Philosophie (jens.schnitker@uni-kassel.de)

Hans Jorg Sandkdihler (2014): Menschenwirde und Menschen-
rechte. Uber die Verletzbarkeit und den Schutz des Menschen,
Freiburg/Minchen, Verlag Karl Alber, 349 S., € 39,00

Hans Kirg Sandkiihler

hte

e die Verbetzbaarkeit und
den Sehuts det hen

Hans Jorg Sandkiihler erdreert in seinem
Buch Menschenwiirde und Menschenrech-
te. Uber die Verletzbarkeit und den Schutz

des Menschen die verfassungsrechtliche

Garantie der Menschenwiirde in gegen-
wirtigen nationalen Verfassungen aus
juristischer und philosophischer Pers-
pektive. Das Buch ist in drei Teilen auf-
gebaut: Im ersten Teil analysiert der
Autor Menschenwiirde zunichst als ei-
nen ,dynamischen Begriff* und kom-
mentiert sodann die Kontroversen um
die zeitgendssische Kritik am ,inflatio-
niren Gebrauch® und der ,, Vagheit® des
Wiirdebegriffs. Im zweiten Teil geht der
Autor auf ,Paradigmata in der Geschich-
te des Wiirdebegriffs“ ein. Im dritten
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Teil analysiert er die ,Menschenwiirde
als Rechtsbegriff*, stellt hier unter ande-
rem verfassungsvergleichende Befunde
vor (Kap. 3.1) und erldutert die Entste-
hung des deutschen Grundgesetzes im
Blick auf den Wiirdesatz Art. 1 Abs. 1
(Kap. 4) sowie die ,Menschenwiirde als
Grund der Menschenrechte und ihre
Konkretisierung in den Menschenrech-
ten® (Kap. 9.1). Sandkiihler erarbeitet
dabei folgende Thesen:

(1) Der juridische Gehalt des Wiir-
desatzes Art. 1 Abs. 1 GG ist nicht das
Ergebnis einer kontinuierlichen histori-
schen Entwicklung. Er verdanke sich
vielmehr der politischen Willensbildung
von Menschen, die sich auf der Grund-
lage der Erfahrungen des elementaren
Unrechts und des menschenverachten-
den individuellen und staatlichen Ter-
rors des 20. Jahrhunderts das Ziel gesetzt
haben, die Verfassung eines Rechtsstaats
zu schaffen, der die Menschen in ihrer
Verletzbarkeit schiitzt (142, 275-280,
297). Der absolute, unantastbare Status
des Wiirdesatzes soll, so Sandkiihler, den
uneingeschrinkten und vorbehaltlosen
Schutz der Menschen garantieren. Aus
diesem Grunde gilt die Rechtsgarantie
des Wiirdesatzes Art. 1 Abs. 1 GG auch
unabhingig von bestimmten ethischen
und metaethischen Auffassungen: ,Die
Geltung der Norm der Unantastbarkeit,
der Achtung und des Schutzes der Wiir-
de bleibt vom Streit iiber ethische, theo-
logische, natur- oder positivrechtliche
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etc. Begriindungen in ihrem Kern unbe-
rithrt” (217).

Der Wiirdesatz Art. 1 Abs. 1 GG
begriindet die Grundrechte und Men-
schenrechte (212f.) und zieht der staat-
lichen Gewalt eine absolute Grenze (34,
218-226). Der absolute Status der Men-
schenwiirde besteht darin, dass sie ein
nicht kollisionsfihiges Gut ist: Die Men-
schenwiirde kann nicht gegen andere
Rechte abgewogen und darf durch kei-
nen Akt staatlicher Gewalt verletzt wer-
den. Zudem schiitzt der Wiirdesatz die
»oubjektqualitit des Menschen, d.h.
die Selbstbestimmung und Selbstverfii-
gung der individuellen Person. Der We-
sensgehalt der Garantie der Menschen-
wiirde ,,besteht in der Anerkennung und
Achtung jedes Menschen als Subjekt und
als zu eigener Entfaltung und verant-
wortlichem Handeln freier Triger
grundlegender Rechte sowie im Aus-
schluss von Entwiirdigung und Instru-
mentalisierung nach Art einer beliebig
verfiigbaren Sache. Jeder Mensch muss
als Subjekt anerkannt werden; niemand
darf zum bloflen Objekt sei es staatli-
chen, sei es privaten Handelns werden®
(2271).

(2) Die zweite These lautet, dass der
absolute rechtliche Status, d.h. die in
Art. 1 Abs. 1 GG statuierte Nicht-Ab-
wigbarkeit der Menschenwiirde, nicht
eingeschrinkt werden darf, denn eine
Relativierung der Nicht-Abwigbarkeit
gefihrde die Garantie der Menschen-
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wiirde und der darin inkludierten
Grundrechte. Sandkiihlers Plidoyer fiir
die Nicht-Abwigbarkeit der Menschen-
wiirde wird in Teil III, Kapitel 10 mit
dem Titel ,Menschenwiirde — abwiig-
bar?“ sehr deutlich. In diesem Kapitel
beschiftigt sich der Autor mit aktuellen
Debatten iiber die Abwigbarkeit der
Menschenwiirdegarantie und der Kritik
an der Abwigungsresistenz der Wiirde-
norm. Einige Juristen und Philosophen
ziehen den absoluten Status und die
Nicht-Abwigbarkeit der Wiirdenorm in
Zweifel. Die Relativierung der Wiirde-
norm hitte gravierende Konsequenzen
fiir spezielle Verbotsnormen, so etwa fiir
das Folterverbot. Mit der Relativierung
der Wiirdenorm ,wird der wesentliche
Fortschritt der Rechtskultur dementiert:
Er besteht darin, dass nur jenseits der
,Logik der Abwigung’ die verfassungs-
rechtliche Wiirdegarantie in ihrer Abso-
lutheit und Universalitit der Grund der
Menschenrechte ist, die ihrerseits in
ihrer Entwicklung zur konkreten
Grundlage der Feststellung von Wiirde-
verletzungen geworden ist“ (311, Kursiv.
im Orig.).

(3) Die Tatsache, dass der Wiirdebe-
griff im deutschen Grundgesetz nicht
explizit definiert und nicht eigens be-
griindet wird, ist, so Sandkiihlers dritte
These, rechtlich und philosophisch un-
problematisch. Rechtlich gesehen ist die
vermeintliche Vagheit des Wiirdebegriffs

das Resultat verfassungsrechtlicher Un-

kenntnis. Der Wiirdesatz garantiert den
Schutz der Grund- und Menschenrech-
te. Auf eine eigene Begriindung (oder
Letztbegriindung) des Wiirdesatzes, die
iiber die uneingeschriinkte Anerkennung
und die Schutzgarantie der Grund- und
Menschenrechte hinausgeht, kommt es
deshalb nichtan (220-222). Hier schafft
Sandkiihler wiinschenswerte Klarheit.
Man kénnte seinen Uberlegungen den
folgenden Kommentar hinzufiigen: Die
Schutzgiiter der Menschenwiirde und
Grundrechte sind extensional gleich.
Doch das bedeutet nicht, dass der Wiir-
desatz deshalb unbegriindet oder redun-
dant wire.

In moralischer Hinsicht bezeichnet
die Menschenwiirde einen moralischen
Status, aus dem sich die Notwendigkeit
eines die Wiirde schiitzenden Rechtssys-
tems ergibt. Ein moralischer Status ist
die Menschenwiirde in dem Sinne, dass
Personen einander Wiirde und damit
auch bestimmte (in der Wiirde inklu-
dierte) moralische Rechte zusprechen
und deshalb generelle moralische Forde-
rungen anerkennen. Sandkiihler versteht
die gegenseitige Zuschreibung und Ak-
zeptanz der Wiirde eines jeden Men-
schen sehr treffend im Kantischen Sinne
eines Postulats der praktischen Vernunft
(45-47). Mit anderen Worten: Die An-
nahme der Wiirde eines jeden Menschen
ist eine Bedingung fiir das moralische
Handeln. Wenn wir moralische Forde-

rungen anerkennen und die Rechte an-
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derer Personen achten, dann sprechen
wir jedem Menschen Wiirde zu. Die
intrinsische moralische Motivation der
Menschen ist freilich nicht konstant und
reicht als Grundlage fiir das moralische
Handeln und den Schutz der Wiirde
alleine nicht aus. Deshalb brauchen wir,
so Sandkiihler, ein sanktionsgestiitztes
Rechtssystem. Sandkiihler erliutert die-
sen Sachverhalt im Blick auf die Gerech-
tigkeit mit den folgenden Worten: ,Das
moralische Sollen begriindet nur die
Hoffnung, dass alle gerecht handeln. ...
Weil die Hoffnung auf die Achtung und
den Schutz der Menschenwiirde und der
aus ihr folgenden menschenrechtlichen
Verpflichtungen immer wieder ent-
tduscht wird, gibt es die Kultur des
Rechts, in der Bedingungen geschaffen
werden, die geeignet sind, mehr zu ver-
biirgen, als angesichts der moralischen
Schwiche der Individuen erwartet wer-
den kann — Bedingungen der Herrschaft
gerechten Rechrs (298, Kursiv. im Orig.).

Zusammengefasst bietet Hans Jorg
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Sandkiihler eine informative Studie mit
vielen Detailanalysen und zeigt mit gu-
ten Griinden, dass der absolute rechtli-
che Status der Menschenwiirde rechtlich
iiberaus bedeutsam und philosophisch
genau betrachtet unproblematisch ist.
Aus rechts- und moralphilosophischer
Sicht braucht der absolute Status der
Menschenwiirde nicht in irgendeiner
Weise relativiert zu werden. In der
Rechtssprechung wiirde eine Einschrin-
kung der Nicht-Abwigbarkeit der Wiir-
de dazu fiihren, dass die Grundrechte
der Biirger durch Akte der exckutiven
Gewalt des Staates verletzt werden diir-
fen. Das Verdienst dieser Studie besteht
nicht zuletzt darin, dass ihr Autor uns
die Tatsache in Erinnerung ruft, dass die
uneingeschrinkte Achtung der Men-
schenwiirde und der Verletzbarkeit der
Menschen zum Lebenselexier einer de-
mokratischen Rechtskultur und einer
freiheitlichen Gesellschaft gehort.

Prof. Dr. Jorg Hardy, Freie Universitét Berlin

Mathias Risse (2012): On Global Justice, Princeton University Press,

465 S., €29,70

On Global Justice

Mathias Risse

Sind Menschenrechts- und Gerechtig-
keitsforderungen an nationale Grenzen
gebunden oder aber unabhingig von
ihnen? Entlang dieser Frage verliuft der
Diskurs iiber globale Gerechtigkeit zwi-
schen Partikularisten und Kosmopoli-
ten. Mathias Risse, Professor fiir Philo-
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sophie und Public Policy in Harvard,
lehnt in On Global Justicebeide Ansitze
in ihrer strikten Lesart ab.

Er arbeitet in seinem Ansatz, den er
als ,internationalen Pluralismus® be-
zeichnet, eine Synthese relationaler und
nicht-relationaler Theorien aus und ent-
wickelt auf dieser Basis einen Menschen-
rechtsansatz globaler Gerechtigkeit.
Nach Risses Verstindnis leiten sich Men-
schenrechte aus universellen sowie rela-
tionalen Griinden ab. Aus ersteren ent-
stehen grundlegende Menschenrechte,
wie das Recht auf korperliche Unver-
sehrtheit und das Recht auf Befriedigung
der menschlichen Grundbediirfnisse.
Erst durch Relationalitit, also aufgrund
geteilter Bezichungen, entstehen dann
weitergehende Anspriiche.

In dieser Konstellation stiitzen sich
Menschenrechte auf fiinf ineinander
verwobene Grundlagen. Als erstes nennt
Risse die geteilte Staatsangehorigkeit.
Hieraus folgen starke innerstaatliche
Anspriiche, die jedoch keine internatio-
nale Reichweite besitzen. Die folgenden
vier Grundlagen haben nicht nur inner-
staatliche sondern auch globale Rele-
vanz. Risse argumentiert, dass aus der
zweiten Grundlage, der gemeinsamen
Menschlichkeit, fundamentale Men-
schenrechte und somit Gerechtigkeits-
forderungen resultieren. Diese sind al-
lerdings auf die Erfiillung unserer
Grundbediirfnisse beschrinkt. Die ge-
meinsame Menschlichkeit ist zugleich

eng mit der dritten Grundlage, dem
kollektiven Besitz der Erde, verkniipft.
Als Mitglieder der Menschheit, der kol-
lektiv die Welt gehért, haben alle Men-
schen ein Recht darauf, natiirliche Res-
sourcen zur Befriedigung ihrer Grund-
bediirfnisse zu nutzen. Dies {iberschnei-
det sich mit dem Konzept der gemein-
samen Menschlichkeit, erhilt aber da-
durch, dass Risse hier Staaten in die
besondere Verantwortung nimmyt, eine
andere Stofirichtung. Wenn deren na-
tiirliche Ressourcen nicht ginzlich zur
Sicherstellung der Grundbediirfnisse
ihrer Subjekte gebraucht werden, haben
Auslinder fiir den Fall, dass in ihrem
Land die Befriedigung der Grundbe-
diirfnisse nicht gewihrleistet wird, einen
Anspruch auf Immigration.

Die vierte Grundlage bildet die Mit-
gliedschaft in der globalen Ordnung, die
durch politische und 8konomische Ver-
hiltnisse Gerechtigkeitsforderungen in
Form politischer und konomischer
Menschenrechte begriindet. Diese sind
hier jedoch nicht universell gerechtfer-
tigt, sondern, wie der kollektive Besitz
der Erde, relational in Form globaler
Mitgliedsrechte. Da alle Menschen —
auch international isolierte, wie z. B.
Nordkoreaner — fiir Risse Teil der globa-
len Ordnung sind, entfalten die daraus
folgenden Rechte allerdings faktisch
universelle Wirkung.

Die fiinfte Gerechtigkeitsgrundlage
bildet die Beteiligung am globalen Han-
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delssystem. Die Verteilung von Gewin-
nen aus diesem ist nach Risse genau
dann als gerecht zu bewerten, wenn kein
Land auf Kosten anderer Linder Profite
erwirtschaftet. Jeder miisse durch die
Beteiligung im Produktions- und Han-
delssystem zu einem gewissen Grad bes-
sergestellt werden, sodass zumindest eine
Verletzung der Menschenrechte ausge-
schlossen sei.

Diese relationalen Grundlagen haben
wichtige Implikationen fiir die daraus
resultierende Verantwortungsstruktur:
Risse sicht Staaten als die wichtigsten
Verantwortungstriger und zwar was die
Einhaltung von Menschenrechten so-
wohl innerhalb als auch auf8erhalb des
jeweiligen Staates betrifft. So miissen
Staaten andere Staaten bei der Gewihr-
leistung von Menschenrechten unter-
stiitzen und im Zweifel und als letztes
Mittel auch intervenieren. Hier setzt
Risse weitgreifende Akzente fiir die in-
ternationale Schutzverantwortung sowie
die internationale Gesetzgebung. Hin-
sichtlich weiterer praktischer Fragestel-
lungen argumentiert Risse beispielswei-
se fiir ein Menschenrecht auf grundle-
genden Medikamentenzugang. Jedoch
nicht mit dem Ziel eines unmittelbaren,
individuellen Anrechts, sondern im Sin-
ne einer generellen Versorgung mit Me-
dikamenten, die nicht durch einen iiber-
zogenen Patent- und Urheberrechts-
schutz beschrinkt werden darf.

Risses pluralistischer Gerechtigkeits-
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ansatz ist in seiner theoretischen Breite
und Tiefe als Beitrag zur Debatte duflerst
wertvoll. Trotz des verklausulierten Stils
bietet Risse eine umfassende Theorie, die
dem ambitionierten Titel seines Buches
gerecht wird. Jedoch scheint Risses The-
orie gefangen zwischen praktischen Re-
formvorschligen des globalen (Wirt-
schafts-)Systems und der Forderung
nach stirkerem Verantwortungsbewusst-
sein auf Seiten der Staaten. So stark
Staaten in seinem Ansatz in der Verant-
wortung stehen, so problematisch
scheint deren Zentralitit. Denn wem
obliegt die Verantwortung in Riumen
begrenzter Staatlichkeit, in denen Staa-
ten dieser Funktion kaum nachkommen
kénnen? Wo lisst sich die Europiische
Union als supranationales Gebilde ein-
ordnen? Und wo bleiben NGOs und
globale Organisationen wie die UN als
zentrale Organe aktueller Menschen-
rechtspolitik? Bei Risse bleibt der Staat
zentraler Akteur des globalen Menschen-
rechtsregimes, dem er eine dystopische
Karikatur eines Weltstaats gegeniiber-
stellt. Aber verpasst solch ein Staatszen-
trismus nicht die Verantwortung, die
transnationale Unternehmen durch ihr
einflussreiches Handeln haben? Hier
bleibt Risse mit seinem Verweis, Staaten
sollten ihnen die richtigen Anreize zum
Menschenrechtsschutz bieten, unbefrie-
digend.

Im Ergebnis zeichnet sich On Global
Justice durch eine umfassende Auseinan-
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dersetzung mit den Ansitzen und The-
orien der Debatte iiber globale Gerech-
tigkeit aus. Durch die konkrete Anwen-
dung seiner Theorie auf Fragen des
Welthandels, den Zugang zu Medika-
menten und den Arbeitsrechtsschutz
erhilt Risses Werk im Schlussteil aber

ebenso Relevanz fiir den 6ffentlichen
Diskurs in der internationalen (Men-
schenrechts-)Politik.

Lucas Stratmann, Lucas.stratmann@fu-berlin.de
Lars Denkena

Peter Bieri (2013): Eine Art zu leben. Uber die Vielfalt menschlicher
Wirde, Minchen, Hanser, 384 S., € 24,90

PETER BIERI

Eine Art
zu leben
(Iber
die Vielfali
menschlicher

Wiirde

HANSER

Mit dem Titel seines Buches fasst Peter
Bieri seine Hauptthesen iiber die Wiirde
von Menschen zusammen. Menschen-
wiirde ist seines Erachtens erstens eine Art
zu leben oder eine ,,Lebensform® (12)
und zweitens ausgesprochen vielfiltig.
Beide Thesen hingen zusammen, denn
die Auslotung der Lebensform der Wiir-
de wird in Bieris Uberlegungen LZu einer
Vergewisserung iiber das menschliche
Leben insgesamt” (15), das die Vielfalt
von Erfahrungen und Erlebnissen zeigt,
um die es ihm geht. Bieri will damit kei-
ne Definition von Menschenwiirde geben
(14) und keine Theorie dariiber aufstellen

(16), ,iiberhaupt ging es [ihm] nicht

darum, recht zu haben® (16). Es handelt
sich dieser Ankiindigung gemif bei sei-
nem Buch um ein langes Essay, das vor
allem darauf zielt, unterschiedliche Er-
fahrungen zu beschreiben, die Menschen
mit sich selbst und anderen machen und
die alle mit Wiirde zu tun haben, wenn
man Bieri in seinem Verstindnis dieses
Begriffs folgt. Er mochte den Leser ,zum
Komplizen [...] machen im leidenschaft-
lichen Versuch, Klarheit zu gewinnen®
(17) iiber das, was man alles , Wiirde*
nennen kénnte.

Fiir die Erfahrung der Menschenwiir-
de ist nach Bieri wesentlich, dass Men-
schen Subjekte sind. Subjektsein hat da-
bei drei Charakteristika: Erstens hat ein
Subjekt eine Innenperspektive, aus der
heraus es sich und die Welt um sich erlebt,
wahrnimmt, denkt, fiihlt, wiinscht und
sich etwas vorstellt, woraus sich ein Bild
von der Welt und Haltungen zu ihr ent-
wickeln. Zudem gehért hierzu das Erle-
ben des eigenen Seins iiber Zeit hinweg
(20£.). Zweitens ist ein Subjekt ein Han-
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delnder, was nach Bieri im Kern heifit,
dass dessen Verhalten aus Motiven heraus
entsteht (21). Drittens ist ein Subjekt ein
gestaltender Erzihler seiner selbst, wor-
unter Bieri versteht, dass jemand erzih-
lend ein Selbstbild von sich entwirft und
sich zu diesem verhalten kann (21-23).
Das Sein eines so verstandenen Subjekts
ist vielfachen Gefidhrdungen ausgesetzt.
,Die Lebensform der Wiirde ist der Ver-
such, diese Gefihrdungen in Schach zu
halten® (15). Dazu bedarf es einer be-
stimmten Haltung, die darin besteht,
Dinge nicht einfach mit sich geschehen
zu lassen, sondern ihnen selbstbewusst zu
begegnen (15). Die eigene Wiirde kann
dabei nicht nur von anderen, sondern
auch von einem selbst gefahrdet werden;
man kann seine Wiirde sowohl verlieren
als auch verspielen. Es gilt deshalb bei
einer addquaten Beschreibung der Le-
bensform der Wiirde drei Dimensionen
zu beachten: erstens das Verhiltnis ande-
rer zu einem selbst, zweitens das Verhilt-
nis von einem selbst zu anderen und
drittens das Selbstverhiltnis (13).

Bieris Essay besteht in groflen Teilen
daraus, Situationen zu beschreiben, in
denen Gefihrdungen der Wiirde auftre-
ten konnen, sei es durch das eigene Tun
oder durch das anderer. Dabei handelt er
insgesamt acht verschiedene Themen-
komplexe ab, die er mit ,Selbststindig-
keit®, ,Begegnung®, ,Achtung vor Inti-
mitit, , Wahrhaftigkeit®, ,Selbstach-

tung", ,moralische Integritit®, ,,Sinn fiir
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das Wichtige“ und ,,Anerkennung der
Endlichkeit“ betitelt. Unter jeder dieser
Uberschriften breitet er zahlreiche Bei-
spiele aus, in denen es um die Frage geht,
wie jemand angesichts von Gefihrdungen
der eigenen Wiirde reagieren kénnte.
Dabei kommen abstraktere Fragen wie
die nach der inneren Unabhingigkeit in
Bezug auf Gedanken (66-70) und Affek-
te (73-75) ebenso zur Sprache wie prak-
tische Probleme wie beispielsweise der
Umgang mit Hirntoten (352-357) oder
die Frage nach der Rolle, die Arbeit und
Geld fiir jemandes Wiirde spielen (86-
93). Es geht Bieri stets darum, Situatio-
nen genau zu beschreiben und dariiber
nachzudenken, wieso man eigentlich
meint, dass eine Situation etwas mit Wiir-
de zu tun habe, und was sie mit Wiirde
zu tun hat, das heifSt, worin genau in ihr
Verletzungen von jemandes Wiirde be-
stehen kénnten und wie man solchen
Gefihrdungen so begegnen kénnte, dass
man seine Wiirde bewahrt.

Bieris Buch ist nicht eigentlich ein
Beitrag zur philosophischen Debatte um
die Menschenwiirde, weil er diese Debat-
te nahezu vollstindig ausblendet. Er er-
wihnt zwar an einer Stelle, dass sein Um-
gang mit dem Thema Menschenwiirde
eine Alternative zu einem anderen Ver-
stindnis von Menschenwiirde, wonach
die Wiirde eines Menschen ,,den Charak-
ter eines Anrechts“ (11, Hervorhebung
getilgt, AKvW) habe, darstelle. Damit

greift er aber nur eine von vielen alterna-
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tiven Herangehensweise an das Thema
heraus, die er ansonsten vollstindig auffen
vor lisst. Uberhaupt ignoriert er philoso-
phische Literatur nahezu ganz. Beispiels-
weise verwendet er zwar die Formulie-
rung ,Zentrum erzihlerischer Schwer-
kraft®, die deutlich an Daniel C. Dennetts
The Self as a Center of Narrative Gravity
(1992, in: E Kessel/P. Cole/D. Johnson
(Hrsg.) 1992, Self and Consciousness:
Multiple Perspectives, Hillsdale, 103-
115) gemahnt, verweist aber nicht darauf.
Diese ausdriickliche Nichtbeachtung
philosophischer Texte ist insbesondere
angesichts der sorgfiltigen Verweise auf
literarische Quellen auffillig.

Wenn es dennoch auch fiir Philoso-
phen lohnend ist, dieses Buch zu lesen,
hat das meines Erachtens zwei Griinde.
Erstens bietet Bieris Essay eine Fiille von
Beispielen, die teilweise real sind, teilwei-
se aus Filmen oder literarischen Werken
stammen und teilweise erdacht sind. Die-
se Beispiele analysiert er ausfiihrlich und
sorgfiltig, mit einem genauen Blick fiir
relevante Aspekee. So gelingt es ithm oft
gut, Zusammenhinge in ihrer ganzen

Komplexitit und Ambivalenz zu schil-
dern, wie etwa in der ausfiihrlichen Ana-
lyse des Geschehens in ,Das Midchen
und der Kommissar“ (127-139). Das ist
interessant und informativ, weil es viele
alltigliche und weniger alltigliche Situa-
tionen vor Augen bringt, tiber die man in
philosophischen Zusammenhingen
nachdenken kann und sollte. Zweitens ist
die theoretische Grundidee interessant,
Menschenwiirde als eine Lebensform zu
betrachten, weil das den Blick auf den
alltdglichen Grund unserer normativen
Urteile lenkt (vgl. hierzu etwa 206-212
und 269). Trotzdem weckt die von Bieri
beschriebene Vielfalt auch Zweifel. Die
naheliegende Frage ist, ob der Begriff der
Wiirde nicht iiberfliissig ist, wenn er
herangezogen wird, um eine solche Men-
ge an unterschiedlichen, z.T. wider-
spriichlichen Erfahrungen zusammenzu-
fassen. Wofiir genau man den Ausdruck
»Wiirde® braucht, wenn man all das mit
anderen Worten genau beschreiben kann,
ist nicht ersichtlich.

Almut Kristine v. Wedelstaedt
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ABSTRACTS

James D. Ingram: The Revolutionary Ori-
gins of Human Rights: History, Politics,
Practice

Historians teach that the political origins of human
rights are to be found in the great revolutions of the
modern age, but this insight seldom finds its way
into reflection onto the nature of human rights, and
especially of their politics. In this paper I discuss a
series of thinkers (Arendt, Lefort, Balibar, Ranciére
et al.) who take these revolutionary roots to be
central to the history, politics, and practice of hu-
man rights, not only in the eighteenth- and nine-
teenth-century Age of Revolution, but also today.
Understanding the politics of human rights as re-
volutionary can help us understand them from

sbottom-up”, and thus as democratic and emanci-
patory.

Die revolutioniren Urspriinge der Men-
schenrechte: Geschichte, Politik, Praxis

Von Historiker_innen ist zu lernen, dass die politi-
schen Wurzeln der Menschenrechte in den groflen
Revolutionen der Moderne zu verorten sind. Im
Zuge der Reflexion auf die Natur und besonders
auch die Politik der Menschenrechte findet diese
Einsicht jedoch kaum Beachtung. Der Artikel be-
handelt eine Reihe von Denkern (Arendt, Lefort,
Balibar, Ranciére u.a.), welche die revolutioniren
Whurzeln der Menschenrechte als zentral fiir das
Verstindnis ihrer Geschichte, Politik und Praxis
erachten, und zwar nicht nur im Hinblick auf die
revolutionire Ara des 18. und 19. Jahrhunderts,
sondern auch fiir unser heutiges Menschenrechts-
verstindnis. Interpretiert man die Politik der Men-
schenrechte als revolutionir, so fithrt dies zu der
Einsicht, dass diese Rechte ,,von unten® erkimpft
werden und damit als demokratisch und emanzipa-

torisch zu verstehen sind.

Jeanette Ehrmann: Konstitution der Rassis-
muskritik. Haiti und die Revolution der Men-
schenrechte

Ausgehend von der Amerikanischen und Franzosi-
schen Revolution wird die Geschichte der Men-
schenrechte als ein linearer moralischer Fortschritt
Euro-Nordamerikas reprisentiert. Der vorliegende
Beitrag verkompliziert das normative Narrativ der
Menschenrechte, indem er die verschwiegene Hai-
tianische Revolution als Teil einer iibergreifenden
atlantischen Verfassungsrevolution ernst nimmt und
als ein wirkmichtiges Griindungsmoment der poli-
tischen Moderne zentriert. Die in der Haitianischen
Revolution entstandenen Verfassungen sind Zeug-
nisse einer radikalen Rechtskritik des Rassismus, die
in der politischen Theorie bislang nahezu unbekannt
sind. Der Beitrag analysiert die Aushandlung des
Verhiltnisses von Universalismus und Rassismus in
den haitianischen Verfassungen von 1801 und 1805
und interpretiert diese nicht nur als Griindungstex-
te eines postkolonialen Staates. Mit ihrer alternativen
Konzeption universeller Menschenrechte stellen sie
vielmehr den Beginn einer antikolonialen politi-
schen Theorie dar. Die Haitianische Revolution ist
damit ein wichtiges Korrektiv zur Pluralisierung des
bislang eurozentrischen Kanons politischer Theorie
als auch ein theoretischer Ankniipfungspunkt fiir
das anhaltende Spannungsverhiltnis von Rechts-

staat, Menschenrechten und Rassismus.

The Constitution of the Critique of Racism.
Haiti and the Revolution of Human Rights

Starting from the American and the French Revo-
lution, the evolution of human rights is commonly
represented as a linear development of moral pro-
gress revolving around Europe and North America.
Complicating this normative account of human

rights, the article takes the hitherto silenced Haiti-
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an Revolution serious as one of the sites of a trans-
atlantic constitutional revolution and centres it as
a powerful moment in the foundation of political
modernity. Haiti’s revolutionary constitutions are
testimonies of a radical legal critique of racism that
have not yet been addressed in political theory. The
article analyzes the relation of universalism and
racism as dealt with in the Haitian constitutions of
1801 and 1805 and argues that they are more than
merely founding documents of a postcolonial state.
With their alternative conception of universal hu-
man rights, they rather constitute the beginning of
anti-colonial political theory. Therefore, the Haiti-
an Revolution is both an important counter-narra-
tive for the pluralization of a Eurocentric canon of
political theory and at the same time a starting point
for theorizing the persistent contradictions between

the rule of law, human rights and racism.

Nabila Abbas: Arbeit, Freiheit und Wiirde!
Chorl, hurriya, kardma wataniya! Menschen-
rechtsimaginationen der tunesischen Revolution

Als gesellschaftliche ,,Imaginationen im Sinne von
Cornelius Castoriadis haben die Menschenrechte
im Rahmen der tunesischen Revolution eine her-
ausragende Rolle gespielt und der demokratischen
Transformation den Weg bereitet. Zum einen haben
akute Menschenrechtsverletzungen seitens des
dikeatorischen Regimes einen vielfiltigen politi-
schen Protest hervorgerufen, der mafigeblich zu
einer Delegitimierung des Ancien Régime beigetra-
gen hat. Zum anderen hat sich das tunesische Volk
allererst im Zuge dieses menschenrechtlichen Wi-
derstands selbst zur demokratischen Instanz einer
kollektiven ,Erklirung® von Menschenrechten er-
hoben. Dabei lisst sich der tunesische Kampf um
Menschenrechte in vier verschiedenen Kontexten
verorten: im Anspruch auf Menschenwiirde, im
Kampf um Meinungs- und Ausdrucksfreiheit, in
der feministischen Forderung nach Gleichheit sowie
im Kampf gegen Folter. Als empirische Grundlage
des Artikels dienen Interviews, die im August/
September 2014 und im Miirz 2015 mit tunesischen

Aktivist_innen vor Ort gefiihrt worden sind.

Work, Freedom and Dignity! Chorl, hurriya,
karima wataniya! Human Rights Imagina-
tions of the Tunisian Revolution

As Castoriadis’ social imaginations, human rights
have played a crucial role in the Tunisian revolution
and paved the way for the democratic transforma-
tion. On the one hand, the gross violations of hu-
man rights by the dictatorial regime gave rise to
political protest which in turn contributed signifi-
cantly to the delegitimation of the old regime. On
the other hand, the Tunisian people, in the course
of this human rights resistance movement and
collective declaration of human rights, transformed
itself into a democratic entity. The paper shows that
the Tunisian struggle for human rights can be ex-
emplified in four different contexts: the claim to
human dignity, the struggle for freedom of expres-
sion, the feminist call for gender equality and the
resistance against torture. The empirical basis of
arguments made in the article are the interviews
conducted in August/September 2014 and March
2015 with Tunisian activists.

Mareike Kajewski: Revolution als Erfahrung
und die Aufgabe revolutioniren Handelns

Der Artikel untersucht, inwiefern sich am Beispiel
revolutioniren Handelns ein grundlegendes Prob-
lem jeden politischen Handelns zeigt. Die Frage, ob
und wie sich die politischen Prinzipien von Freiheit
und Gleichheit in einer politischen Ordnung wie-
derfinden, wird zur Frage, wie diese Prinzipien fiir
die politisch Handelnden erfahren werden und in
politischen Ordnungen erfahrbar bleiben. Im revo-
lutioniren Handeln offenbart sich dieses Problem
radikal. In revolutioniren Momenten entsprechen
den Forderungen noch keine Praktiken, weil sich
erst in den spontanen Befreiungen die neuen Prin-
zipien ankiindigen. Das Grunddilemma revolutio-
niren Handelns ist demnach, aus einem spontanen
Handlungsakt politische Prinzipien hervorbringen
zu wollen. Mit Edmund Burke werden die Wider-
spriiche dieses Handlungsaktes expliziert. Anschlie-
end wird mithilfe einer alternativen Handlungs-

auffassung (Hans Joas) gezeigt, wie in der Sponta-
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neitit der revolutioniren Handlung eine neue Art
der Performativitit politischen Handelns erfahren
wird. In der Erfahrung des Befreiungsmoments im
revolutioniren Handeln liegt sowohl die Maglich-
keit neue Praktiken zu entwerfen, wie auch die
bedrohliche, weil zerstorerische, Seite der Unabseh-
barkeit jedes Handelns. Wenn diese Performativitit
Grund und Resultat politischen Handelns ist, muss
jede politische Ordnung einen Ort und die Offen-
heit fiir die Spontaneitit politischen Handelns ha-
ben, damit die Erfahrung der Revolution als Erfah-
rung politischen Handelns erhalten bleibt.

Revolution as Experience and the Question
of Revolutionary Action

The article analyses the problem of revolutionary
action in order to elucidate a fundamental problem
of political action as such. The question, if and how
the political principles of freedom and equality are
realized in a political order, becomes a new direction.
Namely, the question turns into: if and how the
political principles can be experienced by those ac-
ting. It is thus a pivotal question if the experience of
political principles can be made in a political order.
Revolutionary action demonstrates this problem in
a radical way. In the moments of a liberation the
demands of the revolutionaries are without shape,
they have no already existing practices which corre-
spond to their ideas. It is in the moments of liberati-
on where the new practices are set off. The dilemma
of revolutionary action is thus that it has to construct
new practices out of spontaneous actions. With
Edmund Burke’s critique of the French Revolution
the paradoxes of this action are further explicated. In
spite of this reservation, a new action theoretical
approach (Hans Joas) will help to show how in
spontaneous action the new performativity of poli-
tical action is experienced. This experience of politi-
cal action in the liberation entails the possibility to
construct new practices, but the unforeseeability of
action discloses also dangerous elements for the ac-
tors. Nevertheless, if this experience of political
principles is seen as reason and result of political ac-

tion, then every political order needs space and
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openness for this kind of spontaneity in political
action. Only in such an order the political principles

can be a part of the experience of political action.

Georg Lohmann: Soziale Menschenrechte und
Revolution. Eine programmatische Skizze

In Form von skizzenhaften Uberlegungen und
Thesen wird die Frage gestellt, ob die Verwirkli-
chung der sozialen Menschenrechte Revolutionen
und/oder Reformen erfordern wiirde. Wihrend die
nationalen Menschenrechtskonzeption am Ende des
18. Jahrhunderts Bestandteile von politischen Re-
volutionen waren, lisst sich die gegenwirtig herr-
schende internationale Konzeption der Menschen-
rechte als zweifache Verhinderung von Revolution
verstehen. Zugleich aber fungieren die mit schwa-
chen Verpflichtungen ,,gewihrten® sozialen Rechte
wie in der Tradition hiufig, auch als Verhinderungen
von Revolutionen durch erméglichte soziale Refor-
men. Der Autor argumentiert, dass der traditionel-
le Gegensatz zwischen ,Revolution von unten und
»Reform von oben®, angesichts der skandalésen
sozialen Ungleichheiten in nationalen, aber insbe-
sondere globalen Ausmaflen, aufzugeben ist. Die
Verwirklichung globaler sozialer Rechte schlielen

revolutionire Verfassungsinderungen nicht aus.

Social Human Rights and Revolution

In the form of several theses and considerations, the
article asks the question whether the realization of
social human rights requires a revolution or a reform.
At the end of the 18th century, the national concep-
tions of human rights were instrumental for political
revolutions. Today’s prevalent international concep-
tion of human rights can be understood as a twofold
obstacle of a revolution. Moreover, guaranteed soci-
al rights function as obstacles to revolutions through
implemented social reforms. The author argues that
the traditional distinction between a revolution from
below and a top-down reform should be given up
today, given the scandalous level of inequality on
national and global level. The realization of global
social rights does not exclude the possibility of revo-

lutionary constitutional change.
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Tanja Hitzel-Cassagnes, Franziska Martin-
sen: Makrokriminalitit und sexualisierte
Gewalt: Eine gendertheoretische Betrach-
tung von Wiedergutmachungspraktiken

Der Artikel behandelt die gerechtigkeitstheoretische
Frage, inwiefern Betroffenen von gravierenden
Menschenrechtsverletzungen Wiedergutmachung
fir individuelle Leiderfahrungen zuteilwerden
kann. Das Augenmerk liegt hierbei auf Tatbestin-
den der sexualisierten Gewalt im Rahmen sog.
Kernverbrechen. Untersucht werden unterschied-
liche Zuginge zur Befrderung und Etablierung
von Geschlechtergerechtigkeit in Postkonflikt- und
Transformationsgesellschaften. Ausgehend von dem
durch zahlreiche Studien gestiitzten Befund, dass
sich iiber verschiedene geographische, politische
und kulturelle Diversifizierungen gesellschaftlicher
Konflikte hinaus bestimmte Gemeinsamkeiten
geschlechtsspezifischer Strukturasymmetrien auf-
zeigen lassen, wird insbesondere die Rolle der In-
ternationalen Strafgerichtsbarkeit als potentielle
Hoffnungstrigerin fiir die Wiederherstellung von
Gerechtigkeit fiir Betroffene humanitirer Volker-

rechtsverletzungen kritisch diskutiert.

Macro-Criminality and Sexualized Violence:
Gender Theoretical Perspectives on Repara-
tion

The article explores the possibilities of reparation
and compensation in terms of doing justice to
victims of grave human rights breaches focusing on
offences of sexualized violence in the realm of ‘core’
humanitarian crimes. Different approaches of esta-
blishing and implementing gender-justice in post-
conflict as well as in transitional regimes are analy-
zed. In spite of great geographic, political and cul-
tural diversity of conflicts, gendered asymmetries
represent a structural feature of humanitarian
crimes. And beyond this background the Interna-
tional Court of Justice (IC]) is a key institution for
victims to address their concerns for recognition
and redress. The article critically discusses the ICJ’s
capability to fulfill the hopes of persons affected by

(sexualized) war crimes.

Jessica Mosbahi: Vom Schattendasein einer
Sicherheitsresolution. Die Umsetzung der
VN-Resolution 1325 am Beispiel Afghanistan

Der Beitrag gibt einen Uberblick iiber die Entste-
hungsgeschichte der VN-Sicherheitsratsresolution
1325 und bewertet deren Umsetzung durch die
internationale Staatengemeinschaft in den letzten
15 Jahren seit ihrer Verabschiedung. Anhand des
Polizeiaufbaus in Afghanistan, den die internatio-
nale Gemeinschaft nach dem Sturz der Taliban
sowie kurz nach Verabschiedung von Resolution
1325 begann, soll exemplarisch untersucht werden,
ob die Inhalte der verbindlichen Resolution in die
internationalen Strategien zur Befriedung des Lan-

des eingeflossen sind.

Dabei werden auch die unterschiedlichen Konzep-
te der menschlichen und der militirischen Sicher-
heit kurz angesprochen, wie sie sich in Resolution
1325 und im Sicherheitsverstindnis der Weltge-
meinschaft widerspiegeln. Der Beitrag zeigt auf, dass
der Polizeiaufbau in Afghanistan die in Resolution
1325 verankerten Prinzipien und Vorgaben nicht
beriicksichtigt hat, sondern vielmehr einem rein
militdrischen Verstindnis von Sicherheit folgte.
Letzteres widerspricht jedoch dem Ziel, die tatsich-
lichen Bediirfnisse der von (sexualisierter) Kriegs-
gewalt betroffenen Frauen in den Konfliktregionen
dieser Welt in den Mittelpunkt allen Handelns der
VN-Mitgliedsstaaten zu stellen.

Daraus resultierend ergibt sich die Frage, warum
die von Frauenrechtsaktivistinnen als revolutionir
gefeierten Inhalte der Resolution von den politisch
Verantwortlichen so wenig Aufmerksamkeit erhal-
ten respektive ignoriert werden. Auch wenn die
Frage letztlich offen bleiben muss, erscheint es na-
heliegend, die Antworten in den immer noch
minnlich-militirisch-dominierten Strukturen der
Auflen- und Sicherheitspolitik sowie der Gesell-

schaftssysteme insgesamt zu suchen.
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The Evaluation of the Implementation of
UN Security Council Resolution 1325 in
Afghanistan

This article offers an outline history of the process
leading to UN Security Council Resolution 1325
and evaluates its implementation by the internati-
onal community of states in the 15 years since its
adoption. The assistance provided by the internati-
onal community to re-build the police force in
Afghanistan after the fall of the Taliban is taken as
an example since it also started shortly after Reso-
lution 1325 was passed. Analysing this example can
show if the contents of this binding resolution ac-
tually did find their way into international strategies

for establishing peace in the country.

This evaluation briefly mentions the variety of
different concepts of security, both human and
military, as they can be found reflected in Resoluti-
on 1325 and in the international community’s

understanding of security. The article reveals a lack
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of consideration of the principles and requirements
of Resolution 1325 in the support provided for the
Afghan police force. On the contrary, the reconst-
ruction demonstrates a purely military understan-
ding of security. This contradicts the aim of focus-
sing active support provided by UN member states
on the real needs of women affected by (sexualised)
wartime violence in the conflict regions of the

world.

This conclusion then leads to asking what reasons
there can be for the lack of attention paid by the
politically responsible actors to the contents of the
resolution, which were greeted by women’s rights
activists as being revolutionary. Although no defi-
nitive answer can be given to this question, the
author suggests that answers can be found in the
structures of the foreign policy, security policy and
societies involved: structures which even today are

still predominantly masculine and military.

© Wochenschau Verlag, Schwalbach/Ts

179



zfmr 112015

180

AUTORINNEN UND AUTOREN

Nabila Abbas ist Doktorandin an der Université de Paris 8 (Vincennes-Saint-Denis)
und an der RWTH Aachen, wo sie zudem als Wissenschaftliche Mitarbeiterin
tdtig ist.

Jeanette Ehrmann ist Doktorandin am Institut fiir Politikwissenschaft der Goethe-
Universitit Frankfurt sowie Fellow am Forschungsinstitut fiir Philosophie Hannover.
Tanja Hitzel-Cassagnes ist Privatdozentin Dr. phil. an der Leibniz Universitit Hanno-
ver fiir Politische Theorie und Ideengeschichte.

James D. Ingram unterrichtet Political Theory at McMaster University in Hamilton
Canada.

Mareike Kajewski ist Stipendiatin der Heinrich Boll-Stiftung und promoviert am In-
stitut fiir Philosophie der Goethe-Universitit Frankfurt/M.

Michael Krennerich ist Privatdozent am Lehrstuhl fiir Menschenrechte und Menschen-
rechtspolitik der Universitit Erlangen-Niirnberg und Vorsitzender des Niirnberger
Menschenrechtszentrums.

Georg Lohmann ist Professor fiir Praktische Philosophie (em.) an der Universitit
Magdeburg.

Franziska Martinsen, Dr. phil. ist wissenschaftliche Mitarbeiterin an der Leibniz
Universitit Hannover fiir Politische Theorie und Ideengeschichte.

Jessica Mosbahi, LL.M (Kapstadt), ist Referentin fiir Menschenrechte und Politik bei
der Frauenrechtsorganisation medica mondiale e. V.

© Wochenschau Verlag, Schwalbach/Ts



	Editorial
	Menschenrechte und Revolution
	James D. Ingram
	The Revolutionary Origins of Human Rights: 
History, Politics, Practice
	Jeanette Ehrmann
	Konstitution der Rassismuskritik.
Haiti und die Revolution der Menschenrechte
	Nabila Abbas
	Arbeit, Freiheit und Würde! 
Chorl, hurriya, karâma wataniya! 
Menschenrechtsimaginationen der tunesischen ­Revolution
	Mareike Kajewski
	Revolution als Erfahrung und die Aufgabe ­revolutionären Handelns
	Georg Lohmann
	Soziale Menschenrechte und Revolution. 
Eine programmatische Skizze

	Hintergrund
	Tanja Hitzel-Cassagnes, Franziska Martinsen
	Makrokriminalität und sexualisierte Gewalt: 
Eine gendertheoretische Betrachtung von ­Wiedergutmachungspraktiken
	Jessica Mosbahi
	Vom Schattendasein einer Sicherheitsresolution

	FORUM
	Dokumente der Repression, Vermächtnis der ­friedlichen Revolution. 

	Tour d’Horizon
	Michael Krennerich
	Zivilgesellschaft unter Druck

	Buchbesprechungen
	George Kateb (2011): Human Dignity, Cambridge/Mass., Harvard University Press, 238 S., € 25,78
	Richard Breun (2014): Scham und Würde. Über die symbolische Prägnanz des Menschen, Freiburg, Alber, 229 S., € 20,00
	Markus Düwell, Jens Braarvig, Roger Brownsword, Dietmar Mieth (2014) (Hrsg.): The Cambridge Handbook of Human Dignity. ­Interdisciplinary Perspectives, Cambridge/UK, Cambridge University Press, xxii + 608 S., € 116,95
	Hans Jörg Sandkühler (2014): Menschenwürde und Menschenrechte. Über die Verletzbarkeit und den Schutz des Menschen, Freiburg/München, Verlag Karl Alber, 349 S., € 39,00
	Mathias Risse (2012): On Global Justice, Princeton University Press, 465 S., € 29,70
	Peter Bieri (2013): Eine Art zu leben. Über die Vielfalt menschlicher Würde, München, Hanser, 384 S., € 24,90
	Abstracts



